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Einleitung. 

Es ist bekannt, daß viele wichtige Anhaltspunkte fflr den eisten 
Aofban unserer Arbeiterversiehenuigsgesetze aus den althergebraohtea 
Einridiitangen der Enappschaftsveieine gewonnen worden sind. War 
die Reichsregiernng zonächst von dem Plane ausgegangen, die ge- 
samte Arbeiterversicherang nach dem Master der Enappschafts- 
kassen auszogeetalten, so ist sie doch bald za der Einsicht gelangt, 
daS «ch Einrichtangen, welche in einem ganz eigenartigen Pro- 
duktionszweige wohl bew&hrt waren, doch nicht ohne weiteres auf 
die Gesamtheit der Arbeiter ausdehnen ließen. Dennoch sind die 
hundertjährigen Erfahrungen der Enappschaftsyereine und ist das 
oinzige Zahlenmaterial dieser genossenschaftlichen Organisationen 
eifrigst benutzt worden, als schließlich das erstrebte große Ziel 
auf einem zwar weiteren, dafär aber gangbareren Wege erreicht 
worden ist 

Weniger bekannt sind die bedeutungsvollen BQckwirkungen der 
Arbeiterversicherungsgesetze auf die Institutionen der Enappschafts- 
vereine. Sie beginnen schon gleich mit dem Erlasse des ersten 
großen Seformgesetzes. 

Obwohl der Gesetzgeber bei der Ausarbeitung der Yersicherungs- 
gesetze die altbewährten Enappschaftskassen mit Achtung und Wohl- 
wollen behandelt hat, hat er doch nicht ganz vor ihnen Halt machen 
können; sie mußten in das neue Gebäude eingefügt werden. In 
dem Kranken- und UnfaUversicherungsgesetze wurden deshalb be- 
sondere Paragraphen zur Regelung der Verhältnisse im Bergbau 
vorgesehen, welche die auf hundertjähriger Erfahrung gegründeten 
Einrichtungen der Knappschaften sowie die Eigenart des Bergbaues 
überhaupt berücksichtigen sollten. Ebenso beziehen sich in dem 
Gesetze über die Invaliditäts- und Altersversicherung einige Para- 
graphen vornehmlich auf die Knappschaftsvereine. 

H a 1 b a h , Knapptohaftsyerein. 1 



2 Einleitimg. 

Trotz dieser Bucksichtnahme sind die Einwirkungen doch zam 
Teil so bedeutende gewesen, daß eine Zeit lang die Existenz der 
Enappschaftskassen in ihrem alten umfange in Frage gestanden 
hat Ein Teil der Enappschaftsyereine ist denn auch infolge der 
Versicherongsgesetze auf einer Stofe stehen geblieben, die fnr andere 
nnr ein Dnrchgangsstadinm gewesen ist. 

Am charakteristischsten and umfassendsten nach den yerschie-- 
denen Bichtungen hin ist der Einfluß bei den Enappschaflsyereinen 
des größten deutschen Kohlenbezirkes, des Buhrreviers, in die Er- 
scheinung getreten. Da von den fibrigen weit über hundert Eiiapp- 
schaftsyereinen des deutschen Beiches, die zum Teil keine Bedeutung 
haben und oft nur einen örtlichen Charakter tragen, nur wenige 
eine ahnliche Umwandlung unter dem Einflüsse der Sozialgesetze 
durchgemacht haben, so liefert das Studium der Einwirkung der 
Arbeiterversicherungsgesetze auf die Enappschaftsvereine des nieder- 
rheinisch-westfälischen Eohlenbezirkes den vielseitigsten Überblick 
Aber die Einwirkung dieser (besetze auf die Enappschaftsvereine 
Oberhaupt. Ein vollständiger Überblick wird natürlich auf diesem 
Wege nicht gewonnen; dazu bedürfte es der Berücksichtigung 
eines jeden einzelnen Vereines. Um dennoch möglichst Abgerun- 
detes zu geben, wird an geeigneter Stelle auch des Einflusses auf 
andere deutsche Enappschaftskassen gedacht werden. 



L Abschnitt. 

C^eschiehte und Organisation der Snappschaftsyerelne Tor 
der sozialen Gesetzgebung. 

L 

Wenn auch der deutsche Bergbau unmittelbar an den römischen AiigwnirfiMw. 
anknfipft, so trug doch die Mineralgewinnung in Deutschland einen 
ganz anderen Charakter als diejenige in den Zeiten der Bömerherr- 
schaft. Insbesondere wurde der deutsche Bergbau nicht yon Sklaven, 
Verbrechern oder Fronbauern, sondern stets yon freien Männern be- 
trieben. 

In Deutschland worden die unterirdischen Lagerstätten der Mi- 
neralschätze, im Gegensatz zu England, Nordamerika und zum Teil 
auch Frankreich, unabhängig vom Qrundeigentame als freies Eigen- 
tum des Königs, als Begal, angesehen. 2) Aber schon in der gol- 
denen Bulle 1356 wurde das Eigentumsrecht, das damals noch 
keine große Einnahmequelle fflr den Herrscher sein konnte, vom 
Kaiser den Kurfürsten for ihr Oebiet übertragen. Das für unsere 
Tage wichtigste Mineral, die Steinkohle, erwähnt diese Urkunde 
noch nicht. Im Laufe der Zeit hat sich eine große Zahl anderer 
Landesherren ebenfalls das Eigentumsrecht an den anstehenden 
Mineralien, welches ihnen formell erst im westfälischen Frieden 1648 
zuerkannt wurdet), angemaßt. Daß dies geschehen konnte, ist aus 
den damaligen staatsrechtlichen Verhältnissen leicht zu erklären. 



1) Neben anderen Büchereien waren mir dank der Freundlichkeit der 
Verwaltungen des Allgemeinen KnappBchaftsTereins in Bochum und des Vereins 
f&r die bergbaulichen Interessen in Essen auch die großen BQchereien dieser 
beiden Vereine zug&nglich. 

2) Vgl. Ehgbls, Preußisches Bergrecht Leipzig 1887. S. 11. 

3) Art ^Bergbau'' im Wörterbuch der Volkswirtschaft. Bd. I, S. 333. 

1* 



4 1. Abschnitt. 

Die Landesherren erkannten bald^) die Wichtigkeit der berg- 
männischen Tätigkeit ffir die Wohlfahrt ihrer Territorien. Um den 
Bergbaa auszudehnen, sachten sie von den alten Statten des deutschen 
Bergbaues, vom Harz und von Böhmen, Männer heranzuziehen, welche 
es verstanden, die Mineralien aus der Erde hervorzuholen und auf- 
zubereiten. Aber die wanderlustigen Bergknappen, unter denen 
manche sogar bis nach England hinüberzogen, ließen sich nicht leicht- 
halten. Bedeutende Vorrechte mufiten ihnen eingeräumt werden. 
Als solche finden wir besondere Niederlassungsrechte, Schatzungs- 
und Auflage- (Steuer-) Freiheiten'), Be&ei«ng von Einquartierung 
und persönlichen Eonmunalsteuem. Von dem zur damaligen Zeit 
nicht gerade sehr ehrenvollen Heeresdienste waren die Bergleute 
befreit Sie hatten die Waffenehre und die Waffenpflicht der Qe- 
meififreien. Ein gefreiter Geriditsstand war ihnen verliehen; sie 
unterstanden dnem Bergvogte, dessen Aufgabe nur die Rechtsfindung 
war, und der mit der Bewirtschaftung des Bergwerks nichts zu tun 
hatte. ') Wege und Weiden standen den Bergleuten zur Benutzung 
offen. Alles was zur Erhaltung des Bergwerks nötig war, konnte 
zollfrei eingefOhrt werden. Am Harze waren sogar staatliche Eomhäuser 
vorhanden, [aus denen den Bergleuten in Zeiten der Not Eom 
zu billigen Preisen abgegeben wurde. Alle Beamten im Bergbau 
wurden von den Bergleute selbst gewählt Daß sich die Bergleute, 
die mit ihren Nachkommen unter dem besonderen Schutze des 
Landesherm standen und als unmittelbare Untertanen von Leibeigen- 
schaft und Abhängigkeit von einem Gutsherrn frei waren und Frei- 
zflgigkeit besaßen, mehr dflnkten, als Handwerker und Bauern, ist 
wohl zu verstehen. Dieses Btandesbewußtsein und dieser Korpsgeist 
wurden verstärkt durch das stolze Bewußtsein, daß sie aus un- 
scheinbarem Erze gleißendes Gold oder Silber zu gewinnen wußten. 
— So gingen die Bergleute mit Liebe ihrem Gewerbe nach, das 
trotz Mähen und Gefahren manche Beize in sich barg und auch oft 



1) y. Fbstbnbbbg-Paokibch , Bausteine zur Geschichte des deutschen 
Bergbaaes. Braonscbweig und Leipzig 1901. S. 33. Sdionb. Geschichte ond 
Staljstik der Worm-Enappechaft bei Bardenberg bei Aachen. Berlin 1890. S. 13. 
Ajrt. „Bergbaa" im SchOnbergschen Handbuch. 3. AafiL Bd. 11, S. 405. 

2) So in Preußen von der Accise, die auf den notwendigsten Lebens- 
mitteln lastete, (s. Fbstevbbbg-Packisoh a. a. 0«) 

8) SoHftiTBiBos Baodbaeb. Bd. H, S. 404. 
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Gtolegenheit gab, groBe Umsicht and Geschicklichkeit ta beweisen. 
In den Bergmannsfamilien vererbte sich fast stets der Beruf Ton dem 
Vater auf den Sohn. Dazn trat der Stand nach anßen nocU besonders 
hetror dnrch die eigenartige nnd gleiehmiftige Tracht, die noch im 
letzten Jahrhundert bei vielen Anlässen getragen werden maßte» 
dnrch das den alten Egyptem schon bekannte Emblem „Schlägel 
and Eisen" and dnrch den Bei^fmannsgmß „Glfickaaf!'' 

Meistens waren die Berglente Unternehmer and Arbeiter in 
einer Person, sogenannte Eigenlöhner; denn die Landesherren sahen 
daranf, daß, soweit nicht größere Gemeinschaften erforderlich waren, 
kleine Grnbenfelder verliehen imrden. Daher finden wir oft eine 
Anzahl gleichberechtigter Bergknappen nebeneinander. Hatte man 
Geholfen zngezogen, so war das Verhältnis zn ihnen ein dorchaas 
patriarchalisches. Fiskalische Graben in nnserem Sinne waren nnr 
wenige vorhanden. 

Den Bergleaten war es also schon dnrch ihre besondere Stellang 
nahe gelegt, sich zu vereinigen, und so den Wert des Einzelnen 
noch dnrch korporative Geschlossenheit zn erhöhen. Ein weiteres 
Band, das alle miteinander verknüpfte, war die Gemeinsamkeit der 
Interessen in goten nnd bösen Tagen and die allen gleichmäßig 
drohende Gefahr bei der Ansübang des Berafes. Das Gemeinschafts- 
gefähl fahrte daza, daß, gleich den Zünften im Handwerk, beim 
Bergban Innnngen entstanden. Die ersten Bildnngen dieser ter- 
ritorialen Kassen anf Gegenseitigkeit sind in Dnnkel gehüllt. In 
größerer Zahl treten sie erst im 15. and 16. Jahrhnndert auf, nach- 
dem der dentsche Bergban große Störangen überwanden hatte, i) 
Im allgemeinen waren diese Innnngen ziemlich gleichmäßig orga- 
nisiert, da die Bergleute an den alten überlieferten Gewohnheits- 
rechten festhielten. In der Begel maßten die Berglente eines be- 
stimmten Bezirks alle der Vereinigang angehören; ohne den Anschlnß 
konnte ihnen leicht die Arbeit nnmögUch gemacht werden. 

Während an den Zünften in ihrer Blütezeit ein hoher sittlicher 
Ernst, die strenge Wahrnng der Standesinteressen and der Disziplin 
anter den Mitgliedern besonders anffallt, war die Tätigkeit in den 
bergmännischen Innangen hauptsächlich einem mehr materiellen 



1) BaA.88BBT, Zar Frage des deutschen Enappschaftswesens. Zeitschrift 
ftr Bergrecht. Bd. XIU, S. 101. 
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Zwecke gewidmet: der Pflege der Wohlfahrt anter den Mitgliedern. 
Die Gesamtheit trat fOr den Einzelnen nnd der Einzelne seinerseits 
fOr die Gesamtheit ein. Anfänglich worden fltr in Not geratene 
Kameraden freiwillige Beiträge in Bnchsen gesammelt Bald aber 
trat eine größere Begelmäßigkeit nnd eine bestimmte Höhe in der 
Entrichtung des Büchsengeldes, des Bfichsenpfennigs, ein. Diese 
rein deutschen i) genossenschaftlichen Organisationen worden als 
Gnadengroschenkassen, Enappsohaftskassen, Broder- 
laden — wie sie heote noch allgemein in Österreich genannt werden — 
bezeichnet 

Als nach der Entdeckong Amerikas die reichen Schätze Mexikos 
und Peros nach Eoropa kamen, war der Erzbergbao in Deotsch- 
land, nm den es sich damals nor handelte , lange Zeit hindurch 
nicht recht lohnend. Der Dreißigjährige Ejrieg brachte eine weitere 
Beeinträchtigong. Nach dem Frieden hatten die Landesherren die 
Aofgabe, die Wonden, die der Krieg geschlagen, rasch vernarben 
zo lassen. Als besonders geeignet, den Beichtum des Landes wieder 
zu heben, wurde bald allgemein die Wiederaufiiahme des Bergbaues 
erkannt Aber die Zeit stellte Anforderungen, denen die alten Bergleute 
nicht gewachsen waren. Der Bergbau konnte nicht mehr handwerks- 
mäßig ohne Arbeitsteilung von selbständigen Männern betrieben 
werden, sondern es waren nun größere Mittel erforderlich. Der Berg- 
bau mußte deshalb, ähnlich wie damals schon der Handel, fremdes 
Kapital in größerem Umfange heranziehen. 2) Diese Umstände 
f&hrten zu der dem Bergbau eigenen Gesellschaftsform, der Ge- 
werkschaft Es trat eine Scheidung ein zwischen Unternehmern 
(Gewerken) und Arbeitern (Knappen), und die unmittelbare Inter- 
essengemeinschaft hörte auf. 

Es stellte sich nun auch das Bedurfais heraus, fltr das Berg- 
wesen feste Rechtsnormen zu schaffen. Die ziemlich gleichen Ge- 
wohnheitsrechte 3) wurden daher in Bergordnungen kodifiziert^) 



1) BBAB8BBT, Zeitschrift fOr Bergrecht Bd. XIII, S. 101. 

2) Diese Entwicklung ist natOrlich nicht überall gleichmäßig Tor sich 
gegangen. Man kann sie aber doch als typisch bezeichnen. 

3) AcHBNBACH, Das gemeine deutsche Bergrecht Bonn 1871. S. 36. 

4) Es verdient erw&hnt zu werden, daß schon im 18. Jahrhundert an 
einigen Stellen Deutschlands geschriebenes Bergrecht vorhanden war. Eine 
der ältesten Bergordnungen, die sogenannte Euttenberger vom Jahre 1300, 
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Aber die Staatsleiter gingen mit ihren Eingriffen in den Bergbau 
noch weiter. Hatte es sich zuerst nur darum gehandelt, den Berg- 
bau im allgemeinen zu heben, so erfolgte nun eine so weitgehende 
obrigkeitliche Begelung dieses wichtigen Gewerbes, daß von einer 
Selbstrerwaltung der Eigentdmer kaum noch die Bede sein konnte. 
Besondere Bergbehörden ordneten nicht nur die Produktions- und 
Betriebsverhaltnisse und setzten die Preise der Produkte fest, son- 
dern sie verwalteten sogar das Bechnungs* und Yermögenswesen. 
So wurde oft der Ausfall einer Grube durch die Erträgnisse einer 
fremden gedeckt. Ebenso weitgehend war der Eingriff in das 
Arbeitsverhältnis. Staatliche Beamte nahmen die Bergleute zur 
Arbeit an und entließen sie. Auch die Lohnhöhe, Schichtdauer und 
die dbrigen Arbeitsbedingungen wurden von diesen Beamten fest- 
gelegt ; oft wurden hierbei allerdings Gewerkschaftsvertreter zugezogen. 
Die Höchstzahl der anstellbaren Bergleute war vom Bergamte fest- 
gesetzt. Es war dabei die Zahl zugrunde gelegt, die in einer 
mittleren Debitperiode Beschäftigung fand. War die Nachfrage nach 
Mineralien so groß, daß der vorhandene Stamm von Arbeitern den 
Anforderungen nicht genfigen konnte, so wurden sogenannte Berg- 
tagelöhner herangezogen. Ihre Einstellung konnte ziemlich formlos 
erfolgen; bei ihnen wurden aber auch wenig Umstände gemacht, 
wenn man ihrer nicht mehr bedurfte. 

Die Unterscheidung zwischen Bergleuten und Bergtagelöhnem 
kam auch in der Form der Mitgliedschaft bei den auf voriger Seite 
erwähnten Enappschaftskassen, die in der Zwischenzeit nie 
ganz untergegangen waren, deutlich zum Ausdruck. Ständige und 
vollberechtigte Enappschaftsmitglieder waren nur die eigentlichen 
Bergleute. Sie besaßen in gewissem Sinne ein „Becht auf Arbeit^ 
und trugen, wie man fast sagen kann, Beamtencharakter. Die nur 
vorfibergehend im Bergbau Beschäftigten waren hingegen entweder 
unständige, minderberechtigte Angehörige der Easse, oder sie standen 
der Enappschaftskasse überhaupt fem und gehörten einer Sonder- 
kasse an. Um in die begrenzte Zahl der ständigen Mitglieder auf- 
genommen zu werden, mußten die Tagelöhner zunächst eine Beihe 



beiSaßte sich sogar schon mit den Unterstütznngskassen. (: Art »Enappschafts- 
kassen'' im Handwörterbuch der Staatswissenschaften 2. AuH. Bd. Y, S. 107:) 
t) Yergl. auch Menzel in der Zeitschrift fOr Bergrecht. Bd. XXXII, S. 482. 
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von Jahren Bergabeit verrichtet haben. Oft war zu der Anfnahiue 
sogar die Znsthninang der Knappschaftsgenoseen erforderlich. 

Als sich die Zahl der Bergleute im Laufe des 18. Jahrhanderts 
immer mehr vergrößerte, worden in die Bergordnungen weitere Be« 
Stimmungen aber die Arbeiterverh&ltnisse aufgenommen. Diesen 
Bestimmungen schlössen sich manchmal auch solche über das unter- 
stfltzungswesen bei den Enappschaftsvereinen an. 

Es wurden nun auch die Leistungen der Kassen bestimmter 
festgelegt Den vollberechtigten Mitgliedern stand, wenn sie berg* 
fertig, d. h. zur eigentlichen Bergarbeit nicht mehr fähig waren, 
eine Penäon zu. Nach dem Tode genossen noch die Angehörigen 
die Wohltaten der Enappschaftskasse. Im Krankheitsfälle erhielten 
alle Knappschaftsmitglieder Unterstützungen, sofern ihnen nicht an- 
derweitig geholfen wurde. 

Die Einnahmen der Knappschaftskassen waren mannigfacher 
Art und wechselten in ihren Quellen des öfteren. Die alten Büchsen- 
pfennige genügten natürlich bei weitem nicht mehr. Deshalb traten 
die Oewerkschaften den Vereinigungen der Bergleute bei und Steuer* 
ten freiwillig Beiträge zu. Der Staat machte diese freiwilligen Bei- 
träge dann zu Zwangsbeiträgen. Die Oewerkschaften mußten fär 
den Knappschaftsverein zwei Freikuxe bauen, sodaß (bei den im 
früheren Bergrechte vorgeschriebenen 128 Kuxen einer Gewerkschaft) 
V64 des Bruttoertrages den Knappschaftsvereinen zufloß. Femer 
wurde bestimmt, daß die Oewerkschaften einem erkrankten Knappen 
4 oder 8 Wochen (4 Wochen bei den Zubußezechen, 8 Wochen bei 
den Ansbeutezechen) den Lohn weiter bezahlen sollten, i) Beim 
Steinkohlenbau insbesondere finden wir, daß für jeden Hauer all- 
wöchentlich ein Faß Kohlen an die Kasse geliefert werden mußte. 
Diese Vorschrift wurde hinterher dahin geändert, daß von jedem 
aus den Kohlen verdienten ßeichstaler V2 oder 1 Stüber 2) oder auch 

1) BsASBBBT, BergordnuDgen der preußischen Lande. Eöhi 1858, S. 912. 
Die folgenden Ausfahrungen lehnen sich überhaupt an die Bergordnungen an, die 
fdLt die verschiedenen Berghaubezirke PreuBens zu ganz verschiedenen Zeiten 
erlassen worden sind und von denen die ersten aus der Mitte des 17. Jahrhunderts 
stammen. Daten lassen sich unter diesen Umständen bei diesem kurzen all- 
gemeinen Überblick nicht angeben. Eingehendere Darlegungen über die Ver- 
hältnisse aus dieser Periode mit Zeitangaben findet man weiter hinten in der 
Geschichte der Enappschaftsvereine des Ruhrreviers (S. 14 ff.). 

2) 60 preußische Stüber = 2 M 31 Pfg. heutiger V\^ährung. 
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fnr jeden geförderten Scheffel 1 Pfennig zn entrichten war. Schließ- 
lich wurde der Beitrag des Werkbesitzers festgelegt auf Vi 20 der 
Bruttoeinnahme der Steinkohlenbergwerke aus dem Produktenverkauf. 
An Beitragen der Genossen haben wir das BBchsengeld, das meistens 
Veo des Lohnes ausmachte, sowie das sogenannte Freischichtengeld. 
Jeder Genosse mußte nämlich im Laufe eines Jahres einige Tage 
(4 bis 12) fär die Gesamtheit arbeiten und den verdienten Lohn 
an die Knappschaftskasse abfahren. Um den Schwierigkeiten, die 
dieses Verfahren mit sich brachte, zu entgehen, wurde aber meist 
ein bestimmter Teil des Bruttolohnes (V20 bis V25) als Freischichten- 
geld entrichtet Schließlieh verschmolz man beide Beitragsarten. 
In der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts führte man das soge- 
nannte Feierschichtengeld ein, das fOr die Tage zu bezahlen war, an 
denen der Bergknappe nicht gearbeitet hatte. Sonn- und Festtage, 
sowie Zeiten von Krankheit wurden -nicht als Feierschichten be- 
trachtet Mehr gelegentliche Beiträge waren das Anfahrungsgeld — 
jeder Neuanfahrende hatte den Lohn für seine erste Schicht beizu- 
steuern — das Einschreibungsgeld für die Eintragung in die Knapp- 
sdiaftsrolle, die Trauschein- und die Beförderungsgebühren, die 
Geldstrafen, die damals häufiger verhängt wurden und auch höher 
waren als jetzt, die von der Gewerkschaft bei jeder Verleihung von 
Bergwerkseigentum zu entrichtende Gebühr u. a. m. 

Die Knappschaftsvereine waren aber nicht allein Kranken- 
Sterbe- und Fensionskassen ; sie übernahmen vielmehr nach und 
nach noch weitere Aufgaben. So wurden vielfach die Schulkosten 
für die Kinder der Genossen bestritten, i) Durch Belehrungen und 
Ratschläge 3) suchte man das Wohl der Mitglieder zu fördern. 
Für die arbeitsunfähigen Genossen waren bei einigen Vereinen eigene 
Kranken- und Invalidenhäuser vorhanden. Einige Knappschafts- 
kassen unterhielten sogar für die Berggemeinde besondere Prediger; 
wobei zu bemerken ist, daß sich die Bergleute überhaupt durch 
fronmien Sinn hervortaten (Gebet vor der Anfahrt). Waren bei der 
Kasse tTberschüsse vorhanden, so konnten diese den Mitgliedern 



t) Tiele Enappschaftsvereine haben diese Schulkosten bezahlt, bis das 
Gesetz vom 14. Juni 1888 die Un entgeltlichkeit des Unterrichts in den Yolks- 
scbnlen brachte. 

2) GesundheitsbOchlein des Dichters der Jobsiade, Dr. Eortum, der Knapp- 
Schaftsarzt in Bochum war. 
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gegen mäßigen Zins zum Hansbaa and zu ähnlichen Zwecken zur 
Verfügong gestellt werden. 

Die Leitung und Verwaltung der Kassen geschah unentgeltlich 
durch den Berggeschworenen (Bevierbeamten). Dieser hatte zwei 
zuverlässige Männer (Knappschaftsälteste) zuzuziehen, die besonders 
vereidigt wurden. Die Lade mit der Kasse war entweder in der 
Kirche, im Bathaus oder beim Bergamt niedergestellt i) Nur an 
bestimmten Tagen durfte sie von dem sogenannten Brudermeister 
geöföiet werden. — 

Wir sind mit unserer Schilderung jetzt etwa bis zum Jahre 
1850 gelangt Um diese Zeit treten sehr wesentliche Änderungen ein. 

Hatte die Leitung des Bergbaues und der Knappschaftsvereine 
durch den Staat zu ihrer Zeit sowohl in technischer wie wirtschafir 
lieber Hinsicht günstig gewirkt, so hatte sie sich nun überlebt; sie 
ließ sich mit den veränderten wirtschaftlichen Verhältnissen und 
mit den Anschauungen, die in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts 
überall durchdrangen, nicht mehr vereinen. Dann hatte der Berg- 
bau auch gegen früher eine andere Bichtung genommen. Während 
er früher seinen Schwerpunkt in den Erzen hatte, stand nun das 
Material zur Erzeugung des Dampfes, die Steinkohle, im Vorder- 
gründe, um den vergrößerten Anforderungen genügen zu können, 
mußte vom Stollenbau zum Tiefbau übergegangen werden. Der 
Unternehmungsgeist war im Bergbau mächtig entfacht, und das 
Kapital trat bestimmend auf den Plan. Haben wir so im Berg- 
gewerbe schon früh eine ungewöhnliche Konzentration der Betriebe 
und des Kapitals gefunden, so ist diese Periode des Bergbaues, in der 
wir gegenwärtig noch leben, weiter gekennzeichnet durch das Sprüch- 
lein 2), das Bergleute des Saarbrücker Bezirkes bei einem Streik auf 
ihre Fahne gesetzt hatten: 

„Alle R&der stehen still, 

Wenn des Bergmanns Arm nicht will!** 

um dem Bergbau bei dem so gewaltig einsetzenden Aufschwung 
nicht hindernd im Wege zu stehen und um den Anforderungen 
des neuzeitlichen Gewerbebetriebs (ökonomischer Individualismus) im 



t) Art. „Enappschaftskassen'' im Wörterbuche des Yerwaltangsrechts. 
I. Bd., S. 798. 

2) Dieses Sprachlein hat natürlich nur theoretische Bedeutung. 
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aUgemeinen zu entsprechen, ist der Staat immer mehr aas seiner 
alten Stellung herausgetreten. Das Direktionsprinzip ist von dem 
Inspektionq)rinzip abgelöst worden. Der Staat behielt sich nur die 
Berghoheit, d. h. das Verleihnngs- und Auf sichtsrecht, vor. Diese 
Umwandlang geschah in Preußen durch das sogenannte Miteigen- 
tfimergesetz vom 12. Mai 1851 und — weitergehend noch, und ins- 
besondere die Arbeiterverhältnisse ergreifend — durch das Gesetz 
vom 21. Mai 1860. Beide Gesetze haben dem Bergwerksbesitzer 
weitgehende Bewegungsfreiheit gebracht. Hinzu kam noch, daß die 
in neuerer Zeit als solche ganz aufgehobene hohe Bergwerksabgabe 
ermäßigt wurde. 

Mit dieser Entwicklung des Bergbaues mußte sich naturlich 
auch die Stellung der Bergleute verschieben. Ihre dberlieferten 
Yorrechte waren schon lange nicht mehr aufrecht zu erhalten, und 
auch ihre Abgeschlossenheit mußte durchbrochen werden. Denn 
um die erforderliche Zahl von Arbeitern zu erlangen, war die Her- 
anziehung Fremder nötig. So schwand allmählich die Sonderstellung 
des Bergmannstandes. Als ein letztes Aufflackern des alten Standes- 
bewußtseins können wir den großen Sturm ansehen, der sich in den 
fänfziger Jahren erhob, als in Preußen die Entwürfe zu den neuen 
Gesetzesbestimmungen von „Bergarbeitern"^ und nicht mehr von 
^Bergmännern^ sprachen, i) Seit der Mitte des vergangenen Jahr- 
hunderts ist der Beigarbeiter nicht mehr ein fest eingefügtes Glied 
eines wohl organisierten und disziplinierten Ganzen, Genosse einer 
Gemeinschaft, die sich als Stand vor anderen auszeichnet; er ist 
Vermieter seiner Arbeitskraft wie jeder andere Arbeiter. Eine ato- 
misierte, zusammengewürfelte Arbeiterschaft, die durch eine gerade- 
zu militärische Disziplin zusammengehalten wird, befährt nun die 
Bergwerke. 

Bei den Enappschaftskassen wahrte man aber die Tradition 
nach Möglichkeit. Dies Bestreben machte sich auch geltend, als 
es sich darum handelte, das Enappschaftswesen in Preußen den ver- 
änderten Zeitverhältnissen entsprechend neu zu regeln. Durch das 
zwölf Pari^n^phen umfassende Gesetz vom 10. April 1854 und durch 
die transitorische Instruktion zu ihm vom 3. April 1855 wurden zum 



1) SiBLO, Die Beschwerden gegen die neue Organisation der Enapp- 
schaftsvereine im Distrikte des Egl. Oberbergamtes Dortmund. Essen 1859. S. 3. 
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ersten Mal die traditionellen Yerhaltnisse nnd Orondsätze des Knapp- 
schaftswesens einheitlich för die ganze Monarchie znsammengefafit 
Das Gesetz beseitigte eine Beihe von Gesetzes- and Yerwaltnngs- 
vorschriften, sowie sämtliche Enappschaftsordnangen nnd Enapp- 
schaftsreglements. Durch ein von der Regierang erlassenes Nonnal- 
Statut, welches allgemein angenommen worden ist, wurde auch eine 
formelle Übereinstimmung herbeigefflhrt. 

Während bei den gewerblichen ünterstützungskassen, mit denen 
sich das Gesetz vom 3. April 1854 befaßte, der Beitritt freiwillig 
war, waren die Bergleute nach dem neuen Gesetze gezwungen, sich 
der genossenschaftlichen Easse anzaschließen. So umfaßten die 
Enappschaftsvereine nun alle im Bergbau beschäftigten Personen. 
Dieser Beitrittszwang war aber von keiner großen Bedeutung, da 
ungeföhr V« aller Bergleute schon Enappschaftskassen angehörten. 
Die Beiträge, die sich wegen der häufigen Schwankungen nicht mehr 
gut nach der Produktion oder dem jeweiligen Lohne festlegen ließen, 
wurden nun im allgemeinen nach den Beschäftigungsgiaden in festen 
Monatsbeiträgen erhoben. Die Unternehmer mußten einen bestimmten 
Teil — die Hälfte — der Arbeiterbeiträge leisten. Die zwei Preikuxe 
konnten nach freier Vereinbarung abgelöst werden. So bedachte 
der Staat die Vereine mittelbar durch seine gesetzlichen Bestim- 
mungen. Auf der anderen Seite fiel nun aber die Verpflichtung der 
Werkbesitzer fort, in Erankheitsfällen eine bestimmte Zeit den Lohn 
weiter zu bezahlen. Dies bewirkte natürlich eine stärkere Belastung 
der Eassen. Da das Gesetz auch die Eassenleistungen festgelegt 
hatte, so waren den Vereinen große Ausgaben auferlegt. Der finan- 
zielle Zustand der Eassen war infolgedessen kein guter. Die Werk- 
besitzer gingen daher in ihren Leistungen sehr oft über das gesetz- 
liche Maß hinaus. 

Der frühere Zustand, bei dem die Werkbesitzer den Knapp- 
schaftsvereinen gegenüber nur Pflichten und keine Rechte hatten, 
konnte zu dieser Zeit natürlich nicht mehr aufrecht erhalten werden. 
Die Bergbehörde trat auch hier zurück und legte die Leitung und 
die Verwaltung in die Hände von Vertretern der Werkbesitzer und 
der Arbeiter. Sie gab den Vereinen den Charakter juristischer Per- 
sonen, die dem Staate für die Erfüllung ihrer Aufgaben verantwort- 
lich blieben. Der Staat gab seine alte Stellung aber doch noch 
nicht vollständig auf; er bewahrte sich genügend Rechte, um die 
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Vfnreine bei dem Übeigange %ux Selbständigkeit Aber etnraige Fibr- 
nisse geleiten zu können. Es zeigte sieb jedoch, daß die Vereine 
die leitende Bind nicht brauchten. So konnte denn der Staat anch 
den Enappschaftsvereinen gegenfiber die Position einnehmen, die 
er beim Bergbau selbst schon inne hatte; er konnte den genossen- 
schaftlichen Verbänden Autonomie und Selbstverwaltung geben und 
siA ganz auf die Aufsicht beschr&nken. Diese Regelung geschah 
in dem fftr den deutschen Bergbau denkwürdigen Jahre 1865. Dieses 
Jahr brachte dem preußischen Staate endlich eine allgemeine Ko- 
difikation des gesamten Bergrechts. Sie war die Frucht der Arbeit 
von vier Jahrzehnten. An die Stelle der verschiedenen, allerdings 
ziemlich gleichen Bergordnungen — Preußen zerfiel in 16 verschie- 
dene Bergrechtsgebiete •— trat nun ein einheitliches Speziahrecht, 
das die Vorzüge des französischen Bergrechts mit den Grundsätzen 
des deutschen und preußischen Bergrechts vereinigtet) 

Das Allgemeine Berggesetz für die preußischen Staaten vom 
24. Juni 1865 befaßt sich im Titel Vn, in den §§ 165—186, mit 
den Knappschaftsvereinen. Die Bestimmung^ sind fast wörflioh 
aus dem Gesetze von 1854 entnommen, nur daß der Staat eben mehr 
die Rolle der Aufsichtsbehörde übernahm. Dieser Titel VII ist 
ebenso wie die firüherei^ Gesetzesbestimmungen auf den Protest 
der Bergarbeiter gestoßen. Er ist aber noch heute für das 
Knappschaftswesen maßgebend. Wie das ganze A.B.G. ist auch 
der Titel Vn für die Berggesetzgebung in den meisten anderen 
deutschen Staaten vorbildlich geworden.^) Auf der Basis des Ge- 
setzes vom 24. Juni 1865 bestanden im preußischen Staatsgebiete 
am Ende des Jahres 1868 78 Knappschaftsvereine mit 170112 Mit* 
gliedern und einem Vermögen von 3422329 Talern. Davon umfaßten 
aber fünf Kassen allein V^ aller Genossen.») — 

Dies ist in ganz großen Zügen der Werdegang der Knappschafts- 
vereine. Der kurze Überblick dürfte gelehrt haben, daß sich diese 
Gegenseitigkeitskassen organisch mit dem deutschen Bergbau ge- 



1) KLOBTEBMAim, Lehrbuch des preußischen Bergrechts. Berlin 1871. S. 40. 

2) Wir können sagen, daß sich V^o der bergmäniüschen Tfttigkeit in 
Deutschland unter übereinstimmenden Gesetzesbestimmungen vollzieht. Yergl* 
TlOLiOHSBBOK, Zeitschrift fOr Bergrecht. Bd. ZXIV. S. 468. 

a) HiLTBOP, Über die Reorganisation der Knappschaftsvereine. In den 
Schriften des Vereins fOr Bosialpolitik. Leipzig 1874. S. 106. 
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bildet und entwickelt haben. Der deutsche Bergbau hat seine Mhe 
Blüte nicht zuletzt der wohlgeordneten Ffirsorge für die Fälle der 
Störung und Not im Arbeiterleben zu verdanken gehabt 

n. 

Die Knapp- Wir haben nun etwas eingehender die Entwicklung der Enapp- 

imBohire^r. schäftskasseu im niederrheinisch- westfölischen Eohlenbezirke zu be- 

trachten, da wir uns mit ihrer Entfaltung und Organisation während 

der beiden letzten Jahrzehnte ja näher zu beschäftigen haben werden. 

Der niederrheinisch- westfälische Eohlenbezirk bildet an der Ober- 
fläche ein Viereck, dessen Linien festgelegt sind im Norden durch 
Becklinghausen, im Westen durch Homberg am Rhein, im Süden 
durch Herzkamp bei Barmen, im Osten durch Heeren bei Kamen 
und ünna.i) Im Laufe der letzten Jahre haben sich die nördliche 
und die westliche Linie etwas mehr nach Norden bezw. Westen ver- 
schoben. Zum größten Teile liegt der Eohlenbezirk nördlich der 
Buhr in der Provinz Westfalen. Im ganzen umfaßt er ungefiihr 
3000 qkm. 

An der Ruhr sind schon vor dem Dreißigjährigen Eriege Eohlen 
gegraben worden. Nach diesem Eriege lag der Bergbau auch hier 
ganz darnieder. Nur die Bauern schürften planlos nach den oft zu- 
tage tretenden Eohlen. Erst mit dem Beginne der Herrschaft 
Preußens wurde dem Bergbau in diesem Gebiete Aufmerksamkeit 
geschenkt und dem Raubbau entgegengetreten. Größere Beachtung 
verdiente der Bergbau an der Ruhr aber noch nicht; waren doch 
nach Reuss^) 1756 im Ruhrrevier auf 102 Zechen nur 669 Mann 
beschäftigt^) 

In berggesetzlicher Hinsicht waren die Verhältnisse geregelt 
durch die im Jahre 1639 veröffentlichte Bergordnung für Eleve- 
Mark.^) Diese hatte Gültigkeit, bis Friedrich der Große, dem der 
Bergbau doch mehr war, als eine gute Einnahmequelle durch den 
Zehnten, nach dem Siebenjährigen Eriege Zeit fand, dem Bergbau 



1) PiBFBB, Die Lage der Bergarbeiter im Ruhrrevier. Stuttgart und 
Berlin 1903. S. 16. 

2) Rbu88, Mitteilungen aus der Geschichte des Egl. Oberbergamtes Dort- 
mund und des niederrheinisch-westf&lischen Bergbaues. Berlin 1892. S. 3 

3) Siehe Stat. auf S. 182. 4) Bsassbbt, Bergordnungen. S. 817. 
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in Schlesien nnd an der Ruhr besser die Wege zu ebnen. Er er- 
ließ die revidierte Bergordnnng f&r das Herzogtum Eleve, das 
Ffirstentom Moers nnd die Orafsohaft Mark vom 29. April 1766. 
Als 1803 das säkularisierte Stift Essen an Preußen fiel, erhielt die 
neue Bergordnnng durch das Patent vom 12. April 1803 auch 
Gültigkeit fftr dieses Gebiet, f&r das auch ein besonderes Bergamt 
eingerichtet wurde. Die Grafschaft Broich, das Eirchspiel Mfllheim 
und die Unterherrschaft Hardenberg bekamen durch das Patent 
vom 21. Januar 1825 ebenfalls gesetzliche Grundlagen fär ihren 
Bergbau; es wurde aber nicht die Elevische, sondern die Jülich- 
Bergische Bergordnnng, die vom 21. März 1719 datiert, auf diese 
Bezirke ausgedehnt In einzelnen Teilen des Ruhrreviers^ in denen 
der Bergbau allerdings nicht bedeutend war, galt noch die Ghur- 
Cöllnische Bergordnung vom 4. Januar 1669. Für das Gebiet der 
ehemals reichsunmittelbaren Stadt Dortmund hatten die Bestim- 
mungen des Allgemeinen Landrechts Gültigkeit, das den damaligen 
Bechtszustand kodifizierte, aber mit Bücksicht darauf, daß es nur 
subsidiäre Bechtskraft hatte, nur da angewandt wurde, wo die Ver- 
hältnisse nicht besonders geregelt waren. 

Weniger verschieden als die gesetzliche Regelung des Bergbaues 
selbst war die des Knapp seh aftswes ens in den einzelnen Teilen 
des Ruhrreviers. Als die erste behördliche Vorschrift muß wohl die 
Elevisch-Märkische Bergordnung von 1639 angesehen werden. An 
Versuche zur Gründung von Vereinen ging man aber erst 100 Jahre 
später. 1 742, nachdem die Landesverwaltung 1737 begonnen hatte, sich 
mehr mit dem Ruhrbergbau zu beschäftigen, versuchte die Elevische 
Eriegs- und Domänenkammer zum ersten Male die Gründung einer 
Enappschaft, die aber fehlschlug. Die ersten Anßnge von Enapp- 
schaftsvereinen in dem Bezirke finden wir aber doch schon in dem Jahr- 
zehnt 1740—1750; denn in dieser Zeit richtete die Elevische Eriegs- 
und Domänenkanmier die erste Enappschaftsrolle ein, ein Verzeich- 
nis, das alle auf den Bergwerken der Grafschaft Mark beschäftigten 
Leute nachwies, und das nach Bedarf ergänzt wurde. Vor der Auf- 
nahme in dieses Verzeichnis war der Nachweis zu liefern, daß der 



1) „Die Entwicklang des niederrheinisch-westf&lischen Steinkohlenberg- 
baaes in der zweiten Hftlfte des 19. Jahrhandrt8^ Bd. XII. S. 121. (Berg- 
banverein 1904). 
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Einzutragende zu den „von Werbung und EnroIIiemng^ befreiten 
Personen geborte, d. h. daß er von altersher einer Bergmannsfiunilie 
angehörte oder „von einem erblich frei privilegierten Gewerbe^ 
zum Bergbaa überging. Sodann hatte der Einzutragende einen Eid 
der Treue und des Gehorsams abzulegen. Aber erst Friedrich der 
Große, von dem der Vater des deutschen Zollvereins« Friedrich list, 
sagt^ daß er noch größer sei durch seine Maßregeln im Frieden als 
durch seine Erfolge im Kriege, richtete sein Augenmerk mehr auf 
die Lage der Bergleute und ihr Unterstützungswesen. Die schon er- 
wähnte Elevisch-Märkische Bergordnung vom Jahre 1766 enthält 
einige bedeutungsvolle Vorschriften über das Knappschaftswesen; so 
über Knappschaftsregister, Zuschüsse der Gewerkschaften zu den 
Kassen, Leistungen der Vereine usw. Weiter gehen schon das 
am 17. Mai 1767 erlassene Generalprivilegium und die Instruktion 
zur Errichtung und Führung der Knappschaftekassen in dem Herzog- 
tum Kleve, dem Fürstentum Moers und der Grafschaft Mark. Diese 
Vorschriften, durch die der König den Bergbau (besonders auch 
durch Zuzug von fremden Bergleuten) heben wollte, sind für 
die Knappschaftsvereine von großer Bedeutung gewesen. Sie ent- 
halten Bestimmungen über die Errichtung der Kassen, normieren 
für die Zechen eine bestimmte Zuschußpflicht und legen die Bleh- 
tung des ünterstützungswesens der Vereiue sowie gewisse Mindest- 
leistungen fest Im Jahre 1768 brachte ein Reglement weitere An- 
ordnungen und eine abermalige Sicherstellung der allgemeinen 
Vorrechte, die auch in den Deklarationen vom 30. Januar 1777 und 
vom 30. Januar 1792 aufrecht erhalten wurden. Das Allgemeine 
Landrecht (1794) schloß sich diesen Bestimmungen an. 

Die damaligen Kasseneinrichtungen waren aber doch den berech- 
tigten Anforderungen noch nicht gewachsen 0; die Pensionen z.B. blie- 
ben sehr gering. Dazu hatten es die Gewerkschaften 1770 durchge- 
setzt, daß an die Stelle ihrer verschiedenen, zusammen auf da« zwei- bis 
dreifache der Arbeiterbeiträge bemessenen Abgaben an die Kasse ein 
einheitlicher Beitrag in Höhe von Vi 20 der Gesamteinnahme aus den 
Kohlengeldem getreten war. Die Erhöhung des Freischichtengeldes 
und die Einführung des Feierschichtengeldes in den Jahren 1784 



1) Vergl. auch BOlow, Das Knappschafts wesen im Rnhrkohlenbezirke 
bis zum allgemeinen preußischen Berggesetz vom 24. Juni 1865. 1905. S. 38. 
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und 1794 brachten keine Oesnndong in die Eassenverhaltnisse. 
Auch der spätere Staatsminister Freiherr von Stein bemühte sich 
als Direktor des Märkischen Bergamts yergeblich, das Unterstatznng»- 
wesen im westfälischen Haaptbergdistrikte in feste Bahnen za bringen* 
Die Verwirrong und Erbitterung unter den Bergleuten wurde noch 
großer, als ihnen unter der französischen Herrschaft auch noch die 
alten Vorrechte genommen worden. Da diese Rechte mit der all- 
gemeinen Wehrpflicht nicht zu vereinen waren und in wirtschaftlicher 
wie politischer Beziehung nur nachteilig gewirkt haben wArden, sind 
sie auch später trotz vieler Bittschriften nicht wieder eingeführt 
worden. 

Za Beginn des 19. Jahrhunderts brach sich unter dem Einflöße 
der jungen Versicherungslehre allmählich die Erkenntnis Bahn, daß 
die Ursache der schlechten Lage der Kassen in ihrer Zersplitterung 
zu suchen war. Man sah ein, daß nur größere Organisationen mit 
geordneter Verwaltung imstande waren, dauernd höhere Benefizien 
zu leisten. Daher ging man dazu Aber, die Kassen, welche bis da- 
hin mehr den Charakter von Werkskassen getragen hatten, zu ver- 
schmelzen. Am nachdrücklichsten wurde in der Grafschaft Mark 
in dieser Weise vorgegangen. Es entstand der Bochumer i) oder 
Märkische Verein. — Als im Jahre 1803 der Beichsdepotations- 
hauptschluß die Stifte Essen und Werden an Preußen brachte, 
wurden die Bergleute dieses Bezirkes dem Märkischen Vereine zu- 
gesellt Im Jahre 1807 traten sie aber aus diesem Verbände aus 
und bildeten trotz großer Schwierigkeiten einen eigenen Verein, den 
Essen- Werdenschen. Dieser Verein ließ sich natürlich bei dem Ent- 
würfe seines Statuts die Lehren der vergangenen Zeit zunutze ge- 
reichen. Sein am 20. Oktober 1812 erlassenes Statut ist dem des 
Märkischen Vereins nachgebildet. 

So finden wir schon damals zwei große Verbände, die auf ein- 
heitlicher Grundlage aufgebaut sind; der eine umfaßte die Grafschaft 
Mark, der andere hatte die Städte Essen und Werden als Mittel- 
ponkt Wenn die Zentralisation auch vorwiegend der Sicherheit der 
Benefizien zugute kam, so brachte sie den Bergleuten doch auch 
«ine größere Bewegungsfreiheit Durch Abmachungen zwischen 
den beiden Verbänden über Freizügigkeit worde es den Berg- 



1) Schon 1767 war ein Werksverein glefcben Namens vorhanden. 
Halbaoh, KnappsohafttTsrein. 2 
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ittftiiiietil sogar inöglioh gema<3bt, ohn6 Verlust der eürorbetien Aü«- 
äptflcbe ans ddm Betitke deö einen Vereins in den ded anderen 
flber^änsiedelii. 

Im Laafe der Zeit würde nodh eine Beibe ton Iteglements und 
Vorschriften über die Verwaltung und die Leistungen der Easden 
erlassen. tJtti aber eine Biehtsclinar 2ü geben and die bestehenden 
Bestimmungen einheitlich in ein Ganzes zu fassen, einigte man sich 
auf Grund langer Verhandinngen 1823 über eine ^allgenieine An- 
weisung tut Errichtung und Verwaltung der Enappschaftsvereine*. 
An die ^allgemeine Anweisung'' knüpfte das 1792 gegründete, seit 
1816 in Dortmund ansässige westfälische Oberbergamt seine fkm 
14. De2ettlber 1824 für die Bergleute in den Bezirken des Märki- 
schen und Essen- Werdenschen Bergamts erlassene Enap^schafts- 
ordnnng an. In dieser Ordnung waren die allgemeinen Verhältnisse 
der Bergleute und ihre Hechte und Pflichten alsEnappschaftsmitglieder 
festgelegt. Unter anderm wurde nun die Aufnahme von einem ärzt« 
liehen Gesundheitsatteste abhängig gemacht. Die schweren Aü^ 
nahnlebedingangen hatten sich überlebt; sie wurden abgeschaflFt und 
der Eintritt nur von der Arbeitsfähigkeit und einem guten Lebens- 
wandel abhängig gemacht. Allerdings wurden die Mitglieder in twei 
Elassen eingeteilt Junge Leute die sich der Bergarbeit widmen 
wollten, trug man Zuerst als unständige Mitglieder in die sogenannte 
Revierliste ein. Aus den unständigen Mitgliedern rekrutierten sich 
dann die eigentlichen, ständigen Enappschaftsmitglieder ; sie mußten 
immer noch gewisse Fertigkeiten (Lesen und Schreiben, bergnlän- 
nische Fertigkeit) nachweisen. Eine angünstige Wandlung bedeutete 
die Netiordnutig für die dritte Elasse der Arbeiter, die Bergtäge- 
lOhner. Während sie früher bestimmte Ansprüche an die Vereine 
hatten erwerben können, wurden sie nun ganz von den Vereinen 
gelöst; sie erhielten aber freie Eur und Arznei aus dem Tagelöhner- 
kurfonds, einem Medizinalverbande, welchem die Tagelöhner, solange 
sie Bergarbeit verrichteten, angehören mußten, zu dem aber die 
Werkbesitiser nichts beitrugen. Der Märkische und der £tssen<> 
Werdensche Verein hatten je einen solchen Eurfonds. Während 
der Essen- Werdensche Verein diesen Fonds im Jahre 1854 auflöste 
und seine Angehörigen zum Teil zu unständigen Mitgliedern der 
Enappschaftskasse machte, hat der Bochumer Verein ihn noch bia 
1873 beibehalten. 
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Die KnsppflOhilfteOttliinlig von 1834 blieb 30 Jahre lanf in 
Erttft Itl dieser Zeit wdirdeii aber <fie Mtarlge nnd die Ünt^ 
statzongen in den Vereinen mehrfach geändert; so bezahlte der 
MBfkisehe Tereiü seit 183d kein Sohtflgeld mehr. Der Stunn des 
Jahres 1848 rüttelte wohl sehr an den Enappediaftskassett« braohte 
sie aber td^^ht ins Wanken. 

Das Gesetz vom 10. ApHl 1854 madite zahbei^he Ändemgen 
nötig. Die beiden Tereine erließen deshalb im Jahre 1866 üene 
ätatnteh mit Gültigkeit vom 1. Januar 1857 ab. — 

iTeben den beiden getiannteü Vereinen kommt Ar das Bnhr- 
tetier noch ein drittel in Betracht: der ItÖlheimer Knappschaften 
verein, der den Bergbau in der Herrschaft Brdch und in dem 
Kirchspiel Mülheim umfaßte. In diesem Bezirk waren zan&chst 
keine Grandlagen fflr Knappschafteeinrichtongen vorhanden, da die 
alte Jfllicb-Bergische Betgordnnng nichts über solche Kassen 6agte. 
Als aber im Jahre 1814 das Allgemeine Landtecht auf dieses Ge- 
biet ausgedehnt wurde, unternahm man auch hier einen Anlauf zur 
Bildung einer Knappschaftskasse im Anschluß an die beiden be> 
stehenden Vereine. Die Bemühungen verliefen jedoch im Sande. 
Brst im Jahre 1839 nahm das Oberbergamt diese Angelegenheit 
energisch in die Hand. Am 26. Oktober 1842 und am 8. Mai 1843 
wurden Reglements erlassen, die sich im wesentlichen an die Be- 
stimmungen und die Statuten für die beiden anderen Vereine an- 
schlössen, ben neuen Vorschriften des Gesetzes von 1854 wurde 
man durch den Erlaß eines am 28. Januar 1858 bestätigten neuen 
Statuts gerecht. Die Umgestaltung hatte sich so lange verzögert, 
weil inzwischen versucht worden war, eine Verschmelzung mit dem 
fessen-Werdenschen Verein herbeizufahren. 

Das AJB.G. von 1865 hat die drei Vereine nicht wesentlich 
berührt Im Laufe der Zeit sind noch einige Änderungen an den 
Satzungen vorgenommen worden, die sich insbesondere auf die Höhe 
derBeitr&ge und derüntetstützongen bezogen. Die einnahmen hielten 
nämlich bisweilen nicht gleichen Schritt mit den Ausgaben. 

Den gleichartigen Verhältnissen des Bergbaues im Buhrrevier 
entsprechend, sind die drei Knappschaftsvereine jahrzehntelang bei 
allen ihren Angelegenheiten gemeinschaftlich vorgegangen. Die Ge- 
meinsahafUichkeit ging hinterher so weit, daß die Statuten in fast 
wörtlicher Übereinstimming gehalten wurdeni Waren Andemngea 



20 1. Abschnitt 

nOtigi 80 machte ein Verein — in der Begel war es der Essen- 
Werdensche — den Anfang; die beiden anderen folgten dann in 
kurzer Zeit 

So bestanden znr Zeit des Erlasses der Arbeiterversioherongs- 
gesetze drei große homogene Elnappsohaftsrereine: als Stammverein, 
als historisohe Basis, der Märkische Verein, anch Bochumer Verein 
genannt, als Abzweigungen der Essen-Werdensche and der anbe- 
deutendere Mfllheimer Verein.^) 

Unter dem Einflüsse der Arbeiterversicherungsgesetze haben sich 
diese drei Vereine, wie wir noch sehen werden, am 1. Juli 1890 zu 
zu dem „ Allgemeinen Enappschaftsverein*' mit dem Sitze in Bochum 
zusammengeschlossen. 

m. 

jdor Wie war nun unmittelbar vor der sozialen Gesetzgebung die 

Bnhmvien ZOT Verfassung dicscr drei Vereine?^) 
^ä^^dM~ Nach § 168 des AB.G. umfaßte jeder Enappschaftsverein alle in 

äohei^^' seinem Bezirke belegenen Bergwerke. Die auf diesen Bergwerken 
beschäftigten Arbeiter waren verpflichtet, dem Vereine beizutreten. 
Die Werkbesitzer hatten fax die Anmeldung Sorge zu tragen. Durch 
einen freien, gewissermaßen privatrechtlichen Versicherungsvertrag 
konnten auch die Werksbeamten und die Verwaltungsbeamten des 
Enappschaftsvereins die Mitgliedschaft erwerben. — Die alte Zwei- 
teilung der Mitglieder in ständige und unständige ist bis in die 
Gegenwart geblieben; doch hatte die Elasse der Vollberechtigten eine 
Differenzierung erfahren. Bis 1873 waren die ständigen Mitglieder 
in einige Elassen, die den Beschäftigungsgrad zur Grundlage hatten, 
geteilt worden. Dann trat eine Teilung in zwei Beamtenabteilungen 
und zwei Arbeiterklassen ein. Die Elasse der unständigen Mit- 
glieder umfaßte die Arbeiter, die nach dem Gesetze zum Eintritt in 
die Enappschaftskasse verpflichtet waren und den statutarischen 
Bedingungen zum Eintritt in eine höhere Elasse nicht genügten 
Frauen und jugendliche Arbeiter waren damals überhaupt von der 



1) Siehe Stat 1 auf S. 181. 

2) Das preußische allgemeine Berggesetz yoiii 24. Juni 1865. Kommentar 
von Elostebmank, nea bearbeitet Ton Füsst. S. 445. äatzungen des Mär- 
kischen KnappschaftsYereins in Bochum, des Essen- Werdenichen Knappsehafts- 
ToreinB in £ssen, des Molheimer KnappschaftsvereinB in Maiheim. 
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Mitgliedschaft ansgesohlossen. Mitglied der zweiten Arbeiterklasse 
konnte nur der werden, der ein Jahr der nnst&ndigen Mitgliederklasse 
angehört nnd im Laufe dieses Jahres die Bergarbeit nieht selbst* 
verschuldet unterbrochen hatte. Außerdem mußte er wenigstens 18 
und nicht mehr als 36 Jahre alt und gesund sein. Um in die erste 
Klasse aufrücken zu können« mußte der Betreffende zwei Jahre ohne 
selbstverschuldete Unterbrechung als Mitglied der zweiten Klasse 
Bergarbeit verrichtet haben, nicht unter 24 und nicht über 38 Jahre 
alt sein und von körperlichen Gebrechen, die seiner Arbeitsfähigkeit 
verderblich sein konnten, frei sein. Das Aufrücken in eine höhere 
Klasse sowie die Zuweisung der Beamten in die entsprechende Stufe 
veranlaßte der Vorstand auf Vorschlag der Werkbesitzer. Die In- 
validen bildeten als inaktive Mitglieder eine gesonderte Klasse. — 
Nach dieser Einteilung waren auch die monatlichen Beitrage fest- 
gesetzt. Die Mitglieder der ersten und zweiten Arbeiterklasse bezahlten 
die Beiträge, solange sie dem Vereine als aktive Mitglieder angehörten. 
Von den unständigen Mitgliedern wurden dagegen nur für die Zeit 
der Arbeit im Bergbau Beiträge entrichtet. Ein Erlaß der Beiträge 
fand in Zeiten der Krankheit und des Militärdienstes statt Die 
Beiträge konnten vom Lohne abgezogen werden; sie waren dann 
zusammen mit den Beiträgen der Werkbesitzer an die Knappschafts- 
kasse abzuführen. 

Was die Unterstützungen und deren Maß anbetrifR;, so hat 
das AJB.G. im § 171 nur die Mindestleistungen festgesetzt. Die Fest- 
legung der Höhe der Benefizien überließ das Gesetz der statutarischen 
Bestimmung, also der Übereinkunft der Beteiligten. Es mußte ge- 
währt werden: in Krankheitsfällen und bei Unfällen den ständigen 
Mitgliedern freie Kur und Arznei und ein entsprechendes Genesungs- 
geld; bei Todesfällen ein Beitrag zu den Begräbniskosten sowie Hinter- 
bliebenenpension; bei Arbeitsunfähigkeit, gleichviel ob sie durch Alter, 
Krankheit oder Unfall verursacht war, eine lebenslängliche Pension 
und Kindergeld. Den Genossen der wenigstbegünstigten Klasse (den un- 
ständigen MitgUedem) kam regelmäßig nur die Krankenunterstützung 
zu. Die anderen Benefizien erhielten sie bezw. die Hinterbliebenen 
nur im Falle einer Beschädigung bei der Arbeit (Unfall). 

Die Verwaltung der Knappscbaftsvereine erfolgte durch den kol- 
legialisch zusammengesetzten Knappschaftvorstand. Die Vorstands- 
mitglieder wurden zur einen Hälfte von den gesetzlichen Vertretern 
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der im Betrieb befindliehen Werke und xiir anderen Hälfte von den 
Enappschaftoälteeten gewählt (§ 180 A.B.G.). Der Voratand ?ßrtrat 
den Verein naeb außen, erließ die erforderlioben InstFaktiomen, ber 
Borgte die Qeeohafte des Vereine, verwaltete das Vereinsvermögep und 
stellte die nötigen Beamten an. — Als ein Zwitterding stand die 
Institution der Enappsohaftsältesten da. Naoh § 179 A3.Q. sollten 
sie auf der einen Seite -r- gewissermaßen als Vertraoensleute des 
Vorstandes — die Befolgang des Statuts in ihrem Sprengel überr 
wachen und die erforderlichen Ermittelungen anstellen ; anf der an<r 
deren Seite hatten sie die Aufgabe, den Kameraden mit Bat und 
Tat zur Seite zu stehen und diese dem Vorstande g^enüber zu 
vertreten. 

Um eine fibersichtliohe Bechnungsfährung zu ermöglichen, war 
den jahrlichen Einnahmen und Ausgaben ein Etat zugrunde zn 
legen, der vom Vorstande aufgestellt und offengelegt werden mußte. 

Das Oberbergamt hatte darüber zu wachen, daß die Verwaltung 
gesetz* und statutenmäßig gefährt wurde. Die Aufsichtsreebte wurden 
durch einen Kommissar wahrgenommen, der den Vorßtandssitzungen 
beiwohnen durfte, ein suspendierendes Veto hatte und stet« Einsicht 
in die Protokolle sowie in die Kassen- und BechnungsbOcher nehmen 
konnte (§§ 184, 185 A.B.G.). 

So war die Verfassung der drei Knappschaftsvereine damals in 
ihren Grundzügen. Haben die sozialen Gesetze auch große Ver- 
änderungen verursacht: an den Grundlagen haben sie bisher wenig 
geändert Die alten Grundlagen werden wohl auch noch längere 
Zeit weiterbestehen. Der gegenwärtig zur Beratung stehende Entr 
wurf des neuen Titels VII A.B.G.1), der mit dem Knappscbaftswesen 
Umgestaltungen vornehmen soll, behält sie beinahe unverändert bei 
Weitere Umgestaltungen werden aber nach einer kfinftigen Weiter^ 
entwicklnng der Arbeiterversicherungsgesetze sicherlich nicht ausi- 
bleiben. 



1) Zweiter vorl&ufiger Entwarf zur Ab&ndemng des Titels VII. Der 
Entwarf ist Gesetz ^(eworden am 19. Jani 1906, als die vorliegende Arbeit 
bereits im Drack w^. Es ist deshalb in der Arbeit immer noch von dem Ent- 
warf die Rede. Pies ist jedocb materiell bedeutangslos, di^ die in der Arbeit 
besprochenen ^Bestimmungen des Entwurfs unverändert geblieben sind bis auf 
eine, welche die geheime Wahl der Knappschafts&ltesten vorsah. Diese Ab- 
weichung von dem Entwarf ist auf 8. 51 erw&hnt Die Arbeit erfaßt somit 
auch die Berggesetsgebang nach ihrem neuen Stande. 
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pid ^inwirkaog des ErankenversicheiangsgeQetzes auf 
die Enappscbaftisyereine.^) 

Während die Bergleute sich allgemein schon seit langem ausr '<»g^« 
giebiger öffentlich-rechtlicher Fürsorge za erfreqen hatten, war die *^oh«rongi^ 
große Masse der gewerblichen Lohnarbeiter in vielen Fallep zeitweiUger 
oder dauernder Erwerbsunfähigkeit auf die Onade der Mitmenschei^ 
oder auf die Silfe der Arn^enverwaltuHgen angewiesen geblieben, 
Obwohl die Industrie rasch an umfang zugenommen und große Überf* 
schfisse gebracht hatte, waren sehr triftige Beschwerdegrfinde der 
Arbeiter unbeachtet geblieben, bis sich scbliefilich die bekannte OegeiiT 
Strömung gegen die henschende autonom-indindualistiscbe Wirt- 
schaftsweise bemerkbar machte, ^pde der 70 er Jahre erwachte 
mehr und mehr das Bewußtsein der Verpflichtungen der Qesamt- 
heit den Arbeitern gegenüber; mau kam dazu, das Arbeitsverhältnis 
uicht nur als ein rein rechtliches, sondern auch als ein soziales 
Verhältnis zu betrachten. 

Die neuen Anschauungen fanden beredten Ausdruck in den beiden 
Botschaften Kaiser Wilhelms I. vom 17. November 1881 und 14. April 
1883. Pen Arbeiteru wurde seitens der Beichsgewalt ein größeres 
Vau gesetzlicher Fürsorge in Aussicht gestellt Zwischen 1883 und 
1889 sipd dann die drei großen Versicherungsgesetze zust^de 
gekommen. Durch sie hat sich dem deutschen Arbeiter das D^u 
wesentlich lichtvoller gestaltet — Auf Grund der gesammelten 
Erfi^hrungen siud danach uoch durch mehrere Novelleu weseutliche 
Verbesseruugen an den drei Geßetzen vorgenommen wordeu* — 

Sei Inkrafttreten desl^rf^nkeuversicberuugsgesetzes vom Baraoiuich- 
15. Juni 1883 sollte von den vorhandenen Krankenkassen erhalten ^ZSIL^e^ 

Erankenkiiaaon« 

1) ▼. WosDTKK. Dm KrankenTorsicheningsgesetz Tom 15. Jani 1883. 
Berlin 1885. — Eucken-Addxnhaubbh. ErankenYerBichenmgsgesets. Güttbm- 
9Aft*»che Sanmlong. Berlin 1903. •— Samialimg der Satzungen des Allgemeinen 
KnappschaftsvereinA au Becham. 
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bleiben, was nur irgend gleichberechtigt neben die neuznschaffenden 
Organisationen gestellt werden konnte. Um den Normativbestim- 
mongen des Gesetzes za entsprechen, maßten die vorhandenen Kassen 
freilich manche Änderungen vornehmen. Auch die Knappschafts- 
vereine haben diese Wandlung durchmachen müssen. — 
Die Ennien. Bis zum Er.V.G. hat die Krankenversicherung der Knapp- 
nachdenfB^. Bchaftskasseu ihre gesetzliche Grundlage im § 171 des A.B.G. gehabt. 
^^ Dort ist unter Ziffer 1, 2 u. 3 bestimmt, daß den Knappschaftsgenossen 
in Krankheitsfallen freie Kur und Arznei, ein entsprechender 
Krankenlohn und ein Beitrag zu den Begräbniskosten zu gewähren 
ist „nach näherer Bestimmung des Statuts'^ Die Festsetzung der 
Dauer der Unterstützungen und der Höhe des Krankengeldes war 
also — vorbehaltlich der Zustimmung der Bergbehörde — den 
Interessenten überlassen. Die Autonomie der Kassen war hiemach 
ziemlich unbegrenzt. Sie ist durch das Kr.V.G. ganz wesentiich 
eingeschränkt worden. Dadurch hat steh dann auch eine neue Rege- 
lung der inneren Verhältnisse der Kassen erforderlich gemacht. 
BeetimmiinMn tTber das Verhältnis der Knappschaftskassen zur Krankenversicher- 
übcTdie Knapp. ung bestimmt das Beichsgesetz vom 15. Juni 1883 im § 74 folgendes: 
„Für die Mitglieder der auf Grund berggesetzlicher Vorschriften 
errichteten Krankenkassen (Knappschaftskassen) tritt weder die Ge- 
meinde-Krankenversicherung noch die Verpflichtung, einer nach Maß- 
gabe der Vorschriften dieses Gesetzes errichteten Krankenkasse an- 
zugehören, ein. 

„Die statutenmäßigen Leistungen dieser Kassen in Krankheits- 
fällen müssen, sofern sie den Betrag der für die Betriebs- (Fabrik-) 
Krankenkassen vorgeschriebenen Mindestleistungen nicht erreichen, 
spätestens bis zum Ablauf des Jahres 1886 für sämtliche Mitglieder 
auf diesen Betrag erhöht werden. 

„Die dazu erforderUcheAbänderungder Statuten der Knappschafts- 
kassen ist, soweit sie nicht innerhalb der gedachten Frist auf dem 
durch die Landesgesetze oder die Statuten vorgeschriebenen Wege 
erfolgt, durch die Aufsichtsbehörden mit rechtsverbindlicher Wirkung 
vorzunehmen. 

„Die Vorschriften des § 26 Absatz 1 (der Anspruch auf Unter- 



1) Die Geoehmigiuig kann nur versagt werden, wenn die statatarischen 
fiestimmongen den Gesetsesvorschriften nicht entsprechen. 
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stütznng beginnt mit der Mitgliedschaft) finden auch anf Enapp- 
schaftskassen Anwendung. 

^m übrigen bleiben die landesgesetzliohen Torschriften über die 
Enappschaftskassen unberührt'' 

Die Bestimmungen des Absatzes 2 und 3 sind, soweit sie nur 
dem Übergang zu dienen hatten, in der Novelle vom 10. April 1892 
fallen gelassen worden. Damals ergänzte man den § 74 noch 
dahin, dafi § 66a (Zwang zur Vermehrung der Kassenärzte), § 26 
Absatz 2 Satz 1 (kein Anspruch der Kasse auf Eintrittsgeld bei 
Wiedereintritt ehemaliger Mitglieder nach militärischen Dienst- 
leistungen), § 57 a (außerhalb des Kassenbezirkes erkrankte Mitglieder 
müssen von anderen Krankenkassen unterstützt werden) auch bei 
den Knappschaftsvereinen Anwendung zu finden haben. Die No- 
Teile vom 25. Mai 1903 setzte für die Knappschaftskassen zwei 
weitere Vorschriften des Kr.V.6. in Geltung, nämlich den § 20 Ab- 
satz 5 (Erstattungsanspruch an die Berufsgenossenschaft in Bezug 
auf das Sterbegeld) und den § 56 Absatz 2 — 4 (Beschränkung bezl 
der Pfändung und Aufrechnung nicht nur der Krankenunterstütznng, 
sondern sämtlicher den Knappschaftskassen obliegenden Leistungen). 
Die letztere Vorschrift ist aufgenommen worden, um die verschie- 
denen Ansprüche der Mitglieder an die Kasse nicht verschiedenen 
Hechtsregeln zu unterwerfen. 

Man hat die Knappschaftsvereine — wie ersichtlich. — mit 
neuen Gesetzesvorschriften ziemlich verschont Bei der Verschieden- 
heit der Verhältnisse und bei dem besonderen Charakter des Berg- 
baus hat man es im wesentlichen bei der Landesgesetzgebung be- 
wenden lassen. 

Am einschneidendsten von den neuen Vorschriften war die über Miadesti«!»- 
die Mindestleistungen. Als solche waren nun vorgeschrieben: dem^Kiuken- 

1. Im Falle einerKrankheit oder (seit der Novelle von 1892) durch ^^^^^a^ST*^ 
Krankheit herbeigeführten Erwerbsunfähigkeit eine Krankenunter- 
stützungy die nach den §§ 6, 7, 8 in Verbindung mit dem § 20 des 
Kr.V.G. zu bemessen ist. 

2. Für den Todesfall eines Mitgliedes ein Sterbegeld im zwanzig- 
fachen Betrage des ortsüblichen (seit 1892 „durchschnittlichen^) 
Tagelohns. 

Nach § 6^) ist als Krankenunterstützung zu gewähren: 
1) Die §§ 7 and 8 kommen hier zun&chst nicht in Betracht. 
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9k) vom Beginne der Krankheit ab freie antliohe Behandlung, 
Arznei, sowie Brillen, Brachbänder und äbnliohe Heilmittel; 

b) im Falle der Erwerbsunfähigkeit vom dritten Tage naöh dem 
Tage der Erkrankung ab für jeden Arbeitstag ein Krankengeld in 
Höhe der Hälfte des ortsüblichen Tagelohnes (bei den Knappschafts- 
kassen jedoch des durchschnittlichen Tagelohns der einzelnen 
blassen der Versicherten, § 20 Absatz I^ und 11). 

Die Erankenunterstützung endet spätestens mit dem Ablaufe 

der 13. (seit der Novelle von 1903 26.) Woche der Krankheit — 

Bechnnngs. Weuu die Bestimmungen des Kr.Y.G. für die Knappsohafts- 

TeUanir^er verejue auch nicht sehr zahlreich waren, so wurden doch viele 

££^^^' Neuerungen erforderlich, um die Harmonie mit dem Beichsgesetze 

herzustellen« Dazu kam noch, daß der Minister der öffentlichen 

Arbeiten durch einen Erlaß an die Knappschaftsvorstände vom 

1. Oktober 1883 die gleichzeitige Heorganisation der Kassen- 

einricbtungen anregte. Außerdem setzte damals eine lebhafte 

Agitation unter den Kassenmitgliedem zugunsten verschiedener 

Änderungen ein. Die Knappschaftsvereine standen deshalb vor einer 

großen Aufgabe, als sie an die Beformen herangingen. 

Um den Vereinen für die Änderungen eine Bichtschnur zu 
geben, erließ der 1882 gegründete Allgemeine Deutsche Knappschafts* 
verband &m 1. April 1884 ein Normalstatut Die drei Vereine 
des Buhrreviers setzten zur Ausarbeitung der neuen Satzungen eine 
gemeinsame Bedaktionskommission ein. 

Man erkannte vor allem die Unmöglichkeit, die verschiedeur 
artigen Unterstützungen weiter ans einem Säckel zu bezahlen. Die 
einzelnen Unterstützungszweige mußten getrennt behandelt weiden ; 
denn man mußte einen Überblick über die Anforderungen der ein- 
zelnen Zweige der Kasse gewinnen, um beizeiten Beitragsleistungen 
und Kassenleistungen in ein richtiges Verhältnis bringen zu können. 
Das Ergebnis war die schon lange geforderte Einteilung der bis 
dahin einheitlichen Bechnungsf ührung in eine solche für das Kranken» 
und eine andere für das Pönsionswesen. Der § 9 des Kr.V.G. schrieb 
ftr die Oemeindekrankenversicberung und der § 40 für die Orts- 
krankelkikassen direkt vor, daß die Krankenversicherung vollständig 
getrennt von allen anderen Verwaltungszweigen zu fuhren sei. Für 



1) Siehe g. 60, 
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die Kassen, die neben der EranVeQanterstützmg noch Pepsienep 
gewährteot set^teii die S§ 85 und S6 ebenfalls die Trennung fest. 
Diese Bestimmungen werden, obwohl sie fttr die Knappschaftsvereine 
niobt zwingender Natur waren, wesentlich zur reQhnuQgsmäßjgea 
Teilnng der Qesohäfte bei den Knappsohaftsvereinen beigetragep 
haben. ^) Die Änderungen yolljsogen sich bei den drei.Vereinep im 
Ruhirener erst 1886/87. So lange war den Knappschaftsvereinen 
Zeit gelassen, sich den neuen Verhältnissen anzupassen. 

Die getrennte Bechnungsfährnng liefi einen besseren Einblick 
in die Verhältnisse der Enappschaftsvereine zu. Nun konnte leichte? 
jsstgesteUt werden, wieviel Ausgaben alljährlich die vorübergehenden 
qqd die danernden Unterstützungen erforderten. Auch der Wechsel der 
Erankenziffer und sonstige Daten ließen sich nun leicht ermitteln. Vor? 
her war man im wesentlichen auf die Journale der Ärzte angewiesen. ' 

Damals trat auch die Frage auf^ ob es nicht vorteilhafter sei, Frwe der sr- 
die in den Knappsohaftsvereinen bestehende Verbindung des Kranken^ fondmf oit- 
und des Invalidenunterstfitzungswesens überhaupt ganz zu beseitigen ^^ mt &' 
und för die Krankenversicherung der Bergleute besondere örtliche ^^^^^ 
Krankenkassen einzurichten. Das A,B.O. sagt namliob im § 1 72, daß für 
die Krankenversorgung auf samtlichen zu einem Knappschaftsverein 
gehörigen Werken besondere Krankenkassen eingerichtet werden 
können, und zwar auf jedem einzelnen Werke oder auch gruppen- 
weise auf mehreren. Diese Kassen sollen aber unter der Aufsiobt 
des Knappschaftsvorstandes bleiben. Der Gesetzgeber ließ hier leise 
erkennen, daß er eine solche Dezentralisation fflr wQnsohenswert 
hielt Auch die Begiernng arbeitete auf diese Dezentralisation 
hin. Es geht dies aus einem Ministerialerlaß an die Oberbergämter 
Aber die Änderung der Knappsohaftssatzungen nach dem Reichst 
gesetze von 1883 hervor.^) Endlich waren in Schriften fiber das Knappe 
sohaftswesen aus den siebziger und achtziger Jahren die Vorzüge 
der Dezentralisation öfters hervorgehoben worden.') An Vorbildern 



1) Der neue Titel VII des A.B.6. will die Teilung nun Mich f&r die 
KDAppschaftsvereine gesetzlich festlegen (vergl. Anm. 1 anf 8. 22). 

2) GlOckanf. Jhrg. 1S83. Kr. 82. 

3) Lahmeybb, Die Heform des Knappschaftswesens, Essen 18S4. 8. 9. 
Lahhbtzb, Zeitschrift far Bergrecht. Bd. XVII. 8. 471. Bbassbrt, Zeitschrift 
Ar Bergrecht Bd. XIII, 8. 102. HiLTRop a. a 0. 8. 93. Tboklbhbübo, 
Über Knappsehaftswesan. Friodberg 1876. S. 6. 
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fehlte es auch nicht. Ton dem Hauptknappschaftsverein zu ElanS' 
thal hatten sich schon zahlreiche Knappschafts-Exankenkassen ab- 
gelöst Im Königreich Sachsen, in Nassau, an der Mosel, zum Teil 
auch in Bayern, Osterreich und Belgien, war ebenfalls schon in 
dieser Weise vorgegangen worden. In Hessen war die Trennung 
sogar gesetzlich vorgeschrieben. Nun zeigte auch das Er.T.G. in seiner 
^nzen Anlage diese Tendenz (Betriebs- oder OrtskrankcLkassen). 

Aber die Zähigkeit, mit der man stets an den alten Einrich- 
tungen festhielt und die Unlust, auch nur geringfügige Änderungen 
vorzunehmen, ließ es im Ruhrrevier nicht zu einem Vorgehen in 
dieser Richtung kommen. Heute kann es nur begrüßt werden, 
daß die Enappschaftsvereine damals so konservativen Sinnes ge- 
wesen sind. 

Sehen wir einmal zu, wie die Verhältnisse sich voraussichtlich 
entwickelt hätten, wenn die Enappschaftsvereine seinerzeit dem 
vielfachen Drängen nachgekommen wären. 

Eine große Gefahr bestand zunächst darin, daß durch die verlangte 
Änderung leicht eine Vertiefung der Elufb zwischen Unternehmern 
und Arbeitern herbeigeführt werden konnte. Man hat sich früher 
von dem innigen Zusammenwirken der Unternehmer mit ihren eigenen 
Arbeitern in den Betriebskrankenkassen besondere Erfolge ver- 
sprochen. Es hat sich aber gezeigt, daß der Einfluß der Unternehmer 
auf die Kassen, der übrigens auch gesetzlich festgelegt ist, die Arbeiter 
verstimmt und reizt. Die Leute sehen in dem Werkbesitzer vielfach 
eine ihren Siteressen entgegenarbeitende Person, und dieses Miß- 
trauen erschwert das Zusammenarbeiten. Die Arbeiter begründen 
ihre Abneigung gegen die Betriebskrankenkassen übrigens nicht nur 
mit der Beschränktheit ihres Einflusses in diesen Kassen, sondern 
auch damit, daß auf den Werken mit Betriebskrankenkassen alte, zu 
Krankheiten neigende Leute nur schwer Arbeit finden könnten. Die 
strengere Kontrolle bei den Betriebskrankenkassen bildet wohl noch 
einen weiteren, unausgesprochenen Grund. — Wahrscheinlich wäre 
auch bei den Zechenkrankenkassen die erhoffte versöhnende Wirkung 
ausgeblieben. 

Das Krankenversicherangswesen im Ruhrbergbau würde viel- 
mehr die gleiche Entwicklung genommen haben, welche es in den 
Industriestädten durchgemacht hat, wo heute riesige Ortskranken- 
kassen bestehen. Da sich aber in Bezug auf die Ortskranken- 
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kassen die Erwartungen des Gesetzgebers auch nieht in allen 
Punkten erffillt haben (erinnert sei nnr an das starke Hervortreten 
von ParteieinflfiBsen), so ist es schon besser, daß die alte organisa- 
torische Terbindong der Enappsohaftskrankenkassen mit dem In- 
▼aUdenonterstfitzongswesen nicht zngnnsten eines Experimentes von 
recht zweifelhaftem Werte angetastet worden ist 

Noch ans anderen als den besprochenen Gesichtspunkten muß 
der bestehenden Zentralisation vor der Dezentralisation der Torzag 
gegeben werden. Heute regelt ein Statut die Verhältnisse fOr das 
ganze Buhrrevier. Mag ein Bergmann innerhalb dieses Bezirkes 
seinen Wohnsitz verlegen, wohin er will, überall bestehen dieselben 
Bestimmungen über Geltendmachung der Ansprüche, Höhe und Aus* 
Zahlung der Unterstützungen u. s. f. Die Ummeldung der Mitglieder 
beim Stellenwechsel vollzieht sich wesentlich einfacher, als beim 
Vorhandensein vieler lokaler Kassen. Welche Bedeutung diese 
beiden Punkte haben, weiß der zu beurteilen, der das gewaltige 
„Wechselfieber"' der Belegschaften des Buhrreviers kennt i) Sodann 
lassen sich auch die für die Beurteilung der Verhältnisse so 
wichtigen Statistiken bei zentralen Kassen leicht gewinnen. Die 
vielen Schreibereien und Streitigkeiten zwischen lokalen Kassen 
fallen fort, und die Verwaltungskosten sind verhältnismäßig geringer. 
Daß größere Verbände leichter mit Ärzten — besonders auch Spezial- 
änten — Apothekern und Krankenanstalten Verträge schließen können, 
als kleinere Organisationen, daß sie auch in der Lage sind, eigene 
Heilanstalten zu errichten, braucht nicht weiter ausgeführt zu werden. 
Die letzteren Vorteile können die kleinen Kassen zum Teil allerdings 
auch erzielen, wenn sie — wie im § 46 des Kr.V.G. vorgesehen ist — 
für einzelne Veranstaltungen and Maßnahmen zu Verbänden zu- 
sammentreten« Endlich entspringen beim Allgemeinen Knappschafts- 
verein noch besondere Vorteile aus der organisatorischen Verbindung 
der Krankenkasse mit der Pensionskasse. 

Die örtlichen Kassen besitzen nun allerdings eine Beihe von 
Vorzügen darin, daß sie sich den lokalen Bedür&issen besser 



1) 1903 kamen auf 100 Mann der dorchschnittlichen Belegschaft 58 
Zu- und 48 Abgänge, im ganzen 106 Stellenwechsel. Da doch immerhin eine 
Beike von Bergleuten seßhaft ist, so muß ein Teil der Bergleute mehrmals 
die Arbeitsstelle gewechselt haben. (Yerwaltongsbericbt 1903 des Allgemeinen 
Enappsehaftsvereini 8. 25.) 
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ftfipftsseti kßtmeii, leichte]^ ta flbersehen und beweglicher sind 
ttnd üütet tJttistaiiden attch schneller arbeiten, als eine Zentral^ 
kässe. Allein der Allgemeine Enappschaftsverein hat üleh einen Teil 
de&seh s^a eigen machen können, indem er für bestimmte Qebiete 
Aasschüsse und Zahlstellen mit mehr örtlichem Charakter eingerichtet 
hat Was nnn den ofk i^agansten der lokalen Kassen betonten be^ 
Sonderen Wert der gegenseitigen Eontrolle, Oberhaupt die individuelle 
Mitwii'kung anbelangt, so werden diese Momente doch recht fiber-^ 
schätzt 

Jedenfalls muß es heute als glückliche Abwendung einer Ge^ 
fahr aufgefaßt werden, daß eine Absonderung selbständiger Eranken« 
kasSen ton den größten Knappschaftsvereinen unterblieben und an 
der Oesamtorganisation keine derartig radikale Umgestaltung voi> 
genommen worden ist 
MitgUedMhaft. Dagegen führte das Er.Y.G. eine andere recht wesentliche Um- 
gestaltung herbei, und zwar hinsichtlich ded Mitgliederbestandes der 
Enappschaftsvereine. Die für die Enappschaftsvereine gültigen Vor- 
schriften des Kr.T.6. sagen über die Zusammensetzung dieser Vereine 
nichts. Und doch hat das Gesetz den Erlaß ganz neuer Bestim*" 
mungen über den Erwerb der Mitgliedschaft notwendig gemacht 

Nach § 165 des A.B.G. sollen „für die Arbeiter . • . aller Berg- 
werke^ Enappschaftsvereine bestehen. Das Gesetz überläßt es den 
Werkbesitzern und den Vereinen, festzulegen, wer als „Arbeiter** an- 
zusehen und als Mitglied aufzunehmen ist Das Er.V.G., das ja 
die in Bergwerken beschäftigten Personen bei der Aufzählung der Ver*> 
Sicherungspflichtigen an erster Stelle nennt, drückt sich dagegen 
viel genauer aus. Versicherungspflichtig sind nach ihm alle auf den 
Vereiuswerken über und unter Tage Tätigen, soweit sie über ein4 
Woche Arbeit leisten und unter 2000 Mark jährlich verdienen. Die 
jugendlichen Arbeiter und die Frauen, die seither nicht Mitglieder 
waren, fallen ebenfalls in diesen Ereis. Jugendliche Arbeiter 
sind beim Steinkohlenbergbau in großer Zahl vorhanden; dagegen 
spielen die Frauen bei ihm keine große Rolle. Unter Tage dürfen 
sie überhaupt nicht beschäftigt werden. Im Buhrrevier sind nur 
etliche Frauen bei der Aufbereitung auf den Erzgruben bei Werden 
und Iserlohn beschäftigt Sie sind auch Angehörige des Allgemeinen 
Knappschaftsvereins geworden. Des weiteren wurde für die Be- 
amten mit weniger als 2000 Mark Jahres verdienst, welche nach 
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dem A;B.GK zaHi Beitritt zu deü Eüappsehaftsvereitien berechtigt abef 
Dicht verpflichtet waren« darch das Er.V.Q. ebenftills der Beitritte« 
ewang aasgeeprocheni Die Arbeiterversieheroiigsgesetze Wolleü ebeii 
iii<At nur ddü Arbeiter« sondern aach alle diejenigen erfassen, die 
flieh mit dem Arbeiter in gleicher wirtschaftlicher Lage befihdefli 
— Die Anfhahme als Mitglied bei den Enappschaftvereifleii wät 
Bttdem Mher ofk an gewisse Eautelen gebüüden. Der Aufzonehmende 
mußte im Besitze der bfirgerlichen Ehreürechte sein und eine he^ 
stimmte Karenzzeit durchmachen. Nach dem Er. V.O. ist aber fftr 
die Versicherungspflicht allein die Beschäftigung und der Verdienst 



Alle diese Oesetzesbestimmungen wiesen die Enappschaftsvereine 
darauf hin, ihre Statuten bezfiglich des Erwerbs der Mitgliedschaft 
abzuändern. Es wäre sonst eben erforderlich gewesen, für die auf den 
Vereinswerken beschäftigten aber nicht zum Beitritt berechtigten Per' 
sonen besondere Erankenkassen zu schafTen. Die Statuten sind 
denn auch dahin geändert worden, daß nun alle auf deü Berg» 
werken tätigen versicherungspflichtigen Personen Mitglieder der 
Krankenkasse des Enappschaftsvereins werden können und mflssen. 
Die Änderungen boten übrigens keine besonderen Schwierigkeiten, 
nachdem die Erankenkassen rechnungsmäßig von den übrigen Ein-» 
richtungen der Enappschaftskassen getrennt waren. Nur das Gesund- 
heitsattest woUte man nicht preisgeben. Es besteht deshalb beim 
Allgemeinen Enappschaftsverein heute noch die statutarische Vor- 
schrift, daß die Vereinswerke Arbeiter nur auf Grund eines ärzt^ 
liehen Gesundheitsattestes einsteUen dürfen. Das Attest wird nicht 
nur von den Neueinzustellenden, sondern auch von den Arbeitern 
verlangt, die über vier Wochen gefeiert haben oder durch Erankheit 
arbeitsunfähig waren. 

Von der Versicherung in den Enappschafts-Erankenkassen sind 
die Enappschaftsinvaliden ausgeschlossen, weil diesen bereits ein 
gewisses Minimaleinkommen sowie freie ärztliche Behandlung und 
freie EUr in Erankheitsfällen gesichert isti), und Weil der Gesetz- 
geber angenoBunen hat, daß es ihnen bei Bestehen des Yeu 
sicherungszwanges häufig schwer faUeb würde, wieder Beschäftigung 
zu finden. Die Unternehmer würden die Erankenkassen nicht mit 



1) Siehe 8. 207. 
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diesen Invaliden belasten wollen, bei denen die Gefahr der Erkran- 
kong besonders groß ist Der Allgemeine Enappsohaftsverein sieht 
sehr darauf, daß die Invaliden nicht in der Krankenkasse bleiben, i) 
— Den Enappschaftsvereinen ist es freigestellt, die Mitgliedschaft 
bei der Krankenkasse mit dem Austritt aus der bergmannischen 
Tätigkeit als erloschen anzusehen, oder nach dem Muster der §§ 11 
und 27 des Kr.Y.Q. eine fortgesetzte Mitgliedschaft zuzulassen. Sie 
haben sich für das erstere Verfahren entschieden. Bei Beurlaubten 3) 
erlischt das Versicherungsverhältnis erst, wenn vier Wochen lang 
kein Beitrag bezahlt ist — 

iHe früheren Eine Weitere bedeutende Einwirkung hat das Kr.Y.Q. auf die 
Kn^^^haft^ Kassenleistungen der Knappschafts-Krankenkassen ausgeübt 

Sü^ngen. Freie Kur und Arznei erhielten früher alle Mitglieder für ihre 

Person in Krankheitsfällen oder bei Beschädigungen bei der Arbeit» 
soweit nicht eigenes grobes Verschulden vorlag oder die Krankheit 
in einer freiwilligen oder unfreiwilligen Feierperiode eingetreten 
war. Die Mitglieder der Beamtenabteilungen sowie der L und IL 
Arbeiterklasse hatten diesen Anspruch ohne jede zeitliche Einschrän- 
kung bis zur Wiederherstellung. Den Mitgliedern der in. (unständigen) 
Klasse stand allgemein freie Kur und Arznei bis zur Wiederherstellung 
nur in den Fällen der Beschädigung bei der Bergarbeit zu. In sonstigen 
Krankheitsfällen erhielten sie diese Unterstützungen höchstens für 
die Dauer von vier Monaten, aber auch nur dann, wenn sie länger 
als vier Wochen der III. Klasse angehört hatten. Der Essen- 
Werdensche Verein gewährte den unständigen Mitgliedern bei acht- 
wöchiger Karenzzeit sogar nur drei Monate freie Kur und.ArzneL 
Die Invaliden hatten ohne Entrichtung von Beiträgen Anspruch auf 
diese Unterstützungen. 

Ein Krankengeld wurde vom Tage der ersten ärztlichen Be- 
handlung an in den Fällen gewährt, in denen die Mitglieder An- 
spruch auf freie Kur hatten. Die ständigen Mitglieder erhielten 
Krankengeld für die Dauer von 24 Wochen. Bei den Unständigen 
kamen 24 Wochen nur bei Unglücksfallen während der Arbeit in 
Frage. In sonstigen Krankheitsfällen wurde ihnen nur zwölf Wochen 
lang Krankengeld bezahlt. Der Essen-Werdensche Verein gewährte 

1) Die Invaliden erhalten zu Lasten der PenBionskasse freie Ärztliche 
Behandlung and freie Arznei aus der Krankenkasse. S. Stat 27 auf S. 207. 

2) Siehe 8. 147 anten. 
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es ihnen sogar nur acht Wochen lang. Diese Abstafdngen and Be- 
schränkungen versteht man, wenn man sich die Entwicklung der 
Enappschaftsvereine vor Augen fuhrt 

Das tägliche Krankengeld betrug vor dem Inkrafttreten des 
Kr.V.G. 

beim M&rkischen beim Essen-Werdenschen 

Verein Verein 

a) fQr Beamte der I. Abteilung 2,40 Mk. 2,16 Mk. 

b) „ „ „ n. ,. 1,60 „ 1,44 „ 

c) „ ständige Arbeiter I. Klasse 1,35 „ 1,20 „ 

d) „ „ „ n. „ 1,10 „ 0,96 „ 
d) „ unstftnd. Arbeiter UL Klasse 0,80 „ 0,72 „ 

Das Krankengeld des kleineren Mülheimer Vereins war um ll^/o 
höher als das des Märkischen.^) 

Dauerte die Krankheit länger als die festgesetzte TJnterstützungs- 
zeit, so erhielten die Erkrankten für die fernere Dauer einstweilen 
Invalidengeld ^) ; die unständigen Mitglieder aber nur in solchen 
Fällen, in denen sie einen Anspruch auf Pension hatten.^) 

Diese für die damaligen Verhältnisse nicht gerade kargen 
Leistungen mußten nun nach den Vorschriften des Beichsgesetzes 
umgestaltet werden. 

Zunächst mußte der scharfe Unterschied zwischen voll- undi^istnwniuoh 
minderberechtigten Mitgliedern, den das alle Arbeiter gleich be- *^^^^ 
handelnde Kr.V.G. nicht kennt, und der sich mit der Zeit ja schon 
gemildert hatte, eine weitere Abschwächnng erfahren. 

Bei den unständigen Mitgliedern mußte die vier- bezw. acht- 
wöchige Karenzzeit fallen, da nach § 26 des Gesetzes der Anspruch 
alsbald mit der Aufnahme der die Versicherungspflicht begründen- 
den Arbeit beginnt. Wesentlicher noch war die neue Festlegung der 
ünterstützungsdauer, die besonders den unständigen MitgUedem, 
denen man in schlechten Zeiten oft die Unterstützungen gekürzt hatte, 
zugute kam. Für diese Leute stand von nun an als Fels, an dem 
nicht gerüttelt werden konnte, die dreizehnwSchige Unterstützungs- 
zeit sowohl für die Kur und Arznei, als auch für das Krankengeld 



1) Von 1873—1880 war das Krankengeld fast bei allen Knappschafts- 
▼ereinen nm 7» höher gewesen. Die Herabsetzung hatte in der ungQnstigen 
Lage des Bergbaues ihren Grund. 

2) Seit 1899 aufgehoben. Siehe S. 124. 3) Siehe S. 119. 

H a 1 b a h Knappsehaf tsTorein. 8 
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fesi Was dies bedeutete, ersehen wir daraus, dafi 188S im Rohr- 
bergbaa den 46978 stfodigMk Mitgliedeni 5040SnnstSndige gegen- 
überstanden ! 

Die Ständigen hatten früher schon ganz gnt dagestanden. Sie 
erhielten, wie bereits erwähnt, freie Eur und Arznei bis zur Wieder- 
keiBtelhmg^ und Erukengeid fir die Dauer von 24 Wochen. Auf 
diese Bestimmung hatte das Et.V.G. zunächst nicht eingewirkt» 
1899 wurde jedoch durch das Statut flsstgesetzt, daß freie Eur und 
Arznei auch bei ihnen nach 13 Wochen au&uhörejo^ hätte«, 
und daß die Aufwendungen von der 14. bis zur 24. Woche 
nicht von der Eranken-, sondern von der Pennonskasse ge- 
tragen werden sollten^ 1903 hatte die Pensions]|:asse derErapken- 
kasse für solche Aufwendungen 398633,61 M. gutzuschreiben. Doich 
die^^e Sestwpungen wurde eine Bevorzuguiig der ständigen Mit- 
glieder beseitigt; und das mit Becbt. Wenn die unständigeQ Mit- 
glieder auch weniger zu den Kosten des Instituts beitrugen als die 
ständigen ^mtglieder, so stand die Bevorzugung der letzteren docl^ 
in keinem Yerhältui« zu ihrer geringen Mehrleistung. Man glaubte 
aber früher, den Uustaudigen durch diese Maßregel einen Ansporn 
geben zu sollen, sobald als möglich die ständige Mitgliedschaft zu 
erwerben. 

Die Fürsorge für die unständigen Mitglieder ist neuerdings noch 
nach einer anderen Richtung hin erweitert worden. Bei den ^ im 
allgemeinen im jüngeren Lebensalter stehenden — TJnstlLndigen hatte 
die TTnterstützungsdauer nach Ablauf der 13. Woche im allgemeinen 
ein Ende, ^ierin änderte auch die Novelle von 1903, die für die 
anderen Erankeukassen die Ünterstützungsdauer mit Wirkung vom 
1. Januar 1904 an auf 26 Wochen verlängerte, zunlchst nichts, denn 
die betr. ißestimmung hatte für die Knappschafts-Erankenkassen kein^ 
Geltung. Eine mit Zustimmung des Bundesrats erlassene l^aiserliche 
Verordnung erlaubte nämlich den KnappsQhaftsvereinen, eiustweilen 
das frühere Maß der Unterstützungen beizubehalten.'^) Man räu«ite 
den Enappschaftsvereinen diese Sonderstellung ein, weil auch die Ab- 
änderung des Titels YII des A.B.6. in Aussicht stand, und man eine 
zweimalige StatutaudoTung innerhalb kurzer Zeit vermeiden wollte* 

1) Statistik der preulMsehen EnappBchaftSTereine. Zeitschrift fOr Berg-» 
Hatten- and Salinenwesen. 1883. S. 10. 

2) Art. IVn des Ab&nderungsgesetzes vom 25. Mai 1903. 
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Die neuen QesetzesBestimmnngen sollten fflr die Enappschafts- 
▼eieine gemeinsam in Kraft treten. Da die Bergleute diesen Gmnd 
aber nicht gelten lassen wollten und für die alsbaldige BhifShmng 
der verlängerten TTnterstfttznngsdauer agitierten, und da steh auch 
die Abänderung des Titels TII verzögerte, bestimmte eine am 
7. November 1904 erlassene kaiserliohe Verordnung, da6 die No- 
velle von 1908 für die Enappsehafkevereine vom 1. Januar {996 an 
Geltung haben solle. Die Novelle hat dann dieNiveltieningsartielt des 
Er.V.6. bei den Enappsehaftsvereinen vollendet. Die stSndigen 
Mitgütder haben nun keine wesenttichen Yorzftge mehr vor den 
unständigen; beide Klassen erhalten die TJnterstttzungen jetzt ftat 
26 Woche». 

Auch auf die Höhe der KrankengeldbeaOge hat das Kr.V.G. Knnkengeu. 
eine sehr wesentliche Einwirkung ausgeübt, und zwar durch die 
Herbeiführung einer neuen Abstufung dieser Bezüge. Die alte 
Einteilung in drei Arbeiterklassen und zwei Beamtenabteilungen, 
für die nicht der Lohn, sondern eine Reihe von anderen Umständen 
(bestfanmtes Alter, gewisse Zeit der Bergarbelt usw.) maßgebend 
war, konnte für die Bemessung des Krankengeldes nicht länger als 
Grundlage dienen. Sie mußte einer anderen Teilung weichen, dte 
der Lage des Einzelnen besser gerecht wurde. Die neue Absttrfhng 
ist nach Lohnklassen vorgenommen worden. 

Bei den Knappscbaftsvereinen des Ruhrreviers finden wir seit 
dem 1. Januar 1886 folgende Einteilung: 



Klasse 


Lolm 


DaiebsehnittslohB 


Krankengeld 


1. 


bis 1,40 Mk. 


1,20 Mk. 


0,60 Mk. 


2. 


1,41—1,80 „ 


1,60 „ 


0,80 „ 


3. 


1,81-2,2» „ 


2,»ft „ 


1,00 „ 


4. 


2,21— »»e» „ 


a,4» „ 


t,20 „ 


5. 


2,61—3,00 „ 


a,80 „ 


1,40 „ 


6. 


3,01—3,40 „ 


3,20 „ 


1,60 „ 


7. 


»,4I— 3,8a „ 


9,60 „ 


i,8» „ 


8. 


3,81—4,») „ 


*,W „ 


a,»o „ 



Diese Klassen, die bei den Ortskrankenkassen hätten ausreichen 
müss.^, weil nach § 2QII bei diesen Kassen der zu berücksichtigende 
H6oh«tIohn nur vieor (seit 1903 fünf) Mark betrag» dar^ genügten 
atber von vonherein nicht. Man woUte dm Mitgliedern, die nMhr 

t) Vergi. die Loftnstetht!kefl atif 9. 19^. 
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als 4,20 taglich yerdienten, auch eine entsprechende Unterstfitzang 
sichern. Daher worden schon am 1. Oktober 1887 zwei Klassen 
hinzngefägt: 

9. 4,21—4,60 Mk. 4,40 Mk. 2,20 Mk. 
10. 4,61 und höher 4,80 „ 2,40 „ 

Als aber die Löhne mehr nnd mehr stiegen — bei den eigent* 
liehen Bergarbeitern schneller, sprungweise bei den anderen im Berg- 
bau beschäftigten Personen langsamer aber regelmäßiger — und der 
Durchschnitt der Oesamtlohne nicht weit von vier. Mark entfernt 
war, sahen sich die drei großen Enappschaftsyereine des Ruhrreviers 
gezwungen, die Zahl der Klassen abermals zu yermehren: 
Klasse Lohn Durchschnittslohn Krankengeld 

10. 4,61—5,00 Mt 4,80 Mk. 2,40 Mk. 

11. 5,01—5,40 „ 5,20 „ 2,60 „ 

12. 5,41—5,80 „ 5,60 „ 2,80 „ 

13. über 5,80 „ 3,00 „ 

Seit dem 1. Juli 1890, dem Zeltpunkte der Verschmelzung der 
drei Vereine zu dem „Allgemeinen Knappschaftsyerein^, haben wir 
im Buhrkohlenbezirke diese 13 Klassen, eine Einteilung, die es er- 
möglicht, jedem Einzelnen ein seinem wirklichen Arbeitsverdienste 
entsprechendes Krankengeld zukonmien zu lassen. 

Die Lohnklasse eines Arbeiters wird emüttelt, indem der Bein- 
verdienst während des letztverflossenen Vierteljahres durch die Zahl 
der wirklichen Arbeitstage während dieses Zeitraumes, höchstens 
aber durch 75, geteilt wird. Bei Neuangelegten bildet der Lohn 
gleichgestellter Arbeiter die vorläufige Grundlage. 

TTm die Zugehörigkeit zu den Lohnklassen festzulegen, sind 
von den Werken von VierteJijahr zu Vierteljahr Lohnnachweisungen 
einzureichen. Schwankungen in den Löhnen zeigen sich alsbald an 
Verschiebungen innerhalb der Lohnklassen. ^ 



1) Aus den Nachweisnngen, die stets einen Überblick tlber die Arbeiter- 
zahl and die bezahlten Löhne geben, ist zu ersehen, wie die Löhne im Ruhr- 
reTier in den 90er Jahren gestiegen sind. W&hrend 1892 von 144947 Mit- 
gliedern des Allgemeinen EnappschaftsTereins nur 444t einen Lohn Ton tlber 
5,80 M. erhielten, waren es 1899 bei 213 250 Mitgliedern 40433. Wie in 
schlechten Zeiten aber auch ein Sinken der Löhne eintritt, ist ans folgenden 
Zahlen zu ersehen: 1900 terdienten 52 > der Mitglieder über 5 M., 1901 
44,2 o/o, 1902 31,7%, 1903 dagegen schon wieder 36,1 >. (Verwaltungs- 
berichte des Allgemeinen Enappschaftsyereins in Bocham. 1892—1903.) 
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Die Klasseneinteilnng ist natfirlich bei den Enappschaftskassen 
der einzelnen Reviere verschieden. Während eine Kasse sogar 
16 Klassen hat, finden wir beim Saarbrücker Knappschafts, 
verein nur zwei Klassen: Arbeiter, die unter and solche, die 
über 3 Mk. verdienen. Die jugendlichen Arbeiter nnd die Beamten 
nehmen beim Saarbrflcker Verein eine Sonderstellung ein. Die 
verheirateten Mitglieder sind besser gestellt als die anverheirateten. 
Für die Arbeiter mit einem Lohne bis zu 4 Mk. ist das Kranken- 
geld beim Saarbrücker Verein höher als bei den gleichgestellten 
Mitgliedern des Allgemeinen Knappschaftsvereinsl Dagegen kann 
aber auch der höchst gelohnte Arbeiter beim Saarbrücker Verein nicht 
mehr als 2 Mk. Krankengeld erhalten. Da jedoch im Bahrrevier mehr 
als die Hälfte der Bergarbeiter über 4 Mk. täglich verdient, stehen 
sich die Bahrberglente bei ihrer Klasseneinteilung im ganzen besser. 

Durch die neue Klasseneinteilung und die damit verbundene 
Aufbesserung des Krankengeldes wurden besonders auch die minder- 
berechtigten Mitglieder wesentlich besser gestellt Sie erhielten 
vor dem Kr.V.G. beim Märkischen Verein 80 Pfg. Krankengeld 
täglich, was nach den neuen Bestimmungen einem Durchschnitts- 
lohne von 1,60 Mk. entsprechen würde. Da aber damals auch 
die unständigen Mitglieder im allgemeinen nicht unter 2 Mk. ver- 
dienten, so betrug das Mehr bei ihnen mindestens 20 Pfg. täglich. 
Erhöhungen des Krankengeldes um die Hälfte oder auf das Doppelte 
werden bei diesen Arbeitern, die zum Teil auch über 3 Mk. ver- 
dienten, wohl nicht selten gewesen sein. Einem Arbeiter I. Klasse 
stand früher ein Krankengeld von 1,35 Mk. zu, das nach der neuen 
Klasseneinteilung einem Durchschnittslohne von 2,80 Mk. entsprechen 
würde. Die Mitglieder der I. Klasse verdienten aber durchschnitt- 
lich mehr als 3 Mk. — Über die heutigen Verhältnisse bei den 
einzelnen Lohnklassen gibt die Statistik 5 auf Seite 185 des An- 
hangs Aufschluß. 

Führen wir uns nun noch an einem weiteren Beispiele die 
Einwirkung des Kr.V.G. auf das Krankengeld vor Augen. Ein 
Arbeiter hat einen Durchschnittslohn von 4,40 Mk. Er gehört zur 
Lohnklasse 9 und hat Anspruch auf ein Krankengeld von 13,20 Mk. 
wöchentlich. Bei 17 wöchiger Krankheit erhält er also 224,40 Mk. 
Vor dem Kr.V.G. hätte dieser Arbeiter an Krankenlohn im günstigsten 
Falle wöchentlich 8,10 Mk. und in 17 Wochen insgesamt 137,70 Mk. 
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erhalten. Der gegeu früher vermehrte jlnfwand an Arzt, Arznei usw. 
kommt noch hinzu. — 

Bei vielen Knappsohaftsvereinen fand die Bestimmung, daß 
in allen Fällen mindestens die Hälfte des Durchschnittslohnes als 
Krankengeld bezahlt werden muß, zuerst wenig Sympathie« Di« 
Knappschaftskassen hätten es lieber gesehen, wenn ihnen mehr Spiel- 
raum gelassen worden wäre, sodaß bei geringem Lohne etwa 50 
Prozent, bei höherem Lohne nur 30 Prozent ides Durohschnitts- 
lohnes als Krankengeld hätte bezahlt werden können, i) Eine 
solche Bestimmung hätte aber dem Geiste des Kr.Y.G. wider^ 
sprochen. Leistung und Gegenleistung sollen sich die Wage halten, 
und es soll jedem nach seinen Verhältnissen, wie sie durch den 
Lohn gekennzeichnet sind, eine auskömmliche UnterstStzung ge- 
sichert sein. Eine Ausnahmestellung ist den ständigen, den Berg- 
bau als Lebensberuf betreibenden Mitgliedern, die sich bei zu- 
nehmendem Alter in den Lohnverhältnissen oft auf dem absteigenden 
Aste befinden, insofern eingeräumt, als ihnen ein bestimmter Mindest*- 
betrag an Krankengeld gesichert ist Man hat nämlich, ohne Blick- 
sieht auf die Lohnklasse, für die ständigen Arbeiter und für die 
Beamtenabteilungen 2) Mindestklassen festgesetzt Das Statut vom 
1. Juli 1890 sagt darüber: „Die aktiven Mitglieder der L Arbeiter- 
klasse erhalten mindestens das Krankengeld der 5«, die Mitglieder 
der II. Beamtenabteilung mindestens das der 8., diqenigen 
der I. Beamtenabteilung mindestens das der 10. Lohnklasse.'' Große 
Bedeutung hat diese Bestimmung jedoch nicht, da es wohl nicht häufig 
vorkonunen wird, daß der Lohn eines ständigen Mitgliedes unter 
2,60 Mk. sinkt oder ein Beamter unter 3,80 Mk. bezw. 4,60 Mk. verdient 

Wie leicht erklärlich ist, nehmen die Beamten die Kranken- 
kasse überhaupt verhältnismäßig seltener in Anspruch als die 
Arbeiter. Bei ihnen ist aber im allgemeinen der Krankengeldbezug 
von längerer Dauer. Dessen ungeachtet verursacht ein Beamter der 
Krankenkasse durchschnittlich weniger Kosten als ein Arbeiter, s) 



t) Beratungen der KnappschaftSYorat&nde aber die Gesetzentwürfe, be- 
treffend Kranken- und Unfallyersicherung. 18S2. (Drucksache des Allge- 
meinen Deutschen Knappschaftsverbandes ; nicht im fiuchhandel erschienen.) 

2) Die Beamtenabtelluogen treten gegenüber den Arbeiterklassen voll- 
ständig aurtlck. Sie sind daher nur gelegentlich mit erwähnt. Siehe auoh 3. 117. 

3) Yergl. S. 1S7 und S. 189. 
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Trotz 

mitglieder noch manche iärweiterang der Kassenleistongen. So ist 
die Anfhebnng der dreitägigen EarenzceitO ein yon den Bmrg^ 
arbeitem viel geäußerter Wnnsdi. Ihm in yollem Maße naehza- 
kommen, ist jedoch kaum zu raten. Mancher Arbeiter wflrde ohne 
Zweifel gelegentlich eine ganz leichte Erkrankung zum Verwand 
nehmen, um sieh auf Kosten der Krankenkasse ein paar Tage zu 
drücken. In dieser Hinsicht haben die Knappschaftsvereine Erfahr- 
ungen genug gesammelt. Als sie Ende der sechziger Jahre die drei- 
ta^e Karenzzeit eingefäfart hatten, fiel die Zahl der Kranken» deren 
Krankheitsdauer unter drei Tagen blieb, von 1 ®/« auf 0,27 ^/a.^} Auch 
der Arbeitsaufwand der KassenTerwaltung würde nicht in an- 
gemessenem Verhältnis zu dem Nutzen ein^ solchen Maßregd stehen. 
Eher ließe sich die Frage, ob den für l&ngere Zeit erkrankte 
Mitgliedern das Krankengeld für die ersten drei Tage nidit nach- 
txaglich bezahlt werden könnte, und ob es den Verunglückten nicht 
vom ersten Tage an zu gewähren sei, bq'ahen. Auch die Frage, ob das 
Krankengeld nicht für den Sonn- xmd Feiertag mit bezahlt werden 
kann, muß künftig erneut geprüft werden. Will man in diesen 
Fällen nicht das volle Krankengeld gewähren, so könnte man es, 
wie dies beim Saarbrücker Knappschaftsverein geschieht, für die be- 
treffenden Tage kürzen. 

Ein weiterer Wunsch der Arbeiter ist auf die Eriiöhung des 
Krankengeldes auf ^/a des Durchschnittslohnesge richtet Ob er wird 
berücksichtigt werden können, erscheint ebenfalls zweifelhaft Abge- 
sehen von der größeren Belastung, die zu einer erheblichen Erhöhung 
der Beiträge führen müßte, würde die Neigung zur Sünulation — 
ein Übel, das größer ist als von Femstehenden angenommen wird — 
dadurch gefördert werden. Eine geringe Erhöhung des Krankengeldes 
von einem gewissen Zeitpunkte einer längeren Krankheit an würde 
sich dagegen befürworten und auch durchführen lassen. Je länger 
die Sjrankheit dauert, desto mehr macht sich der VerdienstaitsMl 
f&hlbar, und desto weiter geht der Erkrankte in seinen wirtschaft- 
liche Verhältnissen zurück. 

1) iDaa Krankengeld ^ird, wie dies im Ruhrrevier auch vor dem Kr.V.G. 
Behqji üblich war, erst vom Beginn des vierten Krankheitstages an und auch 
nur fOr de Arbeitstage gewfthrt 

2) Simons, a. a. 0. S. 100. 
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kranklieiteD, 
H«ilmitto]. 



Bei Erkrankungen in einer freiwilligen oder nnfreiwilligen Feier- 
^^otode,' Periode gewährten die Enappschaftsvereine früher in der Regel keine 
Erankenonterstützungen. Nor bei anfirelwilligem Feiern konnte der 
Vorstand den standigen Mitgliedern freie Enr und Arznei gewahren. 
1890 bei der Verschmelzung der drei Vereine hob man diese Ein- 
schränkung, die das Reichsgesetz nicht kannte, auf und verstopfte 
so die Quelle zu vieler Erbitterung. Unter dem Einflüsse des Er.V.G. 
(§ 6a I) hat man damals auch die vollständige Vorenthaltung 
der Unterstützung bei selbstverschuldeten Krankheiten (Schlägereien, 
Trunkfalligkeit) sowie bei Oeschlechtskrankheiten soweit gemildert, 
daß in solchen Fällen wenigstens freie Eur und Arznei gewährt 
wird. Die Novelle von 1903 hat nun noch bewirkt, daß der Grund- 
satz, bei geschlechtlichen Erkrankungen Krankengeld nicht zu ge- 
währen, in Anbetracht des damit verbundenen Nachteils für die 
Volksgesundheit fallen gelassen worden ist — Die Lieferung von 
Brillen, Bruchbändern und ähnlichen Heilmitteln, über die früher 
nichts festgelegt war, wurde als Teil der gesetzlich vorgeschriebenen 
Mindestleistungen alsbald unter die Leistungen aufgenommen. — 

Wie bei dem Erankengelde, so hat das Kr.V.O. auch bei dem 
Sterbegelde individualisierend und erhöhend gewirkt 

Wenn ein aktives ständiges Mitglied oder ein pensionierter In- 
valide starb oder ein unständiges Mitglied durch Unfall bei der 
Arbeit zu Tode kam, so erhielten die Hinterbliebenen bezw. die- 
jenigen, die das Begräbnis besorgten, früher je nach der Abteilung 
oder Klasse ein Sterbegeld von 90, 60, 50, 40 oder 30 M. 

Das Er-V.6. legte nun im § 20 1 ^ als Sterbegeld für jeden ver- 
storbenen Versicherten ohne Rücksicht auf die Todesursache den 
zwanzigfachen Betrag des Durchschnittslohnes der Lohnklasse des 
Verstorbenen fest Die Hinterbliebenen wurden dadurch nicht un- 
erheblich besser gestellt Während die Angehörigen eines verstorbe- 
nenen Arbeiters früher ohne Rücksicht auf den Verdienst des Ver- 
storbenen höchstens 50 Mk. erhalten konnten, wird dieser Betrag 
heute schon bei einem Durchschnittslohne von nur 2,50 Mk. bezahlt 
Der Gesamtsdurchschnitt der Löhne und damit der Durchschnitt der 
im ganzen bezahlten Sterbegelder ist aber erheblich höher: 1903 be- 
trug das Sterbegeld bei der Klasse der ständigen Mitglieder durch- 
schnittlich 94,30 Mk. bei der der unständigen 75,64 Mk. Das 
Sterbegeld soll nach § 20 IV — wie bei den Enappschaftsvereinen 



Sterbegeld. 
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schon früher — zanächst zur Deckung der Kosten des Begräb- 
nisses^) ver^randt werden. 

Unter dem Einflüsse des Kr.Y.G-. fiel auch die Bestimmung 
aber die Vorenthaltung des Sterbegeldes beim Todesfall in eine 
Zeit freiwilligen Feiercs. Femer müssen die Knappschaftskassen, 
seitdem die Erweiterung des § 20 durch die Novelle von 1892 
erfolgt ist, auch in den Fällen Sterbegeld gewähren, in denen der 
Tod innerhalb eines Jahres nach Ablauf der IJnterstützungszeit 
als Folge der früheren Krankheit eintritt (Gehört zu den gesetz- 
lichen Mindestleistungen). 

Eine weitere Bestimmung, die für die Knappschaftskassen Erkrankung 
Zwangscharakter hatte und deshalb im Statut mit berücksichtigt woohen nach 
werden mußte, war die des § 28 des Kr.V.G. Dieser Paragraph ^z»^ ^ 
besagt, daß den Personen, die infolge eintretender Erwerbslosigkeit 
aus der Kasse ausscheiden, der Anspruch auf die gesetzlichen 
Mindestleistungen verbleibt in ünterstützungsf&llen, welche inner- 
halb eines Zeitraumes von drei Wochen nach dem Ausscheiden aus 
der Kasse eintreten. Voraussetzung dabei ist allerdings, daß vor 
dem Ausscheiden ein mindest dreiwöchiges ununterbrochenes Yer- 
sicherungsverhältnis bestanden hat. Der Anspruch bleibt in solchen 
Fällen sogar dann bestehen, wenn die betreffenden Arbeiter selbst^ 
verschuldet arbeitslos geworden sind. 

Alle die erwähnten Veränderungen in den Leistungen der Knapp- seitr«^ der 
Schafts-Krankenkassen mußten wiederum auf die Beitragshöhe zurück- 
wirken. Vor dem Inkrafttreten des Kr.V.G. waren bei den verschiedenen 
Knappschaftsvereinen große Unterschiede in der Höhe und Dauer der 
Unterstützungen und in den Beiträgen vorhanden. Selbst in den ein- 
zelnen Vereinen änderten sich die Leistungen, bisweilen auch die 
Beiträge, je nach der Lage des Bergbaues. Nachdem nun das 
Gesetz Mindestleistungen festgelegt hatte, sodaß Herabsetzungen 
der Kassenleistungen nur noch in beschränktem Maße möglich 
waren, mußten die Beiträge den Hauptregulator gegenüber den 
Schwankungen in der finanziellen Lage der Vereine bilden. Da- 
durch wurde die Aufmerksamkeit in verstärktem Maße auf die Bei- 
träge gelenkt. Man kam dabei zu der Erkenntnis, daß der für die 
Gesamt zwecke der Knappschaften zu entrichtende einheitliche 



1) Daher die frühere Bezeichnung „ Begräbniskosten". 
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feste Beitrag unter der Herrschaft der ArbeiterTersicherungs- 
gesetze nicht aufrecht erhalten werden konnte. Diesen Beitrag, der 
unabhängig von den Lobnverhaltnissen nur nach zwei Beamten- 
abteilungen und drei Arbeiterklassen abgestuft war, für die Zwecke 
des Kranken- und Pensionswesens zu teilen, entsprach nicht dem 
Geiste des Reichsgesetzes, da dieses den verdienten Lohn zur Grundlage 
für die Bemessung der Beiträge machte. Das Er.V.G. gibt zwar den 
Enappschaftsvereinen, wie auch den freien Hilfskassen, in dieser 
Beziehung keine Vorschriften. Allein bei den auf Grund dieses Ge- 
setzes eingerichteten neuen Organisationen hat die Beitragsveran- 
lagnng nach Lohnklassen zu geschehen. Auch das A.B.G. 
hatte schon am § 175 vorgesehen, daß die Beiträge in einem ge- 
wissen Prozentsatze des Arbeitslohnes erhoben werden konnten. Da 
auch die für die Leistungen der Krankenkasse getroffenen Einrich- 
tungen auf die Beitragsfestsetzung nach Lohnklassen hinwiesen, so 
entschloß man sich denn, für die Krankenkasse einen besonderen Bei- 
trag einzuführen, ihn nach den Durchschnittslöhnen der Lohnklassen zu 
berechnen und ihn in Prozenten der Durchschnittslöhne auszudrücken. 

Für die Gemeindekrankenversicherung sieht der § 9 des Ge- 
setzes IV20/0 des ortsüblichen Tagelohns als Beitrag vor, und zwar, 
im Gegensatze zu der Ausdrucksweise des Gesetzes bei den an- 
deren Krankenkassen, als Beitrag des Unternehmers und des 
Arbeiters zusammen. In Ausnahmefällen kann dort eine Erhöhung 
auf 2, seit 1903 auf 3 0/0 eintreten (§ 10). Den Knappschaftsvereinen 
(und auch den übrigen Krankenkassen) sind solche Grenzen nicht 
gezogen, weil bei ihnen vorgesehen ist, daß sie in ihren Lei- 
stungen über das gesetzliche Maß hinausgehen können. Daß bei 
den Knappschaftsvereinen mit Bücksicht auf die bei der Bergarbeit 
vorhandene höhere Krankheitsgefabr IV'2^/« des Durchschnittslohnes 
nicht ausreichen würden, stand von vornherein fest fiatte doch 
schon eine Berechnung, die im Jahre 1879 an der Hand der Stati- 
stiken der preußischen Knappschaftsvereine angestellt worden war, 
1^/4*^/0 des Durchschnittslohnes als Beitrag ergeben. 

Durch das Statut des Allgemeinen Knappschaftsvereins ist die 
Festsetzung der Höhe des Prozentsatzes dem Vorstande übertragen. 
1892 stand der Beitrag der Arbeiter auf l,3Vo; 1894 stieg er auf 
1,40/0 und gegen Ende 1901 auf 1,8 o/o; 1902 fiel er auf l,6o/o. 
In dieser Höhe blieb er dann, bis die Novelle von 1903 vom 
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i. Jwaar 1005 an eine Erh&hung auf 2 <>/o notig machte. Der ▲> 
beiterbeitrag belauft steh nun bei der untersten LobnUasse auf 
15 P^. wöckentlich. Dieser Betrag steigt von Lohnklasee zu Lohn- 
klas«e mit drei Ausnahmen um 5 Pfg, Ein Arbiter der 13. Lehn- 
klasse bat 72 Pfg. zu entrichten. 

1897 erhoben von 195 Enappschafts-Erankeukassen nur 13 
weniger als iV^^^.o des Lohnes als Grosamtbeitrag. Bei den sämt- 
lichen deutschen KnappschaftsEjrankenkassen belief sich der Durch- 
schnitt anf 2fi^lo. Dieser Durchschnittseatz stimmt ftbrigens mit dem 
fOr die sämtlichen deutschen Krankenkassen ermittelten ftberein. 

Da sich die Lage des Bergbaues in den jeweiligen Löhnen 
wiederspiegelt, und in schlechten Zeiten die Anforderungen an die 
Kasse zu wachsen pflegen, hatte man anfanglich gefurchtoti daß bei 
der Bemessung der Beiträge nach dem Lohn in schlechten Zeiten 
die Beiträge sinken, die Ausgaben dagegen steigen und infolgedessw 
grofie Störungen in den Finanzen der Kassen eintreten wfirden. 
Solche Störungen haben sich aber nicht in dem befär^teten Maße 
eingestellt Der Prozentsatz für die Beiträge wird nämlich von Viertel- 
jahr zu Vierteljahr nach Bedürfnis festgesetzt; außerdem bewirkt die 
Verschiebung der Mitglieder aus höheren in niedrigere Lohnklassen 
ja auch eine Herabsetzung des Krankengeldes. 

Die Beiträge werden, enteprechend der Vorschrift des £ 52 
KrXO^y für Wochen berechnet Die frühere monatliche Berechnung 
ist aber erst 1S99 fallen gelassen worden, als man im Anschluß an 
das Iny.V.6. bei der Pensionskasse den Wochenbeitrag einführte. 
Diese Änderung hat den Versicherten wieder einen kleinen Vorteil 
gebracht; denn während im Falle einer Krankheit der Beitrag nur fort- 
fiel, wenn die Erwerbsunfähigkeit länger als einen Monat dauerte, 
braucht er nun schon nach Ablauf einer Woche nicht mehr bezahlt 
zu werden. — 

Es möchte erwünscht erscheinen, nun einen Vergleich zwischen 
den früheren und den jetzigen Arbeiterbeiträgen anzustellen. Ein 
solcher Vergleich ist aber nicht möglich, weil bekanntlich vor dem 
Kr.V.G, für die Gesamtzwecke der Knappschaftsvereine ein einheit- 
licher Beitrag erhoben wurde. Man könnte zwar den Beitrag der 
unständigen Mitglieder, die im allgemeinen nur Anspruch auf Kranken- 
unterstützong hatten, als Krankenkassenbeitrag ansehen; da bei der 
FesteetzuDg der Beiträge der Unständigen damals aber auöh Umstände 
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berflcksichtigt werden mußten, die beate nicht mehr mitbestimmend 
sind, 80 würde der Vergleich doch kein richtiges Bild ergeben, i) — 
Beitrige der Wie die Arbeiterbciträge, so haben sich anch die IJntemehmer- 

untemehmor. j^^j^j-jgg verändert. Außerdem aber haben sie unter dem Einflüsse 
des Erankenversicherungsgesetzes noch ihre besondere Entwicklung 
durchgemacht. 

Das Er.y.6. bestimmt (§ 51), daß die Unternehmer V^t die 
Arbeiter ^/s zur Deckung der Kosten der Krankenkassen beitragen 
sollen. Das AJB.G. sagt in Bezug auf die Knappschaften im § 175 
dasselbe: „Die Beiträge der Werkbesitzer sollen mindestens die 
Hälfte der Beiträge der Arbeiter ausmachen." Im Jahre 1873 
waren aber die Bergwerksunternehmer im ßuhrrevier dazu über- 
gegangen, ihrerseits den vollen Arbeiterbeitrag zuzuschießen. Dieses 
Verhältnis der Beiträge wurde auch in der Zeit des wirtschaftlichen 
Niedergangs in den siebziger Jahren und zu Anfang der achtziger 
Jahre beibehalten. Ein Zurücktreten der Werkbesitzer auf den ge- 
setzlichen Beitrag hätte damals allerdings auch unheilvolle Folgen haben 
können, weil die Knappschaftskassen in so großer finanzieller Notlage 
waren, daß ihre Leistungen, aller Proteste der Arbeiter ungeachtet^ 
mehrfach gekürzt werden mußten. Nachdem aber das Unf.V.G. be- 
deutende neue Lasten allein auf die Schultern der Unternehmer gelegt* 
hatte und als in Aussicht stand, daß das Inv.Y.O. die Unternehmer 
noch weiter belasten würde, entschlossen sich die Vereinswerke zu 
einer Herabsetzung ihres Krankenkassenbeitrags. Damit aber die 
Arbeiter nicht plötzlich einen größeren Ausfall zu decken hätten, 
kürzten die Unternehmer ihre Beiträge alle zwei Jahre um 5^/0. 
1894 erreichten die Beiträge 75<^/o der Beiträge der Versicherten. 
Bei diesem Satze ist es geblieben. ^) Der Gesamtbeitrag zur Kranken- 
kasse beläuft sich demnach im Ruhrrevier bei 2^lo Arbeiterbeitrag 
auf 3,5 > des Durchschnittslohnes. Die Werkbesitzer des Bezirkes 
tragen sonach erheblieh mehr zur Krankenkasse bei, als die Unter- 
nehmer im allgemeinen. 3) — Bei vielen Knappschaftsvereinen, so 
beim Saarbrücker, ist das alte Gleichgewicht beibehalten worden; 
andere Vereine haben dagegen das gesetzliche Beitragsverhältnis an- 
genommen. Dazwischen finden wir mannigfache Variationen. 1902 
wurden bei sämtlichen preußischen Knappscbaftsvereinen durchschnitt- 

1) Siebe jedoch S. 159. 2) Siehe Stat 6 auf S. 185 und Stat. 209 
auf S. 2U9 ff. 3) Siehe S. 195. 
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lieh 50,66^0 der Einnahmen yon den Arbeitern und dorchschnittlich 
42,tlo/o von den ünternehmem aufgebracht (7,23o/o der Einnahmen 
stammten aoe anderen Quellen). — Eine einheitliche Regelung er- 
strebt der neue Titel jVn desA.B.G.^) Die Grfinde, die gegen die 
geplante Erhöhung der TJntemehmerbeiträge auf den Betrag der 
Arbeiterbeiträge sprechen, erörtern wir weiter unten noch. 

Wir kommen nun zu der Erage der Anlegung von Beservefonds BMorv^tooAB. 
fttr die Krankenkassen. Im Charakter der Ejrankenyersicherung liegt 
es, daß sie großer Überschflsse zur Bildung eines Beserrefonds nicht 
bedarf. Der Beitrag kann sich daher im wesentlichen an den je- 
weiligen wirklichen Aufwand anschließen. Er braucht nur soviel zu 
betragen, daß die im Etat vorgesehenen laufenden Ausgaben gedeckt 
werden können. ^) Stetige Überschässe müssen daher an sich Anlaß 
zur Beitragsverminderung oder zur Erhöhung der Leistungen bilden. 
Eine geordnete Wirtschaftsführung erfordert aber doch eine gewisse 
Vorsorge flkr un vorherzusehende Fälle, und so schreibt denn auch der 
§ 32 des Er.y.O. fSr dieOrtskrankenkassen vor'), daß dem Beservefonds 
so lange jährlich Vio der Beitragssumme zugewiesen werden muß, 
bis er den Betrag einer durchschnittlichen Jahresausgabe erreicht. 

Die Enappschaftskassen hatten seither auf die Erhaltung einer 
angemessenen Bücklage wenig Wert gelegt Allerdings überstiegen 
ihre Beservefonds eine Jahresausgabe zum Teil erheblich. Sie mußten 
aber auch als Bückhalt für die Pensionskassen dienen, für die ein hoher 
Beservefonds unbedingtes Erfordernis ist Für den Gesamtzweck waren 
die Bflcklagen deshalb zu niedrig. Dazu kam es früher nicht selten 
vor, daß der Sicherheitsfonds in Anspruch genommen werden mußte. ^) 

Die Bestimmung im § 32 des Kr.V.G. gab den Enappschaf tsver- 
einen nun zu denken. Sie entschlossen sich denn auch, bei der Bemes- 
sung der Beiträge auf eine angemessene Erhöhung des Beservefonds 
Bflcksicht zu nehmen. Beim Märkischen Verein brachte schon das Jahr 
1887 einen Überschuß von 634333 Mark. Seitdem hat man, auch in 
Zeiten des Niedergangs, die Ausgaben aus den laufenden Einnahmen 
decken können. Der Beservefonds dient zwar wie früher so auch heute 
noch für die Krankenkasse und die Pensionskasse gemeinsam; die Ver- 

1) Siehe Anmerkung auf S. 22. 2) Siehe auch Stat 14 auf S. 195. 

3) Die Bestimmung des $ 32 soll übrigens durch den neuen Titel VII 
auch fOr die Enappschafts-Erankenkassen Zwangscharakter erhalten. 

4) So 1886 noch beim Märkischen Verein in Höhe ton 33108 M. 



de« 
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hältnisse haben sich aber gegen Mher doch ganz erheblich gebessert» 
Auch diesen Erfolg verdanken die Enappschaftsvereine dem Kr.V.G.*) 

Eine Trage, die durch das Er. V.O. gleichfalls neu entstand^ 
YonSmdM. ist, und die ebenfalls mit den Beitragsleistnngen znsammenhSngt, ist 
die Frage der Znsammensetzung des Vorstandes. Nach § 1 80 des A.B.O. 
soll dieser ohne Rftcksicht auf das Verhältnis der Beitrfige zoi einen 
HSIfte aus Vertretern der Werkbesitzer und zur anderen Hälfte aus 
Vertretern der Arbeiter bestehen. Das Kr. V.O. gewShrte den Ar- 
beitern nun eine ihrer höheren Beitragsleistung entsprechende stärkte 
Vertretung in den Eassenvorständen. Auch bei den Enappsohafts- 
yereinen des Kuhrreners sind — wie schon gesagt — die Arbeiter- 
beiträge hdher als die der Vereinswerke. Trotzdem hat man aus gutem 
Grunde die frähere Zusammensetzung beibehalten. Abgesehen 
dayon, dafi einer Änderung des seitherigen Zustandes der § 180 
des A.6.Q. entgegensteht, hat sich der Allgemeine Enappsehafts- 
verein gesagt, daß einem Verbände, der mit Millionen wirtschaftet, 
nicht überwiegend Leute vorstehen können, welche in kleinen Ver* 
bältnissen leben und gewohnt eand, nur mit geringen Geldbe- 
trägen zu rechnen. Ekuie Leute sind, wie die Erfahrung gezeigt 
hat, leieht geneigt, die Verhältnisse allzu optimistisch zu betrachten, 
während in Gesohäfkssachen doch ein verständiger Pessimismus am 
Platze Ist Eine Einrichtung wie der Allgemeine Knappschaftsvei^in 
muß deshalb geleitet werden von Männern, die sich im wirtschaft- 
lichen Leben einen umfassenden Blick angeeignet haben, in allen QeU* 
und Verwaltungsgesohäften gründKehe Sachkenntnis besitzen und 
auch in schwierigen Fällen das BSehtige zu finden wissen. Unter 
den vorliegenden Verhältnissen muß hiemach die heutige Zusammen- 
setzung des Vorstandes als zweckmäßig gelten. Die Besonnenheit der 
Werkbesitzer hat der Institution bisher nur zum Vorteil gereiidit. 

Wie schon erwähnt wurde, will der neue Titel VII des A.B.O. 
die Werkbesitzer mit Bücksicht darauf, daß sie die Hälfte der 8ffcze 
im Vorstande innehaben, mit 100 <Vo der ArbeiterbeitrSge heran- 
ziehen. Der angegebene Qrnnd rechtfertigt diese Absicht aber m. B. 
nichts Man darf doch nicht übersehen, daß nur die Arbeiiiev 



1) Weiteres über den ReserTefond stehe S. f53 nnteo. 

2)Pi«PBB hm die Abslcbfc für richtig. YergL: Die Lage dter Berg- 
arbeiter Im BabrreTier. 8t»t(^^ nnd BerHn 190d. S. t93. Vergl. auch fay.V.G». 
vom 13. JoH IS9P § 8 Kr. 2. 
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einen unmittelbaren Vorteil von der TeraiolierQng bsben, und daft 
den Unternehmern fttr ihre Beitragsleistung kein anderes direktes 
Äquivalent geboten wird, als eben die Vertretung im Vorstände. 
Für dxQ Verteilung der Sitze kann deshalb das Verhältnis der Bei- 
träge nicht allein maßgebend sein. — 

Neben den bisher behandelten Bestimmungen des Sr.V.Q. Abef zved 
die Enappschaftskassen sind noch zwei andere zu erwähnen, die ^dM K?.ylSr 
aber för den Allgemeinen Enappschaftsverein keine oder doeh sfur 
eine untergeordnete Bedeutung haben. „Eintrittsgeld^ (§ 26 Absatz 2> 
wurde bei den drei Knappschaftsvereinen, und wird auch heute beim 
AUgemeinen Knappschaftsverein, nicht erhoben. — Ein Vorteil, den 
die Mitglieder der Knappschaftsvereine frflher nicht hatten, ist ihnen 
durch den §57a zugute gekommen. Nach diesem Paragraphem 
haben Mitglieder, die außerhalb ihres Vereinsbezirkes erkranken, An- 
spruch auf Unterstützung durch eine Krankenkasse des Orts, in dem 
sie sich gerade aufhalten. Natürlich hat die Kasse, bei der die Br^ 
krankten Mitglied sind, Ersatz zu leisten. 

Große Aufregungen und SchwierigkeiteD hat das Er. V.O. auch Anttng^. 
bei den Knappschaftskassen durch die Anfrollung der sogenannten 
Arztfrage mit sich gebracht. Bei den EnappsehaftskasBen snwechen 
bei dieser Frage noch besondere umstände mit, weshalb wir sie 
hier nicht übergehen dürfen. 

Nach § 181 A.B.6. war es aussehließlich Saehe des Vorstandes, 
die Ärzte auszuwählen und mit ihnen, wi^ mit den Apolhekeün, 
Vertragsverhältnisse einzugehen. Bas Kr.V.6. fügte dureh §. 56 a hinzo^ 
daß die höhere Verwaltungsbehörde, hier also das Oberbeirgamt, auf 
Antrag von 30 Versicherten eine Ve(rmehran|[ der von der Kasse 
für die Versorgung der Mitglieder bestimmten Arzte, Apotheken und 
Krankenhäuser verfügen kann, wenn die Gewähmng dev beiechtigteo 
Ansprüche der Mitglieder nicht gesichert erscheint Da die Beant- 
wortang der Frage, ob die Gewährung der Ansprüche gesiobert ist, 
nach der subjektiven Auffassung der Beteiligten veraekiedeB beanfri 
wertet zu werden pflegt, so sind große Debatten entstanden, die 
sich im Laufe der Zeit zu der Frage der freien Arztwahl zugespitzt 
haben. 

Die Versorgung der Mitglieder des Allgeyieinaii ^appacbafts* 
v^elus mit Anm^n und Krankenhawbehaaddung isl -^ wohl zur 
allgemeinen Zufriedenheit — dadurch geregelt, daß der Verein nü 
fast allen im Bezirke vorhandenen Apotheken und Krankenhäusern 
Verträge abgeschlossen hat 1903 stand der Verein mit 217 Apo- 
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theken und 101 Erankenhänsem in Verbindung. Er selbst hat zwei 
Krankenanstalten und eine Lungenheilanstalt. Femer besitzt er 
Baracken, die besonders für Wurmkranke bestimmt sind. 

Für die Versorgung der Mitglieder mit ärztlicher Hilfe ist das 
Vereinsgebiet in Eursprengel eingeteilt, denen je ein Arzt (Bevier- 
arzt) vorsteht ^) Nach dem Statut sollen in der Regel auf einen 
Sprengel 1250 Mann kommen. Der Vorstand hat dafür zu sorgen, 
daß die Eursprengel dieser Vorschrift möglichst entsprechen. Es 
ist dies eine Aufgabe, der bei dem Anwachsen der Mitgliederzahl 
stete Aufmerksamkeit geschenkt werden muß. 1903 kam durch- 
schnittlich auf 1054 Mitglieder ein Arzt. Mitte 1905 waren beim 
Allgemeinen Enappschaftsverein 280 Revierärzte tätig, denen noch 78 
Spezialärzte zur Seite standen. 2) Die Ärzte erhalten für jedes Mitglied 
ihres Sprengeis jährlich einen bestimmten Satz, der im Laufe der 
Zeit in seiner Höhe mehrfach gewechselt hat, 1904 drei Mark be- 
trug und 1904 mit dem Inkrafttreten der Novelle von 1903 auf 
vier Mark festgesetzt worden ist. 

Jedes Mitglied hatte sich früher — abgesehen von Fällen der 
Gefahr — stets an den Arzt seines Eursprengels zu wenden. Das 
war ohne Frage ein unerwünschter Zustand^ zumal es wohl ermög- 
licht werden konnte, den Mitgliedern die Auswahl unter verschie- 
denen Ärzten zu bieten. Man verließ deshalb 1892 den alten Stand- 
punkt s) und erlaubte den Mitgliedern, sich im Umkreise von vier 
Eilometem einen Enappschaftsarzt auszusuchen ^) (beschränkte freie 
Ärztewahl). An den erwählten Arzt bleibt der Versicherte dann 
eine bestimmte Zeit lang gebunden. Die Termine, zu denen eine 
ümmeldung stattfinden kann, werden vom Vorstande bestimmt. 
Von dieser Eonzession machen die Mitglieder indeß nur wenig 
Oebrauch. Mai 1903 waren es durchschnittlich 2,8o/o, November 



1) Vergl. Tbrholt, Das Gesandbeitswesen im Bereiche des Allgemeinen 
EnappscbaftsTereins zu Bochum. Bochum 1897. S. 59. 

2) Die Zahlen sind natOrlich im Flusse befindlich. 

3) Die Einteilung in Sprengel blieb bestehen. Der Arzt, der einen 
Kranken aus einem anderen Sprengel behandelt, bekommt dafflr nur die 
H&lfte der VergOtung; die andere U&lfte bleibt dem fOr den Wohnsitz des 
Mitgliedes zuständigen Ante. 

4) Eine ähnliche Einrichtung wurde 1896 beim Saarbrtlcker Verein ge- 
troffen. 
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1903 dmclischiiitÜich 2,750/o der kurbereohtigten Mit^liede; darunter 
befimden sieh Terhältnism&ßig viele Invalideii. 

Diese Art der Arztwahl genfigt aber vielen Mitgliedern noch 
nicht, und es kehrt deshalb beim Allgemeinen Enappsohafksyereiny 
wie bei vielen anderen Krankenkassen, die Forderung nach der un- 
beschränkten freien Wahl des Arztes stetig wieder. 

Dieses Verlangen erscheint weder berechtigt, noch auch im 
Interesse der Kassen liegend. Wenn die Krankenkassen ihren Mit- 
gliedern die Auswahl zwischen mehreren Ärzten einräumen, so dürfte 
das genflgen. Bei verständiger Erwägung wird jeder Kranke unter 
mehreren Ärzten einen finden, dem er sich in seinem besonderen 
Falle anvertrauen kann. In den weitaus meisten Fällen liegt es auch 
durchaus im Interesse der Kranken, daß sie nicht mit dem Arzte 
wechseln, sondern daß sie sich dem einmal erwählten Arzt ffir 
längere Zeit anvertrauen. Die völlig freie Arztwahl würde, bei 
großen Kassen jedenfalls, f&r die Ärzte, fSr die Verwaltung 
und auch f&r die Kranken zu MißheUigkeiten fahren. Manche 
Arzte wfirden aus irgend welchen Grfinden fibermäßig fiber- 
laufen und manche — vielleicht ganz mit unrecht — fibergangen 
werden. Ein großer Wechsel der Kranken mit den Ärzten 
wfirde die Ffihlung der Verwaltung mit den letzteren lockern 
und ihr die Kontrolle fiber die Kranken und die Übersicht fiber- 
haupt erschweren. Dabei ist es beim Bergbau mehr als bei anderen 
Produktionszweigen von Bedeutung, daß der behandelnde Arzt die 
Beru&krankheiten, die Arbeitsstätten, fiberhaupt die besonderen 
Verhältnisse kennt Viele von den Krankenkassen, die zur freien 
Arztwahl fibergegangen sind, haben denn auch mit ihr keine guten 
Erfahrungen gemacht. Ihre Einffihrung hat zudem fast fiberall 
eine Steigung der Ausgaben bewirkt. 

Wenn man sich beim Allgemeinen Knappschaftsverein ffir die 
freie Arztwahl ausspräche, so wäre man jedenfidls auch gezwungen, sinrautkn. 
noch weitere Maßregeln zur Bekämpfung des unausrottbaren Übels 
der Simulation zu treffen, das sich ohne Zweifel in verstärktem 
Maße zeigen wfirde. 

Der Simulation suchte man bei den Knappschaftsvereinen frfiher 
durch eine Kontrolle sowie dadurch zu begegnen, daß das Kranken- 
geld nicht gewährt wurde, wenn der Arzt Simulation ffir vorliegend 
erachtete. Trotz aller Maßregeln besteht die Simulation aber auch 

Halbaoh, KnappsohaftsToraiiL 4 
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beote noob fort Dies kommt bis sa einem gewifism Orade aMh 
in der Erankenziffer and in den Aasgaben zam Aasdnieke. 

Die aofierordentliohe Höhe der Krankenziffer and das Waehsen 
dieeei Ziffer i) sind natflrUob nicht dadoicb zu erklären, daß im 
Bergbaa die Simolation besonders herrsche and zanihme. Die Höhe 
der Erankenziffer ist yiehnebr in der Hauptsache daraaf zarflokza- 
f Ähren, daß sich die Arbeit der Bergleute anter schwierigeren 
Yerhältaissen vollzieht, als bei den meisten anderen Arbeitern. Das 
Steigen der Eraükenziffer maß in erster Linie der vergrößerten Ar- 
beitäntensität in den Betrieben zagesohrieben werden. Beim Sta- 
dium der Erankenziffer kommt man aber doch aaf die Vermatong, 
daß aach die Simulation bei der Höhe und dem Anwachsen dieser 
der Ziffer eine Bolle spielt In dieser Vermutung wird man bestärkt, 
wenn man bedenkt, daß sich die Ausgaben fQr Kranke auf den 
Kopf der Mitglieder von 1886/87 bis Anfang der 90 er Jahre, schon 
um 300o/o erhöht hatten. Die durch die Lohnerhöhungen bedingten 
Steigerungen des Erankengeldes machen gewiß einen nicht geringen 
Teil der Mehrausgaben aus. Die Erhöhung der Ärztehonorare sowie 
der große Zuzug von Fremden 2) bat auch zur Erhöhung der Aus* 
gaben beigetragen. Allein die Steigung um 300<^/o kann durch diese 
und die sonst noch in Betracht kommoden Umstände noch nicht 
in aasreichendem Maße erklart werden. Eigentümlich genug ist es, daß 
bei schlechter Arbeitslage, bei gelegentlichen Feierperioden, femer 
bei StDeiks die Zahl der £[rankea unverhältnismäßig zonimmt Wenn 
man auch die in solchen Zeiten vorhandene geringere Widerstands^ 
fahigkeit gegen Krankheiten sowie den umstand berücksichtigt, daß 
leichte Erankheiten, die bei guter Geschäftslage keine Unterbrechung 
der Arbeit bewirken würden, in solchen Zeiten zur Anmeldung 
kommen, so genügt das doch zur Erklärung der plötzlichen großen 
Zanahme der Erankmeldungen nicht In solchen Perioden wird die 
Simalattoa einen erheblichen Umfimg annehmen. — Im ganzen 



1) Sieke Stat auf 8. 1S7. 

2) Bei den Fremden ist die Erankenziffer höher als bei den Ein- 
hdoischen. 1903 waren Ton den Einheimischen 57,9^0 krank, Ton den aas 
den östlichen Provinzen stammenden Reichsdeutschen 61709 ▼on den Aus- 
l&ndem 78,6^0; 1902 betragen die korrespondierenden Zahlen 55,7 bezw. 65,7 
hesw. 85%. (Yerwaltangsbericht 1903 des Allgemeinen Knappschafts- 
Vereins S. 25)« 
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neige ieh der Ansieht zo, dafi die Simnlation sich um so mehr 
^9*»» jo grdfier die Leistongen einer Kasse sind. Ich nehme des- 
halb auch an, daß seit dem Inkrafttreten des Er.Y.G^ nnd dem 
Inkrafttreten der soxialen Gesetse Oberhaupt, die Simulation unter 
den Mitgliedern der Knappsohaftsvereine zugenommen hat 

Die großen Krankenkassen — diese Verhältnisse liegen bei allen ^rukoL- 
großen Kassen ahnlich — haben sich denn auch schon bald nach 
den Inkrafttreten des Kr.Y.O. genötigt gesehen, neben der Beanf- 
sicht^fung durch die Ärzte eine besondere Krankenkontrolle einzu- 
fahren. 

Während die übrigen- Organisationen der Krankenversicherung Knappeoh»fts- 
zu diesem Zwecke Vertrauensleute anstellen mußten, standen die ^*^' 
KnappschaftsTereine mit ihrer alten Institution der Knappschafts- 
Ältesten in dieser Beziehung zunächst besser da. Die Knappsohafts- 
Altesten hatten schon immer eine Krankenkontrolle ausgeübt Sie 
nehmen zwar — wie schon im ersten Abschnitte S. 22 geschildert 
ist — zwischen dem Vorstande und den Mitgliedern eine Zwitter- 
stellung ein, durften aber damals doch für unbefangen genug gelten, 
daß man von ihnen eine ausreichende Ausübung der Kranken- 
kontrolie erwarten konnte. Dies wurde anders, als bei der Grändnng 
des Allgemeinen Knappschaftsvereins — wohl unter dem Einflüsse 
der Vorberatungen über die Novelle von 1892 — ein neuer Modus 
für die Wahl der Knappschafts-Ältesten eingeführt wurde. Wäh- 
rend der Vorstand früher unter den in jedem Sprengel in öffent- 
licher Wahl gewählten 3 Mitghedem die geeignetste Persönlichkeit 
aussuchen konnte, werden seit dem 1. Juli 1890 die Ältesten ohne 
Mitwirkung des Vorstandes allein durch die Arbeiter, und zwar in 
geheimer und direkter Wahl, gewählt i) 

Durch die geheime Wahl, bei der natürlich stets Parteiinteressen 
eine große Bolle spielen, ist die Einrichtung der Knappschafts-Ältesten 
allein unter den Einfluß der Arbeiterschaft gestellt Während die 
Arbeiter früher oft ihre Steiger und sonstige Beamten zu Knapp- 
schafts-Ältesten gewählt hatten, kommen jetzt nur noch Arbeits- 

1) In dem Entwürfe zu dem neuen Titel YII war zan&chst die allgemeine 
Einfabrung der geheimen Wahl Torgesehen. Das Abgeordnetenhaus hat je- 
doch hienron Abstand genommen und die Begelnng dieser Angelegenheit den 
einzelnen Enappschaftsvereinen aberlassen. Beim Allgemeinen Knappsehafts- 
^erein wird es ohne Frage bei der geheimen Wahl bleiben (vergl. Anm. 1 auf 8. 22). 

4* 
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kameraden, die in der Hauptsache nach politisohen Gtosiohtspunkten 
ausgesucht werden, fQr die Wahl in Betracht Die Enappschafts- 
Ältesten sind heute also Beauftragte der Arbeiter, die sich nach 
dem Willen ihrer Wähler richten müssen, wenn sie ihr, flbrigens mit 
gewissen Einnahmen verbundenes, Amt nicht verlieren wollen. Sie 
können deshalb nicht mehr in dem früheren Maße als Funktionare 
des Vorstandes in Frage kommen. 
vertwaeoi- Dem Yorstandc blieb deshalb nichts anderes fibrig, als Organe 

zu schaffen, die, unabhängig von den Arbeitern, die Interessen des 
Vereins gegenüber den Versicherten wahrnehmen konnten und ein 
vollständig unparteiisches Verhalten gewährleisteten. Zu diesem 
Zwecke sind seit 1893 auch beim Allgemeinen Enappschaftsverein 
besondere Krankenkontrolleure unter der Bezeichnung „Vertrauens- 
leute'^ angestellt 

Die Tätigkeit der Vertrauensmänner schließt die Eontrolle 
durch die Enappschaftsältesten aber keineswegs aus. Die Vertrauens- 
männer sind keine „ Oberältesten'', wie die Arbeiter sie nennen, 
sondern sie wirken ergänzend neben den Enappschaftsältesten, denen 
noch genug zu tun bleibt. Es ist recht bedauerlich, daß die Ältesten 
— deren Position durch die Anstellung der Erankenkontrolleure 
doch sehr viel von der früheren unangenehmen Zwitterstellung ver- 
loren hat — sowie ein großer Teil der Arbeiter die vorgefaßte Meinung 
gegen die Vertrauensmänner nicht im Oesamtinteresse fallen lassen. 
Mit der Zeit hätte man — ganz abgesehen von dem angegebenen 
Grunde — doch wohl zu besonderen EontroUeuren kommen müssen, 
weil die Ältesten, denen ja meist nur die Zeit nach der Arbeit zu 
der Eontrolle übrig bleibt, die Revisionen selbst beim besten Willen 
nicht in dem erforderlichen umfange ausüben können. Eine wirk- 
same Eontrolle ist aber nicht allein im finanziellen Interesse der 
Easse, sondern, wie wir gesehen haben, auch im moralischen Interesse 
der Mitglieder vonnöten. Wenn das Erankengeld leicht erschwindelt 
werden kann, so muß das mehr und mehr entsittlichend auf die 
Eassenmitglieder wirken. Die Einrichtung der Vertrauensmänner 
hat ihre Existenzberechtigung übrigens auch dadurch bewiesen, daß 
die Ausgaben der Easse verhältnismäßig geringer geworden sind. 

1) Damit die Interessen der Beamten nicht ToUst&ndig hintenangesetzt 
werden können, ist Torgeschlagen worden, den Beamten einige Sitze im Vor* 
Stande zuzuweisen. 
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Mitte 1905 wirkten im Bohirevier neben 310 Enappschafts- 
Ältesten 15 Yertraaensmänner. 1903 haben die Yertraaensmanner 
185876 Kranke (d. s. 38<^/o von der Gesamtzahl) besaoht und 
nebenher noch eine große Zahl von Yerfdgangen des Vorstandes 
bezw. der Terwaltong erledigt 

Der Einfloß des Er. V.O. hat sich aber noch nach anderen Enmkeiüiaiis- 
Bichtongen hin gezeigt behMidinng. 

So haben wohl alle Enappsohaftsvereine den § 7 des Er. V.O. 
in ihr Statut aufgenommen. Dieser Paragraph sagt o. a., daß 
den erkrankten Mitgliedern an Stelle der üblichen Unterstütz- 
ungen freie Eur und Verpflegung in einem £[rankenhause gewährt 
werden kann, wenn der Zustand oder das Verhalten des Er- 
krankten eine fortgesetzte Beobachtung erfordert Er ermöglicht 
es z. B. auchf ledige Eranke oder solche verheiratete Eranke, denen 
zu Hanse nicht die nötige Pflege angedeihen kann, und bei denen 
Anstaltspflege raschere Heilnng verspricht, einem Erankenhause zu 
überweisen. Bei Unterbringung in einem £[rankenhau8e ist den 
Kranken der die Pflegekosten übersteigende Betrag des Eranken- 
geldes auszuhändigen. Wenn Angehörige vorhanden sind, deren 
Unterhalt der im Erankenhause Untergebrachte bisher bestritten 
hat^ so ist diesen die Hälfte des Erankengeldes zu bezahlen. 

Wie diesen § 7, so haben die Enappschaftskassen noch einige 
andere für sie nicht voi^eschriebene, aber als zweckmäßig erkannte 
Gesetzesbestimmungen in die Satzungen aufgenommen. Vor allem 
gilt dies von der Bestimmung über die Doppelversicherung (§ 26 a I). 

Die Doppelversicherung könnte für die Eassenmitglieder ein Doppel- 
Mittel sein, um aus Erankheiten unmittelbaren Nutzen zu ziehen.^ ^™^ 
Eine Versicherung bei zwei Eassen, zu denen Unternehmer bei- 
tragen, ist zwar nicht zulässig. Dagegen kann sich jedes Mitglied 
einer £[rankenkasse noch bei einer der vielen freien Eassen ver- 
sichern.'^) §26a Abs.1 bestimmt nun, daß bei Doppelversichernng das 

1) Wenn begründeter Verdacht der Simnlation vorliegt, bo ist die Über- 
weisung in ein Krankenhaus ein geeignetes and oft angewandtes Mittel, den 
Simulanten die Lust, auf Kosten der Arbeitsgenossen eu faulenzen , zu ver- 
treiben. 

2) Krankengeldzuschußkassen, Gewerkyereine, Knappenvereine, Krieger- 
vereine usw. Selbsverst&ndlich ist es fflr die Arbeiter nur rätlicb, sich durch 
Erwerb der Mitgliedschaft bei einer dieser Kassen, deren Satzungen meist 
dem § 26 a I angepaßt sind, eine ZusatzunterstQtzung zu sichern. 
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Erankeiigeld in der Weise zu kfirzen ist, daß die Bezflge zusammen 
den vollen Betrag des dorcihscbnittlichen Lohnes nioht flberschreiten. 
Damit eine Eontrolle möglich ist, muß der Beitritt zu Nebenkassen 
dem Enappsehaftsvorstande angezeigt werden. — Tor dem Er.V.O. 
war in den Statuten der Enappschaftsvereine über die Doppelrer- 
Sicherung Oberhaupt nichts gesagt 

Weiter bat der Allgemeine Knappschaftsyerein den § 26 a Abs. 11 
Ziffer 3 des Er.V.G., wonach den Mitgliedern, die im Laufe eines Zeit- 
raumes von 12 Monaten fSr 26 Wochen Erankenunterstützung bezogen 
haben, bei Wiedereintritt derselben Erankheit im Laufe der nftdisten 
12 Monate nur für 13 Wochen Unterstützung im gesetzlichen 
Mindestmaße gewahrt zu werden braucht, für seine unständigen Mit- 
glieder übernommen. -- 
üntonatcangt- Noch eine andere indirekte Wirkung von namhafter Bedeutung 
^mkonkaMen hat das Er.Y.6. ausgeübt. Die Enappschaftskassen des Ruhrreviera 
^ ^' sind, wie dargelegt, hinsicjitlich des Ereises der versicherten Personen 
im allgemeinen nicht über die Mindestforderungen des Gesetzes 
hinausgegangen. Da die Erankenkassen nach dem Er.Y.6. aber über 
die Mindestleistungen hinausgehen und insbesondere auch die Familien- 
unterstützung (freie Eur und Arznei für die Familienangehörigen 
der Versicherten) einführen dürfen, so bestand für die Bergleute^ 
die bisher mit ihrem ünterstützungswesen den übrigen Arbeitern 
weit voraus waren, die Gefahr« daß sie von anderen Arbeiterkate- 
gorien überholt werden konnten. Zahlreiche Erankenkassen haben 
auch in der Tat von der Erlaubnis Gebrauch gemacht und Familien- 
behandluDg eingeführt. 

Für die Bergleute mußte deshalb, darüber waren sich die Be- 
teiligten klar, etwas Ähnliches geschafien werden. Der Allgemeine 
Enappschaftsverein mit seinem Vereinsgebiete von ungefähr 3000 qkm 
und seinen vielen tausend Mitgliedern konnte die Aufgabe aber 
nicht gut übernehmen. Die Familienversicherung entsprach auch 
weniger dem Charakter des Enappschaftsinstituts. Für den Zweck 
waren solche Organisationen besser geeignet, die einen engeren 
Ereis von Versicherten, z. B. die unter gleichen Arbeitsbedingungen 
stehende Belegschaft eines Werkes, umfaßten. Solche Organisationen 
konnten die Unterstützungen im ganzen und in den Einzelfällen 
mehr den Verbältnissen anpassen und auch über den Buchstaben 
hinaus an der Hebung und Festigung der wirtschaftlichen Lage der 
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Mitglieder arbeiten. So haben sich denn im BohrkoUenbezirke 
auf fast allen Zeehen ohne jegliche gesetsliche Omndlage Werk»- 
nnterstfitznngskassen gebildet, die von den Arbeitern tielfach atls 
„Pfennigkassen** bezeichnet wnrden, nnd deren Satzungen teilweise 
schon damals den Beitrittszwang anssprachen. Anf manchen Wefken 
waren schon von firflher her üntersttktznngskassen vorhanden, die 
sieh nnn nen organisierten nnd neues Leben entfalteten. Nach 
einer Feststeliang des Oberbergamtes waren im Jahre 1S94 hn 
Buhrrevier 163 solcher ünterstützungskassen vorhanden. 1896 
steUten die Werkbesitzer des Bezirkes einheitliche Orundsfttze fflr 
diese Kassen auf. Bei vielen tragen die Werkbesitzer die Kosten 
g»nz oder zum großen Teile. Manche Kassen sind auch durch die 
Werkbesitzer mit Stiftungen bedacht worden. Die in der Arbeits- 
ordnung festgelegten Strafgelder fließen diesen Kassen zu, des- 
gleichen die als Strafe anzusehenden Abzüge, die den Kamerad- 
schaften wegen migenflgender oder vorsehrifkswidriger Arbeit bis 
vor kurzem gemacht wurden (Nullen). 

Früher standen die Strafgelder und die Abzüge, wie das Beichs- 
gericht erkannt hatte, den Knappschafts- und nicht den Werks^ 
kassen zu.O Die Novelle zum A.B.O. vom 24« Juni 1892 Änderte 
dies durch den § 80 d; die Strafgelder konnten nun auch den Werks^ 
unterstfitzungskassen fiberwiesen werden. Im Buhrrevier sind die 
Gelder ttbrigens immer den Werkskassen und nicht den Knapp- 
schaftsvereinen zugeflossen. 

Durch die Bestimmung im § 80 f der Novelle zum A.B.G. vom 
14. Juli 1905 ist ftlr die Werke mit in der Begel 100 Arbeitern 
eine ünterstfitzungskasse obligatorisch geworden. Den Arbeitern 
steht mindestens die HUfte der Sitze im Kassenvorstande zu. Alle 
Strafgelder mfissen diesen Kassen zufließen. 

Stehen diese Werkskassen auch nicht in direktem Zusammen- 
hang mit dem Allgemeinen Knappschaftsvereine,^) so durften sie hier 
dennoch um so eher angeführt werden, als das Kr.V.6. fär ihre Aus* 
gestaltung von ausschlaggebendem Einflüsse gewesen ist — 

Fassen wir nun die Einwirkungen des Kr.V.G. auf die Knapp* 
Schaftsvereine noch einmal kurz zusammen. 



1) Glückauf, Jhrg. 1891, S. 524. 

2) Die Kassen tuiterllegen dem Reichsgesetze über die privaten Yer- 
«IchenuigBttnternehmangen vom 12. Mai 1901. 
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Die wenigen Vorschriften des A.B.Q. fiber das Erankenkassen- 
wesen haben durch das Er. V.O. eine erhebliche Erweiterung er- 
fahren. Die wichtige soziale Einrichtung der Erankenfärsorge bat 
dadurch: für die Bergleute an Bedeutung und Umfang gewonnen 
und ihre gesetzliche Grundlage ist bestimmter geworden. Es ist 
nicht nur die Art der zu gewährenden Leistungen genauer fixiert» 
sondern auch der Umfang der Leistungen festgelegt worden, dessen 
Bestimmung bis dahin den Beteiligten überlassen war. Heute müssen 
auch die minderberechtigten, die unständigen Mitglieder, die trotz 
ihrer großen Zahl bei den Enappschaftsvereinen eigentlich mehr die 
Geduldeten waren, angemessen versorgt werden. Das Er.Y.G. kennt 
eben keine verschiedenen Elassen von Arbeitern ; bei ihm sind alle 
Arbeiter gleichberechtigt Diese Tendenz des Er.V.G. mußten sich 
die Enappschaftsvereine mit dem weiteren Ausbau des Gesetzes, 
mit dem Inkrafttreten der Novellen, immer mehr zu eigen machen. 
Durch die Novelle von 1903 wurde der schon gemildette traditio- 
nelle Unterschied zwischen den Mitgliedern fast völlig beseitigt 
Eommen die Vorteile des Er.Y.G. so vor allem den unständigen Mit- 
gliedern zugute, so können aber auch die ständigen Mitglieder 
mit der Neuregelung der Erankenversicherung wohl zufrieden sein. 
Sie erhalten nicht mehr, je nach ihrer Zugehörigkeit zu einer der 
zv^ei Elassen, einen feststehenden Betrag als Erankengeld, sondern 
die Barunterstützungen schließen sich nun unmittelbar an die tat- 
sächlichen Lebensverhältnisse an, für die ja bei den Arbeitern der Lohn 
der normale Maßstab ist Daß dieses individualisierende Vorgehen, 
zu dem den Enappschaftsvereinen noch mehr Spielraum als den 
sonstigen reichsgesetzlichen Erankenkassen gelassen wurde, vielfach 
eine erhebliche Erhöhung des Erankengeldes mit sich gebracht hat, 
haben wir an etlichen Beispielen gesehen. Derselbe Erfolg hat sich 
auch bei der Neuordnung des Sterbegeldes gezeigt, die das erste 
Beichs-Arbeiterversicherungsgesetz nötig machte. Das Er.Y.G. ver- 
besserte auch nicht nur die Yerhältnisse fax die bisherigen Enapp- 
Schaftsmitglieder, sondern es zwang die Yereine, den Ereis der Mit- 
glieder zu erweitem. Einzige Yoraussetzung für die Mitgliedschaft 
ist eben heute die Beschäftigung im Bergwerksbetriebe; alle anderen 
Eintrittsbedingungen sind aufgehoben. 

Wie auf die Yersicherten, so hat das Beichsgesetz auch auf 
die Enappschaftvereine als solche im günstigen Sinne eingewirkt. Yon 
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dereinheiiliohenEnappsohaftkasse, welche die versohiedenartigsten Lei- 
Stangen gewährte, wnrde das Erankenwesen abgelöst und einer far sich 
ZQ fährenden besonderen Eassenabteilung überwiesen. Wir haben ge- 
sehen, wie auf diese Weise eine Gesandung der Enappschaftsvereine 
in finanzieller Hinsicht eingeleitet worden ist, indem die Abzweigang 
und die dadaroh bedingte Nenfestsetzung der Beiträge den Vereinen 
Anlaß gegeben hat, die Deckangsfirage einmal gründlich in ihrem 
ToUen umfange ins Auge za fassen. Die Eficklage, die Mher 
oft in Anspruch genommen wurde , ist seit dem Inkrafttreten des 
Er.y.O« unangetastet geblieben und stetig erheblich gewachsen. 

Wir haben endlich auch gesehen, daß das Er.Y.G. za einer 
Ausgestaltung der Werksunterstätzungskassen gefährt hat und daß 
so eine vermehrte Möglichkeit geschaften worden ist, bedfirftigen 
Bei^mannsfamilien zu besseren Verhältnissen zu verhelfen. 

Wir können hiemach mit bestem Hechte sagen, daß das Er.V.G. 
dem Enappschaftsinstitate und den Bergleuten zum Segen ge- 
reicht hat 



§8 2. Kapitel. 

2. Kapitel. 

Sie Einwirkung des ünfallTersleheningsgetzes auf die 
EnappschaftsTerelne. 

Einieitiing. Die un?erkennbare Notwendigkeit gesetzlicher Ffirsorge för Arbeiter, 
welche daroh einen Unfall aas ihrem Gewerbe heransgerissen and 
ffir ihr Leben lang ganz oder teilweise erwerbsonf&hige Krüppel 
werden, hatte bereits im Jahre 1871 zam Erlasse des sogenannten 
Haftpfliohtgesetzes geführt. Da aber mit dem Prinzip des Schaden^ 
ersatzesy das in erster Linie den Nachweis des Zosammenhanges 
zwischen Schnld und Schaden erfordert, ein befriedigender Erfolg 
nicht za erzielen war, rflckte bald der Gedanke einer öffentlich- 
rechtlichen Yersicherang näher. 

Als zweites der großen Sozialgesetze ist das ünfaUversicherong»- 
gesetz anter dem 6. Jali 1884 zustande gekommen. Am 30. Juni 
1900 hat es eine neae Fassung erhalten; sie ist am 1. Oktober 1900, 
genau 15 Jahre nach dem Inkrafttreten des ersten Gesetzes (1. Ok- 
tober 1885), in Gültigkeit getreten. 

Benifkgeaossen Die Unfallversicherung hat ihre Träger in den Berufsgenossen* 
schatten. Privatversicherungen oder Gegenseitigkeitsanstalten anderer 
Art treten nicht mit ihnen in Wettbewerb. Die Berufsgenossen* 
Schäften umfassen alle Unternehmer eines Industriezweiges oder 
mehrerer in ihren wirtschaftlichen Interessen verwandter Industrie- 
zweige innerhalb des ganzen Reiches oder eines engeren Gebietes. 
Solche Vereinigungen der Unternehmer waren vor dem Unf.V.G. 
nicht vorhanden; sie mußten daher vollständig neu gebildet werden. 
Berftoiuieiiti- Li den Enappschaftsvereiuen war bereits ein Zusammenschluß 

^ISäutfta^fM'sämtlicher Bergwerksunternehmer eines bestimmten Bezirkes ge- 
lioherangsT geben. Allein obschon den Enappschaftsvereiuen bis dahin die IJn- 
fallfOrsorge des A.B.G. übertragen war, konnte sich das Unf.y.G. 
im Gegensatz zum Er.Y.G. dieser Einrichtung darum nicht bedienen, 
weil bei den Enappschaftsvereinen Arbeiter und Unternehmer ein 
organisches Ganzes bildeten. Eine öffentlich-rechtliche Yersicherungs- 
gemeinschaft der Unternehmer allein ließ sich in den Bahmen der 
Enappschafbsvereine nicht einfflgen. Die Reichsregierung, die den 

1) T. WosDTKE, Das UnfallTersichernogsgesetz vom 6. Jali 1884. Berlin 
1885. — Caspar. Gewerbe- UnfallTersicheruogsgosetz. Guttentagsche Sammluog. 
Berlin 1904. 
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Enappschaftsyereinen zunächst Entgegenkommen in Anssieht gestellt 
hatte (Ministerialerlaß an die Oberberg&mter vom 1. Oktober 1883) Oi 
kam deshalb schließlich dazu, die Enappschaftsvereine fiberhaapt 
nieht besonders za berücksichtigen, sondern die Einrichtung von 
Enappschaftsbernfsgenossenschaften zn fordern. Der Reichstag war 
aber der Meinnng, daß hierbei den Wünschen der Enappschaftsyereine 
doch wenigstens in einigen Pankten entsprochen und im Zasammen- 
hange damit anch der Eigenart des Bergbaues nach einer bestimmten 
Sichtung Bechnnng getragen werden sollte. Auf Antrag des Ab- 
geordneten Leuschner-Eisleben wurde fOr die Enappschafts-Berufs- 
genossenschaften ein besonderer Paragraph (§ 94) in das Qesetz auf- 
genommen. Die Enappschafts-Berufsgenossenschaften sind die ein- 
zigen, welche im Gesetz besonders behandelt werden. 

Der § 94 lautet: 

^^Unternehmer von Betrieben, welche landesgesetzlich bestehen- 
den Enappschaftsverbänden angehören, können auf Antrag der 
Vorstände der letzteren nach Maßgabe der §§ 12 ff. vom Bundesrat 
zu Eniq^pschafts^Berufsgenossenschaften vereinigt werden. 

^Die Enappschafts-Berufsgenossensohaften können durch Statut 
bestimmen: 

a) daß die Entschädigungsbeträge auch Aber fünfzig Prozent 
(seit 1900 über 75 ®/o) hinaus ($ 29) von denjenigen Sektionen zu 
tragen sind, in deren Bezirken die Unfälle eingetreten sind; 

b) daß den Enappschaftsältesten die Funktionen der im § 41 be- 
zeichneten Vertreter der Arbeiter übertragen werden; 

c) daß Enappschaftsälteste stimmberechtigte Mitglieder des G^ 
nossenschaftsvorstandes oder, sofern die Enappscbafts-Berufs- 
genossenschaft in Sektionen geteilt ist, der Sektionsvorstände sind ; 

d) daß die Auszahlung der Entschädigungen durch die Enapp- 
schaftskassen bewirkt wird (§ 69).^ 

Die Enappschaftsvereine konnten also nicht mehr die alte Zen- 
tralstelle für die Unterstützungen der Bergleute bleiben; sie mußten 
die ünfallffirsorge an eine andere Organisation abgeben. Das A.B.G. 
war in dieser Beziehung durch das Beichsgesetz abgeändert. 

Nach dem Wortlaut des § 94 hätten die in den größeren oder KoappMhAft»- 
kleineren Enappschaftsverbänden vereinigten Unternehmer beson- sohaftraT" 



1) Glackaaf Jahrg. 1883 Nr. 82. 
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deie Knappsohafts-Berafsgenossenschaften bilden können. Dahin- 
gehende Versuche einzelner Verbände — so des Obersohlesischen 
Vereinsand des Enappsohaftsverbandes für das Königreich Sachsen — 
fanden jedoch nicht die Zustimmang des Eeichsversichemngsamtes 
und des Bundesrates,^) Die verbündeten Begierangen gingen von 
der Erwägung aus, daß die Unternehmer, für deren Betriebe be- 
sondere Enappschaftsvereine bestanden, schließlich allein daständen, 
wenn die zu Enappschaftsverbänden gehörenden Unternehmer selb- 
ständige Knappschafts-Berufsgenossenschaften für sich bildeten. Die 
übrig gebliebenen weit zerstreut wohnenden und unter den ver- 
schiedenartigsten Voraussetzungen arbeitenden Unternehmer hätten 
dann zu einer oder mehreren Berafsgenossenschaften zusanmien- 
gelesen werden müssen, deren finanzielle Sicherheit die Regierung — 
besonders in Anbetracht der im Bergbau bestehenden relativ großen Ge- 
fahr von Massenunglücksfallen — nicht als ausreichend ansah.^) Die 
Bildung derartiger Berufsgenossenschaften lag auch gar nicht in der Ab^ 
sieht des Gesetzgebers, der sich unter „ Enappschaftsverbänden^ Ver- 
einigungen aller Enappschaftsvereine eines oder mehrerer Oberberg- 
amtsbezirke, nicht aber zahlreiche kleinere Verbände vorgestellt hatte. 
Aber auch dieser Gedanke des Gesetzgebers sollte nicht ver- 
wirklicht werden. Es wurde zuletzt ein besserer Ausweg gefunden 
durch die Vereinigung aller Bergwerksbesitzer des Deutschen Reiches 
zu einer einzigen Enappschafts-Berufsgenossenschaft Dank des 
kurz vorher erfolgten Zusammenschlusses der Enappschaftsvereine zu 
dem Allgemeinen Deutschen Enappschaftsverbande voll- 
zog sich die Bildung dieser Berufsgenossenschaft ohne Schwierigkeiten. 
Allgemeiner 1882 warcu uämlich auf Einladung des Verbandes der zahl- 
Enappflchafts- reichen Enappschaftsvereine des Oberbergamtsbezirks Bonn in Berlin 
Vertreter der Vorstände der meisten deutschen Enappschaftsvereine 
zusammengetreten, einerseits, um der Regierung bei den sozialpoli- 
tischen Gesetzen mit den in den Vereinen gesammelten Erfahrungen 
zu dienen, andrerseits, um auf die besonderen Interessen der alten 
Enappschaftskassen hinzuweisen. ») Auf diesem Eongresse ist die 



1) Vergl. GlQckauf Jhrg. 18S5, Nr. 5 uad 6. 

2) Siehe Glückauf Jhrg. 1884, Nr. 74. 

3) DrucksacheD des Verbandes der Knappschaftsvereine im Oberberg- 
amtsbezirke Bonn 1873-1SS4 (im Buchhandel nicht erschienen). Yergl. auch 
Simons, Deutsches Enappschaftswesen. Mainz 1895. S. 13. 
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Qrflndang des Allgemeinen dentschen Enappsohaftsyerbandes er- 
folgt Daselbst ist anoh der Beschluß gefaßt worden, gemein- 
sam vorzugehen f wenn die za erwartenden sozialen Gesetze 
organisatorisohe Verändernngen bei den Enappschaftsvereinen nötig 
machen sollten. In der Tat wurde dann bald in Resolutionen 
zu dem zweiten Entwürfe des IJnf.V.G. Stellang genommen. 
Daß der Verband auch zur Erleichterung der Durchführung des 
Ej.Y.G. ein Normalstatut entwarf, ist Mher schon erwähnt worden.^) 
Das Hauptwerk des Verbandes ist aber die Regelung der ITnfall- 
yersicherung im Bergbau. Fast einmütig kam man am 17. No- 
vember 1884 flberein, eine Reichs-Berufsgenossenschaft zu bilden.^) 
Mit dieser Schöpfung hat der Allgemeine Deutsche Enappschafts- 
verband, der nie ein festes QefQge erhalten hat und keine Statuten 
besitzt, den Höhepunkt seiner Wirksamkeit erreicht. Seitdem ist 
ist nicht viel von ihm zu berichten. Er ist kurz nach der Grün- 
dxmg der Enappschafts-Berufsgenossenschaft noch einige Male zu- 
sammengetreten und hat dann lange Zeit hindurch geschlummert 
Erst 1899 ist er durch den Allgemeinen Enappschaftsverein zu Bochum 
wieder ins Leben zurückgerufen worden, um über den Entwurf des 
neuen Unf.V.G. ein Gutachten abzugeben. Neuerdings hat sich 
der Verband auch mit dem Entwürfe zu dem neuen Titel VII 
A.B.G. befaßt.3) 

Nachdem der Bundesrat von dem Antrage auf Gründung einer arondour a« 
Reichsknappschaftsberufsgenossenschaft Eenntnis genommen und sich J^afte-Be^ 
der Form wegen durch das Reichsversicherungsamt vergewissert*®'**''^'^***'*' 
hatte, daß die nötige Zahl der in Frage kommenden Werkbesitzer 
mit diesem Beschlüsse einverstanden war,^) genehmigte er am 
22. Mai 1885 gemäß § 15 des Gesetzes die Berufsgenossenschafb 
aller deutschen knappschaftspflichtigen Werke. Der preußische Fiskus 
mit seinem gewaltigen Bergbau schloß sich dem Privatbergbau ohne 
weiteres an, obwohl im allgemeinen, wenn das Reich oder ein 



1) Siehe 8. 26. 

2) Jahresbericht 1885 der Enappscbafts-BerafsgenosgeiiBchaft. S. 1. 

3) Die organisierten christlichen Bergarbeiter und der sozialdemokratische 
Verband der Berg- and Hüttenarbeiter hatten früher schon zu dem Entwürfe 
des neaen Titels YII Stellung genommen. 

4) VergL § 13 des Unf.V.G. von 1884. 
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Bandesstaat als Unternehmer aoftritt, die EmgUederung in eine 
Berufsgenossenschaft nicht stattzufinden braucht 

Die Enappschafts^Benifsgenossenschaft, mit dem Sitsse in Berlin, 
umfaßt alle Betriebe, die landesgesetzlioh bestehenden Enappschafts* 
vereinen angehören. Ausgenommen sind die nicht bergbaulichen 
Unternehmungen wie Hütten- und Stahlwerke, die frflher loiapp- 
schaftspflichtig waren. Diese Betriebe bilden sechs besondere Berofs- 
genossenschaften. 

Wie bei den anderen Berufsgenossenschaften, tritt die Mit- 
gliedschaft ipso jure ein, sobald ein versicherungspflichtiger Betrieb 
eröffnet ist Nach den §§11 und 35 hat jeder Unternehmer eines 
knappschaftspflichtigen Betriebes diesen bei der unteren Verwaltungs- 
behörde, dem Bei^evierbeamten, anzumelden. Diese Behörde gibt 
dem Genossenschaftsvorstande Nachricht, der dann die versicherten 
Betriebe im Oenossenschaftskataster zusammenstellt (§ 37). 

Die Enappschafts-Berufsgenossenschaft ist die größte der 66 ge- 
werblichen Berufsgenossenschaften. Sie umfaßte 1903 in 1938 Be- 
trieben 619798 versicherte Personen. i) Das Oesetz der großen 
Zahl findet also bei der Enappschafts - Berufsgenossenschaft ver- 
hältnismäßig größtmöglichste Anwendung. 
Deaentniisation So Vorteilhaft — Insbesondere in finanzieller Hinsicht — diese 
onen. ^^^i^j^^^ größte Zentralisation auch war, ließ es sich doch nicht 
vermeiden, die Berufsgenossenschaften in örtliche Unterabteilungen 
zu gliedern. Die Verwaltung der gesamten Geschäfte konnte nicht 
von einer einzigen Stelle aus geführt werden. Dafür waren die Ver- 
hältnisse in den einzelnen Bergbaudistrikten des weiten Reiches zu 
verschieden. Auf die erforderliche Sicherheit, Schnelligkeit und Ein- 
fachheit der Durchführung der oft verwickelten Aufgaben der Be- 
rufsgenossenschaft hätte kaum gerechnet werden können. Man machte 
daher von der Bestimmung des § 19 Gebrauch, wonach durch das 
Statut einer Berufsgenossenschaft örtlich abgegrenzte Sektionen ge- 
bildet werden können. 

Die Sektionen mußten räumlich passend abgegrenzt werden. 
Eine solche Abgrenzung war aber schon zum größten Teile in den 
Bezirken der Bergbehörden, in Preußen der Oberbergämter, gegeben. 
Die Sektionen wurden daher in Preußen an die fünf Oberbergämter 



1) Jahresbericht 1903 der KnappschafU-Berafsgenossenschalt S. 47. 
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aagaldmt: Bonn (Sektion I), Dottmand (Sektion 11), Elansthal 
(Sektion TU), Halle (Sektioa IV), Breslaa (Sektion Y nnd VI). Das 
Eftnigreich Sachsen bildet die Sektion VII nnd Sfiddentsohland die 
Sektion VIIL Die mitteldeutschen Kleinstaaten sind den angren« 
zenden Sektionen zugewiesen worden. Allerdings deckt sich nur die 
Sektion II vollständig mit dem Oberbergamtsbezurke (Dortmund), soktto&n. 
Diese Sektion, die sich westlich bis an den Bhein, sädwestlich bis 
Dfisseldorf, östlich bis zur Weser und südöstlich bis ins Fürstentum 
Lippe erstreckt, ist die bedeutendste. Sie kommt an Bedeutung den 
ftbrigen sieben Sektionen zusanunen gleich.^ 

Die Kni^pschaftsvereine dieses Bezirkes sind außer dem dasRuluy 
revier umfassenden Allgemeinen Enappschaftsverein zu Bochum noch 
folgende elf Vereine, die zu einzelliegenden Bergwerksbetrieben 
bezw. Salinen geboren: 1. Ibbenbürener. 2. Piesberger, 3. Minden- 
Bayensberger, 4. Nensalzwerker, 5. Salzkottener, 6. Bothenfelder, 
7. Gottesgabener und 8. Sassendorfer Verein, 9. Enappschaftsyerein 
für die Georgs-Marienhütte, 10. Enappschaftsverein der Salinen 
Werl, Neuwerk und Hoppe, 11. Enappschaftsverein der Saline 
Westernkotten. Wie schon die Namen dieser — auch heute noch 
bestehenden — elf Vereine ergeben, handelt es sich um rein lokale 
Einrichtungen. 19Q3 umfaßten diese Vereine zusammen 24 Betriebe 
und 4779 Mitglieder. Von den 4779 Personen entfielen aber mehr 
als die Häl&e allein auf die Georgs-Marienhütte bei Osnabrück.^) 
Die Einnahmen der elf Vereine betrugen 1903 zusanunen 423 283 Mk.^) 
Gegenüber dem Allgemeinen Enappschaftsvereine mit ungefähr 
260000 Mitgliedern und über 31V2 Millionen Mk. Einnahmen 
verschwinden diese Vereine vollständig. Man kann deshalb kurz 
sagen, daß die Sektion II das Ruhrrevier umfaßt. — Diesen Yet- 
hältnissen entsprechend nahm die Sektion II damals ihren Sitz in 
Bochum, dem Sitze des größten Enappschaftavereins, des Märkischen 
Vereins. 

Die EnappsQbaftEkBerufisgenossenschaft ist eine vollständig neue Ofpmiwtioii 
Einrichtung. Mit den Enappschaftsvereinen steht sie in keinem sohSfeS^ 

__^______________^__ genoflseoBohaft 

1) Siehe Stat 46 und 4S auf S. 219 und 220. 

2) DiQ Georgs- Marienhatte kommt aber fDr die Enappschafts-Bernfa- 
genossenschaft nur insoweit in Betracht, als sie Bergbau betreibt. 

3) Statistik der Knappscbaftsvereine des preußischen Staates. Zel- 
tchrift fftp Beig-y Hatten» and Salinenwesen. 1904. S. 10 und S. 39. 



64 2. Kapitel. 

organischen Zusammenhang. Von den anderen Bemfsgenossen- 
schafton unterscheidet sie sich in der Hauptsache nur dadurch, daß 
ihre Sektionen nach §94 Absatz 2a auch über 50<»/o (seit 1900 76 ^/o) 
ihrer ünfallast tragen können, eine Bestimmung, die auf die Eigenart 
des Bergbaues Bücksicht nimmt. 

Wie bei jeder Berufsgenossenschaft finden wir die Institution 
der Genossenschaftsversammlung; sie wird von den Sektionen nach 
der Zahl der Versicherten unter Berücksichtigung der Yerschiedeur- 
artigkeit der Betriebe mit Delegierten beschickt. Die Genossen- 
schaftsversammlung wählt den Genossenschaftsvorstand, stellt den 
Yerwaltungsetat fest, prüft die Jahresrechnungen, beschließt über 
die Änderungen der Satzungen u. a. 16 Mitglieder bilden den Ge- 
nossenschaftsYorstand, in dem die acht Sektionen und die verschie- 
denen Zweige des Bergbaues — der Steinkohlen-, Braunkohlen-, 
Eisenstein- und Salzbergbau sowie die Salinen und die metallischen 
Gruben — je eine Stimme haben. Diesem Vorstände, der Beprä- 
sentant der Bechtspersönlichkeit ist, untersteht die Verwaltung 
der Gesamtgenossenschaft Ihm liegt auch die Einrichtung der 
Schiedsgerichte und die Ansammlung eines Beservefonds ob. Neben 
der Zentralverwaltung hat jede Sektion ihre besondere Sektions- 
versammlung und ihren Sektionsvorstand. Die Sektionsversamm- 
lung besteht aus sämtlichen Mitgliedern der Sektion. Dem von 
dieser Versammlung gewählten Sektionsvorstande liegt die eigent- 
liche Durchführung der Unfallversicherung ob. Er setzt die Ent- 
schädigungen fest, schließt Verträge mit Ärzten, Krankenkassen 
und Krankenanstalten und sorgt für Überwachung der Benten- 
empfanger. Ferner leitet er die Verwaltungsgeschäfte, die Auf- 
stellung des Gefahrentarifes, die Veranlagung der Mitglieder nach 
den Klassen des Gefahrentarifes usw. — Innerhalb der Sektion sind 
als örtliche Genossenschaftsoi^ane Vertrauensmänner tätig. 
EBai>p8ohaft8- Anfangs schien es nahe zu liegen, daß die Sektionen mit den 
^luS^ ^r'Knappschaftskassen irgendwie in Fühlung traten. Das Gesetz und die 
^?^nt^~ höheren Verwaltungsbehörden wären dabei nicht im Wege gewesen. 
Es ist sogar anzunehmen, daß dem Gesetzgeber die tTbemahme der 
Geschäfte der Sektionen auf die größeren Knappschaftsvereine vor- 
geschwebt bat. Die nach § 76 erforderliche getrennte Bechnungs- 
und Kassenführung hätte sich leicht einrichten lassen. Dennoch 
ist nichts dergleichen geschehen; die Vereine und die Sektionen 
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haben von Tomherein ToUstiiDdig getrennt gearbeitet Übrigens ist 
aaoh kaom anznnelmien) daß bei einer äußerlichen Znsanunen* 
legong — um eine soldie konnte es sich ja nur handeln — wesent* 
liehe finanzielle oder sonstige Vorteile entstanden wären. 

Um die OrAfie der Einwirkungen des 17n£V.O. richtig würdigen i>to whewun- 
zu kdnnen, mAssen wir uns zunächst yergegenwärtigent in welcher .^^^i^T-" 
Weise die UnfallfDrsorge Mher in den Enappschaftsvereiaen des ^ 

BxihrreTiers gehandhabt worden ist 

Eine fOr sich abgegrenzte UnfalUarsorge kannte man bei den 
Enappschaftsvereinent die ihre gesamten Unterstfttzangen aus einer 
Kasse bezahlten , nicht Wurde jemand bei der Arbeit besobädigti 
so traten zunächst die Krankenunterstütznngen ein. Blieb der Yer«» 
letzte zur eigentlichen Bergarbeit unfähig — war er i,bergfertig*' 
(Bemfsinyalide) — so erhielt er eine Invalidenpension gleich den 
Personen, die durch Alter oder Krankheit invalide geworden waren, 
ürsprflnglich mußte bei Unfällen, bevor der Knappschaftsverein ein- 
trat, der Werkbesitzer mehrere Wochen den Lohn weiter bezahlen 
und die Kurkosten tragen. Das AJB.6., das dann die Ffirsoige 
durch die Unternehmer ausgeschaltet hat, bestimmt im § 171 ^ daß 
den vollberechtigten Mitgliedern mindestens zu gewähren ist: 

1. in KrankheitsfäUm (zn denen anch die durch Unfälle her* 
beigeföhrten Krankheiten gehören) freie Kur und Arznei; 

2. ein entsprechender Krankenlohn bei einer ohne eigenes grobes 
Verschulden entstandenen Krankheit (sowie bei ohne eigenes grobes 
Verschulden entstandenen Unfällen); 

3. ein Beitrag zu den Begräbniskosten der Mitglieder und Invaliden ; 

4. lebenslängliche Invalidenunterstützung bei einer ohne grobes 
Verschulden eingetretenen Arbeitsunfähigkeit; 

5. eine Unterstätzung der Witwen auf Lebenszeit, bezw. bis 
zur etwaigen Wiederverheiratung; 

6. eine UnterstOtzung zur Erziehung der Kinder verstorbener 
Mitglieder und Invaliden bis nach zurfickgelegtem 14. Lebensjahre. 

Die unter t« 2, 3 und 4 aufgeführten Leistungen waren nach 
dem Qesetze auch den bei der Arbeit verunglückten Mitgliedern 
der wenigst begünstigten (unständigen) Klasse zu gewähren. Die 
Knappschaftsvereine erweiterten diese Bestimmung durch Statut noch 
dahin, 4aß auch 4en Hinterbliebenen von verunglückten uastiodigen 
Mitgliedern die unter 5 «ad 6 erwähnten Leistungen zustehen sollten. 

H alba oh, EnappaehaftiTorofne. 5 
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Bei Unfällen, die durch eigenes grobes Yerscholden oder 
während einer — freiwilligen oder anfreiwilligen — Feierperiode 
eingetreten waren, gewährten die Enappschaftsvereine keine Unter- 
stützungen. 

Die Dauer der Erankenunterstfitzung betrug bei sämtlichen — 
auch den unständigen — verunglückten Mitgliedern 24 Wochen. 
War im Laufe dieses Zeitraumes eine Genesung noch nicht erzielt, 
so trat an die Stelle des Krankengeldes einstweilen das Invaliden- 
geld. Das Invalidengeld wurde endgültig als Pension festgelegt, 
wenn die Beschädigung eine dauernde Arbeitsunfähigkeit, d. h. 
dauernde Unfähigkeit zur eigentlichen Bergarbeit, zur Folge hatte. 
Die Pension war nach Dienstalterstufen normiert Im Gegen- 
satz zu den übrigen Invaliden erhielten die Verunglückten, altem 
Herkommen gemäß, ein erhöhtes Invalidengeld. Bei den Beamten 
der I Abteilung betrug diese Erhöhung für jede Stufe gleichmäßig 
108 Mk., bei den Beamten der n. Abteilung 72 Mk., bei den drei 
Arbeiterklassen 60, 48 und 36 Mk. Der Höchstsatz des Invaliden- 
geldes wurde mit Beginn des 46. Dienstjahres erreicht In be- 
sonderen Fällen konnte der Enappschaftevorstand das Invalidengeld 
unabhängig vom Dienstalter zeitweise auf den höchsten Satz der 
betreffenden Abteilung oder Klasse stellen. 

Über das nach dem Dienstalter abgestufte erhöhte Invaliden- 
geld der Verunglückten ergibt folgende Übersicht das Nähere: 





Beamte der 


Arbeiter der 


Dienstalter 


L 1 n. 

AbteUung 


I. 


1 n. 

Elaaae 


m. 




Mk. 


1 Mk. 


Mk. 


Mk. 


Mk 


bi« sn 5 Jahren einsohl. 


378 


252 


210 


168 


126 


6 bia 10 ,, 


405 


270 


• 225 


180 


135 


11 „ 15 „ 


432 


288 


240 


192 


144 


16 „ 20 „ 


486 


324 


270 


216 


162 


21 „ 25 „ 


540 


860 


300 


240 


180 


2« „ 80 „ 


594 


396 


330 


264 


198 


81 „ 35 „ 


702 


468 


390 


312 


234 


36 „ 40 „ 


810 


540 


450 


360 


270 


41 „ 45 „ 


918 


612 


510 


408 


306 


über 45 Jahre 


1080 


720 


600 


480 


360 



Wenn ein Bergfertiger anderen Orts als auf der Orube, auf 
der er sich den Unfall zugezogen hatte, einen höheren Verdienst er- 
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zielte, als der doppelte Betrag desInvaUdengeldes ansmaehte, oder wenn 
or vermdge seiner Körperbesohaflfenheit einen solchen Verdienst hätte 
erzielen können, oder wenn der Verletzte ein Qeverbe betrieb, das 
den doppelten Betrag einbrachte, so ermäßigte sich das Invaliden- 
geld um die Hälfte. Dieses sogenannte ,,halbe Invalidengeld'' 
war im Lanfe der siebziger Jahre bei vielen Enappschaftsvereinen 
eingeführt worden. — 

Das Witwengeld betrag ^/s des Inyalidengeldes, das der Ehe- 
mann bezogen hatte bezw. bezogen haben würde. Bei ünglflcks- 
fällen, die unmittelbar den Tod zur Folge hatten, konnte eine Er- 
höhung der Witwenpension auf den höchsten Satz der betre£Fenden 
Abteilung oder Klasse widerruflich eintreten. — 

Das Eindergeld erhielt derjenige als Beihülfe, dem die Erziehung 
der Kinder gesetzlich oblag. Es wurde nicht nur für Kinder ver- 
storbener Mitglieder und Invaliden, sondern auch für die Kinder der 
noch lebenden Invaliden bezahlt Das Kindergeld betrug, unab- 
hängig vom Dienstalter des Vaters, monatlich für jedes Kind: 

a) bei den Beamten der I. Abteilung 5,75 Mk. 

b) „ „ „ ff II. i> 3,80 „ 

c) „ „ Arbeitern der L Klasse 3,20 „ 

d) „ „ » ft 1-L* ir 2,55 „ 

e) „ „ „ „ in. „ 1,90 „ 

Vater- und mutterlose Kinder, femer Kinder solcher Invaliden- 
und Witwen, denen aus Anlaß von Unfällen die Berechtigung zum 
Bezüge des höchsten Pensionssatzes ihrer Klasse bezw. Abteilung 
zuerkannt war, erhielten den doppelten Betrag des Kindergeldes. 
Das Kindergeld wurde nach § 171 Absatz 6 des A.B.G. in allen Fällen 
bis zum vollendeten 14. Lebensjahre bezahlt — 

Hinterließ ein lediges Mitglied, das infolge einer Beschädigung 
bei der Arbeit gestorben war, unterstfitzungsbedOrftige Eltern oder 
Geschwister, so wurde diesen folgende einmalige Unterstätzung ge- 
währt: 

a) bei Beamten der I. 

b) „ ,« « II. 

c) „ Arbeitern der L 

d) „ „ „ IL 

e) „ ff if III. 
Wie aus dem Gesagten erhellt, war die Unfallfflrsorge bei den 

Knappschaftvereinen des Buhrreviers schon wohl ausgebildet und in 
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9f 
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die übrigen Unterstätzungen gnt eingeffigt. Die Kosten worden &u» 
den festen Beiträgen bestritten* War der Tod dnrch eine Beschä- 
digung bei der Arbeit innerhalb 24 Stunden eingetreten , so hatte 
im Bereiidie des Märkischen Vereins der Werkbesitzer einen Bei- 
trag von 300 Mk. an die Enappschaftskasse zu entrichten. Dieser 
Betrag mußte auch dann bezahlt werden « wenn ein Verschulden 
des Verletzten nachgewiesen werden konnte; eine Einschränkung in 
dieser Beziehung, die zuerst bestand, hatte zu viele unzuträglich- 
keiten mit sich gebracht 
Enappflchafu- War die Beschädigung durch andere Personen hervorgerufen 
Ha^flieht^. wordcn^ so konnte der Enappschaftsverein seine Unterstfitzungen 
verweigern und den Verletzten mit seinen Ansprflchen an den Ur«^ 
hebei^ des Ungluid^sfalles verweisen* Diese bei den Knappschaften 
schon alte Bestimmung, die nur selten und natürlich nur dann 
angewandt wurde, wenn der Urheber des Unglficks zahlungs- 
fähig war, wurde erweitert durch das Haftpflichtgesetz vom 7. Juni 
1871. Dieses Gesetz machte, in Anlehnung an das französische 
Recht, bei UnfäUen in Bergwerken und Fabriken den Unternehmer 
auch dann haftpflichtig, wenn der Verunglfickte ein Verschulden der 
Betriebsbeamten nachzuweisen vermochte. In solchen Fällen konnte 
nach dem Ermessen des Bichters auf Ersatz des vollen Schadens 
erkannt werden. Gewann ein Verletzter einen solchen Prozeß, so 
statid er sich meist besser, als bei der Pensionierung durch den 
Knappschaftsverein. Da bei dieser auf privatrechtlichem Boden ste- 
hetiden Haftpflicht die Beweisführung dem Verletzten oblag, und 
der Beweis in vielen Fällen schwer zu erbringen war, so wurde die 
Wohltat des Gesetzes ziemlich illusorisch, ^j Das Gesetz hatte 
weiter den großen Nachteil, daß die Ansprüche in sehr vielen Fällen 
in langet! und erbitterten Prozessen durch alle Instanzen des ordent- 
lichen Rechtsweges hindurch verfochten werden mußten. 

Diese ersten sozialpolitischen Versuche des jungen Reiches waren 
für die Knappschaftsvereine ohne Belang geblieben. Eine wirkliche 
Entlastung der Kassen wäre nur eingetreten, wenn, wie vorgeschlagen 
wurde, die Unternehmer durch Gesetz für alle Unfälle, abgesehen 
von vis major und eigenem groben Verschulden, haftpflichtig ge- 
macht worden wären. Eine solche Vorschrift wäre aber für manche 

t) Die deutsche ArbeiterTersieherang als soziale Einrichtung. Berliii 1904. 
(Heft I IMB S. 11). 
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Falle viel zu hart gewesen. Sie würde aach die Unternehmer an sehr 
belastet haben; man denke a. B. an den Fall eines Massenonglfleks. 
Wohl nicht selten hätte der Verletzte wegen Zahlnngsanf&higkeit 
des Unternehmers seinen schwer erstrittenen Anspruch schliefilioh 
Oberhaupt nicht realisieren können. Der eingeschlagene Weg, fftr 
<len übrigens auch Vorbedingung gewesen wäre, daß die verunglückten 
Arbeiter bis zur Verwirklichung ihrer Ansprüche von irgend einer 
Seite Unterstützung erhalten hätten, war idso nicht der richtige. 

Wie wurde nun die Unfallfflrsorge der Knappschaftsvereine 
durch das Unf.Y.G. umgestaltet und wie erfolgt sie in der Gegen- 
wart? 

Von vornherein deckt sich der Kreis der durch die Knappschafts- Kreis der ver- 
BerufsgenoBsenschaft Versicherten nicht ganz mit den früher durch EiiM>pMhate.' 
die Knappschaftvereine gegen Unfälle versicherten Personen, da sich genoeenaeLift. 
die Fürsorge der Knappschaftsvereine nur auf die Mitglieder erstreckt 
hatte. Ein Teil der in den Betrieben beschäftigten Personen, nament- 
lich die jugendlichen Arbeiter und Frauen ; konnte die Mitgliedschaft 
der Knappschaftsvereine nicht erwerben und erlangte deshalb auch 
keinen Anspruch auf Unterstützung. Hingegen sind nach § 1 des 
Unf.V.O. ohne Ausnahme alle Arbeiter und Betriebsbeamte, die dauernd 
oder vorübergehend in der Bergwerksindustrie beschäftigt werden 
and deren Jahresarbeitsverdienst 2000 Mk. nicht übersteigt, gegen 
die Folgen von Betriebsunfällen zu versichern. Die Versicherungs- 
pflicht kann nach § 2 auf Betriebsbeamte, deren Jahresarbeitsverdienst 
2000 Mk. übersteigt, ausgedehnt werden. Auch dürfen die Unter- 
nehmer von versicherungspflichtigen Betrieben sich selbst versichern. 
Von diesen Ausdehnungsmöglichkeiten hat die Knappschafts-Berufs- 
genossenschaft Gebrauch gemacht, um die Wohltaten des Gesetzes 
allen Angehörigen des Bergbaues zuzuwenden. Durch das Statut 
ist die Versicherungspflicht anfalle Personen mit weniger als 5000 Mk. 
Jahresarbeitsverdienst ausgedehnt worden. Das Gesetz von 1900, 

1) Die $$ 95, 96 (jetst 185, 136) des ODf.V.Q. legen auch heute noch 
fQr gewisse Fälle eine Haftpflicht der Unternehme« fest („besondere" Haft- 
pflicht). Dem Verletzten gegenQber besteht diese Haftpflicht aber nur dann, 
wenn darch stra^serichtiiches Urteil festgestellt ist. daß der Unfall Tors&tz- 
lich herbeigefQhrt worden ist. Ben öffentlichen Versicherungseinrichtungen 
gegenftber haften die Unternehmer dagegen auch dann, wenn in einem straf- 
geriditlichen Verfahren Fahrlässigkeit n|tcbgewiesen ist. 
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das allgemein die YersicheniDggpflicht fflr Personen mit einem Jahres* 
Verdienste bis zn 3000 Mk. einfflhrte, erforderte deshalb bei der 
Enappschafts-Bemfsgenossenschaft keine Nenerongen. Mit Zustim- 
mung des Vorstandes der Enappschafts-Berufsgenossenschaft können 
auch Betriebsbeamte, deren Jahresarbeitsverdienst 5000 Mk. über- 
steigt, versichert werden. Diese Erlaubnis haben sich von Jahr zu 
Jahr mehr Beamte zu nutze gemacht. <j 1903 waren im Buhrrevier 
235 Beamte mit mehr als 5000 Mk. ^ durchschnittlich 7500 Mk. — 
Jahresverdienst versichert. Dagegen sind nur zwölf Unternehmer 
eine Versicherung bei der Enappschafts-Berufsgenpssenschaft ein- 
gegangen.2) — 

B«iziebninikii. Gegenstand der Versicherung ist nach § 5 der Ersatz des 
Schadens, der durch Körperverletzung oder durch Tötung hervor- 
gerufen ist, soweit diese im ursächlichen Zusammenhange mit dem 
Betriebe gestanden und sich plötzlich ereignet haben. Nur Unfälle, die 
von Beschädigten vorsätzlich herbeigeführt sind, fallen nicht unter 
das Unf.V.G. — Gegen diese weite Fassung hatte der Allgemeine 
Enappschaftsverband vor dem Erlaß des Gesetzes protestiert Er hätte 
lieber gesehen, wenn eigenes grobes Verschulden einen Anspruch ausge- 
schlossen hätte, wie dies bei den Enappschaftsvereinen von jeher gewe- 
sen war. Wie bedeutungsvoll in dieser Beziehung die Einwirkung des 
Unf.V.G. gewesen ist, zeigt die Statistik: 1903 waren bei der Sektion n 
14,55<^/o der Unfälle durch die Schuld der Verletzten selbst verur- 
sacht! Wurde hierdurch schon die Zahl der zu berücksichtigenden 
Beschädigungen sehr vermehrt, so trat noch eine Erweiterung ein 
durch die Auslegung, die der Begriff ,3etriebsunfall^ in der Praxis 
erfuhr. Als „Betriebsunfall werden nämlich nicht nur die UnfiELlle 
angesehen, die in unmittelbarem Zusammenhange mit dem Betriebe 
stehen, sondern auch solche, bei denen der Zusammenhang nur 
mittelbar ist. So sind z. B. Verletzungen, die durch Spielen mit 
Explosivstoffen oder durch Mißhandlungen im Betriebe entstanden 
sind, als nBetriebsunfalle" angesehen worden. Eine solche Aus- 
legung wäre in den Enappschaftsvereinen nie möglich gewesen.^) 

• 

1) Jahresberichte der Knappschafts-BerafsgenosBenschaft 1SS7— 1903. 

2) Jahresbericht 1903 der Knappscbafts-Benifsgenossenschaft 8. 36. 

3) Vgl. hiersu Oppenhoff A3.G. <| 171). Berlin 1870. S. 242. Die 
herrschende Aoffassang ist Obrigens nur Tom rein meDschiichen Standpunkte 
aus zu yersteSen und zu rechtfertigen. Bei der Weiterbildang der sosiml- 
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Für Höhe und Dauer der UnterstAtzangen, die früher durch LeutmiKen nah 
das verhältnismäßig leicht abzuändernde Statut festgesetzt waren, Te^ohemnf^ 
hat das Beiehsgesetz eine größere Stabilität geschaffen. ^udi^ün- ^ 

Nach § 5 des Gesetzes von 1884 werden bei Verletzungen Tom ^*^^^ 
Beginne der 14. Woche nach Eintritt des Unfalls an die Kosten 
des Heilverfahrens und eine Rente fBr die Dauer der Erwerbsun- 
fähigkeit als Schadenersatz gewährt § 9 des Gesetzes von 1900 
ersetzt den Ausdruck „Heilverfahren'^ durch eine Aufzählung der zu 
dem Verfahren gehörenden Leistungen. Das Heilverfahren umfaßt HeUTorfduin. 
danach freie ärztliche Behandlung, Arznei und sonstige Heilmittel 
sowie die zur Sicherung des Erfolges des Verfahrens und die zur 
Erleichterung der Folgen der Verletzung erforderlichen Hilfsmittel. 
Bis zum Beginne der 14. Woche sorgt die Krankenkasse ffir den 
Verletzten. Da die ünfallbeschädigungen zum größeren Teil im Laufe 
der ersten 13 Wochen ohne nachteilige Folgen f&r die Verletzten ge- 
heilt werden, so entsteht bei den meisten Unfällen kein Anspruch 
an die Berufsgenossenschaft. 1903 entfiel im Durchschnitt auf 12,6 
angemeldete Unfälle nur einer, bei dem die Krankenfflrsorge der 
Sektion U eintreten mußte, und von allen in diesem Jahre bei der 
Sektion II angemeldeten Unfällen wurden nur 1 1,6 % entschädigungs- 
pflichtig. Die Verletzungen, f&r welche die Bemfsgenossenschaften 
aufzukommen haben, bevrirken jedoch eine solche Belastung der Ge- 
nossenschaft, daß die Leistungen der Krankenkassen für die Unfall- 
verletzten hiergegen gering erscheinen. Auf die Krankenkassen ent- 
fallen nur ungefihr 12 o/o der gesamten Unfallkosten, i) 

Nach § 76 c des Kr.V.G. kann die Berufsgenossenschaft das 
Heilverfahren aber auch gleich nach dem Eintritt des Unfalls 
übernehmen. Die Krankenkasse hat in dem Falle der Bernfsge- 
nossenschaft Ersatz zu leisten. Die Gründe für diese Vorschrift 
liegen nahe. Die Berufsgenossenscbaft wird häufig ein anderes 
Verfahren einschlagen als die Krankenkasse. Während letztere nur 
ein Interesse daran hat, den Verletzten bald zu heilen, muß die 



politischen Gesetse ist lie immer mehr angenommen worden. Sie tritt uns 
insbeeondere auch im $ 8 des Geseties von 1900 entgegen, wonach bei Un- 
fällen, die im Betriebe bei Begehung eines Verbrechens oder eines vors&tsllchen 
Vergebens entstanden sind, Renten gewfthrt werden können. 

1) Eonunissionsbericht über die Novelle von 1897 (Reichstagsdrucksache 
1895/97 Nr. 909a). 
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Bemfsgenossenschaft zu ihrem eigenen Besten wie zum Besten des 
Verletzten ancli darauf sehen, das der Unfall keine oder doch 
nur möglichst geringe dauernde Folgen hat Bemißt sich doch 
die Beute nach dem Grade der Erwerbsunfähigkeit.^) Von dem 
$766, dessen Anwendung vom Beichsversicherungsamte mehrfach 
dringend empfohlen worden ist, wird ziemlich oft Gebrauch gemacht; 
es handelt sich fast stets darum, den Verletzten in einer bestimmten 
Krankenanstalt unterzubringen. Vom Jahre 1893—1903 ist aller- 
dings bei der Sektion n der Prozentsatz der XJnfUle, bei denen 
§ 76c angewandt wurde, von 7^4 o/o auf l,5<^/o gesunken.^) 1903 
waren es 565 E&Ue, die 99034,73 Mk. Kosten verursachten. Hier^ 
Ton wurden 45820 Mk. vom Allgemeinen Knappschaftsverein er- 
stattet, sodaß der Sektion eine Mehrausgabe von 53214,73 Mk. 
blieb. 3) — Der § 76c hat zuerst viel Streit verursacht Bs wurde 
aber schon bald entschieden ^ daß sich ihm auch die Knapp- 
sohafta-Krankenkassen zu unterwerfen hätten. 

Weiter ist der Berufsgenossenschaft das Becht eingeräumt, 
die Behandlung über die 13. Woche hinaus in dem ihr geboten 
erscheinenden Maße der Krankenkasse gegen Ersatz der Kosten zu 
überlassen (§ 5 Abs. 8 des Gesetzes von 1884). Seit 1893 macht 
die Sektion II aber von dieser Bestimmung keinen Gebrauch mehr, 
wohl deshalb, weil sie imstande ist, das Heilverfahren in allen 
Fallen selbst zu dbemehmen. VerfOgt sie doch seit 1890 über ein 
nach den neuesten Erfahrungen der medizinischen Wissenschaft 
eingerichtetes Krankenhaus, „Bergmannsheil'' bei Bochum.^) 
^^^^g^^ Wie wir wissen, bestand auch schon bei den Knappschafte- 

kassen die Ansicht, daß für die Unfallverletzten etwas Besonderes 
geschehen müsse. Diese Ansicht hatte sich in der Erhöhung des 
Invalidengeldes der Verletzten geäußert Daa UnfV.G. geht weiter. 

1) Dm Iny.y.G. (| 12 Absatz 1 des Gesetzes von 1889, erweite durch 
§ 18 des Gesetzes von 1899) gibt übrigens den Versichenmgsanstalten, denen 
daran gelegen ist, daß die Erwerbsunfähigkeit nicht vorzeitig eintritt, die 
gleiche Befugnis. 

2) Jahresberichte der Sektion II fOr die Jahre 1893—1903. 

3) Jahresbericht 1903 der Sektion II S. 24. 

4) Die Anstalt, die übrigens auch dem AUgemeinen Knappschaftsverein 
zug&nglich ist, wurde 1890 von der Berggewerkschaftskasse erbaut, und zwar 
zum großen Teile aus Mitteln, welche die Bergbautreibenden zinsfii^t und un- 
kündbar hergegeben hatten. 
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Es bestimmt, daß vom Beginn der fünften Woche naeh Eintritt 
des Unfalls bis zam Ablauf der 13. Woche das Krankengeld anf 
^/s des Lohnes der betreffenden Lobnklasse erhöht werden mnß. 
Wenn der Verletzte nicht — etwa ans mehreren Kassen — ohne- 
hin diesen Betrag bezieht, so hat der Besitzer des Betriebes, in dem 
sich der Unfall ereignet hat, die Differenz zuzulegen. Da im Bohr- 
reTier das gesetzliche Mindestkrankengeld von 50^0 bezahlt wird, 
so haben die Werkbesitzer in diesen Fallen 16^/3 des Dorchsehnitts- 
lohnes znzuschießen. An derartigem Unfallkrankengeld hatten die 
Werkbesitzer dem Allgemeinen Knappschaftsverein zn ersetzen 1903: 
171119,20 Mk.; 1902: 185080,52 Mk. 

Es kann nun vorkommen, daß der gegen Unfall versicherte 
Verletzte der Krankenversichernngspflicht nicht unterliegt In diesem 
Falle hat nach § 5 Absatz 10 des Gesetzes von 1884 der Werk- 
besitzer die Unterstätzungen der Krankenversicherung aus eigenen 
Mitteln zu leisten. Diese Heranziehung der Unternehmer war eine 
Harte. Man kann nicht verlangen, daß der Unternehmer auch fOr den 
eintritt, der — z. B. wegen der HAhe seines Verdienstes — nicht 
der Krankenversichernngspflicht unterliegt. Das Gesetz von 1900 
milderte deshalb im § 12 Absatz 2 die Bestimmung dahin, daß die 
Verpflichtung der Unternehmer nur dann besteht, wenn der Jahres- 
arbeitsverdienst der verletzten, keiner Krankenkasse angehirenden 
Person 2000 Mk. nicht übersteigt. Die Berufieigenossenschaft kann 
die Leistungen f&r den Werkbesitzer übernehmen, der dann aber 
bis zu einer bestimmten Höhe Ersatz leisten muß. 1903 hat die 
Sektion 11 auf Grund dieser Bestimmung 9582,88 Mk. ausgegeben, 
von denen 2589,71 Mk. von den Unternehmern ersetzt worden sind. 

Wird durch die Heilbehandlung die Erwerbsfähigkeit nicht unfaumte. 
wiederhergestellt, so hat der Verletzte nach Ablauf der 13. Woche 
einen Anspruch auf eine Beute. Die Lftcke, die in dem FaUe rat- 
stand, wenn zwar das Heilverfahren vor dem Beginne der 14. Woche 
abgeschlossen, die Erwerbsfthigkeit aber noch nicht wieder vor« 
banden war, füllte der $ 13 des Gesetzes von 1900 aus. Es kann 
in diesen Fällen eine Beute gewährt werden, wenn die Erwwbs- 
flhigkeit voraussichtlich vor dem Ablaufe der 13. Woche wieder 
erlangt wird; sie muß gegeben werden, wenn anzunehmen ist, daß 
die Beschränkung der Erwerbsfähigkeit länger als 13 Wochen dauern 
wird. Bei den lüaappschaftsvereinen hatte die Lücke, wie wir wissen, 
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nie bestanden. Wenn die Krankheit behoben, die ErwerbsAhigkeit 
aber noch nicht wieder vorhanden war, so wurde gleich ein Inva- 
lidengeld gewährt. 

Ist ein Verletzter in einer Heilanstalt untergebracht, so haben 
die Angehörigen nach Ablauf der 13. Woche Anspruch auf eine 
Unterstützung, welche der Rente entspricht, die sie erhalten würden, 
wenn der Tod die Folge des Unfalls gewesen wäre. — 

Die Unfallrente beträgt nach § 5 Absatz 6 bei völliger Er- 
werbsunfähigkeit für deren Dauer 66^/3^/0 des Arbeitsverdienstes (Voll- 
rente), bei teilweiser Erwerbsunfähigkeit einen Bruchteil der Voll- 
rente (Teilrente). Das Gesetz von 1900 erweiterte diese Bestimmung 
noch insofern, als in Fällen, in denen der Verletzte so hilflos ist, 
daß er ohne fremde Wartung xmd Pflege nicht bestehen kann, die 
Beute bis zu 100 ^/o des Arbeitsverdienstes erhöht werden muß. 
Femer kann seit dem Gesetz von 1900 einem Teilrentner die Voll- 
rente vorübergehend gewährt werden, wenn er aus Anlaß des Un- 
falls unverschuldet arbeitslos ist 
Ai^geder Schou im A.B.G. (§204) ist festgelegt, daß schwere Unglücks- 

falle den Bevierbeamten angezeigt werden müssen. Das Unf.V.G. 
mußte weitergehen. Es bestimmt, daß die Betriebsleiter alle Unfölle 
der unteren Verwaltungsbehörde anzumelden haben. Nach einer 
Verordnung des Ministers der öffentlichen Arbeiten i) haben diese 
Meldungen beim Bergbau an die Bevierbeamten, die ja überhaupt 
erste Instanz für alle Geschäfte der Bergbehörde sind, zu geschehen. 
Die Bevierbeamten stellen die nötigen Untersuchungen an und 
geben dann die Anzeigen weiter an die Sektion. Das Unf.V.G. be- 
stimmt in Ergänzung dieser Vorschrift im § 63, daß den Unter- 
nehmern durch Statut auch die Benachrichtigung der Sektion so- 
wie des zuständigen Vertrauensmannes auferlegt werden kann. 
Wenn die Sektion gleich von dem Unfälle Kenntnis erhält, so ist 
sie in der Lage, sich schnell darüber schlüssig zu machen, ob sie 
das Heilverfahren übernehmen will. Sie kann dann auch gleich alle 
sonst erforderlichen Maßnahmen treffen. Massenunglücksfälle, das 
sind solche, bei denen zehn oder mehr Personen verletzt sind 2), 



1) 1892 wurde das Bergwesen von dem Ministeriam der öflPentlichen Ar- 
beiten abgezweigt und dem Ministerium ftkr Handel und Gewerbe zugeteilt 
2) Siehe Stac. 5o auf ä. 22 i. 
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haben die Sektionen der Enappschafts-Benifsgenossenschaft dem 
Oenossenschaftsvorstande weiterzamelden. 

Die Festsetzung der Renten geschieht durch den Sektionsvoistand B«nton- 
oder durch einen besonders dazu eingesetzten Ausschufi, und zwar 
nach dem Ergebnis der Untersuchungen des Bergrevierbeamten, 
nach dem Urteil des Vertrauensarztes i) und nach den Mitteilungen 
des Vertrauensmannes. Dem Verletzten muß Gelegenheit gegeben 
werden, sich zu der Festsetzung zu äußern. — 

Aus der Nebeneinanderstellnng der frfiheren und der jetzigen ünfaibrateimd 
Leistungen dürfte wohl eines deutlich hervorgehen: Wie das "pendoir. 
Kr.V.O., so hat auch das Unf.V.G. eine Verbesserung der alte- 
ren Fürsorgeeinrichtungen im Sinne der modernen sozialen An* 
schauungen herbeigeführt Aus Invalidengeldem, welche durchaus 
den Charakter von „Unterstützungen*' hatten, sind „Schadenersatz* 
leistungen*' geworden. Jedem Verletzten wird heute durch die 
Beute in dem vom Gesetze vorgeschriebenen Maße der finanzielle 
Schaden ersetzt, den er durch den Unfall erlitten hat Die Beute 
wird auch nicht nach Klassen und namentlich auch nicht nach 
Dienstalterstufen gewährt. Sie paßt sich mehr den wirklichen Ver- 
hältnissen und Bedürfnissen an, indem sie nach dem letzten Jahres- 
arbeitsverdienste des Verletzten, mindestens aber nach dem 300 fachen 
Betrage des ortsüblichen Tagelohns berechnet wird. Der 1 200 Mk. 
(seit 1900: 1500 Mk.) des Arbeitsverdienstes übersteigende Teil wird 
allerdings nur zu V^ angerechnet — Wenn früher em Mann, der 
seiner Arbeitsleistung und seinem Verdienste nach auf dem Höhe- 
punkte seines Lebens stand und vielleicht eine Familie zu versorgen 
hatte, von einem Unfälle betroffen wurde, so bekam er trotz des 
großen Schadens in den meisten Fällen wegen seiner verhältnis- 
mäßig geringen Zahl von Dienstjahren ein viel geringeres Invaliden- 
geld als der Mann, der schon älter war, weniger Verdienst und 
weniger Schaden hatte und für Kinder nicht mehr zu sorgen 
brauchte. Da die Unfölle, besonders im Rnhrbergbau, wo seit Jahren 
zum größten Teile junge Männer tätig sind, meistens Arbeiter treffen, 
die ohne den Unfall noch lange voll erwerbsfEthig gewesen wären'''), 



1) Jeder Enappschafts-Anst ist Yertranensarzt der Knappscbafts-Bernfs- 
genossenschaft. 

2) Vgl. Stat. 53 auf S. 222. 
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hat der von dem Uaf.Y.6. eingesohlagene neae Weg großen Segen 
gebracht. 

Schwierig ist es, zahlenmäßig naohzaweisen, daß die heutigen 
ünfallrenten verhältnismäßig viel höher sind, als die BozQge unter 
dem alten Znstande. Den Ausgangspunkt und Maßstab müßte der 
Arbeitsverdienst liefern. Die alten Beuten berechneten sich aber 
nicht nach diesem, sondern vor allem nach dem Dienstalter. 

Stellen wir jedoch einmal gegenfiber, wie sich ein Bergmann im 
Alter von 30 Jahren bei einem zu völliger Erwerbsunfthigkeit fuhren- 
den Unfall 1) fräher gestanden hat und wie er sich jetzt steht Der 
Regel nach hätte ein solcher Mann früher zur L Arbeiterklasse gehört. 
Sein Dienstalter war vom Tage der Aufnahme in die IL Klasse, die 
nicht vor dem 18. Lebensjahre erfolgen konnte, zu rechnen. Er hätte 
demnach ein Invalidengeld von 240 Mk. erhalten, das der Dienst- 
alterstufe vom 10—15 Jahren entsprach. Wie ganz anders steht 
ein solcher Arbeiter heute da! Wenn er auch nur einen Jahres- 
arbeitsverdienst von 1000—1500 Mk. hat, so kommt ihm eine Un* 
fallrente von 660 — 1000 Mk. zu. Es ist dies, aus den Verhältnissen 
des Arbeiters betrachtet, ein nicht geringer Betrag. Während früher 
trotz der im allgemeinen wohl günstigeren Lebensverhältnisse und 
der geringeren Lebensbedürfnisse die 240 Mk. kaum genügten, auch 
nur ein kärgliches Dasein zu fristen, kann heute ein Arbeiter mit 
660—1000 Mk. immerhin schon existieren. Lebten doch nach der 
preußischen Einkommersteuerstatistik 1899 64,28 ^'/o der Bevölkerung 
von Einkommen unter 900 Mk.*^) 

Nehmen wir weiter einen Arbeiter im Alter von 55 Jahren, ein 
für einen noch tätigen Bergmann hohes Alter. Stieße diesem ein 
Unfall zu, so hätte er nach dem alten Modus, da er im günstigsten 
Falle 37 Dienstjahre haben könnte, 450 Mk. Invalidengeld erlangt. 
Dieser Betrag wird heute, und zwar ganz unabhängig von dem Dienst- 
alter, als Rente bezahlt, wenn jemand verunglückt, der nur einen 
Jahresarbeitsverdienst von 675 Mk. hat. — Man kann die VoUrenten 
betrachten wie man will: Stets kommt man zu der Überzeugung 
daß sie außerordentlich anerkennenswerte Zuwendungen an die von 

1 ) £8 sei hier erw&hnt, daß Unfälle mit nachfolgender YollBtändiger Er- 
werbsunfilhigkeit Terh&ltnism&ßig selten Yorkommen. Siehe aach Stat. 54 
auf S. 223. 

2) Fachs, Volkswirtschaftslehre. Sammlung Göschen, S. tlS. 
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TTnfall Betroffenen darstellen ond daß mit diesen Benten etwas Be- 
deutendes gesohaff»! worden ist Die Mberen Leistungen der Enapp- 
sohaftskassen können in keiner Weise einen Vergleich mit ihnen 
aushalten. — 

Hat der Verletzte in seiner Erwerbsfahigkeit nur teilweise Ein- 
buße erlitten > so steht ihm, wie schon gesagt» ein Anspruch auf 
einen Teil der VoUrente zu. Die Höhe der T^ilrente wird nach dem 
Grade der Erwerbsunfähigkeit bemessen. Die Praxis hat daher Teil- 
rent^n von der verschiedensten Höhe gezeitigt i) Die Feststellung 
des Orades der Erwerbsunfähigkeit ist natürlich sehr schwierig, zu- 
mal es sifih nicht um die Abschätzung einer Berufsinvaliditat han- 
delt, sondern darum, festzustellen, welche Möglichkeit der Verletzte 
noch hat, durch irgend eine fSr ihn geeignete Tätigkeit auf dem 
ganzen Gebiete des Wirtschaftslebens seinen Unterhalt zu finden. 
In der Hauptsache kommt es natürlich auf das Gutachten des Ver* 
trauensarztes an. Mit der Zeit haben sich in der Praxis gewisse 
Begeln herausgebildet, die aber nicht etwa geschriebenes Eecht sind, 
sondern in jedem Falle verlassen werden können. Eine sogenannte 
„Knochentaxe" gibt es also nipht. Die Enappsohafts-Berufsgenosseo- 
Schaft und ihre Schiedsgerichte — wie die Bernfsgenossenschaften und 
die Schiedsgerichte überhaupt — haben bei Festsetzung des Grades 
der Erwerbsunfähigkeit bisher viel Wohlwollen für die Verletzten 
bekundet und das Bestreben gezeigt, den Beschädigten jedenfalls daa 
zuzuwenden, was der Gesetzgeber ihnen hat zubilligen wollen.^) -^ 

Ebensowenig wie das Invalidengeld zur Vollrente kann das auf 
Seite 67 erwähnte „halbe Invalidengeld'* (das übrigens beim Allge- 
meinen Knappschaftsverein 1899 aufgehoben worden ist) zu den Teil- 
renten in Parallele gestellt werden. Beide haben eben verschiedene 
Grundlagen und verschiedenartige Ausgangspunkte für die Be* 
rechnung. 

Wie schon erwähnt, hatte die nachträgliche Kürzung des Inva- 
lidengeldes um die Hälfte ganz ohne Bücksicht darauf, ob sich der 
Zustand der Invaliden gebessert hatte, zu erfolgen, wenn die Inva- 
liden auf irgend eine Weise mehr als das doppelte des Invaliden- 
geldes verdienten. Dies Verfahren brachte natürlich viele Unan- 

t) Siehe SUt. 56 auf 8. 224. 

2) YgL Meesmann , Die Beform der sozialen YenicfaerangBgeBetKe. Mains^ 
1»05. 8. 26. Siehe auch Stat 57 auf Seite 226. 
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nehmliohkeiten mit sich.^) Es war aber — da es sich ja um „Unter- 
stützangen" handelte — durchaus logisch und zu rechtfertigen. Bei 
dem ünf.V.G. kommt es dagegen nicht auf den Grad der ünter- 
stützungsbedürftigkeit sondern auf den Grad der Erwerbs- 
unfähigkeit und des dadurch bedingten Schadens an. Solange 
bei einem Verletzten völlige oder teilweise Erwerbsunfähigkeit be- 
steht, bezieht er die entsprechende Voll- oder Teilrente als Schaden- 
ersatz. Ob der Verletzte etwas verdient, spielt dabei keine Bolle. 
Das Unf.V.G. hat dadurch auch das unangenehme Eindringen in 
die persönlichen Verhältnisse der Verletzten in Wegfall gebracht. — 
indenmg des Etwas anderes ist es mit einer etwaigen nachträglichen Ab- 
zoi^des dtt nähme oder Zunahme der Erwerbsunfähigkeit Das Unf.V.G. trifft 
fflr diese Fälle die wichtige Bestimmung, daß bei dem Eintritt einer 
wesentlichen Veränderung in dem für die Festsetzung der Beute 
maßgebend gewesenen körperlichen Zustande des Verletzten eine 
neue Bentenbemessuug eintreten kann. Es zieht jedoch gewisse 
Schranken, die bewirken, daß der ruhige Bentengenuß nicht zu plötz- 
lich und nicht zu oft gestört werden kann. In den ersten zwei 
Jahren nach der Festlegung der Beute darf nämlich eine Änderung 
nicht erfolgen und in der Folgezeit nar von Jahr zu Jahr. Nur 
mit Zustimmung des Verletzten kann die Berufsgenossensohaft an- 
dere Zeitabschnitte bestimmen. — Bei der Sektion 11'^) wurden 
1903 5067 Bentenempfänger einer Nachuntersuchung unterzogen. 
Bei 16,14 <^/o wurde völlige Wiederherstellung der Erwerbsfahigkeit 
festgestellt, bei 29,11 »/o eine wesentliche Besserung, sodaß die Beute 
ermäßigt werden konnte; bei 1,74 <^/o hielt man eine Behandlung 
in einer Krankenanstalt für ratsam. — 
LeistQBMD bei Führt der Unfall zum Tode 3), so ist nach § 6 als Ersatz der 
vnmSIL Beerdigungskosten, seit 1900 als „Sterbegeld^ das Zwanzigfache des 
täglichen Arbeitsverdienstes, mindestens aber ein Betrag von 30 Mk. 
(seit 1900 50 Mk.) zu gewähren. Femer haben die Hinterbliebenen 
je einen Anspruch auf Beute in Höhe von 20 ^/o des Arbeitsver- 
dienstes, und zwar die Witwe bis zu ihrem Tode oder zu ihrer Wieder- 



t) Namentlich in früheren Jahren. Später wurde die Bestimmung nicht 
mehr so scharf gehandhabt. 

2) Jahresbericht 1903 der Sektion II S. 26. 

3) Im Jahre 1903 waren bei der Sektion II von 37 026 angemeldeten Un- 
fUlen 564, also 1,53 >, sofort oder sp&ter tödlich. 
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verheiratang und jedes vaterlose Kind bis zum zarAckgelegten 15. 
Lebensjahre. Die Witwe erhält bei der Wiederverheiratong 60<^/o 
des Jahresarbeitsverdienstes des verstorbenen Mannes als einmalige 
Abfindung. Abfindung der Witwen bei Wiederverheiratung hatten 
schon die Knappschaftsvereine, um Konkubinaten entgegenzuwirken. 
Beim Allgemeinen Knappschaftsverein ist diese Einrichtung allerdings 
1899 aufgehoben worden. 190.*^ schieden bei der Sektion n 177 renten- 
berechtigte Witwen durch Wiederverheiratung aus. Sie erhielten 
1 47 041,90 Mk., d. L durchschnittUoh 830,75 M k., (1902 764,18 Mk.) als 
Abfindung bezahlt. — War der Verstorbene der Em&hrer seiner Eltern 
oder sonstiger Aszendenten, so erhalten diese zusammen 20 ^lo des 
Verdienstes als Beute. Das Gesetz von 1900 fBgte noch einen An- 
spruch in Höhe von 20<^/o hinzu fOr Enkel, die von dem Verstor- 
benen unterhalten worden sind.^) Alle diese Entschädigungen 
werden natürlich nicht nur gewährt, wenn der Unfall unmittelbar 
zum Tode gefQhrt hat, sondern auch dann, wenn der Tod als Folge 
des Unfalls später eintritt. — tTbersteigen die Renten zusammen 
60<^/o des Arbeitsverdienstes des Verstorbenen, so werden sie nach 
bestimmten Grundsätzen bis auf diesen Satz gekArzt. 

Der Mindestsatz der Begräbniskosten war bei den Knappschafts- Begribnw- 
vereinen gleichfaUs 30 Mk. Bei der 11. und I. Arbeiterklasse war ^°***'^ 
der Betrag aber 10 bezw. 20 Mk. höher. Heute beträgt das Sterbe- 
geld schon 60 Mk. bei einem täglichen Verdienste von nur 3 Mk.^) — 

Auch die Witwenrente ist höher als die frühere Witwenunter- witwemmt». 
Stützung. Das Witwengeld von 200 Mk., welches die Witwe eines 
verunglückten Arbeiters I Klasse mit 20 — 25 Dienstjahren früher er- 
hielt, bezieht heute die Witwe eines — jungen oder alten — Arbei- 
ters, dessen Jahresverdienst nur 1000 Mk. betrug. Während aber 
früher ein Witwengeld von 200 Mk. erheblich über dem Durch- 
schnitt stand — das Witwengeld betrug in den meisten Jahren 
durchschnittlich nicht mehr als 150 Mk. — liegt heute eine Witwen- 
rente von 200 Mk. erheblich unter dem Durchschnitt. 

Das Kindergeld belief sich früher in den drei Arbeiterklassen jähr- londaigeid. 
lieh auf 38,40 bezw. 30,60 bezw. 22,80 Mk. Diese Beträge erscheinen 
gering, wenn wir sie den heutigen 20 ^lo des Jahresarbeitsverdienstes 
des Vaters gegenüberstellen. In dem schlechten Jahre 1888 stand 

1) Siehe S. 224. 2) Vgl. hierbei die Lohnstatistiken auf 8. 183. 
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der durchschnittliche Jahresarbeitsverdienst eines Zechenarbeiters 
über Tage anf 885 Mk^ der eines Arbeiters anter Tage auf 936 Mk. 
Das Kindergeld betrug demnach (bei den damaligen 15o/o) 132,75 
bezw. 140,4 Mk. Ein Kindergeld von wenigstens 100 Mk. kam selbst 
1888 bei den am geringsten bezahlten Zechenarbeitem heraus. Heute, 
wo 20^/0 Kindergeld bezahlt werden und die Löhne höher sind, 
liegen die Verhältnisse noch wesentlich günstiger. 1903 betrug der 
durchsohnittliohe Arbeitsverdienst für alle im Bergbau beschäftigten 
Arbeiter 1295 Mk.; bei den eigentlichen Bergarbeitern (Hauer, 
Schlepper) im besonderen bezifferte er sich auf 1411 Mk. xmd bei 
den mit Nebenarbeiten Beschäftigten auf 1017 Mk. Das Kindergeld 
(und auch das Witwengeld) hiervon beträgt 259 bezw. 282,2 bezw. 
203,4 Mk. Wesentlich ist auch, daß das Kindergeld Mher bei 
Beginn des 15. Lebensjahres aufhörte, während es heute bis zum 
vollendeten 15. Jahre, also ein Jahr länger, bezahlt wird. 

Ähnlich liegen die Verhältnisse bei den Aszendenten. 1903 be- 
trug die durdischnittliche Jahresrente bei ihnen um 220 Mk. Was 
will dagegen die frühere einmalige außerordentliche Unterstützung 
von 75, 60 und 45 Mk. (nach den drei Arbeiterklassen) besagen? ^) 

Nun kann man hier entgegenhalten, daß die reichsgesetzlichen 
Witwen- und Waisen-Renten nicht, wie die knappschaftlichen, stets 
in der angegebenen Höhe gelten, sondern daß sie, sobald sie im 
einzelnen Falle zusammen üO^o des Jahresverdienstes des Verstor- 
benen übersteigen, bis auf diesen Satz gekürzt werden. Es ist darauf 
zu erwidern, daß auch bei Familien mit mehreren Kindern die Ver- 
hältnisse heute noch besser liegen, als früher. Wenn früher ein 
Bergmann von 50 Jahren nach 32 Dienstjahren durch Unfall zu 
Tode kam, der eine Witwe und fünf Kinder unter 15 Jahren hinter- 
ließ, so betrugen die Bezüge 260 + (5 X 38,40) — 452,00 Mk. Ge- 
währte man der Witwe das erhöhte Witwengeld und das doppelte 
Kindergeld (was aber nur selten und auf Widerruf geschah), so be- 
liefen sich die Bezüge auf 400 -J- (5 X 76,80) — 784 Mk. Heute 
würden diese Hinterbliebenen, wenn wir einen Arbeitsverdienst von 
1411 Mk. annehmen, trotz der Kürzung immernoch 846 Mk. beziehen. 
£ine Witwe erhält unter den heutigen Bestimmungen fQr sich und 
zwei Kinder unter 16 Jahren die Rente ungekürzt. — 



1) Siehe Stat. 55, 5S, 59, 61 auf S. 224 ff. 
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Beträgt dieBente eines Unfallbesch&digten Ib^/t derTbllrente Kapital- 
oder weniger, so kann anf Antrag; ei&e Eapitalabfindong eintreten. ' ^^' 
Die Abfindung geschieht aas dem Qronde, weil diese niedrigen Renten 
(sogenannte „Schnapsrenten'^^) for den Verletzten wirtschaftlich doch 
keine wesentliche Bedeatong haben. 1903 wurden bei der SeUdokl n 
in 84 Fällen zusammen 21 882,02 Mk. bezahlt — Aasländer, die das 
deutsche Beich verlassen wollen, können in jedem Falle abgefanden 
werden. Aof Grand dieser letzteren Bestimmung erhielten bei der 
Sektion II im Jahre 1903 13 Aasländer zusammen 10426,67 Mk. als 
Abfindung ausbezahlt. 

Die Beuten werden, wie früher schon bei den Enappschafts-Buhon der 
vereinen, monatlich im voraus bezahlt Die Zahlxmg ruht — auch 
das wurde früher schon so gehandhabt — bei einer einen Monat 
überdauernden Freiheitstrafe. Die Beute kann in diesen Fällen je- 
doch den Angehörigen überwiesen werden. 2) 1903 hat die Sektion n 
in solchen Fällen 4 102,32 Mk. an Angehörige bezahlt, daneben aber 
noch 5434,40 Mk. gespart — 

Führen wir uns nun noch einmal kurz an einem weiteren Bei- Beiaptoifurdto 
spiele die Fürsorge vor Augen, die einem verunglückten Bergmann lei^ngon. 
angedeiht Wir nehmen wieder einen Bergmann mit 1400 Mk. 
Jahresverdienst, d. i. ein Lohnbetrag, der von mehr als der Hälfte 
der Buhrbergleute erreicht wird. Der Mann ist zunächst 13 Wochen 
auf Kosten der Krankenkasse des Knappschaftsvereins und dann 
weitere 90 Tage auf Kosten der Knappschafts-Berufsgenossenschaft 
in einer Anstalt behandelt worden. Er ist aber völlig hilflos ge- 
blieben und nach weiteren drei Monaten gestorben. 

A. Krankenfürsorge: 

Krankenhaosbehandlnng 13 Wochen « 92 Tage ä 3 Mk. 276,00 Mk. 
Krankengeld für die Angehörigen (Ehefrau und 2 Kinder) 1 1 3, 1 5 „ 

B. XJnfallfürsorge: 

Krankenhansbehandlung für 90 Tage 270,00 „ 

Beute f£br die Angehörigen während der Krankenhaus- 

behandlnng 210,00 „ 

Die Jahresrente des Verletzten war festgesetzt auf 
662/3 o/o von 1400 Mk. — 933,35 Mk. Davon 
sind gezahlt für 3 Monate 233,35 „ 

1) LasB und Zahn. Leitfaden ztlr deutschen ArbeiterrersicHertuig. 
Berlin 1900. S. 107. 

2) Das Inv.y.G. hat hierfür Qbrigens dieselbe Bestiinitiung. 

Halbach, Enappschaftsvereme. 6 
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Hit Bflcksicht auf die völlige Hilflosigkeit wurde die 
Bente auf 100 o/o des Arbeitsverdienstes festgesetzt. 
Ergibt eine Zusatz-Eente von 1400 — 933,35 Mk. 
»» 466 Mk. Davon sind bezahlt f&r 3 Monate 116,70 „ 

Sterbegeld 93,20 „ 

Hinterbliebenenrente jährlich 840,00 „ 

Die Betrachtung hat ergeben, daß die Bergleute mit der Ab- 
zweigung der Fürsorge fflr die Unfallverletzten und deren Hinter- 
bliebenen von den Enappschaftsvereinen und mit der Ausgestaltung 
dieser Fürsorge auf einer anderen Grundlage durchaus zufrieden sein 
dürfen. — 
Anfreohnimfir Wie hat sich nun das Verhältnis der Berufsgenossenschaft zu 

Enapp^uifta- den Euappschaftsvereinen gestaltet, bei denen die verunglückten 
£üäai£«oto^ Bergarbeiter durch ihre Enappschaftsbeiträge doch auch Fensions- 
ansprüche erworben hatten? Da aus beiden Kassen nicht gleich- 
zeitig die volle Rente gewährt werden konnte, so ergab sich die 
Frage der Aufrechnung der Unfallrente gegen die Enappschafts- 
pension.1) Die Enappschaftsvereine waren der Ansicht, daß die Un- 
fallrente gegen die Pension aufzurechnen und die letztere deshalb 
nur insoweit zu bezahlen sei, als sie die Rente überstiege. Die Ver- 
letzten behaupteten dagegen, daß an den bei den Enappschaftsver- 
einen erworbenen Fensionsansprüchen nichts gekürzt werden dürfe, 
weil die Unfallrente mit der Enappschaftspension überhaupt nichts 
zu tun hätte. — Das Unf.V.G. (von 1884) sagt über diesen Punkt 
im § 8, daß die Verpflichtung von Unterstützungskassen, bei Un- 
fällen einzutreten, durch das Gesetz nicht berührt werden soll. So- 
weit aber auf Grund solcher Verpflichtungen Unterstützungen in 
Fällen gewährt sind, in welchen den Unterstützten auch ein Ent- 
schädigungsanspruch an die Berufsgenossenschaft zusteht, soll der 
letztere Anspruch bis zum Betrage der geleisteten Unterstützungen 
auf die Unterstützungskassen übergehen. Bei dieser Bestimmung 
hatte der Gesetzgeber einmal die Verhütung von Doppelzahlungen 
im Auge, und zum anderen wollte er festlegen, daß die Ersparnis 
nicht den Berufsgenossensohaften sondern den Unterstützungskassen 
zugute kommen sollte. — Bei den Enappschaftsvereinen kam die 
Aufrechnung in Betracht: erstens beim Sterbegeld, zweitens bei 
Erankenunterstützungen, welche die Eassen Verletzten über die 



1) Siehe auch Stat auf S. 199 und 207. 
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13. Woche hinaus gewährt hatten, drittens im Falle der knappschaft- 
lichen Pensionierung von ünfallrentnem. Die Knappschaftsvereine 
sagten sich nun ganz richtig, daß der Gesetzgeber jedenfalls sowohl 
vorübergehende bezw. einmalige als auch dauernde Doppelleistuugen 
hatte vermeiden wollen. Sie führten deshalb, da ihre Zugehörigkeit 
zu den im ersten Satze des § 8 genannten Unterstützungskassen 
außer Zweifel stand, die Aufrechnung sowohl des Sterbegeldes als 
auch der Krankenunterstützang und der Unfallrenten ein. Die Sek- 
.tionen machten den Vereinen von jeder Bentenfestsetzung Mitteilung, i) 
Damit die Knappschaftskasse möglichst Vorteil aus der Unfallver- 
sicherung zieh^ konnte, mußten die Mitglieder — auch dann, wenn 
sie selbst nichts dabei zu gewinnen hatten — ihre Ansprüche bei 
4er Berufsgenossenschaft geltend machen. 

10 Jahre lang war die volle Aufrechnung in dieser Weise ge- 
schehen. Den Bergleuten hatte das zwar nie gepaßt; ein nachdrück- 
licher Widerspruch hatte sich aber nicht erhoben. Da entstand 
1895 im Anschluß an einen Bechtsstreit, der zu Ungunsten des 
Allgemeinen Enappschaftsvereins entschieden war, eine Protestbe- 
wegung gegen die Aufrechnung. Der Bechtsweg, der bis in die 
höchsten Instanzen verfolgt wurde, führte indes — wie nach Lage 
der gesetzlichen Bestimmungen auch nicht anders zu erwarten war — 
nicht zu dem von den Bergleuten gewünschten Ziele; die Aufrech- 
nung blieb gestattet (Erkenntnis des Beichsgerichts vom 26. Ja- 
nuar 1898). — 

Wenn die Aufrechnung auch grundsätzlich als berechtigt an- 
gesehen werden mußte, so lag doch darin eine Härte, daß die Knapp- 
schaftskassen solchen Ünfallrentnem, denen sie überhaupt keine Pen- 
sionen zu zahlen brauchten, nicht einen Teil der geleisteten Beiträge 
zurückzahlten. Erstattet doch auch das Inv.V.G. den Unfallrentnern, 
die im Sinne des Inv.V.G. erwerbsunfähig sind, die von ihnen bezahlten 
Beiträge. Diese Bestimmung konnte natürlich in so allgemeiner 
Form nicht übernommen werden, weil bei sehr vielen Ünfallrentnem 
die Leistungen der Enappschafts-Pensionskasse nicht völlig aufhörten. 
Beispielsweise mußte die Easse ja manchen Verletzten Kindergeld 
f&r ihre Kinder unter 15 Jahren bezahlen (§171 A.B.G.), während 

1) Neu^dingg wird Qbrigens der Allgemeine Knappschafts verein schon 
vor der Rentenfestsetzang benachrichtigt, sodaß auch er die Invalidisienmg 
des Verletzten vorbereiten kann. (Glückauf J. 1903, S. 1222). 
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dagegen andere Unfallrentner, z. B. solche nnverheiratete, deren Un- 
fallrente größer war als die knappschaftliche Pension, trotz ihrer 
vielleicht jahrelangen Beitragsleistung keinerlei Vorteil von der Pen- 
sionskasse hatten. Sie hatten ihre Beiträge ganz umsonst bezahlt 

Den Ausgleich hat schließlich das Gesetz von 1900 gebracht 
Es bestimmt im § 25 Absatz 5, daß überhaupt nur noch die Hälfte 
der Unfallrente aufgerechnet werden darf. Das verletzte Knapp- 
Schaftsmitglied empfangt heute also außer den reichsgesetzlichen 
Zuwendungen noch die um den halben Betrag jener Zuwendungen 
gekürzte Knappschaftspension. Die Knappschaftskassen brachten 
dieser Vorschrift natürlich, zumal das Oberverwaltungsgericht er- 
kannte, daß die Wohltat des neuen Gesetzes auch d%n vor seinem 
Inkrafttreten knappschaftlich invalidisierten Unfallrentnern zugute 
zu kommen hätte, wenig Sympathie entgegen. i) Sie haben jetzt 
in den meisten Fällen Zuschüsse zu den Unfallrenten zu gewähren, 
da ihre Leistungen nur dann ganz wegfallen, wenn die Hälfte 
der Unfallrente die volle Knappschaftspension erreicht oder über- 
steigt 

Früher hatte der Allgemeine Knappschaflsverein neben der Pen- 
sion auch das knappschaftliche Kindergeld für die Kinder der 
Rentner gegen die Unfallrente aufgerechnet Nachdem durch das 
Beichsgericht entschieden war, daß nur gleichartige Leistungen gegen- 
* einander aufgerechnet werden dürften, Kindergeld aber eine Leistung 
anderer Art sei, als Unfallrente, suchte sich der Allgemeine Knapp- 
schaftsverein dadurch zu helfen, daß er durch das Statut erklärte, 
das knappschaftliche Kindergeld bilde einen Teil der Invaliden- 
unterstützung (1899). Das Oberverwaltungsgericht ließ sich aber 
hierauf nicht ein, sondern blieb bei dem durch die reichsgerichtliche 
Entscheidung festgelegten Standpunkte, daß das Kindergeld eine 
Leistung für sich sei, die nicht mit aufgerechnet werden dürfe 
(1903). 

1903 hat die Sektion II der Pensionskasse des Allgemeinen 
Knappschaftsvereins auf Grund des § 25 Unf.V.G. (des früheren § 8) 
1348371,92 Mk. bezahlt — 

Daß der Allgemeine Knappschaftsverein bestrebt war, möglichst 
viele Unfallrenten aufzurechnen, mochte auch seinen Grund mit darin 

1) Generalversammlung des Allgemeinen deutschen KnappschaftsYerbande& 
am 24. April 1900. 
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haben, daß viele nicht beitragspflichtige unständige Arbeiter die 
Easse belasteten. Eine große Zahl von Unständigen war nämlich 
— infolge des Einflusses des Kr.V.G. und des Inv.V.G. — aus der 
Pensionskasse ausgeschieden und bezahlte daher fclr diese Kassen- 
abteilung auch keine Beiträge mehr.i) Diese Leute gehörten nur 
noch der Krankenkasse des Vereins an. Trotzdem mußte der Ver- 
ein aber bei Unfällen mit den teils im Berggesetze vorgeschriebenen, 
teils auf Gewohnheitsrecht beruhenden Leistungen für sie eintreten. 
Da es sich um eine große Zahl von Arbeitern handelte — 1903 be- 
trug die Zahl dieser nicht zur Pensionskasse beitragenden Mitglieder 
46327 — so spielten die auf sie entfallenden Ausgaben keine ge- 
ringe Rolle.2) 

Daß die Bestimmungen über die Aufrechnung auch fflr die 
Witwen- und Waisenrenten bezw. Witwen- und Waisenpensionen 
gelten und daß auch hier die Aufrechung erfolgt; sei der Vollständig- 
keit halber noch erwähnt. 

Beim Saarbrficker Verein wurde frflher ebenfalls die Rente voll 
aufgerechnet Heute kommt sie halb zur Aufrechnung mit der Maß- 
gabe jedoch, daß erwerbsunfähige Invaliden, deren knappschaftliche 
und berufsgenossenschaftliche Bezüge zusammen nicht den 7 V2fachen 
Grundbetrag der reichsgesetzlichen Invalidenrente^) ausmachen, einen 
entsprechend größeren Teil der Unfallrente behalten. — 

Wir kommen nun zu der Besprechung der Beiträge. Wie Umlage, 
schon bemerkt, sind die in der Berufsgenossenschaft vereinigten 
Werkbesitzer allein Mitglieder und Träger der Unfallversicherung. 
Sie haben die nötigen Mittel aufzubringen, und zwar durch Beiträge, 
die nach den von den Versicherten verdienten Löhnen sowie nach 
dem Gefahrentarife jährlich umgelegt werden. Das Gesetz; will 
durch dieses Verteilungsverfahren das Verhältnis von Beitrag zu 
Risiko bei den einzelnen Genossen der Wirklichkeit möglichst nahe 
bringen. Die Berufsgenossen mfissen deshalb Lohnnachweisungen 
fahren. In dieser — nur fflr die Zwecke der Berufsgenossenschaft 
eingerichteten und verwendbaren — Nachweisung ist der vier Mk. 
(seit 1900 fünf Mk.) flbersteigende Tagelohn mit dem überschießenden 
Betrage nur zu Vs anzurechnen <§ 10 Absatz 2). Femer sind die 

1) Näheres hierQber siehe S. 127. 

2) Diese Unterstützungen an nicht zur Pensionskasse gehörende Un- 
ständige will der neae Titel YU des A.B.G. abschaffen. 3) Siehe S. 129. 
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jagendlichen Arbeiter nicht mit ihrem wirklichen Lohne einzusetzen, 
sondern mit dem 300 fachen des ortsüblichen Tagelohns. Das Ge- 
setz von 1900 erlaubt nun im § 30 Absatz 1, daß bei der TTmlegung 
der Beiträge auch die wirklich verdienten Lohne angenommen werden 
können. Die Knappschafts-Berufsgenossenschaft hat diese neue Art 
von Lohnlisten schon am 1. Januar 1901 eingeführt, sodaß tou diesem 
Zeitpunkte an genaue Übersichten über die Löhne der Bergarbeiter 
vorliegen. 1) — Auf den Gefahrentarif näher einzugehen, ist hier nicht 
der Platz. Nur soviel sei gesagt, daß die größte Sorgfalt darauf ge- 
legt wird, ihn möglichst genau der Wirklichkeit anzupassen, und daß 
er alle fünf Jahre einer Nachprüfung unterzogen werden muß. 
BManrofondfl. Bei der Berufsgenossenschaft werden die erforderlichen 

Mittel im Wege des sogenannten TJmlageverfahrens von den Ge- 
nossen erhoben.^) Damit nun in der ersten Zeit, in der die Zahl 
der Renten noch ziemlich gering war, bis zu einem gewissen Grade 
für die wachsenden Anforderungen der Zukunft gesorgt werde, schrieb 
das Unf.y.G. im § 18 vor, daß bis zur elften ümlegung dem Re- 
servefonds alljährlich ein bestimmter, nach der Summe der in dem 
betreffenden Jahre bezahlten Entschädigungen zu berechnender Be- 
trag zugewiesen werden sollte. Dieser Betrag stufte sich ab von 
300 o/o der im ersten Jahre bezahlten Entschädigungen auf 200, 
150, 100, 80, 60, 50, 40, 30, 20, lO^/o der in den folgenden 
Jahren bezahlten Summen. Auf jeden Fall sollte der Reservefonds 
am Ende des elften Jahres das Doppelte des dann vorhandenen 
Jahresbedarfes ausmachen. War dieser Betrag zurückgelegt, so 
konnten die Zinsen mit zur Deckung der Lasten verwandt werden. 
Die Knappschafts-Berufsgenossenschaft hatte ihren Reservefonds auch 
fristgerecht auf der vorgeschriebenen Höhe. 

Da brachte das Gesetz von 1900 eine neue Bestimmung über 
die Dotierung des Reservefonds, die bei den Berufsgenossenschaften 
große Entrüstung hervorgerufen hat Wir müssen diesen Punkt 
hier mit erörtern, weil die Wirkung der neuen Bestimmung sich 
bei der Enappschafts-Berufsgenossenschaft besonders gezeigt und 
weil diese Genossenschaft sich lebhaft an der Protestbewegung be- 



1) Siehe 8tat 47 und 4S auf S. 219 and 220. Die Statistik der 6e- 
noBsenschaftsbeitr&ge l&ßt übrigens auch sehr gut erkennen, wie die Kon- 
zentration im Bergban in den letzten Jahrzehnten fortgeschritten ist 

2) Siehe SUt. 59 auf 8. 226, femer Stat. 62—64 auf S. 228. 
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teiligt hat^) — Die betrefEende Vorschrift im § 34 des neuen Ge- 
setzes lautet: 

„Nach Ablauf der ersten elf Jahre und, sofern das elfte Jahr 
beim Inkrafttreten dieses Gesetzes schon flberschritten ist, von diesem 
letzteren Zeitpunkte ab haben die Berufsgenossenschaften dem je* 
weiligen Bestände des Seservefonds drei Jahre lang je 10 o/o und 
weiter in Zeiträumen von je drei Jahren je 1 ^/o weniger bis 
herab zu je 4^/0 alljährlich zuzuschlagen, und zwar jedesmal unter 
Anrechnung der Zinsen. Nach Ablauf dieser Zeit sind aus den 
Zinsen des Seservefonds diejenigen Beträge zu nehmen, welche er- 
forderlich sind, um eine weitere Steigerung des auf eine jede ver- 
sicherte Person im Durchschnitt entfallenden Umlagebeitrags zu be- 
seitigen. Der Best der Zinsen ist dem Seservefonds weiter zuzu- 
schlagen.'' >) 

Es muß also 32 Jahre lang angehäuft werden. Wenn auch zu- 
gegeben werden muß, daß das (besetz von 1884 den Seservefonds 
nicht besonders hoch bedacht hatte, so scheint es doch, daß der 
Gesetzgeber, in diesem Falle besonders der Seichstag, mit der neuen 
Bestimmung zu weit gegangen ist Er hat ein Verfahren vorge- 
schrieben, das in gewisser Hinsicht ein Decknngsverfahren genannt 
werden kann. Der Seservefonds soll auf eine solche Höhe gebracht 
werden, daß die Zinsen ausreichen, das Mehr an Belastung über 
einen bestimmten, dauernd gleichen Betrag hinaus zu tragen. Natür- 
lich muß der Seservefonds bis zum Eintritt des Beharrungszustandes, 
bis zu der Zeit, in der den Zugängen an Senten die gleiche Zahl 
von Abgängen gegenübersteht, von Jahr zu Jahr erhöht werden. 
Die Gegenwart aber in dem nun vorgeschriebenen Maße zu belasten, 
war wohl kaum nötig. Bei solchem Seservefonds ist die im § 33 
ausgesprochene Seichsgarantie sicher nur theoretischer und dekora- 
tiver Natur. Das Seich hätte aber auch bei einer maßvolleren Be- 
stinmiung nichts zu fürchten brauchen, denn die Industrie (bei der 
Knappschafts-Berufsgenossenschaft der gesamte deutsche Bergbau), 
deren Fortdauer man doch wohl für gesichert halten darf, kann die 
Steigerung der Genossenschaftsbeiträge auch in schlechten Zeiten 



1) Jahresberichte der EnappBchafts-BerafsgeDOBBenschaft. Petition der 
Knappschafts-BerufsgenoBseiiBchaft an den Beichskanzler und den Reichstag. 
Kompaß, J. 1902, S. 113 nnd 191, J. 1904 S. 1). 

2) VgL Stat 64 auf 230. 
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ertragen. Sie bietet Sicherheit genug dafür, daß sie auch im 6e- 
harmngszQstande in der Lage sein wird, ihrer — gewissermaßen als 
dingliche Last anzusehenden — Verpflichtung nachzukommen. Der 
Beihilfe durch Zinsen aus einem großen Reservefonds bedarf sie 
nicht Wenn die gewaltigen Summen, die der Industrie entzogen 
werden, in ihr hätten weiter arbeiten können, so würden sie die 
deutsche Produktion im ganzen erweitert und höhere Einkünfte ge- 
bracht haben, als sie nun bringen. Der Staat, der bei den Steuern 
im wesentlichen doch auch auf die Industrie angewiesen ist, läßt 
sich hier keinen Reservefonds stellen, der die Entrichtung der Auf- 
lagen und ihrer etwaigen Erhöhungen auch in Zukunft siidiert. Diese 
Zuversicht, die man bei den Steuern an den Tag legt, hätte man 
aber auch hinsichtlich der Beiträge zur Unfallversicherung hegen 
dürfen. Man hätte es deshalb trotz der steigenden Unfallziffer bei 
wesentlich niedrigeren Reservefonds bewenden lassen sollen. Es ist 
wohl gerechtfertigt, wenn die deutsche Industrie Protest einlegt gegen 
den auf ihre Kosten errichteten „vierfachen Juliusturm. " Die Be- 
wegung erscheint um so mehr begründet, als die land- und forst- 
wirtschaftlichen Berufsgenossensohaften der Bestimmung des § 34 
nicht unterworfen sind. Was man der Landwirtschaft zutraut, hätte 
9IW der auf alle Fälle doch leistungsfähigeren Industrie auch zu- 
trauen können* — 

Die Enappschafts-Berufsgenossenschafb berechnet ihren nach § 34 
anzusammelnden Reservefonds auf 110 Millionen Mk.i); nach § 18 
des Gesetzes von 1884 brauchte er nur 27 Millionen Mk. zu betragen. 
Nach dem Inkrafttreten des Gesetzes waren im ersten Jahre 
2700000 Mk. für den Reservefonds aufzubringen. Hierdurch ent- 
stand eine Mehrbelastung von fünf Mk. auf den Kopf der Ver- 
sicherten und eine Steigerung der Umlage um 39 ^/o. Bei der Sek- 
tion n betrug die Umlage 1900 4995698 Mk., 1901 dagegen 
6992171 Mk. Anfismg 1904 belief sich der Reservefonds der Enapp- 
schafts-Berufsgenossenschaft bereits auf 35521213 Mk. — 
UafriUfbr. Eine gewisse Rechtfertigung findet die Erhöhung der Rück- 

lagen in der oben erwähnten wenig erfreulichen Tatsache, daß 
die Unfallziffem in raschem Ansteigen begriffen sind. Bei der 
Enappschafts-Berufsgenossenschaft kamen auf 1000 Arbeiter 1897 



1) Jahresbericht 1902. S. 32. 
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67,6^, 1902 dagegen 85,21 Verletzte, die auf Entschädigung Anspruch 
hatten. Die Durohschnittsziffer bei sämtlichen Berufsgenossenschaften, 
mit Ausschluß der land- und forstwirtschaftlichen, betrug 1897 43,77, 
1902 dagegen 58,63; bei der Textilindustrie allein betrug sie 20,08 
bezw. 27,22.^) Bei der Steinbruchs-Berufsgenossenschaft stand die 
Un&UziflFer 1902 auf 92,53, bei den landwirtschaftlichen Gewerbs- 
zweigen und Brauereien auf 90,52, beim Fuhrwesen auf 85,83. 
1897 kamen bei allen Berufsgenossenschaften, ausgenommen die 
hmd- und forstwirtschaftlichen, auf 1000 Versicherte durchschnitt- 
lich 8,07 neue Rentenempfänger hinzu, beim Bergbau 12,09, bei 
der Textilindustrie 3,25; 1902 betrug der Zuwachs 9,13 bezw. 13,53 
bezw. 3,01.2) — Die Unfälle mit tödlichem Ausgange haben da- 
gegen allgemein abgenommen. Im Oberbergamtsbezirke Dort- 
mund ereigneten sich 1870 auf 1000 Mann Belegschaft 3,777, 1880 
sogar 4,158, 1903 dagegen nur 2,241 tödliche Unfälle.^) 

Vergleichen wir die Statistiken über die ITnfallziffer mit denen 
des Auslandes, so finden wir, daß der Bergbau in England, Frank- 
reich und Belgien günstigere Zahlen hat. Während früher in Eng- 
land Untersuchungen angestellt wurden, wie es kam, daß der deutsche 
Bergbau so wenig Unfälle aufwies, ist heute das Umgekehrte der 
Fall.^) Bei den ausländischen Statistiken ist allerdings zu bedenken, 
daß sie hinsichtlich ihrer Zuverlässigkeit den deutschen wohl nicht 
an die Seite gestellt werden können. 

Wie kommt es nun, daß die Zahl der angemeldeten Unfälle 
so über Erwarten gestiegen ist? — Diese Frage wurde zunächst 
immer damit beantwortet, daß die Bestimmungen des Unf.V.G. erst 
nach und nach allgemein bekannt geworden seien. Es ist gewiß 
zutreffend, daß in den ersten Jahren viele Unfälle aus Unkenntnia 
nicht angemeldet worden sind. Heute kann dieser Umstand aber 
nicht mehr in dem früheren Maße ins Feld geführt werden. Von 
manchen Seiten wird behauptet, daß die hohen Beuten, die das 



1) Atlas zur StatiBtik der Arbeiterversichenuig. Berlin 1904. 8. 26, 27. 

2) Über die VerhUtnisse im Ruhrrevier geben die Stat. 8, 9, 49 und 51 
Aufechlnß. 

3) N&faeree hierüber iBt ans der Stat öl und aus den Statistiken auf 
S. 188 zvL ersehen« 

4) Fieper ». a. 0. (S. l&O) schreibt diese Versehiebang zum Teil dto 
Einfflhrung der Schr&mmaschine in England zu. 
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U]if.V.G. auch bei eigenem groben Yerscbulden gewährt, die Ar- 
beiter leichtsinnig mache. Daß Leute, die sich der Gefahr genau 
bewüßt sind, mit ihrem Körper und ihrer Gesundheit leichtsinnig 
umgehen, weil ihnen eine Rente in Aussicht steht, wird wohl nicht 
allzu oft vorkommen. Es ist zwar richtig, daß sehr viele Unfälle 
auf den Leichtsinn der Betroffenen zurückzuführen sind. Dieser 
Leichtsinn beruht aber in den allermeisten Fällen darauf, daß die 
Arbeiter infolge zu geringer Erfahrung im Bergbau die 
Gefahr zu leicht nehmen. Der Hauptgrund für das An- 
wachsen der Unfallziffer im Bergbau liegt zweifellos 
darin, daß di e Zahl der einheimischen und gelernten 
Bergarbeiter verhältnismäßig immer geringer wird, 
außerdem liegt er in der vergrößerten Arbeitsintensität 
Vor nicht allzulanger Zeit war bei einem Drittel der Bergleute 
schon der Vater im Bergbau tätig gewesen, i) Heute reichen die 
Einheimischen bei weitem nicht mehr aus. In den nördlichen Be. 
vieren des Buhrbezirkes finden wir Zechen, deren Belegschaften 
schon zum größten Teile aus Fremden bestehen. Auch in die süd- 
lichen Reviere dringen die Fremden immer mehr ein. Im Ruhr- 
becken stammten 1903 von den 244352 reichsdeutschen Bergarbeitern 
allein 82667 aus den östlichen Provinzen. Dazu kamen noch 
15989 Ausländer (i<>/i6 aus Österreich-Ungarn, ^/le Holländer, ^ji^ 
Italiener). 2) Daß mit dem Anwachsen der Zahl dieser wenig ge- 
schulten Fremden^) die Unfallziffer steigen mußte, ist selbstver- 
ständlich. — 1903 kamen auf 100 nicht aus den östlichen Pro- 
vinzen stanmiende Reichsdeutsche 14,8 Unfälle, auf 100 aus den 
östlichen Provinzen zugewanderte Reichsdeutsche dagegen 19,2 und 
auf 100 Auslände r gar 24.^) Die unter dem Einflüsse der Arbeiter- 

1) Pieper a. a. 0. S. 14. 

2) Vgl. auch T&glichsbeck. Die Belegschaften der Bergwerke and Salinen 
im Oberbergamtsbezirke Dortmund nacbi der Zählung vom 16. Dezember 1893. 

3) Es bestehen zwar über die Anlemung bestimmte Vorschriften; von 
einer gründlichen Ausbildung der vielfach auch auf einer sehr niedrigen 
Bildungsstufe stehenden Fremden kann aber nicht die Rede sein. 

4) Diese Zahlen sind von der Krankenkasse des Allgemeinen Enapp- 
Bchaftsvereins ermittelt. In den Veröffentlichungen der Knappschafts-Benifs« 
genossenschait vermißt man leider solche Statistiken. Die Berufsgenossen- 
schaft könnte z. B. ihrerseits die Herkunft und die Ausbildung der schwerer 
Verletzten (also der Unfallrentner) untersuchen und die gewiß sehr inter- 
essanten Ergebnisse veröffentlichen. 
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schützgesetzgebang erfolgte Beseitigung oder MUderong der aus der 
sogenannten gaten alten Zeit her üblichen Geldstrafen ffir Nach* 
lässigkeit bei der Arbeit hat auch nicht gerade dazu beigetragen, 
die Arbeiter vorsichtiger zu machen. 

Daß das Anwachsen der TJnfallziffer mit der Zunahme der Fremden 
zusammenhängt, müßten eigentlich auch die Statistiken über die selbst- 
verschuldeten Unfälle ergeben. Diese zeigen aber verhältnismäßig einen 
Bückgang. Das spricht jedoch nicht gegen die Bichügkeit meiner 
Annahme. In der Eigenart des Bergbaues liegt es, daß viele Ar- 
beiter allein oder nur mit einigen Kameraden in einem gewissen 
Dunkel ohne stete besondere Aufsicht arbeiten. Tritt nun durch 
das Verschulden eines Arbeiters ein Unfall ein, so kann die wirk- 
liche Ursache sehr oft nicht genau festgestellt werden. Der Ver- 
letzte sucht natürlich seine Schuld nach Möglichkeit zu verschleiern. 
Haben die Kameraden den Vorfall verfolgt, vielleicht sogar den 
Verletzten gewarnt, so werden sie doch aus Kollegialität häufig die 
wahre Ursache verschweigen. Diese Fälle erscheinen dann in der 
Statistik stets in der Spalte „Gefährlichkeit des Betriebes an sich.*' 
Die Zahl in dieser Spalte steigt von Jahr zu Jahr. Während 1886 
6344^/0 der entschädigungspflichtigen Unfälle auf die Gefährlich- 
keit des Betriebes zurückgeführt wurden, waren es 1S90 63,51 <^/a 
1895 71,880/o, 1900 73,46 0/0 und 1903 82,91 o/o-O 

Diese Steigung ist aber außerdem durch die vermehrte Inten-, 
sität der Betriebe zu erklären. Die maschinellen Einrichtungen, 
die Förderanlagen werden größer und komplizierter und die Schächte 
immer tiefer. Flöze, die man früher liegen ließ, werden heute unter 
schwierigen Verhältnissen abgebaut. Im ganzen wird mit größerer 
Emsigkeit gearbeitet Die Arbeitsteilung wird nach Möglichkeit aus- 
gedehnt, und viele Arbeiter häufen sich oft auf engem Baume. 
Unter diesen Umständen muß natürlich der Betrieb an Gefährlich- 
keit zunehmen.*'^) 

Daß andrerseits alles geschieht, um die Gefahren nach Mög- 
lichkeit zu beseitigen, werden wir gleich sehen. Immerhin werden 
aber doch öfter Unfälle durch „Mängel im Betriebe" entstehen. Wenn 
die Statistik hierfür nur einen ganz geringen Prozentsatz aufweist, 



1) Siehe Stat. 67 und 69. 

2) Vgl. auch Stoecker. GlQckauf. J. 1900 S. 596. 
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SO wird das daran liegen, daß die Zechenverwaltungen natärlich 
auch bestrebt sind, diese Unfälle wenn irgend möglich ans der Ge- 
fährlichkeit des Betriebes an sich herznleiten. — 
uncau- Wirkt somit eine ganze Beihe von Umständen zusammen, die 

yoaohnfton. Unfallziffem im Bergbau zu erhöhen, so erscheint es um so not- 
wendiger, daß von sämtlichen Beteiligten alles nur irgend Mögliche 
zur Unfallverhütung getan wird. Von manchen Seiten ist nun 
aber der Enappschafts-Berufsgenossenschaft schon gesagt worden, 
daß sie diese ihre vornehmste Aufgabe nicht nach Gebühr pflege 
und daß sie die Erfahrungen, die sie über die Ursachen und den 
Hergang von Unfällen sammle, deshalb auch nicht in ausreichendem 
Maße zur Verhütung weiterer Unfälle verwende. Zur Stütze dieses 
Vorwurfs kann eines geltend gemacht werden: 

Der § 78 (jetzt § 112) des B^ichsgesetzes gibt den Berufsge- 
nossenschaften das Recht, für ihren ganzen Bereich oder für be- 
stimmte Bezirke oder auch für bestimmte Zweige der Industrie, die 
sie umfassen, Vorschriften zu erlassen über die von den Mitgliedern 
zur Verhütung von Unfällen in ihren Betrieben zu treffenden Ein- 
richtungen. Die Kontrolle über die Befolgung dieser Vorschriften 
und die Überwachung der Betriebe überhaupt kann durch besondere 
Beauftragte der Berufsgenossenschaft erfolgen. — Die Knappschafts- 
Berufsgenossenschaft ist nun von den 66 gewerblichen Berufsge- 
nossenschaften die einzige, die bisher noch keine Unfallverhütungs- 
vorschriften erlassen hat.i) Allein der Grund hierfür liegt doch 
nur darin, daß im Bergbau die Oberbergämter in dieser Beziehung 
seither alles Nötige besorgt haben. Während in den anderen In- 
dustriebetrieben, in denen die staatliche Aufsicht durch die Ge- 
werbeinspektoren ausgeübt wird, für die Unfallverhütung vieles durch 
die Berufsgenossenschaft geschehen kann und muß, ist die staat- 
liche Aufsicht über die Bergwerke so intensiv und streng, daß für 
die Enappschafts-Berufsgenossenschaft nichts zu tun übrig bleibt 
Der § 196 des A.B.G. bestimmt u. a., daß zu den Aufgaben der 
Bergbehörden die Sorge für Leben und Gesundheit der Arbeiter ge- 
hört. Diese Obliegenheit der Aufsichtsbehörde greift so weit, daß 
die Oberbergämter befugt, ja neuerdings (Novelle von 1905) ver- 



1) Die deutsche Arbeitenrersicherung als soziale Einrichtung. Berlin 1904 
(Heft III Hartmann S. 7). 
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pflichtet sind, die Arbeitszeit auf allen, mehreren oder einzelnen 
Werken za verkürzen, sobald die Gesundheit der Arbeiter es er- 
fordert Der folgende Paragraph (§ 197), der ebenfalls durch 
die Novelle von 1905 noch eine Erweiterung erfahren hat (Ge- 
sundheitsbeirat), gibt den Oberbergämtem ein umfassendes Ver- 
ordnungsrecht, von dem ausgiebig Gebrauch gemacht wird. Weiter- 
hin räumen die §§ 198, 199 den Oberbergämtem, eventuell auch 
den Revierbeamten, die Befugnis ein, zur Beseitigung von Miß- 
ständen auf einzelnen Werken mit polizeilichen Verfügungen und 
Zwangsmaßregeln vorzugehen (Eintragung in das Zechenbuch). Die 
Betriebsführer der Gruben sind sogar verpflichtet, dem Eevier- 
beamten Anzeige zu erstatten, wenn Gefahrzustände vorhanden sind 
(§ 203). Die Bergbehörden sind so organisiert und mit Beamten 
ausgestattet, daß eine ausreichende Beaufsichtigung der Bergwerke 
durchaus gewährleistet ist. Der ungefähr 250 selbständige Tiefbauan- 
lagen umfassende Ruhrbezirk ist in 18 Reviere geteilt, denen je 
ein mit der besten bergmännischen Bildung ausgestatteter Beamter 
vorsteht Meistens haben die Revierbeamten aber noch einen oder 
zwei Hilfsarbeiter von gleicher Fachbildung zur Seite. 1903 waren 
im Ruhrbezirke neben den Revierbeamten noch 13 Revierinspek- 
toren und 20 Reviergehilfen (Bergassessoren) vorhanden, femer 34 
sogenannte Einfahrer, die aus dem Kreise der Arbeiter genommen 
werden. 1) Nach amtlicher Feststellung kam 1901 auf 2412 Mann 
Belegschaft ein Bergpolizeibeamter. Auf einen technischen Gewerbe- 
aufsichtsbeamten entfällt dagegen ein Vielfaches dieser Zahl. 

Man kann also gewiß nicht sagen, daß es an der nötigen tTber- 
wachung fehlt Trotzdem haben die Aufsichtsbehörden — der Mi- 
nister für Handel und Gewerbe und das Reichsversicherungsamt — 
der Enappschafts-Bemfsgenossenschaft mehrfach den Erlaß von Un- 
fallverhütungsvorschriften dringend angeraten. Es sind denn auch 
Entwürfe angefertigt und lange Verhandlungen geführt worden. 2) 
Zu dem gewünschten Ergebnisse konnte man aber nicht kommen, 
weil eben die nötigen Vorschriften schon als Bergpolizeiverordnungen 
erlassen sind. Zeigt sich eine Lücke, die durch eine Unfallverhü- 
tungsvorschrift der Bemfsgenossenschaft ausgefüllt werden könnte, 

1) Deutsche InduBtriezeitang vom 3. Februar 1905. 

2) Jahresberichte der Knappschafts - Berafsgenosienschaft. Kompaß 
J. 1887 8. 185, J. 1891 S. 53, J. 1901 b, 131. 
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80 tritt, wie die Erfahrung gezeigt hat^ alsbald die Bergbehörde mit 
einer Polizeiverordnnng ein. 

Jener § 197 des A.B.G. ist außerdem noch durch den Artikel VI 
der Novelle zum A.B.G. vom 24. Juni 1892 erweitert worden, die 
im Anschluß an das Arbeiterschutzgesetz vom 1. Juni 1891 den 
Arbeiterschutz im Bergbau in weitem Maße einführte. In dem 
Artikel VI der Novelle ist nämlich bestimmt, daß vor dem Erlaß 
von Bergpolizeiverordnungen» die sich auf den Arbeiterschutz be- 
ziehen, der Vorstand der Berufsgenossenschaft gutachtlich gehört 
werden muß. Der Vorstand muß seinerseits nach § 79 Absatz 1 
des UntV.G. zu den Beratungen über solche Entwürfe Vertreter 
der Arbeiter zuziehen. Daß bei einem so sorgfaltigen Verfahren 
alle Erfahrungen im Bergbau und in XJnfallsachen zur Geltung 
kommen, versteht sich von selbst, und es ist nicht zu bestreiten, 
daß man auf diesem Wege zu allen nötigen ünfallverhätungsvor- 
schriften kommen kann. 

Es läge vielleicht nahe, daß die Enappschafts-Berufsgenossen^ 
echaft die einschlägigen bergpolizeilichen Vorschriften als ünfallver^ 
faütungsvorschriften im Sinne des Reichsgesetzes aufnähme und ihre 
Befolgung auch durch eigene technische Aufsichtsbeamte kontrollieren 
ließe. Das ist aber einmal, wie dargelegt ist, überflüssig, und zum 
anderen würden unerquickliche Eompetenzstreitigkeiten nicht aus- 
bleiben. Das Unf.V.G. hat zwar zur Beilegung von Konflikten 
zwischen den Aufsichtsbeamten des Staates und der Berufsgenossen^ 
Schäften ein besonderes Verfahren vorgesehen (§ 123 des Gesetzes 
von 1900); vorbeugen könnte diese Bestimmung Konflikten aber 
kaum. Wenn bei den anderen Industriezweigen solche Konflikte 
selten vorgekommen sind, so liegt das wohl daran, daß sich die 
beiden Kategorien von Aufsichtsbeamten in ihren großen Bezirken 
höchst selten begegnen. 

Diese Gründe lassen die Stellungnahme der Knappschafts-Be- 
rufsgenossenschafk zu der Frage der ünfallverhütungsvorschriften 
durchaus verständlich erscheinen. Daß die neuerdings verlangten, 
von den Arbeitern zu erwählenden und von ihnen abhängigen 
Kontrolleure ,,da8 Steigen des Blutmeeres*^ (wie das Steigen der Un- 
fallziffer kürzlich in einem Mugblatte recht „wirkungsvoll^ bezeichnet 
worden ist) würden aufhalten können, muß mit Rücksicht auf die 
geschilderten Ursachen der Zunahme der Unfälle sowie nach den in 



Die Einwirkang des UnfallTenicherungsgesetseB. 95 

England, Frankreich und Belgien mit ArbeiterkontroUenren gemachten 
Erfahrongen füglich bezweifelt werden. 9 Beim Bergbau wird eben, 
wie die Dinge liegen, stets eine verhältnismäßig hohe Unfallziffer vor- 
handen sein, anch bei gut eingerichteten Betrieben nnd bei um- 
fassenden Vorbengungsmaßregeln. Es muß daher ein besonderes 
Augenmerk darauf gerichtet werden, daß auf allen Zechen Einrichtungen 
und Mannschafben vorhanden sind, die den Verletzten schnell Hilfe 
bringen können. — 

Wie oben schon mitgeteilt wurde, ist von den Sonderbestim- vertoiiimg, des 
mungen des TJnf.V.G. über die Enappschafts-Berufsgenossenschaft^fktionend« 
(§ 94 jetzt § 134) vor allem die von Bedeutung, daß die^Fi^^^ 
Sektionen nicht nur, wie bei den anderen Berufsgenossenschaften, ^ ^^^ 
50 (seit 1900 75<>/o) ihrer Entscbädigungsbeträge aufbringen 
dürfen, sondern daß sie die Entschädigungsbeträge auch über diesen 
Satz hinaus tragen können. Diese Bestimmung ist, wie auch schon 
«rwähnt wurde, deshalb in das Gesetz aufgenommen worden, weil 
die Verhältnisse bei den einzelnen Sektionen der Enappschafts-Be- 
rufsgenossenschaft gar zu verschieden sein können. Wahrend in 
der einen Sektion nur Steinkohle gebaut wird, umfaßt die andere 
besonders Erzbergwerke, oder Braunkohlenwerke, oder Salinen. Bei 
der Enappschafts-Berufsgenossenschafb haben deshalb die Sektionen 
die ganze Belastung aus den Betrieben ihres Bezirkes selbst zu tragen. 
Die Genossenschaft tritt nur — und zwar nur für den überschie- 
ßenden Betrag — ein, wenn die nach dem Gefahrentarife festge- 
stellte normale Ausgabe der Sektion um 10<^/o überschritten wird. 
Sie bildet also gewissermaßen einen Garantieverband für die im allge- 
meinen selbständigen Sektionen. — Die Sektion n hatte im Jahre 
1903 eine eigene Ausgabe von 7745 056,24 Mk. dazu kamen noch 
die Beiträge zu dem Reservefonds und zu den Verwaltungskosten 
der Zentrale im Betrage von 1033944,98 Mk.; bezw. 20020,50 Mk., 
sodaß zusammen 8799021,72 Mk. umzulegen waren. Die Umlage 
der Sektion II machte 53,81 ^/o der gesamten Umlage der Genossen- 
schafk aus. Auf eine versicherte Person kamen durchschnittlich un- 
gefähr 35 Mk. Umlage. — 

1) Nach einer Erklärang des Handelsministers hat sich auch die Graben- 
kontrolle darch die Arbeiteraas Schüsse im Saarbrflcker Revier nicht bew&hrt. 
Siehe Bodenstein. Arbeiteraasschüsse, Arbeitsordnungen, ünterstützungskassen 
im Bergbaa. Essen 1905 S. 23. 
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Betrachten wir nun nodi karz einige weitere Sonderbestim- 
mungen des § 94 Unf.y.G. 
Die Mitwirkim^ FuT die Obliegenheiten der Vertreter der Arbeiter (§ 41: Beisitzer 
"dar Durah- ^' beim Schiedsgericht; Mitwirkung beim Erlaß von IJnfaIlverhfitungsv<»r- 
ünfauvenio^ schrifteu) wareu die Enappschaftsältesten von vornherein die ge- 
"^' gebenen Leute. — Die Bestimmung, daß durch das Statut Ejiapp* 
schaftsälteste als stimmberechtigte Mitglieder zu den Sektionsvor- 
ständen herangezogen werden können, ist als ein Zugeständnis an 
die alten Knappschaften anzusehen. Ffir die anderen Berufsgenossen- 
schaften besteht eine ähnliche Bestinunung nicht Daß die Unter- 
nehmer von der Befugnis aber keinen Gebrauch gemacht haben^ 
sondern daß sie lieber allein wirtschaften, ist nach Lage der Yer* 
AvBBhiimg der haltnissc Selbstverständlich. — Eine gewisse Bedeutung ist der Be- 
^°*^" Stimmung im § 94 unter d beizumessen. Während allgemein die 
Auszahlung der Entschädigungen vorschußweise durch die Post ge- 
schieht (§ 69), kann bei der Knappschafts-Berufsgenossenschaft die 
Auszahlung auch durch die Enappschaftsvereine geschehen. Im 
Statute der Enappschafts-Berufsgenossenschaft ist es den Sektionen 
anheimgestellt, sich der Enappschaftskassen nicht nur fOr die Aus- 
zahlung der Entschädigungen, sondern überhaupt für alle Zahlungen 
und Vereinnahmungen zu bedienen. Von diesem Bechte ist jedoch 
nicht allgemein Oebrauch gemacht worden. Die Sektion n hat 
die von ihr festgestellten Entschädigungen von vornherein durch 
die Post bezahlt Seit 1892 benutzt auch die Sektion VII (Zwickau) 
die Post Diesen Sektionen folgte 1898 die Sektion IV (Halle) und 
1903 die Sektion I (Saarbrücken). Im Saarbrücker Bevier hatten 
bis dahin die königlichen Orubenkassen die Auszahlung besorgt 
Der Grund für diese Stellungnahme der Sektionen ist in der Haupt- 
sache darin zu suchen, daß man den Arbeitern zeigen wollte, daß 
es sich um eine von der Enappschaftskasse unabhängige besondere 
Versicherung handelt, deren Lasten von den Unternehmern allein 
getragen werden. Außerdem fordert die Post keine Entschädigungen 
fOr die Auszahlungen (gewissermaßen auch ein „Reichszuschuß^. Die 
Enappschaftsvereine verlangen hingegen Zinsvergütungen. — 
Bohiedigericht Eine ueuc, den Enappschaften völlig fremde Einrichtung ist 
die der Schiedsgerichte. Bei den Enappschaftsvereinen entscheidet 
der Vorstand darüber, ob die Voraussetzungen für die Zubilligung 
einer Unterstützung vorliegen, und in welchem Umfange die Unter- 
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stAtzong einzatreten hat. Halt sich jemand fOr benachteiligt, so 
kann ei sich beim Oberbergamte nnd weiterhin bei dem Handels^ 
minister beschweren (§ 186 AJB.G-.). Die Erledigung der Beschwerden 
geschieht auf bnreanlbratischem Wege.^ Die sozialpolitische Gesetz- 
gebung hat dagegen bei der Unfall- nnd Invalidenversichenmg^) 
den Beschwerdeweg nnd den kostspieligen, zeitranbenden und schwie- 
rigen ordentlichen Rechtsweg aufgegeben nnd die Schiedsgerichte 
als Spezialgerichte eingesetzt. Bei den Schiedsgerichten finden die 
Streitsachen eine schnelle und billige Erledigang. Das Yerfahren 
ist einfach, weil man von formalen Vorschriften möglichst abgesehen 
hat Nach § 47 des Unf.y.O. mußte bei jeder Sektion ein Schieds- 
gericht eingerichtet werden. Der vom Minister fOr Handel und (be- 
werbe zu ernennende Vorsitzende des Schiedsgerichts war ein 
öffentlicher Beamter. Die vier Beisitzer wurden je zur Hälfte aus 
den Genossenschaftsmitgliedern und den versicherten Personen — 
bei der Enappschafts-Berufsgenossenschaft aus den Knappschafts- 
ältesten — gewählt Durch das sogenannte Mantelgesetz von 1900 
' sind diese Gerichte jedoch wieder aufgehoben und die Entscheidungen 
von Streitigkeiten aus dem Unf.V.G. den nach § 103 £f. des Inv.V.G. 
errichteten Schiedsgerichten übertragen worden. Seit 1901 kommt 
also fftr ^e Sektion n in der Hauptsache das nur aus Bergmännem 
bestehende »»Schiedsgericht für Arbeiterversicherung des Allgemeinen 
Enappschaftsvereins Bochum zu Dortmund**') in Betracht Bei den 
übrigen Schiedsgerichten müssen, sobald es sich um Streitsachen 
aus der Enappschafts-Berufsgenossenschaft handelt, Beisitzer aus 
dem Bergbau herangezogen werden. Für die übrigen Industrie- 
zweige ist eine solche besondere Behandlung nicht vorgesehen. — 
Als Bekursinstanz ist das Beichsversicherungsamt, das ja auch als 
Aufsichtsbehörde für die Berufsgenossenschaften und die Schiedsge- 
richte fungiert (§ 88), eingesetzt 

Die Kosten der Schiedsgerichte sind von den beteiligten Ver- 
sichenmgseinrichtungen je nach dem Umfange der Inanspruchnahme 
zu tragen. Den Versicherten, die sich an das Schiedsgericht wenden. 



1) Der ordentliche Rechtsweg ist aber bei den Knappschaften in gewissen 
F&llen nicht ansgeschlossen. 

2) Fflr die ErankenYersichemng mit ihren vortlbergehenden Leistungen 
eignen sich die Schiedsgerichte weniger. 

3) Die Sitzungen finden aber doch in Bochum statt 
Halbaoh, KnappBohaftsyereine. 7 



Besomö. 
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entstehen also in der Begel (TergL aber § 10 Absatz 4 des Mantelgeset* 
ses) überhaupt keine Kosten. Diese Bestimmung ist oft angegriffen 
worden, weil ihr der hohe Prosentsatz der Beschwerden zugeschrieben 
wird 1903 wnrden von 13704 Bescheiden der Sektion IP) 2619 
(19,1 l^/o) angefochten. Der Prozentsatz ist allgemein so hoch. Er hat 
1903 bei sämtlichen Berofsgenossenschaften sogar 21,92% betragen. 
1903 stand unter den Sektionen der Enappschafts-Berofsgenossen- 
Schaft Halle mit 25,1 1 o/o an der Spitze; Tamowitz bildete mit 14,39 o/o 
den Schluß. In den meisten F&llen bleibt es bei den Festsetzungen 
der BerufsgenossenschafL Während bei der Sektion n in den ersten 
Jahren nach dem Inkrafttreten des irnf.V.G. ungefähr 33 o/o der 
Berufungen fflr die Verletzten von Erfolg waren, steht der Prozent- 
satz seit 1902 unter 20. Diese Zahlen beweisen allerdings, daß die 
Eostenfreiheit oft zu mißbräuchlicher Einlegnng der Berufung Ver- 
anlassung gibt Das darf aber noch nicht dazu ftthren, sie auf- 
zuheben. 

Die Sektion n hatte 1903 49 127,09 Mk. Schiedsgerichtskosten zu 
tragen. Auf eine Entscheidung kamen durchschnittlich 21,84 Mk. 

Bei den Streitsachen der Sektion n haben sich 1903 27,660/o 
der beteiligten Versicherten mit Rekurs an das Reichsversiche- 
rungsamt gewandt. Der Oenossenschaftsvorstand ist nur bei 2,57^0 
der Schiedsgerichtsentscheidungen an die höhere Instanz gegangen. 
Von den Rekursen der Versicherten wurden 74,14<>/o zurfickgewiesen. 
Fast den gleichen Prozentsatz an Mißerfolgen hat auch die Knapp- 
schafks-Berufsgenossenschaft aufzuweisen. 

Dies sind die wesentlichsten Einrichtungen, die das ünf.V.O. 
im Bereiche des Bergbaues hat entstehen lassen. 

Überblicken wir nun nochmals die obigen Darlegungen. Die Reichs- 
unfallversicherung hat fast in keiner Beziehung direkt an die ün- 
fallfArsorge der Enappschaftsvereine angeknflpffc. Die Einrichtungen, 
die das Gesetz forderte, ließen sich, im Gegensatz zur Krankenver- 
sicherung, auch nicht in den Rahmen der alten, auf feste ünter^ 
nehmer- und Arbeiterbeiträge aufgebauten Knappschaftskassen ein- 
fägen. Es mußten vollständig neue Organisationen gegründet werden. 
Dank der vorausgegangenen Konstituierung des Allgemeinen deutschen 
Knappschaftsverbandes hat sich ohne Schwierigkeit die Gründung 



1) Siehe Stat 62 auf 8. 222. 
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einer einzigen Bernfsgenossenschaft fOr alle Bergarbeiter voll« 
zogen. Der Gesetzgeber hatte der Enappsehafts-Berofsgenossen«- 
schaft ftr gewisse Punkte Bflcksiohtnahme anf die alten Knapp« 
Schaftskassen gestattet; wir haben aber gesehen, daß die Knapp* 
schafts-Benifsgenossensohaft and ihre Sektionen im allgemeinen von 
ihren Befugnissen in dieser Hinsicht keinen Gebrauch gemacht 
haben. 

Wie die beiderseitigen Organisationen vollst&n^g auseinander- 
gehen, so sind auch die Lmstungen, die auf Grund des Unf.Y.G. 
gewährt werden, ganz verschieden von dem, was vorher bei den 
Knappschaftsvereinen fiblich gewesen ist Es handelt sich heute 
überhaupt nicht mehr um ünterstfitzungen, die nach Klassenzu- 
gehörigkeit und Dienstalter berechnet werden, sondern um Schaden« 
ersatzleistungen, denen der Grad der Behinderung und der 
zuletzt verdiente Lohn zu Grunde gelegt wird. Während frflher 
nur der eine Pension erhielt, der ohne eigenes grobes Ver- 
schulden durch einen Unfall in seiner Arbeitsfähigkeit um die Hälfte 
beschränkt war und blieb, werden die Versicherten heute auch bei 
geringeren Verletzungen, sofern sie eine dauernde Verminderung der 
Erwerbsfähigkeit verursacht haben, nach dem Grade der Behinde- 
rung entschädigt An Stelle des groben Verschuldens schließt heute 
nur noch die vorsätzliche Herbeiführung des Unfalles durch den 
Verletzten von der Erlangung der Entschädigung aus. Während 
es sich früher für ein» Verletzten immer nur darum handelte, ob 
«r eine von vornherein feststehende Pension erhielt oder nicht er- 
hielt, findet sich heute bezüglich des Anspruchs auf Beute über- 
haupt und bezüglich der Bentenbemessung ein weiter Spielraum. 
Vielen Geschädigten, die früher keinen Anspruch erheben konnten 
stehen jetzt Renten zu und von vielen anderen werden weit höhere 
Beuten erlangt, als früher. Vielfach sind sogar schon die Schaden- 
ersatzleistungen bei ziemlich unerheblicher Verminderung der Erwerbs- 
fähigkeit infolge von Unfällen höher, als die ehemaligen Pensionen 
bei völliger Berufsinvalidität Große Erhöhungen gegen früher 
konnten wir ferner bei den Beuten der Hinterbliebenen nach Un- 
fällen mit tödlichem Ausgange feststellen. Und endlich sind die 
Leistungen, die den Verletzten zustehen, solange die Knappschafts- 
krankenkassen fär die Unfallfolgen aufzukommen haben, höher als 
früher geworden. Erinnert sei nur an das im vorigen Kapitel über 

7* 
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die Höhe des Krankengeldes der Knappschaftskassen seit dem 
Krankenversichernngsgesetz Gesagte. Wir haben weiter die Frage 
der Anfirechnong erörtert and im Anschluß daran festgestellt, daß 
die verletzten Bergleute infolge der Doppelversioherung besser daran 
sind, als die Arbeiter im allgemeinen. 

Der Kreis der Yersicherten ist unter dem alten Zustande doch 
immer nur ein ziemlich begrenzter gewesen. Das Unf.y.G. hat da- 
gegen alle vorübergehend oder dauernd im Bergwerksbetriebe be- 
schäftigten Personen der Versicherungspflicht unterworfen. Was 
aber die Hauptsache ist: Diese Yersicherungspflicht legt den Yer- 
sicherten selbst keine direkten Opfer anf. Die Unternehmer allein 
tragen, soweit Leistungen der Berufsgenossenschaft in Frage kommen, 
-die Kosten. Sie fähren daher auch allein die Yerwaltang. Wir 
haben gesehen, daß die Lasten im Laufe der Zeit sehr stark ge- 
wachsen sind und daß die gesetzgebenden Faktoren, in dem Be- 
streben, die Leistungen auch für den Beharrungszustand unbedingt 
sicherzustellen, mit der Ansammlung von Beserven zum Nachteil 
der Bergwerksuntemehmungen über das durch die Yerhältnisse Gfe- 
botene hinausgegangen sind. Allerdings haben wir ein bedeuten- 
des Steigen der Unfallziffer feststellen mfissen, auf der anderen 
Seite aber auch dargelegt, daß im Bergbau mit allem Eifer Un- 
fällen im Betriebe vorzubeugen gesucht wird. Endlich sind auch 
die Schiedsgerichte erwähnt worden, die far Streitigkeiten über 
B.entenansprüche eingesetzt worden sind, und zu denen Yertreter 
der Arbeiter und Yertreter der Werkbesitzer in gleicher Zahl zu- 
gezogen werden. Den Elnappschaftsvereinen, die ihre Streitigkeiten 
mit den Mitgliedern immer auf bureaukratischem Wege erledigt 
hatten (und teilweise noch erledigen), waren diese Spezialgerichte 
völlig fremd. 

Wie nicht bestritten werden kann, hat das Unf.Y.G. den Berg- 
leuten gleichfalls große Yorteile gebracht 
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Die Elniflrkung des InTalidenTersicherangs- 
gesetzes auf die EnappseliaftsTereine.i) 

Mit dem Invaliditäts- und Altersversiohenmgsgesetz anternahm Binieitang. 
das Reich einen weiteren bedeutsamen Schritt zur Verbessemng 
der Lage unserer Arbeiter. Bei ihm hat der Gesetzgeber mit weit 
größeren Schwierigkeiten zu rechnen gehabt, als bei einem der 
beiden Mheren Versicherungsgesetze. Der Entwurf ist wiederholt 
Yon Grund auf umgeändert worden, bis er schließlich die Fassung 
hatte, in der das Gesetz am 22. Juni 1889 im Reichstage mit 
knapper Mehrheit angenommen wurde. In Kraft getreten ist das 
Gesetz am 1. Januar 1891. In das seit dem 1. Januar 1900 geltende 
Invalidenversicherungsgesetz ist es fast vollständig übergegangen. 
Daß die Novelle von 1900 im Reichstage allgemeine Zustimmung 
gefunden hat, beweist deutlich den Umschwung, der seit 1889 in 
der Bewertung des Gesetzes eingetreten war. 

Zu dem ersten Entwürfe hatte ein großer Teil der deutschen 
Bergleute in einer Petition, die im Dezember 1888 dem Reichstage 
eingereicht worden ist, Stellung genommen. Auch der Allgemeine 
Deutsche Enappschaftsverband hatte sich mit der Sache befaßt ^j 

Wenn das Gesetz trotzdem manche Wünsche der Bergleute 
nicht erfüllt, beispielsweise nicht die von ihnen erhofften lokalen 
Träger und nicht das Umlageverfahren gebracht hat, so ist doch 
Buf der anderen Seite in ihm ein Teil der Forderungen der Enapp- 
schaftsvereine ausdrücklich berücksichtigt worden. 

1) BossB und y. Wobdtkb. Das BdehftgesetB, betreffend InvaliditfttB- 
iind Altersversicherang vom. 22. Juni 1889. Leipzig. 1890. 1891. 1893. — 
WxYMAim. Das Invalidenversicherangsgesetz vom 13. Juli 1899. Berlin. 1901. 

2) GeneraWersammlang des AUgem. Deutschen Knappschaftsverbandes 
am 15. Janaar 1889. 
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Wie stellte sich das Reichsgesetz überhaupt za den Ejiapp- 
schaftskassen? 

Die Bestim- Eine allgemeine Antwort auf diese Frage geben zunächst die 
°*™5Sdenw. '§§ 7, 5, 6 und 36 des Gesetzes von 1889. Sie bilden in der Novelle 
MtsMtbw^evon 1899 die §§ 10, 8, 9 und 51 und lauten in der neuen, heute 
noch gültigen Fassung: 

§ 10. [§ 7 des Ursprung]. Gesetzes.] 
Durch Beschluß des Bundesrats kann auf Antrag bestimmt 
werden, daß die Bestimmungen der §§ 8, 9 auf Mitglieder an- 
derer Kasseneinrichtungen, welche die Fürsorge für den Fall 
der Invalidität und des Alters zum Gegenstande haben, Anwendung 
finden sollen. 

f 8. [§ 5 des ursprüngl. Gesetzes.] 
Versicherungspflichtige Personen, welche in Betrieben des 
Beichs, eines Bundesstaates oder eines Eommunalverbandes be- 
schäftigt werden, genügen der gesetzlichen Versicherungspflicht durch 
Beteiligung an einer fdi den betreffenden Betrieb bestehenden oder 
zu errichtenden besonderen Easseneinrichtung, durch 
welche ihnen eine den reichsgesetzlich vorgesehenen Leistungen 
gleichwertige Fürsorge gesichert ist, sofern bei der betreffenden 
Kasseneinrichtung folgende Voraussetzungen zutreffen: 

1. Die Beiträge der Versicherten dürfen, soweit sie für die 
Invalidenversicherung in flöhe des reichsgesetzlichen Anspruchs 
entrichtet werden, die Hälfte des für den letzteren nach § 32 zu 
erhebenden Beitrags nicht übersteigen. Diese Bestimmung findet 
keine Anwendung, sofern in der betreffenden Easseneinrichtung die 
Beiträge nach einem von der Berechnungsweise der §§ 32, 33 ab- 
weichenden Verfahren aufgebracht und infolge dessen höhere Bei- 
träge erforderlich werden, um die der Easseneinrichtung aus In- 
validen- und Altersrenten in Höhe des reichsgesetzlichen Anspruchs 
obliegenden Leistungen zu decken. Sofern hiernach höhere Bei- 
träge zu erheben sind, dürfen die Beiträge der Versicherten die- 
jenigen der Arbeitgeber nicht übersteigen. 

2. Bei der Verwaltung der Kassen müssen die Versicherten 
mindestens nach Maßgabe des Verhältnisses ihrer Beiträge zu dm 
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Beitrfigen der Arbeitgeber dnroh in geheimer Wähl gewUilte Ver- 
treter beteiligt sein. 

3. Bei Berechnung der Wartezeit und der Beute ist den bei 
solchen Easseneinrichtongen beteiligten Personen, soweit es sich 
um das Maß des reichsgesetzlichen Anspmchs handelt, unbeschadet 
der Bestimmung des § 46 die bei den Versicherungsanstalten 
(§ 65) zurückgelegte Beitragszeit in Anrechnung zu bringen. 

4. Über den Anspruch der einzelnen Beteiligten auf Ge* 
Wahrung von Invaliden- und Altersrente muß ein schiedsgericht- 
liches Verfahren unter Mitwirkung von Vertretern der Versicherten 
zugelassen sein. 

5. Wenn für die Gewährung der reiehsgesetzlichen Leistungen 
besondere Beiträge von den Versicherten erhoben werden, oder eine 
Erhdhung der Beiträge derselben eingetreten ist oder eintritt, so 
därfen die reichsgesetzlichen Renten auf die sonstigen Eassen- 
leistungen nur insoweit angerechnet werden, daß der zur Auszahlung 
gelangende Teil der letzteren für die einzelnen Mitgliederklassen im 
Durchschnitt mindestens den Beichszuschuß erreicht. 

Der Bundesrat bestimmt auf Antrag der zuständigen Reichs-, 
Staats- oder Eommnnalbehörde, welche Easseneinrichtungen 
(Pensions-, Alters-, Invalidenkassen) den yorstehenden Anforderungen 
entsprechenr Den vom Bundesrat anerkannten Easseneinrichtungen 
dieser Art wird zu den von ihnen zu leistenden Invaliden- und 
Altersrenten der Beichszuschuß (§ 35) gewährt, sofern ein An- 
spruch auf solche Renten auch nach den reichsgesetzlichen Be- 
stimmungen bestehen würde. 

§ 9. [§ 6 des ursprüngl. Gesetzes.] 
Vom 1. Januar 1891 ab wird die Beteiligung bei solchen vom 
Bundesrat zugelassenen Easseneinrichtungen der Versicherung in 
einer Versicherungsanstalt gleiohgeachtet. 

Wenn bei einer solchen Easseneinrichtung die Beitri^ nicht 
in der nach §§ 130 ff vorgeschriebenen Form erhoben werden, hat 
der Vorstand der Easseneinrichtung den aus der letzteren aus- 
scheidenden Personen die Dauer ihrer Beteiligung und ffir diesen 
Zeitraum die Höhe des bezogenen Lohnes, die Zugehörigkeit zu 
einer Erankenkasse, sowie die Dauer etwaiger Eraukheiten (§ 30) 
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za bescheinigen. Der Bundesrat ist befugt, aber Form und Inlialt 
der Bescheinigung Vorschriften zu erlassen. 

§ 52. [§ 36 des ursprüngl. Gesetzes]. 

Fabrikkassen, Enappschaftskassen, Seemannskassen und 
andere für gewerbliche, landwirtschaftliche oder ähnliche Unter- 
nehmungen bestehende Easseneinrichtungen, welche ihren nach den 
reichsgesetzlichen Bestimmungen versicherten Mitgliedern für den 
Fall des Alters oder der Erwerbsunfähigkeit Renten oder Kapitalien 
gewähren, sind berechtigt, diese Unterstützungen für 
solche Personen, weiche auf Grund der reichsgesetz- 
lichen Bestimmungen einen Anspruch auf Invaliden- 
oder Altersrenten haben, um den Wert der letzteren 
oder zu einem geringeren Betrage zu ermäßigen, sofern 
gleichzeitig die Beiträge der Betriebsuntemehmer und Kassen- 
mitglieder oder im Falle der Zustimmung der Betriebsuntemehmer 
wenigstens diejenigen der Kassenmitglieder in entsprechendem Ver- 
hältnisse herabgemindert werden. Auf statutenmäßige Kassen- 
leistungen, welche vor dem betreffenden Beschlüsse der zuständigen 
Organe, oder vor dem 1. Januar 1891 aus der Kasse bewilligt 
worden sind, erstreckt sich die Ermäßigung nicht. 

Die hierzu erforderliche Abänderung der Statuten bedarf der 
Genehmigung der zuständigen Landesbehörde. Die letztere ist be- 
fugt, eine entsprechende Abänderung der Statuten ihrerseits mit 
rechtsgültiger Wirkung vorzunehmen, sofern die zu den erwähnten 
Kasseneinrichtungen beitragenden Betriebsuntemehmer oder die Mehr- 
heit der Kassenmitglieder die Abänderung beantragt haben, die letztere 
aber von den -zuständigen Organen der Kasse abgelehnt worden ist 

Der Ermäßigung der Beiträge bedarf es nicht, sofem die durch 
die Herabminderung der Unterstützungen ersparten Beträge zu 
anderen Wohlfahrtseinrichtungen für Betriebsbeamte, Arbeiter oder 
deren Hinterbliebene verwendet werden sollen und diese anderweite 
Verwendung durch das Statut geregelt und von der Aufsichts- 
behörde genehmigt wird, oder soweit die Beiträge in der bisherigen 
Höhe erforderlich sind, um die der Kasse verbleibenden Leistungen 
zu decken. — 

Nach § 7 des Gesetzes (§10 der Novelle von 1899) konnten 
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also die größeren Enappschaftsvereine an den Bundesrat mit dem 
Antrage anf Znlassong als „besondere Easseneinriohtong** heran- 
treten. Die wenigen im § 5 (jetztigen § 8) festgelegten Anforder- 
nngen ließen die Zulassung als ziemlich einfach erscheinen. Zu- 
nächst war in Bezug auf die Beitragsleistung soviel Spielraum ge- 
geben, daß die Enappschaftsvereine sich dieser Bestimmung leicht 
anpassen konnten. 

Nicht minder leicht konnte ihren Mitgliedern nach Absatz 3 
des Paragraphen die bei Landesversicherungsanstalten zurfickgelegte 
Zeit sowohl bei der Wartezeit als bei der Rente angerechnet werden. 
Ebenso leicht ließ sich die Errichtung von Schiedsgerichten zur 
Erledigung der Streitfälle über den Anspruch auf Rente, wie sie 
in Absatz 4 des Paragraphen vorgesehen ist, bewirken, und als ganz 
der Sachlage entsprechend erscheint die Bestimmung, daß das Reich 
den »zugelassenen Easseneinriohtungen'' gleichfalls den Zuschuß 
gewährt, den es alljährlich den Landesanstalten zu jeder Rente gibt. 
Auch die Bestimmungen, die die Novelle von 1899 in den Ab- 
ischnitten 2 und 5 des obigen § 8 nachträglich noch den besonderen 
Easseneinrichtungen auferlegt hat, würden die Zulassung als 
^besondere Einrichtung*" nicht erschwert haben. Das Gesetz von 
1899 suchte durch diese beiden neuen Bestimmungen einmal die 
bei den „ besonderen Easseneinrichtungen'^ Yersicherten bezüglich 
ihrer Teilnahme an der Verwaltung den bei den Landesanstalten 
versicherten Personen gleichzustellen; zum zweiten wollte es den 
Mißstand abstellen, daß die auf Grund des Reichsgesetzes inva- 
Jüdisierten Mitglieder der zugelassenen Easseneinrichtungen viel- 
fach ungeachtet ihrer besonderen Beitragsleistungen für die reichs- 
gesetzliche Versicherung doch nicht in den wirklichen Genuß der 
Reichsrente traten, weil diese ihnen auf die sonstigen Eassen- 
leistungen aufgerechnet zu werden pflegte. Diesen Mißstand hat die 
Novelle insoweit beseitigt, als den im Sinne des Reichsgesetzes 
erwerbsunfähigen Mitgliedern nunmehr mindestens der Betrag des 
Reichszuschusses neben den sonstigen Leistungen zugewendet 
werden muß. 

Die auf Grund der §§ 5, 6 und 7 des ursprünglichen Gesetzes 
mögliche und dem Anschein nach für die Enappschaftsvereine 
ohne große Schwierigkeiten erreichbare Ausstattung mit den . 
Funktionen „besonderer Easseneinrichtungen" im Sinne des Ge- 
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setzes war aber nur der eine Weg, den die EnappBChaftsvereine 
einschlagen konnten, nm sich den durch das Inyalidenversicherungs- 
gesetz gegebenen neuen Verhältnissen anzupassen. Noch ein anderer 
Weg findet sich im § 36 (jetzigen § 52) gekennzeichnet Durch 
ihn wurden die Enappschaftskassen in die Lage versetzt, ihre Bolle 
von Trägem der Invalidenversicherung der Bergleute teilweise den 
reichsgesetzlichen Landesanstalten zu überlassen. Sie durften in 
diesem Falle ihre Leistungen um den vollen oder um einen 
Teilbetrag der reichsgesetzlichen Beuten kürzen unter der Be- 
dingung, daß sie die Mitgliederbeiträge entsprechend ermäßigten. 
Nur wenn entweder die Deckung der Kosten neuer Wohlfahrts- 
einrichtungen, oder die Deckung der der Kasse verbleibenden 
Leistungen es erforderlich machte, konnte von der Erfüllung dieser 
Bedingung abgesehen werden. 

Bemerkt zu werden verdient noch die in den §§ 8, 9 und 10 
vorgesehene Durchbrechung des Prinzips des territorialen Aufbaues 
der Invalidenversicherung zu Gunsten von berufsgenossenschaftlichen 
Anstalten. Diese Konzession hatte gerade in Bücksichtnahme auf 
die Knappschafbskassen und außerdem im Hinblick auf die Arbeiter- 
Pensionskassen der staatlichen Eisenbahnen in das Gesetz Aufiiahme 
gefunden. 
BMOQdere Die Kuappschaftskasseu standen also vor der Alternative, 

tm^ olw Zu- entweder die Alters- und Invalidenversicherung an die reichsgesetz 
liehen Anstalten abzugeben und sich darauf zu beschränken, Zu- 
schüsse zu den Beichsrenten zu leisten, oder beim Bundesrate 
die Anerkennung als ,,besondere Kasseneinrichtung^ zu bean- 
tragen. Wollten sie auch bei der reichsgesetzlichen Invalidenver- 
sicherung einen gewissen Einfluß und eine gewisse Selbstverwaltung 
behalten, so blieb ihnen freilich nur übrig, den letzteren Weg zu 
wählen. Das Gesetz bot ihnen für dieseuFall die Möglichkeit, einen der- 
artigen selbständigen Einfluß auch fernerhin auszuüben. Für die „be- 
sonderen Kasseneinrichtungen "^ gelten nämlich neben den vorstehend 
im Wortlaut wiedergegebenen Paragraphen nur noch die wenigen 
Paragraphen 1 — 7 des heutigen Gesetzes sowie die in dessen § 173 
enthaltenen mehr nebensächlichen Bestimmungen ;i) es war diesen 



1) Diese Paragraphen siad nach der Novelle von 1899 angegeben. 
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BonderkMMn somit in vielen Angelegenheiten, welche fftr die Landes- 
versicheroDgsanstalten gesetzlich geregelt sind, freie Hand zmn 
selbständigen Ausbau der Invaliden- und Altersversicherung gelassen 
worden. 

Eine Lösong, die für alle Enappschaftsvereine zatraf, konnte 
nicht gefanden werden, weil das Enappschaftswesen nicht in allen 
Bandesstaaten gleichmäßig geregelt war, weil ferner die den Enapp- 
schaftsvereinen überall gewährte große Selbständigkeit beträchtliche 
Verschiedenheiten in der Ausgestaltang der inneren Verhältnisse 
der Vereine bewirkt hatte und weil endlich die Vereine in ihrer 
finanziellen Lage große Unterschiede aufwiesen. 

Die Unternehmer vertraten in der Mehrzahl den Standpunkt 
— und ihn teilte zunächst auch der Allgemeine Enappschafts- 
verband — daß seitens der Knappschaftskassen besser kein Ge- 
brauch von der im § 7 des Gesetzes von 1889 eingeräumten Kon- 
zession gemacht würde. Hingegen waren die Arbeiter von Anfang 
an for eigene Anstalten. Allmählich wandelte sich aber bei 
vielen Werkbesitzern die Ansicht; schließlich war auch ein großer 
Teil der Werkbesitzer mit der Angliederung besonderer Anstalten 
an die Enappschaftsvereine einverstanden. Der Handelsminister, 
als oberstes Aufsichtsorgan der Enappschaftsvereine, war ebenfalls 
bestrebt, die neue Einrichtung mit den Enappschaftskassen zu ver- 
einigen. In einer Denkschrift i) sprach er sich dahin aus, daß es 
zweckmäßig sei» alle Enappschaftskassen, oder doch wenigstens 
einen großen Teil dieser Eassen, zu einer Organisation zusammen- 
zuschließen; diese Gesamtorganisation sollte dann die reichsgesetz- 
liche Versicherung übernehmen. 

Der entwickelte Gedanke war durchaus richtig. Denn bei der 
Invalidenversicherung kam es — wie bei der Unfallversicherung — 
darauf an, die Lasten auf starke Schultern zu laden.^) Auf die 
für ein lebensfähiges Versicherungsinstitut erforderliche Stetigkeit 
in der Zahl und in den Verhältnissen der Versicherten, auf eine 
angemessene Altersgruppierung und eine gewisse Gleichmäßigkeit 
in dem Eintritt der Invalidität war eben nur dann zu rechnen, 
wenn man auf recht breiter Grundlage aufbaute. Die Masse mußte 



1) Glackattf. 1890. S. 449. 

2} Yergl. auch Hiltbop ft. a. 0. 8. 102. 
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die Unterschiede aasgleichen. Nur dann war aach für Beitrag und 
Leistungen eine genaue Durohsohnittsberechnung mögliclL^) 

Errichtung Es war deshalb von vornherein nur den großen Enappschafts- 

KMaooeii^- Vereinen und Enappschafts verbänden ermöglicht, die reichsgesetzliche 
STdMOoM^ Invalidenversicherung selbst durchzuführen. Aber auch bei diesen ist 
"^^^^^dei Bundesrat sehr vorsichtig zu Werke gegangen, viel vorsichtiger als 
^mlä?**" erwartet worden war. Er wollte unbedingte Sicherheit dafür haben, 
daß die zu gründenden Institute die Verpflichtungen auch erfüllen 
konnten. Daher haben nur wenige Kassen mit ihrem Antrage nach 
§ 7 vor dem Forum des Bundesrats bestehen können. Es sind 
dies die 5 Arbeiter-Pensionskassen der Staats- bezw. Reichseisen- 
bahnen von Preußen, Bayern, Sachsen, Baden, Elsaß-Lothringen 
und 4 Enappschaftsverbände, der Saarbrücker Enappschaftsverein, 
die Allgemeine Enappschafts -Pensionskasse für das Eönigreich 
Sachsen zu Freiberg, die Norddeutsche Enappschafts-Pensionskasse 
zu Halle a. S. und der Allgemeine Knappschaftsverein zu Bochum. 

Doch betrachten wir die damaligen Vorgange und die An- 
forderungen, die der Bundesrat stellte, etwas näher. Der Saar- 
brücker Verein hatte keine Schwierigkeiten. Zu ihm gehören ja 
fast nur Gruben, die im Eigentum des preußischen Staates stehen 
und vom Bergfiskus ausgebeutet werden. Die Verhältnisse lagen 
hier ähnlich wie bei den Staatseisenbahnen. Der Bundesrat zögerte 
denn auch nicht, die Zulassung auszusprechen. So konnte der 
Saarbrücker Verein den anderen Vereinen vorangehen und ihnen 
ein Beispiel geben nach der Weisung, die er durch den kaiser- 
lichen Erlaß vom 4. Februar 1 890 erhalten hatte : „ Die staatlichen 
Bergwerke wünsche ich bezüglich der Fürsorge für die Arbeiter als 
Musteranstalten entwickelt zu sehen.*' '^) Der Saarbrücker Enapp- 
schaftsverein, der 1890 ungefähr 30000 Mitglieder hatte und heute 
über 45 000 Versicherte aufweist, wird überhaupt von manchen Seiten 
als der besteingerichtetste Enappschaftsverein bezeichnet. Er hat 
für die reichsgesetzliche Invalidenversicherung im allgemeinen nur die 
Bestimmungen übernommen, die in dem Gesetze für die „besonderen 
Easseneinrichtungen'* vorgeschrieben sind. Auf die Weise ist die 



1) Begrfindang zum Idt.-Y.-G. 1889. Bossb und Wokdtkk a. a. 0. 
Bd. 1. 8. 108. 

2) Simons a. a. 0. 8. 9. 
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reichsgesetzliohe InvaUdenversioberong bei ihm völlig in der 
gchon Torhandenen, auf Grand des Berggesetzes eingerichteten 
Versicherung aufgegangen. Beide bestehen also nicht neben- 
einander.^} 

Ahnlich steht es mit der Enappschafts-Pensionskasse für das 
Königreich Sachsen. Anch hier ist der Staat in erheblichem Um- 
fange beteiligt In dieser Kasse sind femer die sämtlichen 
27 Knappschaften des Königreichs vereinigt, nnd zwar nicht nur 
ffir die reichsgesetzliche Invalidenversicherung^ sondern für das 
ganze Pensionswesen. Die einzelnen Vereine haben nur die 
Krankenfärsorge durchzufahren. 2) 

Nicht so schnell geschah die Zulassung der Knappschaft^* 
vereine Mitteldeutschlands. Der Mansfelder Verein mit ungefähr 
11000 Mitgliedern und der Halberstädter Verein mit über 
17 000 Mitgliedern suchten jeder ffir sich die Anerkennung nach. 
Ihre Anträge wurden aber abgelehnt Um nun doch die Ge- 
nehmigung zu erlangen, beschloß man, zur Durchffihrung der 
reichsgesetzlichen Invalidenversicherung, aber auch nur für diese» 
einen besonderen Verband zu bilden. 5 größere Vereine traten 
zunächst zusammen. Ihnen schlössen sich bald weitere Kassen an, 
sodaß schließlich ein Verband von 18 Knappschaftsvereinen mit 
fiber 67 000 versicherungspflichtigen Personen an den Bundesrat 
herantreten konnte. Die Norddeutsche Knappschafts-Pensionskasse 
konnte denn auch als Anstalt Nr. 33 (der Saarbrficker Verein hat 
die Nr. 34, die sächsische Pensionskasse die Nr. 37) mit dem 
Inkrafttreten des Gesetzes ihre Tätigkeit beginnen. Dieser Verband» 
dem jetzt 21 Knappschaftsvereine angehören, erstreckt sich fiber 
nicht weniger als 20 deutsch^ Staaten, 8 preußische Provinzen und 
fiber die Bezirke von 13 Versicherungsanstalten; er umfaßt nahezu 
sämtliche Knappschaftsvereine Mitteldeutschlands.^) Die Nord» 
deutsche Knappschafts-Pensionskasse ist die einzige unter allen 
„besonderen Kasseneinrichtungen'^ die nur die Zwecke der reichs- 
gesetzlichen Invalidenversicherung verfolgt und genau nach dem 

1) Satcnngen des Saarbrücker EnappschaftsverdDa. Vergl. aach Rbckk. 
Das Pensions- nnd Reliktenwesen der Arbeiter und niederen Angestauten 
BerUn. 1904. S. 118. 

2) Statut der Knappschafts-Pensionskasse fOr das EOnigreicb Sachsen^ 

3) Geschäftsberichte der Norddeutschen Knappschafts-Pensionskasse. 
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Muster der territorialen Yersichernngsanstalten gebildet ist.^) Um 
aber auch im fibrigen mögliohst einbeitlioh zu yerfabren, haben 
die sämtlichen angeschlossenen Vereine ihre Satzungen nach einem 
vom Oberbergrat Arndt entworfenen Normalstatat umgearbeitet 

Der Allgemeine Enappschaftsverein, in dessen Bezirk damals 
fast ausschließlich von Privaten Bergbau getrieben wurde, ist erst 
als „besondere Easseneinrichtung^ anerkannt worden, als die übrigen 
Kassen ihre Tätigkeit bereits aufgenommen hatten. Wegen der 
schwebenden Verschmelzungsverhandlungen hatte man sich in 
den 3 Enappschaftsvereinen des Buhrreviers mit den auf Grund 
des Invalidenversicherungsgesetzes zu treffenden Maßregeln anfangs 
nicht näher befaßt. Man wollte die Regelung dieser Angelegenheit 
dem Vorstande des zu bildenden großen Vereins überlassen. 

^SSÄien Diö Verschmelzung der 3 Vereine zu dem Allgemeinem 

^°*yÄf^' Knappschaftsverein hat am 1. Juli 1890 stattgefunden. Die 
geographische Zusammengehörigkeit, die Oleichartigkeit der Entwick- 
lung und der Interessen, sowie die Zusammenfassung in der Sektion n 
hatten schon längst auf den Zusammenschluß hingewiesen. Die Ver- 
einigung war ja auch früher schon mehrfach, allerdings vergeblich, 
angestrebt worden. 1890 hat sie sich ohne Schwierigkeiten voll- 
zogen, hauptsächlich wohl deshalb, weil die 3 Vereine unter dem 
Eindrucke standen, daß bezüglich der Beichsinvalidenversicherung 
etwas Gemeinsames geschehen müsse. Man war so allgemein 
davon überzeugt, daß die Verschmelzung im Interesse aller lag, 
daß sie ohne Bücksicht auf die Zahl der Mitglieder und die Höhe 
des Vermögens der einzelnen Vereine stattfand.'^) Auf ein Vereins- 
mitglied entfielen 1889 beim Märkischen Verein 68,3 Mark, beim 
Essen-Werdenschen 84,7 und beim Mülheimer 108,7 Mark Ver- 
mögen. Die 3 Vereine hatten zusammen nur ungefähr 5 Millionen 
Mark Vermögen, eine Summe, die nur genügt hätte, den laufenden 
Verbindlichkeiten 1 Jahr und 2 Monate lang nachzukommen. Der 
neuentstandene Verein konnte sogleich auf eine Mitgliederzahl von 
ca. 130 000 blicken. Neben dem Gewicht dieser Zahl erwies sich 
die Verschmelzung auch schon darum als äußerst vorteilhaft, weil nun 



1) Statut der Norddeutschen EnappBchafts-Pensionskasse. 

2) Siehe die Schrift „Zum lOj&hrigen Bestehen des Allgemeinen Enapp- 
BChaftsvereinB''. S. 2. 
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die yielen Umständlichkeiten fortfielen, die mit dem häufigen 
Stellenwechsel der Bergleute innerhalb des Bezirkes verbanden 
waren. Der Markische Verein, als der größte und älteste der 
3 Vereine, wurde gewissermaßen Stammverein. Der Allgemeine 
Enappschaftsverein nahm deshalb auch seinen Sitz in BochuoL 

Ob der Märkische und der Essen-Werdensche Verein je für 
sich eine „besondere Anstalt^ hätten bilden können, ist fraglich. Bei 
dem kleineren Mfllheimer Verein wäre dies jedenfalls ausgeschlossen 
gewesen. Der Märkische Verein zählte 1889 78 843 Mitglieder, die 
für die reichsgesetzliche Versicherung in Frage kamen, der Essen- 
Werdensche 33826, der MQlheimer dagegen nur 3430. 

Selbst in dem großen neuen Verein war zunächst keine 
Einigung darüber zu erzielen, ob der Verein selbständiger Träger 
des neuen Zweiges der Beichsversicherung werden oder sich mit 
der Errichtung einer Zuschnßkasse begnügen sollte. 

Die Ansichten der Werkbesitzer und der Arbeiter standen sich hier üi>eraAhme der 
besonders schroff gegenüber, was mit darin seinen Grund hatte, daß man uoheninyaiid^ 
noch unter den Nachwehen des großen Streiks von 1889 stand. DerdmAiiff.Kiiapp- 
Verein für die bergbaulichen Interessen im Oberbergamtsbezirke 
Dortmund vertrat in einer Denkschrift <) den Standpunkt, daß die 
Zuweisung der Arbeiter zu den Landesversicherungsanstalten und 
die Einrichtung einer Znschußkasse das Richtige sei. Die meisten 
Werkbesitzer teilten diese Ansicht. Die Arbeiter wollten dagegen 
eine »besondere Kasseneinrichtung" im Sinne des Beichs- 
gesetzes errichtet wissen. 

Die Entscheidung dieser Frage wurde noch dadurch erschwert, 
daß der Aligemeine Enappschaftsverein im Falle der Schaffang 
einer derartigen „besonderen Kasseneinrichtung"^ für diese nicht das 
bisher in den Enappsohafbskassen allgemein gebräuchliche ümlage- 
verfahren beibehalten durfte, sondern für diesen einen Geschäfts- 
zweig das „Eapitaldeckungs verfahren'' einzuführen genötigt war. 
Denn obschon das Beichsgesetz für die ,» besonderen Eassenein- 
riohtungen'' das Eapitaldeckungsverfahren nicht ausdrücklich vor- 
schrieb, so war doch aus der ganzen Anlage des Gesetzes zu er- 
sehen, daß der Gesetzgeber dieses Verfahren für die Sonderkassen 
ebenfalls zur Anwendung gebracht wissen wollte. 



1) Qlückaaf. 1889. B 153. 1890. Nr. 100—102. 
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Eine Gharakteruierang der beiden Verfahren kann erst im 
späteren Znsammenhange gegebenen werden. Dort wird anoh die Be- 
deutong dieser ümgestaltong för die Enappschaftsvereine ansfOhrlich 
erörtert werden.^) Die Vorzüge des Eapitaldeoknngsverfahrena 
waren damals noch nicht erprobt. Die Beteiligten waren sich aber 
selbst über die Mangel des seitherigen Verfahrens nicht einmal 
ausreichend im Klaren. Da auch die Umwandlung seiner Pensions- 
kasse in eine Zuschußkasse im Sinne des Invalidenversichernngs- 
gesetzes bei dem Mangel aller Erfahrungen nicht minder einen 
Schritt ins Dunkele bedeutete, so befand sich der Allgemeine Ejiapp- 
Schaftsverein in der mißlichen Lage, unter allen Umständen Neue- 
rungen einführen zu müssen, deren Tragweite nicht genügend über- 
sehen werden konnte. 

Es war deshalb für die Beteiligten sehr schwer, zu einem 
Entschluß zu kommen. Ehe ein solcher gefaßt werden konnte, war 
das halbe Jahr, das dem Vereine nach der Verschmelzung für die 
zu treffenden Maßnahmen noch übrig blieb, verstrichen. Die Berg- 
leute des Buhrreviers mußten daher, je nach ihrem Wohnsitze, Mit- 
glieder der Anstalten Bheinprovinz oder Westfalen werden. Dieser 
Zustand sollte jedoch nicht lange währen. Einer am 10. Oktober 1891 
anberaumten Generalversammlung des Allgemeinen Enappschafts- 
vereins wurden 2 Satzungsentwürfe vorgelegt; der eine sah eine 
^besondere Easseneinrichtung^, der andere eine Zuschußkasse vor. 
Mit großer Majorität wurde der vom Vorstande mit ^/s Mehrheit 
empfohlene Entwurf, der die selbständige Durchführung des In- 
validenversicherungsgesetzes durch eine ,, besondere Eassenein- 
richtung" vorsah, angenommen. Die Ältesten stimmten sämtlich 
und die Werkbesitzer zum größten Teile für diesen Entwurf.^) 
Am 22. Dezember 1891 erfolgte dann die Anerkennung des All- 
gemeinen Enappschaftsvereins als „besondere Eassenein- 
richtung*" durch den Bundesrat 3) Das Statut wurde alsbald 
vom Oberbergamte genehmigt, und am 1. Januar 1892 konnte 
die neue Einrichtung ihre Wirksamkeit beginnen. Gleichzeitig sind 



1) S. S. 151 ff. 

2) Glückauf. 1891. S. 677. 

3) Der Allgemeine Enappschaftsverein ist die letste Versicherangsanstalt, 
die eingerichtet wurde. £r erhielt die Nr. 40. Diese Ziffer giht alte auch 
die Zahl der vorhandenen Anstalten überhaupt an. 
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die Bergleute des BabireTlers ans den beiden Provinzialanstalten 
wieder ausgesohieden. Es braneht kanm erw&hnt za werden, 
dafi es diesen Anstalten wenig erwflnscbt war, eine so zahl- 
reiche Omppe von Mitgliedern, die, entsprechend ihren Lohnen, 
großenteils die Beiträge der höchsten Lohnklasse bezahlten, wieder 
zn verlieren. Die Beigleate würden in ihnen verblieben sein, 
wenn sich der Verein fUr die Znschnfikasse entschieden h&tte. 
Die Pensionskasse des Yereins würde in diesem Falle den Beichs- 
rentnem die Enappschaftspension gekürzt in der Form von Zu* 
Schüssen gegeben haben. Anf die Weise w&re aber dem Yerein 
mit der Zeit ein großer Teil des Pensionswesens ans den Händen 
gekommen. Und damit würde er vieles von seiner seitherigen Be- 
deutung eingebüßt haben. Oanz anders nun, wo der Verein auch 
die reichsgesetzliche Invalidenversicherung mit übernommen hat 
Mit ihr hat er die ganze lavalidenfürsorge für die Bergleute seines 
Bezirks« soweit sie nicht in der EnappschafbhBeruftgenossenschaft 
ihren Träger findet, in sich vereinigt 

Ehe wir uns den Veränderungen in den knappschaftliehen nie ver- 

sichonings- 

Leistungen, die den eben geschilderten Vorgängen gefolgt sind, ab^nn^n^ 
zuwenden, muß zunächst ein Blick auf die nun recht kompliziert ge- Knappwiiafts- 
wordene Struktur des Allgemeinen Enappschaftsvereins geworfen 
werden. 

Bei der Übernahme der reicbsgesetzlichen Invalidenversicherung 
auf den Verein ist die alte Pensionskasse keineswegs mit der neuen 
Versicherungskasse verschmolzen worden ; es bestehen vielmehr eine 
auf Grund des Beichsgesetzes errichtete Invaliditäts- und Alterskasse 
und die ältere, den Vorschriften des allgemeinen Berggesetzes ent- 
sprechende, Pensions- und ünteistützungskasse ganz selbständig 
nebeneinander. Infolgedessen ist die InyalidenfBrsorge des Allge- 
meinen Enappschaftsvereins vfeit schwerer übersehbar, als mancher 
Leeer zunächst angenommen haben wird. 

Gewiß hatte die Möglichkeit einer Verschmelzung beider Zweige 
der Invalidenfürsorge nach Erlaß des Beichsgesetzes nicht gefehlt 
Allein der Allgemeine Enappschaftsverein hat von Anfang an 
großen Wert darauf gelegt, daß beide Versicherungen neben- 
einander fortbestehen sollten. Auf die Weise ist die bessere 
Versorgung der Bergarbeiter gegenüber anderen Lcdmarbeiterklassen 
besonders augenfUlig gemacht worden. 

Halbaob, Enappsehaftararein. B 
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Der KasseDapparat fflr die reicbsgesetzliohe Invaliden- und 
Altersversicherang übernimmt die Invaliden- und Altersfürsorge nur 
soweit» als sie sich anf die reiohsgesetzlichen Bestimmungen gründet. 
Er ist, nm eine gute Übersichtlichkeit der GeschaftsfÜhmng sicher 
za stellen, von vornherein mit vollkommen gesonderter Bach- und 
Kassenführang ausgestattet worden und hat dieBezeicbnung:y,Haupt- 
kassenabteilung B*' des Allgemeinen Enappschaftsver- 
eins erhalten. Die ältere Abteilung des Vereins, dienHauptkassen- 
abteilung A^ hatte dagegen einerseits die Geschäfte der Eranken- 
versicherung, andererseits die auf dem Bergrecht beruhende alte 
knappschaftliche Invalidenversicherung durchzuführen. Dabei war 
für die Krankenversicherung nur eine besondere Buchführung, nicht 
aber auch eine besondere Eassenführung, eingerichtet 

Im Jahre 1899 ist aber auch noch eine selbständige Eassen- 
führung fOr die Erankenkasse hinzugetreten. Seit diesem Jahre 
hat der Allgemeine Enappschaftsverein für die Durchführung seiner 
Yersicherungszwecke mithin drei streng gesonderte Ab- 
teilungen: 

1) Die Erankenkasse, 

2) Die Pensions- und Unterstützungskasse, 

3) Die Invaliditäts- und Alterskasse. i) 

Jede dieser drei Abteilungen erhebt besondere Bei- 
träge und gewährt dementsprechend besondere 
Leistungen. Die Erankenkasse tritt ein, wenn ihre Mitglieder 
erkranken. Die Pensions- und Unterstützungskasse bezahlt die ver- 
schiedenen Unterstützungen im Falle der ^Bergfertigkeit ** oder des 
Todes der Mitglieder, und die Invaliditäts- und Alterskasse setzt mit 
ihren Leistungen ein, wenn die Voraussetzungen des Beichs-In- 
validenversicherungsgesetzes vorliegen. ^ Bergfertigkeit'' und ^In- 
validität** decken sich, wie unten noch weiter ausgeführt wird, nicht 
Inwieweit die beiden letztgenannten Abteilungen ineinandergreifen 
und zusammenarbeiten, werden wir ebenfalls unten ausführlich dar- 
zustellen haben. 

Die Leitung aller drei Abteilungen erfolgt durch den einheit- 
lichen, aus 30 Personen zusammengesetzten Vereinsvorstand. Eben- 
so besteht für alle drei Abteilungen ein gemeinsames Statut 
• 

1) Die einzehien AbteÜnngen sind in den weiteren Aosführongen auch 
so genannt 
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Die Vorteile dieser organisatorischen Vereinigong liegen anf 
der Hand. Erwähnt seien nnr die yielen Beziehungen der Kassen 
za einander. Während sich bei den anderen Yersicheningseinrich- 
tangen ans diesen Beziehungen yiele Schreibereien, Prozesse n. s. w. 
herleiten, erledigt sich hier alles sehr glatt and einfach. 

Über dem Vorstande steht, wie wir wissen, das Oberbergamt 
als Aufsichtsbehörde. Das Oberbergamt hat allerdings gewisse 
Befngnisse an das Reiohsversicherungsamt abgeben mfissen (§ 130), 
da die ^besonderen Easseneinrichtungen'' ja in der fttr die reichs- 
gesetzliche Invalidenversicherung eingerichteten Gtesamtorganisation 
bleiben mußten. Das Beichsversicherungsamt bedient sich aber bei 
allen Verwaltungsangelegenheiten der VermitÜnng des Oberberg- 
amtes. Den für die anderen Inyalidenversicherungsanstalten vor- 
gesehenen Ausschuß finden wir beim Allgemeinen Enappschafts- 
verein und bei den übrigen „besonderen Easseneinrichtungen*' nicht 

Welche von den im Bergwerksbetriebe beschäftigten Personen 
erfaßte nun das Invaliditäts- und Altersversichernngsgesetz ? 

Nach dem Gesetze von 1889 sind versicherungspflichtig alle Miigiiedfloiuift 
über 16 Jahre alten Personen, die als Arbeiter, Betriebsbeamte oder 
Handlnngsgehülfen im Bergwerksbetriebe beschäftigt sind. Die- 
jenigen Betriebsbeamten und Handlnngsgehülfen, deren regel- 
mäßiger Jahresarbeitsverdienst 2000 M. übersteigt, sind jedoch der 
Versicherungspflicht nicht unterworfen. Ebenso sind von ihr befreit 
Personen, die wegen ihres Zustandes nicht mehr Vs des ortsüblichen 
Tagelohns verdienen können. Auf ihren Antrag sind auch die 
Personen von der Versicherungspflicht zu befreien, denen schon 
Pensionen, ünfallrenten oder ähnliche Bezüge im Mindestbetrage 
4er Invalidenrente bewilligt sind. Das Gesetz von 1899 hat diese 
Bestimmungen zum Teil etwas geändert und erweitert 

Für öffentliche Beamte, denen eme Anwartschaft auf Pension 
im Mindestbetrage der Invalidenrente gewährleistet ist, besteht eine 
Versicherungspflicht nicht. Da die Enappschaftsvereine Beuten ge- 
währten, die durchweg dem Mindestbetrage der Beichsinvaliden- 
rente gleichkamen, so hätte man ihre Mitglieder — wie die 
pensionsberechtigten Staats- und Eommunalbeamten — durch das 
Gesetz von der Versicherungspflicht ausschließen können. Der 
Gesetzgeber hat diese Frage auch erwogen. ^) Er hat sich aber 

1) Yergl. FuLD in der Zeitschrift fOr Bergrecht, fid. XXXII, 8. 52. 

8* 
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fOr die Yeraioheraiigspflioht entschiede, einmal im Interesse der 
Einheitliehkeit nnd dann auch deshalb, weil doreh die Befreiuig 
beim Übergänge von Bergleuten za anderen Berufen die Unzur 
trägliohkeiten noch größer geworden w&ren, als sie heute adon 
sind. Die Mitglieder des Allgemeinen Enappschaftsyereins mfissen 
deshalb in der Begel ^ ^^^ 3 Abteilungen angehören. Außerdem 
sind sie noch bei der Enappschaftfr-Berufsgenossenscbaft versichert 

Die alte Unterscheidung zwischen voll- und nunderberechtigten 
Mitgliedern, und die alte uns aus den früheren Kapiteln bekannt» 
Einteilung der Enappschaftsmitglieder in 5, gewissermaßen nach 
Graden abgestufte Klassen — 3 Arbeiterklassen und 2 Beamtenab- 
teilungen — die schon das Krankenversichemngsgesetz und daa 
Unfallversicherungsgesetz unbeachtet gelassen hatte, kamen natfirlich 
auch fflr die reichsgesetzliche Invaliden- und Altersversicherung 
nicht in Betracht. Das Oesetz wollte mit seiner Ffirsorge alle^ 
aber 16 Jahre alten Arbeiter erfassen und die Ffirsorge allen auf 
derselben Grundlage zuwenden. So ist nun auch den un- 
ständigen Bergarbeitern, die frflher nur unter gewissen Voraus- 
setzungen in den Genuß eines Invalidengeldes gelangen konnten,^ 
eine Invalidenrente gesichert worden. 

Das Gesetz hat ffir die Beitragspflicht einfach das Alter von 16 
Jahren und fSüt die Höhe der Beiträge (und damit mittelbar auch ffir di& 
Festsetzung der Beuten) den Arbeitsverdienst zu Grunde gelegt 

Hingegen hat der Allgemeine Knappschaftsverein ffir das alte 
knappsdiaftliche Pensionswesen, also ffir die Pensions- und Unter- 
stfitzungskasse, die alte Einteilung im wesentlichen beibehalteB, im 
Gegensatz zu dem Saarbrficker Verein, der mit der ÜberHefemng 
ganz gebrodien hat Allerdings hat man bei der Pensions- und 
Unterstfitzungskaase des Allgemeinen Knappsohaftsvereins ebenfalls 
die Absonderung einer zweiten ständigen Arbeiterklasse aufgehoben,, 
dagegen ist hier die Scheidung in ständige und unständige Milr 
glieder beibehalten worden. Ständiges Mitgied des Vereins kann 
auch heutigen Tages noch nur der werden, der ein Jahr un- 
ständig gewesen, nicht unter 17 und nicht Aber 30 Jahre alt und 



l)*Die Arbeiter unter 16 Jahren sind nnr in der Krankenkasse. Ein. 
Teil der ünstAndIgen gehört der Penstoas- and Untersttttzungskasse nicht an^ 
Siehe S. 30 und S. 137. 
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gesund ist und sich im Besitze der bürgerlichen Ehrenrechte he- 
findet 1) Wer anter den im Bergbau beschäftigten Arbeitern, mit 
Ausnahme derjenigen unter 16 Jahren, die Oberhaupt nur der Kranken- 
kasse des Vereins angehören, einem dieser Erfordernisse nicht 
entspricht» wird unständiges Mitglied der Pensionskasse.^) 

Nach den früheren Bestimmungen waren hingegen nur die- 
jenigen unstfindlgen Mitglieder zum Aufrücken in die IL Ständigen- 
Klasse geeignet, die 

1. ein Jahr unständig gewesen waren und Bergarbeit ver- 
richtet hatten, 

2. nicht unter 18 und nicht über 36 Jahre alt und gesund 
waren. 

Die Mhere Einschränkung, wonach nur eigentliche Bergleute 
„ständig'* werden konnten, ist also beseitigt worden. Dadurch sind 
wichtige Schranken, mit denen die Bergleute sich von anderen Ar- 
beitern abgeschlossen hatten, gefallen. Heute können auch die 
Handwerker u. & w., die auf der Grube arbeiten, ständige Mitglieder 
der Pensionskasse des Allgemeinen Knappschaftsvereins werden. 

Die beiden Beamtenabteilungen, die nur geringe Bedeutung 
haben und gewissermaßen der ständigen Arbeiterklasse angegliedert 
sind, wurden beibehalten, um den Beamten höhere Mindestpensionen 
zu sichern« — 

Bergleute, die aus dem die Invalidenversicherungspflicht be- _^;iter- 
gründenden Arbeitsverhältnisse ausscheiden, können die Versicherung 
bei der Invaliditäts- und Alterskasse fortsetzen (Weiterversicherung). 
Sie sind dann natürlich verpflichtet, auch den Untemehmerbeitrag 
zu entrichten. Von dieser Vergünstigung machen viele Knapp- 
schaftsinvaliden Gebrauch. In der ersten Zeit erfüllte eine 
Beihe von ihnen durch die Weiterversichernng die Vorschriften 
über die Wartezeit, und heute erhöhen andere, die zwar die Warte- 
zeit hinter sich haben, aber noch nicht im Sinne des Beichsgesetzes 
erwerbsunfähig sind, auf diese Weise die spätere Beichsrente. 
Auch Personen, deren regelmäßiger Jahresarbeitsverdienst Über 



▼«r8ioh«nui^. 



1) Siehe S. 197. 

2) Ein Teil dieser Unständigen seheidet dann hinterher wieder aus der 
Pensiont* und ünterstütsoogskasse ans. Siehe S. 128. 
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2000 Mark gestiegen ist, machen sich sehr oft das Recht der 
Weiterversicherang zunutze. 

Eine solche Weiterrersicherung gibt es bei der Pensions- und 
TJnterstützungskasse des Allgemeinen ELnappschaftsvereins gegen- 
wärtig noch nicht. In den Statuten von 1890 und 1892 war 
sie versuchsweise bis zur Dauer eines Jahres zugelassen. 1899 
wurde diese Bestimmung aber wieder aufgehoben. In dem Entwürfe 
zu dem neuen Titel YII A. B. G. ist ausdrücklich gesagt, daß die 
Enappschaftsvereine eine Weiterversicherang ähnlich wie bei der 
reichsgesetzlichen Invalidenversicherung für ihre Pensionskasse durch 
Statut einführen können. Dieses Becht haben die Enappschafts- 
vereine ja aber heute auch schon, sodafi an den bestehenden Verhält- 
nissen nichts geändert wird. Die Knappschaftsvereine werden die 
fragliche Bestimmung überdies auch künftig wohl nicht in die 
Statuten aufnehmen, da die Tendenz bei den Vereinen dahin geht» 
die Vorteile der Enappschaftskassen nur den dauernd im Bergbau 
beschäftigten Personen zuzuwenden. 

Nachdem die neueren Umgestaltungen im Aufbau des Vereins 

übersehbar gemacht sind, ist nun auch die Möglichkeit gegeben, 

die Veränderungen, die das letzte der drei großen Beichsgesetze in 

den Versichernngsleistungen des Allgemeinen Enappschaftsvereins 

herbeigeführt hat, näher ins Auge zu fassen. Wir haben dabei von 

dem früheren Zustande auszugehen. 

Die frUieien Wie dem Loscr schon aus dem 2. Kapitel bekannt ist, setzt 

uäeT^- der § 171 des A. B. 6. fest, daß den vollberechtigten Mitgliedern 

x^SS^I^^drebei einer ohne eigenes grobes Verschulden eingetretenen^ 

Mge.^^' durch natürlichen Kräfteverfall oder durch UnfiftU entstandenen 

dauernden Unfähigkeit zur Arbeit (Bergarbeit!) nach näherer Be- 

stinmiung des Statuts eine lebenslängliche Invalidenunterstützung 

und ein Zuschuß zur Erziehung der unter 14 Jahre alten Kinder 

zu gewähren ist 

Hiervon ausgehend, hatte das Statut des Märkischen Vereins 
bestimmt: 

„Ein Invalidengeld erhalten: 

1. die Mitglieder I. Klasse, welche nach dem Urteil des 
Enappschafts-Vorstandes zur Arbeit unfähig geworden sind, falls die 
Invalidität nicht durch eigenes grobes Verschulden oder durch Be- 
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schidigang wihrend des freiwilligen Feierns herbeigefBhrt oder 
w&hrend des MUitftrdienstes entstanden ist; 

2. die Mitglieder II. Klasse nnter denselben Bedingungen, 
wenn sie 5 Jahre der Klasse angehört haben und erst dann danemd 
arbeitsunfähig geworden sind; 

3. die Mitglieder m. Klasse, welche bei Aufnahme der Berg- 
arbeit nicht über 36 Jahre alt wareu, aus Orfinden, welche sie 
nicht selbst verschuldet, l&nger als 15 Jahre ununterbrochen in der 
in. Klasse gestanden hatten, ohne in die IL Klasse aufzurflcken 
und nach dem Urteile des Knappschafts-Vorstandes infolge einer 
während der Arbeitszeit entstandenen Krankheit arbeitsunfähig ge- 
worden sind, falls die Invalidität nicht durch eigenes grobes Ver- 
schulden herbeigefBhrt ist 

Beamte L Abteilung empfangen das Invalidengeld der IL Ab- 
teilung, wenn sie der ersteren noch nicht 5 Jahre als aktives Mit- 
glied angehört haben.'' 

Das erste Statut des Allgemeinen Knappschaftsvereins versuchte, 
alle Vorteile, die jeder der 3 Vereine seinen Mitgliedern geboten hatte, 
in sich zu vereinen. Es nahm auch eine Beschädigung während einer 
freiwilligen Feierperiode nicht mehr als Vorenthaltungsgrund an. 

Die Höhe des Invalidengeldes richtete sich nach der Klasse 
und dem Dienstalter, wobei das Dienstalter mit dem Tage des Ein- 
tritts in die II. Klasse (der nicht vor dem vollendeten 18. Lebens- 
jahre erfolgen konnte) begann. 

Das Invalidengeld betrug: 
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Ein Invalide mit 20 Jahren 1 Monat Dienstzeit erhielt also 
dasselbe Invalidengeld, wie ein Invalide mit einer Dienstzeit von 
24 Jahren 11 Monaten. Die Folge dieser Abstofang war natflrlich, 
daß die bergfertigen Arbeiter, wenn irgend möglich, die Arbeit noch 
bis znm Aufrücken in die höhere Stufe weiter versahen. 

Wegen des sogenannten „halben Invalidengeldes^ (und ebenso 
wegen des Eindergeldes) sei auf unsere Ausführungen bei der Un- 
fallversicherung, die mit der gegenwärtigen Darstellung überhaupt 
mehrfach parallel laufen, hingewiesen.^) Ergänzend sei dem dort 
Gesagten hinzugefügt, daß das erste Statut des Allgemeinen Enapp- 
schaftsvereins eine Änderung zu Gunsten der Invaliden tra^ indem 
es bestimmte, daß die Herabsetzung des Invalidengeldes auf die 
Hälfte nicht mehr stattfinden sollte, wenn der Verdienst nicht mehr 
als 40 Mark monatlich betrug oder der Invalide über 60 Jahre 
alt war. 
B«ntenbezai? Neben die geschilderten Leistungen stellten sich nun die 

'in^donve^! Leistongeu auf Grund des Beichsgesetzes. Sie unterscheiden sich 
^^'^' von den knappschaftlichen grundsätzlich dadurch, daß sie mehr vom 



rein menschlichen Standpunkte aus festgesetzt sind. Jegliche 
Brwerbsunfähigkeit im Sinne des Gesetzes gibt einen Anspruch auf 
eine Beute, wenn die Vorbedingungen (Wartezeit u. s. f.) erfüllt 
sind. Auch eigenes grobes Verschulden ist kein Vorenthaltungs- 
grund (vergl. jedoch $ 17 des Gesetzes von 1899). Bei allen 
Unfällen, soweit sie nicht Betriebsunfälle sind, ist den Versicherten 
ebenfalls Invalidenrente zu gewähren. 

Der Bezug einer Beute ist an 3 Voraussetzungen geknüpft, 
nämlich 

1. an die dauernde Erwerbsunfähigkeit oder an ein Alter 
von 70 Jahren, 

2. an die Erfüllung einer Wartezeit und 

3. an eine bestimmte Beitragsleistung. 

Diese 3 Bedingungen müssen wir näher betrachten, ehe wir 

zu der Beute selbst übergehen. Wir beginnen mit dem Begriffe 

„dauernde Erwerbsunfähigkeit^ 

Danornde Er- Dauemd erwerbsunfähig im Sinne des Gesetzes von 1899 sind 

^werbsonn^iff- jj^j^j^g^Q Versicherten, die dauemd außer stände sind, durch eine 

Unfähigkeit. 



1) Yergl S. 66, 67. 
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ihren Kräften nnd Fähigkeiten entsprechende Tätigkeit, die ihnen 
unter billiger Berflcksiehtignng ihrer Ansbildung nnd ihres bisherigen 
BerofiB zngemntet werden kann, ein Drittel dessen zu erwerben^ 
was körperlich nnd geistig gesunde Personen derselben Art mit 
ähnlicher Ausbildung in derselben Oegend durch Arbeit zu verdienen 
pflegen (§15 Absatz 2 in Verbindung mit § 5 Absatz 4). Das Gesetz 
Ton 1889 hatte den Begriff wesentlich anders gefaßt 

Das A. B. G. spricht von ^Arbeitsunffihigkeit^ ohne diesen 
Begriff näher zu erläutern. Auch die Enappschaftsstatuten haben 
nie eine Erläuterung dafflr gegeben. In der Praxis werden im all- 
gemeinen die Bergleute als arbeitsunfähig — „ bergfertig ** — be- 
trachtet, deren Fähigkeit zu ihrer Arbeit (Bergarbeit) um die 
Hälfte vermindert ist. Die Enappschaftsinvaliden sind also aus- 
gesprochene Berufsinvaliden. Das Gesetz von 1899 ist nicht so 
weit gegangen, obschon die Fassung des § 5 Absatz 4 keinen 
Zweifel darfiber läßt, daß bei der Beurteilung der Erwerbsunfähig- 
keit der Beruf nicht aus dem Auge gelassen werden darf. Von 
den „bergfertigen"^ Enappschaftsinvaliden können viele noch jahre- 
lang andere leichte Arbeiten verrichten. Da ffir die knappschaft- 
liche Invalidisierung nur eine Verminderung der Ar- 
beitsfähigkeit um die Hälfte, bei der reichsgesetzlichen 
aber eine Herabsetzung der Erwerbsfähigkeit um ^s Vor- 
aussetzung ist, kommt es oft vor, daß Enappschaftsinvaliden eine 
Beichsrente nicht zusteht i) 

Im Durchschnitt der Jahre 1873 — 1904 ist bei allen Enapp- Darchschnitts. 
Schaftsvereinen Preußens das Lebensalter beim Eintritt der Arbeits- ■oLfSioh U-' 
Unfähigkeit 48,6 Jahre gewesen. (Die Verunglfickten sind mit 
berflcksichtigt). Das günstigste Jahr war 1892 mit einem Durch- 
schnittsalter der Invalidisierten von 50 Jahren. Die Jahre 1901 
1902 und 1903 mit den Ziffern 48,1, 48,2 bezw. 46,6 stehen unter 
dem Durchschnitt Das Jahr 1903 war in demZeitraume 1873 — 1904 
das schlechteste. — Aus dem Buhrrevier sind folgende Zahlen zu 
verzeichnen: 

Uftrkiacher Esaen-Werdensoher Mülheimer 
Verein Verein Verein 

Durchsclmittlich 1873— 1890 45,3 45,2 46,2 Jahre 



1) Siehe Stat 18 auf B. 199. 
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Auf 47 Jahre stellt sich im Allgemeinen Knappsohafteverein der 
Dnrchsobnitt aus den Jahren 1890 — 1904. Der Unterschied zwischen 
den Zahlen der gesamten preußischen Vereine und denjenigen des 
Buhrreviers ist daraas zu erklären, daß in diesem Bezirke im Verhält« 
nis zu den übrigen Bezirken sehr yiele junge Leate beschäftigt sind. 
Es mfissen deshalb auch relativ viele junge Leute infolge von 
Unfällen invalidisiert werden; dadurch wird das Durchschnittsalter 
heruntergedrfickt. ^) Obwohl Schwankungen im Laufe der Jahre mehr- 
fach vorgekommen sind, ist ein Fallen der Ziffer im ganzen nicht 
zu verzeichnen. Das ist jedenfalls eine erfreuliche Tatsache, wo doch die 
Unfallziffer gestiegen ist und die Grundsätze för die Feststellung 
der Arbeitsunfähigkeit unter dem Einflasse der Arbeiterversicherungs- 
gesetze mildere geworden sind. Es trifft also nicht zu, wenn be- 
hauptet wird, die Bergleute „verschlissen'' heute rascher als früher. 
Der durch die größere Arbeitsintensität bedingten erhöhten In- 
anspruchnahme der Leute stehen erhebliche Betriebsverbesser- 
ungen u. s. w. gegenüber, sodaß die stärkere Anspannung auf der 
einen Seite durch Erleichterungen auf der anderen ausgeglichen wird. 
Eine Gegenüberstellung der bei der r eichsge setz lieh e n In- 
validenversicherang gewonnenen Durchschnittsziffem und der Ziffern, 
die sich bei den Enappschaftsvereinen ergeben haben, würde wegen 
der durch die Verschiedenheit der Begriffe , Arbeitsunfähigkeit'' und 
„dauernde Erwerbsunfähigkeit" bedingten Verschiedenheit der Grund- 
lagen kein richtiges Bild geben. 2) Bei der Invaliditäts- und Alters- 
kasse des Allgemeinen Enappschaftsvereins werden derartige Durch- 
schnittsziffem aber auch garnicht festgestellt Auch die Veröffent- 
lichungen der übrigen Anstalten geben über diese Verhältnisse keine 
Auskunft Das von den Landesversicherangsanstalten veröffentlichte 
Material ist überhaupt sehr dürftig. 
Altersrente. Wie obou gesagt wurdc, wird aber nicht nur im Falle dauernder 

Erwerbsunfähigkeit, sondern auch dann eine Beichsrente gewährt, 
wenn die Versicherten ein Alter von 70 Jahren erreicht haben. Von 
den Enappschaftsvereinen hatten dagegen nur wenige eine Alters- 
rente unter ihren Leistungen, wohl aus dem Grunde, weil sie in der 



1) £inen weiteren Oberblick über diese viel besprochenen Verhältnisse 
geben die Stat auf S. 202. 

2) Siebe auch Abndt, Bergbau und Bergbaupolitik. Leipzig 1894. S. 150. 
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Praxis doch kaum in Betracht kam. Im DnrohschDitt ist nämlich 
nicht einmal 1 o/o der st&ndigen Mitglieder über 56 Jahre alt Bei 
den meisten anderen Berufen liegt dagegen die Sache anders. 

Nach dem Beichsgesetze erbalten diejenigen Versicherten eine 
Altersrente, die das 70. Lebensjahr vollendet haben nnd nicht im 
Genüsse einer reichsgesetzlichen Invalidenrente sind. Es würde der 
Gerechtigkeit widersprechen, einem Greise, der Jahrzehnte Beitrage 
bezahlt hat, eine Bente zu versagen, weil er vielleicht noch nicht 
ganz erwerbsunfähig im Sinne des Invalidenversicherungsgesetzes 
ist Da die Altersrentner stets in der Lage sind, noch zu arbeiten, 
ist die Bente grundsätzlich niedriger bemessen, als die Invaliden- 
rente. Der Bentner soll so veranlaßt werden, sich weiter zu be- 
schäftigen. Tritt hinterher Erwerbsunfähigkeit ein, so wird die 
Altersrente durch die höhere Invalidenrente ersetzt 

Es sei hier auch auf das auffallende Verhältnis der Zahl der Verhältnis ,d«r 

Zahl der In- 

Altersrentner zu der Zahl der Invalidenrentner hingewiesen. vaUdernntner 
Während z. B. in Mecklenburg, im Königreich Sachsen, in Elsaß- ^Ait^ntner!' 
Lothringen nnd Brandenburg die Altersrentner überwiegen, bilden 
bei den meisten Anstalten die Invalidenrentner die größere Gruppe. 
Letzteres gilt ganz besonders für die KasseneiDrichtungen der Enapp- 
schaftsvereine. 1903 wurden aus der Invaliditäts- und Alterskasse 
des Allgemeinen Knappschaftsvereins 2 198034 Mark Invalidenrente 
und nur 62 862 Mark Altersrente bezahlt ^) Beim Bergbau erklärt 
sich diese Erscheinung hauptsächlich dadurch, daß fast alle Berg- 
leute vor Erreichung des 70. Lebensjahres Invalidenrentner werden. 
Von der Gesamtausgabe an Invaliden- und Altersrenten ent- 
fielen 1899 

auf die auf die 

Altersrente Invalidenrente 

in Mecklenburg öS^/ü 420/o 

bei sämtlichen Anstalten und Easseneinrich- 

tungen 39«/u 61 o/o 

bei der Invaliditäts- und Alterskasse des All- 
gemeinen Knappschaftsvereins .... 5^/o 950/o 

Das Gesetz von 1899 heißt daher auch mit guten Grunde nicht 
mehr »Invaliditäts- und Altersversicherungsgesetz ^ sondern kurz 
„ Invalidenversichemngsgesetz \ 

\) Siehe auch Stat 33 und 34 auf S. 211, 212. 
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Knuücenzente. Neben der Invaliden- und Altersrente gew&hrt das Beichsgesetz 
noch Erankenrente. ^) Diese tritt bei längerer Erankhrit ein, wenn 
anzunehmen ist, daß der Kranke nicht danemd erwerbsonfihig 
bleibt Frflher setzte die Rente erst nach einjUmger Krankheit 
ein. Es war deshalb der Übelstand vorhanden, dafi die Leate in 
der Zeit von dem Aafhören der Krankennnterstfttzang — also vom 
Beginne der 14. Krankheitswoche — bis zom Ablaaf des ersten 
Jahres äberhaupt keine ünterstätzong erhielten. Das ist jetzt anders. 
Nach § 16 des Invalidenversicherangsgetzes von 1899 beginnt der 
Bezng der Krankenrente mit der 27. Krankheitswoche. Da die 
Novelle zum Kranken versicherangsgesetz von 1903 die Bezugsdaner 
der Krankenunterstfitznng auf 26 Wochen verlängert hat, schließen 
sich Krankenunterstfitzung und Krankenrente nun ganz aneinander an. 
Bleibt der Kranke dauernd erwerbsunfähig, so wird er Invaliden* 
rentner. — 

Für die Enappschaftsvereine war diese Form der Erankenrente 
kein novum. Hier hat schon von jeher bei den vollberechtigten 
Mitgliedern der Anschluß der Invalidenfürsorge an die Kranken- 
unterstfitzung bestanden. 2) Als aber im Jahre 1899 seitens der 
reichsgesetzlichen Invaliditäts- und Alterskasse im Anschluß an 
die Krankenunterstützung eine solche Rente eingeführt worden ist, 
hat die Fensions- und ünterstützungskasse des Allgemeinen Knapp- 
schaftsvereins ihrerseits die Krankenrente aufgehoben. 
Wartezeit Wir kommou nun zu den weiteren oben genannten Voraus- 
setzungen für die Erlangung einer Reicbs-Invaliden- oder Alters- 
rente: zu der Wartezeit und zu der Beitragsleistung. 

Liegt Erwerbsunfähigkeit im Sinne des Reichsgesetzes vor, so 
muß nämlich, ehe ein Rentenbezug eintreten kann, der Nachweis 
erbracht werden, daß die vorgeschriebene Wartezeit zurückgelegt 
und eine genügende Anzahl von Beiträgen geleistet ist Das Reichs- 
gesetz von 1889 forderte bei der Invalidenrente 5, bei der Altersrente 
30 Beitragsjahre — 1 Beitragsjahr «- 47 Beitragswochen — als 
Wartezeit (§ 16). Diese 235 bezw. 1410 Beitragswochen setzte die 
Novelle von 1899 auf 200 bezw. 1200 herab. 

1) Dieser Ausdruck ist in der Praxis allgemein üblich. Das Gesetz nennt 
die sogenannten Krankenrenten dagegen ai/ch In?alidenrenten, denen sie 
übrigens hinsichtlich der Art der Berechnung ebenfalls gleich sind. 

2) Siehe 8. 33. 
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Die Wartezeit beträgt bei der Pensions- und ünter- 
gtfitzungskasse des Allgemeinen Enappsohaftsvereins seit 18d9 
auch 260 Wochen, wie S, 135 bei Besprechung der Statatenandemng 
von 1899 noch dargetan werden wird. Daß sie vor dem Beichgesetz 
exfaeblioh länger gewesen ist, geht aus dem S. 119 gesagten hervor. 

Die Beitrage sind im Inyalidenversicherungsgesetz nach Lohn-Beitragsieistimg. 
Uassen abgestuft Mit den Klassen der Knappschaftsvereine, die 
von ganz anderen Gesichtspunkten aus geschaffen sind, haben 
diese Lohnklassen nichts gemein. Das Gesetz von 1889 hatte vier 
Lohnklassen, 

Klasse I bis 350 M. Jahreslohn 
„ II 350— 550 M. „ 

„ m 550— 850 M. 
„ IV 850 und mehr M. „ 

1899 wurde, den höheren Löhnen entsprechend, eine 5. Klasse hinzu- 
gefügt (§ 34). 

Klasse IV 850—1150 M. Jahreslohn 
„ V 1150 und mehr M. „ 

Diese Lohnklassen sind zwar für die .besonderen Kassen- 
einrichtungen " nicht vorgeschrieben. Der Allgemeine Knappschafts* 
verein hat sie aber ausZweckmäßigkeitsgrfinden für seine Invaliditäts- 
und Alterskasse durch das Statut fibernommen. 

Fflr die Zugehörigkeit der Versicherten zu den Lohnklassen 
ist aber nicht die Höhe des tatsächlichen Jahresarbeitsverdienstes, 
sondern ein Durchschnittsbetrag maßgebend. Dieser wird für Mit- 
glieder der Knappschaftsvereine vom Vorstande festgesetzt; er soll 
das 300fache des durchschnittlichen täglichen Arbeitsverdienstes 
derjenigen Klasse von Arbeitern betragen, welcher der Versicherte 
angeh&rt Der allergrößte Teil der Bergleute des Buhrreviers war 
natflrlich in der höchsten, zuerst der IV., seit 1900 der V. Klasse 
zu versichern. Seitens des Allgemeinen Knappschaftsvereins ist des- 
halb der Einfachheit halber bestimmt worden, i) daß sämtliche 
Versicherten die Beiträge der V. Lohnklasse zu leisten haben. Bei 
anderen Anstalten können sich die Versicherten, die einer der 
Klassen I bis IV angehören, in einer höheren Slasse versichern; 



1) Durch einen VorstAndsbeschloß; das Statut enthalt diese Bestim- 
mung nicht. 
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sie müssen dann aber die Mehrbeiträge selbst aotbringen. Yon 
dem Rechte der Höherversicherang Oebrauch za machen, kann den 
Arbeitern nicht dringend genng empfohlen werden. 

§ 20 des Gesetzes von 1889 hat es den einzelnen Anstalten 
überlassen, die Höhe der Beiträge für die 4 Lohnklassen für das Jahr- 
zehnt von 1891 — 1900 selbst festzusetzen. Die Beiträge mofiten 
jedoch so bemessen werden, daß jede Lohnkasse neben ihrem An- 
teil an den Verwaltnngskosten ein Kapital anfbrachte, das die 
Deckung der Ansprüche der in dem Jahrzehnt invalidisierten Mit- 
glieder der Kasse gewährleistete (§ 24 Absatz 1). <) Der $ 32 des 
Oesetzes von 1899 bestimmt dagegen, daß der Bmidesrat die Höhe 
der Beiträge jedesmal für 10 Jahre einheitlich festzasetzen hat 
Bis 1910 sind nur bei jeder Versicherungsanstalt von Arbeiter und 
Unternehmer zusammen an Beiträgen wöchentlich zu erheben 

in Lohnklasse I 14 Pfg. 

n 20 „ 

„ ni 24 „ 

„ IV 30 „ 

V 36 „2) 

Die Beiträge entfallen auf den Unternehmer und den Ver- 
sicherten zu gleichen Teilen. ^) Bei der Invaliditäts- und Alters- 
kasse des Allgemeinen Knappschaftsvereins — und bei allen 
„besonderen Kasseneinrichtungen'' sowie einigen Anstalten — werden 
sie bar bezahlt. Dadurch fidlt die Quittungskarte und das mit 
Recht so wenig beliebte Markenkleben fort Bei der Norddeutschen 
Knappschafts -Fensionskasse bezahlen die 21 Verbandsvereine 
Pauschalsummen; am Schlüsse des Rechnungsjahres wird eine 
genaue Berechnung angestellt, nach deren Ergebnis entweder gut- 
geschrieben oder nachbezahlt wird.^) Beim Allgemeinen Knapp- 
schaftsverein hat jeder Versicherte eine Karte (Stammblatt), auf der 
alles Erforderliche verzeichnet wird. Will ein Versicherter den 
Bereich des Vereins verlassen, so erhält er eine sogenannte Auf- 



1) Siehe S. 156. 

2) Man glaabt, diese fieitr&ge dauernd bestehen lassen za können. 
Vergl. 8. 157. 

3) Siehe Stet. 32 auf S. 211. 

4) Abhdt, a. a. 0. S. 160. 
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rechnnngsbesoheiiiigang über die zarfiokgelegten BeitragswocheD, 
über die Lohnklasse, der er angehört hat» sowie über die Dauer 
etwaiger Krankheiten. Daraus, daß solche Bescheinigungen nur 
verhältnismäßig wenig gefordert werden, ergibt sich, daß nur wenige 
Bergleute das Ruhrrevier verlassen, i) 

Bei der Pensions- und ünterstfitzungskasse haben die Beitrage 
der Mitglieder — also die Beiträge der Versicherten allein — z. Zt 
des Inkrafttretens des Invalidenversicherung^esetzes, und schon 
lange Zeit vorher, in den beiden Beamtenabteilungen 4,60 Mark 
und 3,30 Mark monatlich, in den drei Arbeiterklassen 2,90 Mark 
2,20 Mark und 1,50 Mark monatlich betragen. — 

Dadurch, daß für die neue Invaliditäts- und Alterskasse die Rackwirkang 
Beitragsfrage geregelt werden mußte, kam beim Allgemeinen Ejiapp-ge^^i^die 
Schaftsverein auch die Frage der Beitragsleistung fix die Pensions- UMtl^i^^ror 
und ünterstfitzungskasse zur Sprache. Bei dieser (Gelegenheit fand unääat^^- 
dann eine Begelung der Beiträge der unständigen Mitglieder zu der 
Pensions- und Ünterstfitzungskasse statt Die Beiträge dieser Mit- 
glieder waren im Vergleich zu ihren Rechten von jeher zu hoch 
gewesen. Vor der sozialen Gesetzgebung, also zu der Zeit, als die 
ErankenfOrsorge noch der einheitlichen Enappschaftskasse oblag, 
war dies nicht so zu Tage getreten. Nachdem aber die besondere 
Krankenkasse ins Leben getreten war, die — auch von den un- 
ständigen Mitgliedern — besondere Beiträge forderte, wurde das 
Mißverhältnis offenkundig. Trotzdem hielt man ffir die minder- 
berechtigten Mitglieder den alten monatUchen Beitrag von 1,50 Mark 
für die Pensions- und Ünterstfitzungskasse allein beL Die Un- 
ständigen sollten gewissermaßen schon ffir die Ansprfiche bei- 
steuern, die sie später hatten, wenn sie ständig geworden waren. 
Man wollte auf diese Weise einen Druck auf sie ausfiben, sich 
möglichst bald die Vorteile der ständigen Mitglieder zu sichern. 
Diese Orfinde konnten aber ffir die große Zahl degenigen un- 
ständigen Mitglieder nicht gelten, denen die ständige Mitgliedschaft 
überhaupt verschlossen war. 2) Als nun noch das Invaliden- 
versicherungsgesetz eine neue Beitragsforderung brachte, war die 



1) Dem gegenüber steht der große Wechsel innerhalb des Reviers selbst; 
siehe 8. 29 Anm. 1. 

2) Siehe S. 116 unten. 
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seitherige Praxis nicht mehr za halten. 1892 brach man mit ihr, 
indem man diejenigen Arbeiter, die einen Ansprach auf Enapp- 
schaflspenfflon nicht erwerben können, weil sie bei Aoftiahme der 
Bergarbeit über 29 Jahre alt sind, von vornherein von Beitrigen 
zur Pensions- and Unterstfitzangskasse befreite. Seit 1892 sind 
aach diejenigen Arbeiter von diesen Beitragen befreit, die, nachdem 
sie 1 Jahr anständig gewesen sind, wegen ihres gesondheitlichein 
Zastandes nicht in die Klasse der ständigen Mitglieder anfrficken 
können. — Diese Mafiregel hatte natfirlich einen großen Binnahme- 
aasfall zar Folge. Wie bedeatangsvoU sie gewesen ist, kann man 
angefahr aas der Zahl derjenigen Personen ersehen, die wohl zor 
Kranken- aber nicht zar Pensions- and unterstfitzangskasse bei- 
tragen. 1903 standen im Jahresmittel 260432 Mitgliedern bei 
der Krankenkasse 204089 bei der Pensions- and Unterstfitzangs- 
kasse gegenfiber. Ziehen wir von den 260341 Personen die 
9995 jagendlichen Arbeiter ab, so ergibt sich, daß 17,7 o/o der 
Krankenkassenmitglieder nicht zar Pensions- and Unterstfitzangs- 
kasse gehörten. 1) Wenn 1903 die frfiheren Verhältnisse noch be- 
standen hätten, so wfirden diese 17,7 o/o weit fiber 800 000 Mark 
an die Pensionskasse bezahlt haben. Daza wären noch fiber 
600000 Mark von den Werkbesitzem gekommen! Daß heate das 
Gegenteil von den froherem Verhältnis besteht, indem non die 
von der Beitragsleistang befreiten Unständigen anter Umständen 
aas der Pendons- and Unterstfitzangskasse Renten beziehen, ist 
bei der Unfallversichenmg aasgeffihrt (S. 85.)| 
Beitrags- ^^^ Erstattung von Beiträgen kennt die Pensions- and 

entattaDgen Unterstfitzangskasso aoch in der Gegenwart nar fßr den Fall, daß 
ein Mitglied während des Militärdienstes arbeitsanfiihig wird oder 
stirbt. Ffir die Invaliditäts- and Alterskasse hat der AJlgemetne 
Knappschaftsverein dagegen die reichsgesetzlidien Bestimmongen 
ober die Erstattung von Beiträgen (§ 42 ff.) fibemommen, obwohl 
diese Bestimmungen ffir die „besonderen Easseneinrichtungen^' nickt 
zwingender Natur sind.^ 
Anfbaader Nachdem nun die drei Voraussetzongen des Invaliden- 

der Au^nto vorsicherungsgesetzes ffir die Erlangung einer Beichs-Invaliden- oder 



1) Siehe S. 196. 

2) Yergl. Stat 38 aaf & 2t3. 
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Altorsmita (Erwerbsunaiijg^eit oder Alter von 70 Jahren, Znrflok- 
lagimg der vorgesohriebenen Wartezeit and Leistang der erforder- 
liehen Beitrige) näher gesehildert sind, können wir znr Betrachtung 
der Bente selbst übeigehen. Daza ist Torab za bemerken, dafi die 
von den «besonderen Easseneinrichtnngen^, beim Allgemeinen 
S^oappsoiiaftsyerein ialso von der Invalidität^- nnd Altorskasßß, zo 
gewäh]:iende Bente der im Beiehsgesetz yorgeseb^n/en nioht gleip]i 
za sein bmncht, wenn sie ibr nur mindestens gleichwertig ipt — 
Nach § 25 berteht die Invaliden^ und die Altersrente aus einem 
von d^ Yersißhemngsanstalt aas den Beitragen der Arbeiter «pd 
der Ü9tem0baier aufzubringenden Betriige und aus einem Ibston 
Zusobusse des Beiches von 50 Mark. 

Nach § 28 tragt das Beicb auch den Teilbetrag von den 
Beuten, fOr die Beitrage nicht geleistet wprden sind, weil der Y^- 
aicherte zu militärischen Dienstleistungen eingezogen war. Für dia 
als Beitragszeit geltende Dauer dieser Dienstl^iitupgen wird bei der 
Berechnung der Bente die Lohnklasse 11 zu Qrunde gelegt Die 
gleiche Lohnklasse wird gerechnet für die ebenfalls als Beitrags- 
zeit zu betrachtende Dauer von Krankheiten. Bei Slrkraukun^en, 
die ununterbrochen länger als ein Jahr währen, bleibt die über 
diesen Zeitraum hinausreichende Daner jedoch außer Betracht 
Aehnliche Bestimmungen hatten früher schon die Enappschafts- 
vereine. 

Bei der Berechnung des von der Versicherungsanstalt aufzu- 
bringenden Teiles der Invalidenrente (§ S6) wurde nach dem 
Oeset^ von }889 ein Betrag von 60 Mark zu Grunde gelegt. Dieser 
Betrag stieg mit jeder vollendeten Beitrag^woche je nach der Lohn- 
klasse um 2, 6, 9, 13 Pfg. Das Invaliden Versicherungsgesetz 
von \B99 bftt den einheitlichen Omndbetrag nach den Lohnklassen 
(§ 36) abgestuft; er beläuft sich nun auf 60, 70, 80, 90, 100 Mark. 
Aus diesen Beträgen Wird nach dem Verhältnis der in den einzelnen 
Lohnklassen entrichteten Beiträge der Omndbetrag für jede Beute 
besonders berechnet. Bei der Berechnung wird stets von 600 
Beitragswoehen ausgegangen. Ist diese Zahl nicht erreicht, so 
werden für die fehlenden Wochen Beiträge der L Lohnklasse ein- 
gesetzt Sind über 500 Wochenbeiträge entrichtet, so ist von den 
500 höohston Beitr|.gen auszugehen. Da die sämtlichen Bergleute 
des Buhrreviers in der 5. Lohnklasse versiehert sind, so haben sut 

Halbaoh, Knappflchaftsrorein. 9 



130 



3. Kapitel. 



ÜbeibUok 1i1>6r 

die HOhe d«r 

Bmtan. 



alle — and zwar yerhältnismaßig schon Mh — Ansprach aaf den 
höchsten Orandbetrag. Die Steigerangssätze worden 1899 auch 
geändert Sie betragen nun 3, 6, 8, 10, 12 Pfg. Die Sätze der 
höheren Klassen sind erniedrigt and die der enteren erhöht 
worden. 

Der von der Versicherongsanstalt aafzabringende Teil der 
Altersrente worde früher durch Multiplikation der Zahl der 
Beitragswochen mit 4, 6, 8 oder 10 Pfg., je nach der Lohnklasse, 
ermittelt Es sollten aber höchstens 1410 Beitragswochen an- 
gerechnet werden, natfirlich die, fBr welche die höchsten Beiträge 
entrichtet waren. Der § 37 des Gesetzes von 1899 stellt für jede 
Lohnklasse einen festen Betrag auf: 60, 90, 120, 150 und 180 Mark. 
Sind in verschiedenen Lohnklassen Beiträge entrichtet, so wird der 
Durchschnitt der den Beiträgen entsprechenden Sätze gewährt. 
Dabei sind, wenn mehr als 1200 Beitragswochen nachgewiesen 
werden, die 1200 Beiträge der höchsten Lohnklassen zu Grunde 
zu legen. 

Um einen Überblick zu geben, sind hier einige Renten 
zusammengestellt : 



Gesetz von 1889 
LolmklasBe 



m 



rv 



Gesetz von 1899 
Lohnklaase 

IV 



LiTalideiirente nach Ablauf der Warte- 
zeit. Es sind nur BeitrSge für eine 
Lobnklasse geleistet 

Invalidenrente naoh 50Beitnigs)ahren; 
Beitrag nur for eine Lohnklasse 



Altersrente; Beitrag nur f&r eine 
Lohnklasse 



131,15 M 
321,60 „ 



140,55 M 
415,50 „ 



160 M 
400 „ 



164 M 
462,. 



Beitragsjahr zu 
47 Wochen gerechnet 



Beitragsjahr zu 
52 Wochen gerechnet 



162,80 



191 



200 



230 



Tatsächlich gehören die Versicherten im Laufe der Zeit meist 
yerschiedenen Lohnklassen an; die Beitragszeit ist natürlich auch 
sehr verschieden. 



1) Bei der Altersrente kommen stets noch die Übergangsbestimmimgen 
in Betracht Yergl. § 190 des InT.Y.G. t. 1899. 
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Ein Arbeiter, der vom Beginn der Versicherang an stets in der 
höchsten Klasse yersiohert gewesen ist, bezieht, wenn er am 
1. Janaar 1906 erwerbsunfähig geworden ist, eine Rente von 
224,24 Mark. 1891 waren im Bahrrevier 82 719 Personen als 
Hauer und Schlepper beschäftigt, die nach der Höhe ihres Lohnes 
gleich in die höchste Lohnklasse kamen. Diese Arbeiter hatten, 
soweit sie an dem Tage noch tätig waren, am 1. Januar 1906 
schon Anwartschaft auf eine Beute von 224,24 Mark. Da die 
y. Lohnklasse erst Ende 1909 f&nfhundert Wochen besteht, so kann 
der Orundbetrag von 100 Mark erst von diesem Zeitpunkte an in 
voller Höhe in Frage kommen. 

Stellen wir die Invalidenrenten den alten Enappschaftspensionen Invalidenrente 
— wie sie bis 1899 bestanden haben — gegenüber,^) so finden wir, daß e^tsi^Mron. 
die Beichsrenten während der ersten 15 Dienstjahre mit denPensiouen 
ungefähr gleichstehen oder sie ein wenig übersteigen. Nach den 
15 Jahren bleiben sie hinter den Pensionen zurück. 

Die Beichsrente soll nur ein Zuschuß zum Lebensunterhalte 
sein und will nicht, wie die Knappschaftspension, den Arbeitern 
einen gewissen Mindestunterhalt sichern ; noch weniger aber soll sie, 
wie die Beuten bei der Unfallversicherung, einen Ausgleich für die 
Erwerbsunfähigkeit bieten. Das Beichsgesetz geht von dem Stand- 
punkte aus, daß ein Lavalide doch meist noch etliche Dienstleistungen 
verrichten kann, etwa im Haushalte seiner Eander, auf die er ja 
zunächst angewiesen ist, oder auch bei fremden Personen. Die 
Beute soll dann die Lage eines solchen Mannes verbessern. Ins- 
besondere die Altersrente ist nur von diesem Gesichtspunkte aus zu 
betrachten. Kann ein Bentner gamicht mehr arbeiten, so muß 
allerdings unter Umständen die Armenfursorge eintreten, wenn das 
Beichsgesetz mit der Zeit die Livaliden auch wohl mehr und mehr der 
Armenfürsorge entziehen wird. Heute hat es ja den Höhepunkt seiner 
Wirksamkeit noch lange nicht erreicht. Wenn wir 30 Jahre weiter 
sind, so werden die meisten Beuten den Empfängern jedenfalls über 
das Schlimmste hinweghelfen können. Dabei sind aber die Berg- 
arbeiter, die aus ihren Knappschaftskassen zu der Beichsrente noch 
einen Zuschuß bekommen, heute schon besser daran, als andere 
Arbeiter. Denjenigen, die von den Invaliden- und Altersrenten als 



1) Siehe Stat 136. 2) Siehe S. 119 ond 130. 

9* 
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„erbärmlichen Abschlagzahlungen" reden, ist nur entgegenzuhalten,, 
daß ein einziger Jahresbetrag einer Rente oft der Summe aller 
Yon dem betreffenden Arbeiter selbst bezahlten Beiträge gleich- 
kommt; ja manchmal ist der eine Jahresbetrag sogar schon höher 
ReDtenent- Wenn der Empfänger einer Beichs-Invalidenrente wieder erwerbs- 

^Bnh^nd«: fähig wird, so kann ihm die Beute entzogen werden. Wird sie 

Renton. ,,^ ' , .„. , .,,.„.,, i. -. ^ . 

später von neuem bewilhgt, so ist die Zeit des frfiheren Beuten- 
bezuges wie eine Erankheitszeit zu rechnen. 

Für diejenigen Personen, die eine XJnfallrente beziehen, ruht die 
Invalidenrente, soweit beide. Beuten zusammen 415 Mark, seit der 
Novelle von 1899 das 7 V2 fache des Gruudbetrages der Invalidenrente^ 
übersteigen. Dasselbe gilt beim gleichzeitigen Bezüge von Invaliden- 
rente und militärischer Pension. Die Beute ruht ferner, wenn ein 
Bentner eine länger als einen Monat dauernde Freiheitstrafe ver- 
büßt. Hat der Bentenberechtigte eine unterstützungsbedürftige 
Familie, so ist dieser jedoch die Beute zu überweisen. 

Dem Versicherten steht eine Beute nicht zu, wenn er die Erwerbs- 
unfähigkeit vorsätzlich herbeigeführt hat Die Beute kann ganz oder 
teilweise versagt werden, wenn sich der Versicherte die Erwerbs- 
unfähigkeit bei Begehung eines Verbrechens oder vorsätzlichen Ver- 
gehens zugezogen hat. Es ist aber der Versicherungsanstalt frei- 
gestellt, die Beute auch in diesen Fällen ganz oder teilweise der 
;C*amilie zuzuwenden, wenn sich diese in Not befindet. 
Aufrechnung Wir stoheu uuu vor der Frage, wie die zwei Formen der In- 

ronte^gegen' validen Versorgung unter einander in organische Verbindung gesetzt 
BchaftBpension. wcrdcu konutcu '. crsteus die alte knappschaftliche, die im Falle der 
Bergfertigkeit oder des Todes der Mitglieder ihre Leistungen gewährt 
(Pensions- und Unterstützungskasse) und zweitens die reichsgesetz- 
liche, die mit ihren Beuten einsetzt, wenn die Voraussetzungen des 
Beichsgesetzes gegeben sind. (Invaliditäts- und Alterskasse). Der 
Allgemeine Enappschaftsverein mußte ebenso wie bei der Unfallver- 
sicherung auch hier zu der Frage der Aufrechnung Stellung nehmen. 

Im § 36 des Gesetzes von 1889 (§ 52 des Gesetzes von 1899) 
heißt es darüber, daß Fabrikkrankenkassen, Enappschaftskassen 
u. s. w., die ihren nach den Bestimmungen des Beichsgesetzes ver- 
sicherten Mitgliedern für den Fall des Alters oder der Erwerbsan- 
fähigkeit Beuten gewähren, berechtigt sind, diese Beuten um den 
ganzen Betrag oder um einen Teilbetrag der Beichsreute zu kürzen. 
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Bedingung dabei ist jedoch, daß die Kassen wenigstens eine dem- 
entsprechende Vermindenmg der Arbeiterbeitrage vornehmen. 
Doch bedarf es der Ermaßigang der Beiträge dann nicht, wenn die 
durch die Yerminderang der Unterstützangen ersparten Beträge zu 
anderen Wohlfahrtseinrichtnngen verwandt werden sollen, oder wenn 
die Beiträge in der bisherigen Höhe nötig sind, um die der Kasse 
verbleibenden Leistungen zu decken. 

Es war hiemach den Knappschaftsvereinen auch möglich, die 
Beichsrente ganz aufzurechnen, ohne eine Ermäßigung der Beiträge 
zur Pensions* und Unterstfitzungskasse eintreten zu lassen. Der Saar- 
brflcker Verein erhöhte jedoch seine Pensionen und beanspruchte daffir 
die volle Beichsrente. Bei den meisten Knappschaftsvereinen des Ober- 
bergamtsbezirkes Halle wurde die Beichsrente zur Hälfte aufge* 
rechnet; die andere Hälfte wurde mit der Knappschaftspension aus- 
bezahlt i) 

Der Allgemeine Knappschaftsverein hat zunächst von dem 
Beohte der Aufrechnung vollen (Gebrauch gemacht und trotzdem 
die Beiträge zur Pensions- und ünterstützungskasse in der alten 
Höhe bestehen lassen. Er nahm sogar, um möglichst viele Renten- 
betrl^e einziehen zu können, eine neue Bestimmung in sein Statut 
auf, nach der die Invaliden ihre Ansprüche auf eine reichsgesetz- 
liohe Beute in allen Fällen geltend machen mußten, auch dann, 
wenn sie infolge der Aufrechnung selbst keinen Vorteil davon hatten. 
Der Verein hatte sich zu diesen Maßregeln entschlossen, weil er 
sich zunächst in die neuen Verhältnisse einleben und Erfahrungen 
sammeln wollte und weil er auch die Notwendigkeit einsah, die Ein- 
nahmen zu vergrößern. Seine Leiter waren nämlich damals — 
auch eine Einwirkung der Versicherungsgesetze — zu der Erkennt- 
nis gekommen, daß die vorhandene Bücklage für die Pensions- 
und ünterstützungskasse nicht entfernt genügte.^) Zudem war 
durch die Befreiung eines großen Teiles der Unständigen von der 
Beitragsleistung ein großer Einnahmeausfall entstanden, s) 

Selbstredend erregte die Aufrechnung der reichsgesetzlichen Rente 
bei den Mitgliedern viel böses Blut Die Arbeiter hätten natürlich — 
ebenso wie wir es Arüher bei der Durchführung der reiohsgesetzlichen Un- 
fallversicherung kennen gelernt haben — am liebsten gesehen^ wenn 

1) Arhdt, a. a. 0. S. 157. 2) Vergl. S 157 ff. 
3) Siebe S 128. 
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die beiden Renten voll nebeneinander bezablt worden wären. Das 
lag aber, wie gesagt, einmal nicht im Interesse der Pensions- und 
Unterstützungskasse und zum anderen auch nicht im Sinne des 
Oesetzgebers, der gewollt hatte, daß in Fällen dieser Art eine der 
beiden Kassen eine Art Z aschaßkasse sein sollte. Für den Qesetz- 
geber war, neben anderen Gründen, aach hier die Befürchtang maß- 
gebend gewesen, daß die Aussicht anfDoppelversorgnng einen bedenk- 
lichen Anreiz znr Simulation bieten möchte. Die Maßregel des 
Allgemeinen Enappschaftsvereins erscheint auch weniger als Härte, 
wenn man bedenkt, daß die Beichsrentner aus den ersten Jahren 
nach dem Inkrafttreten des Invalidenversicherungsgesetzes doch fast 
nichts für ihre Beichsrente eingezahlt hatten. Dann wurde aber auch 
mit Bücksicht auf die Aufrechnung der Beichsrenten von dem 
Verein damals schon ins Auge gefaßt, künftig die Leistungen zu 
erhöhen. 
übeiKangsxdt D^^ Vorstaud dachte diese Erhöhung dadurch zu bewirken, 

^''▼on'^IS!^^ daß er die Pensionen allgemein heraufsetzte und den Reichsrentnem 
außerdem einen Zuschuß zu der Pension gewährte. Ein Statuten- 
entwurf, der die nötigen Änderungen vorsah, wurde schon 1893 
ausgearbeitet. Er konnte aber nicht vorgelegt werden, weil die Ver- 
hältnisse im allgemeinen noch nicht geklärt waren und nicht über- 
sehen werden konnte, welche Ausgaben der Kasse noch bevorstehen 
würden. So schwebte damals ein sehr wichtiger und folgenschwerer 
Prozeß darüber, ob den vor 1S92 knappschaftlich invalidisierten 
Mitgliedern des Allgemeinen Knappschafbsvereins, die nach 1892 
in den Genuß einer Beichsrente gelangten, diese Beute einbehalten 
werden konnte. Das Beichsgericht entschied die Frage dahin, daß 
die Aufrechnung in diesen Fällen unzulässig sei. i) Der Allgemeine 
Enappschaftsverein und die Aufsichtsbehörden hatten sich auf den 
entgegengesetzten Standpunkt gestellt. Durch diesen Erfolg der 
Invalidenrentner ermutigt, fingen nun die Unfallrentner die Prozesse 
wegen der Aufrechnung ihrer Beute und wegen der Aufrechnung 
des Kindergeldes an. Von diesen Prozessen liet wie wir wissen, 
(siehe S. 83/84), der erste für den Verein günstig, der zweite dagegen 
ungünstig aus. Die Folge des verlorenen Prozesses war, daß der 
Allgemeine Knappschaftsverein 1897 759226 Mark Kindergeld nach- 



1) Entscheidung Tom 3. Oktober 1894. 
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bezahlen mußte. Als weiteres Hemmnis stellte sich der Statat- 
ändenmg dann noch der Entwurf zur Änderung der Arbeiter- 
versiehernngsgesetze in den Weg. Als dieser Entwurf 1897 mit 
derYerabsohiedung des Reichstages in der Versenkung verschwunden 
war, war endlich die Bahn fflr eine Statutänderung frei. Mitte 
Mai 1898 genehmigte eine Generalversammlung die vom Knapp- 
schafbsvorstande vorgelegten neuen Satzungen. Die Werkvertreter 
waren einmätig und die Arbeitervertreter in ihrer Mehrheit für die 
vom Vorstände vorgeschlagenen Änderungen. Dann blieb die Sache 
wieder beim Bundesrat liegen, der wegen des ihm inzwischen zu* 
gegangenen neuen Entwurfs des Invalidenversicherungsgesetzes erst 
am 26. Januar 1899 seine Zustimmung geben konnte. Am I.April 1899 
trat das neue Statut dann in Kraft i) 

Durch dies neue Statut wurde die Karenzzeit bei der Fensions- LotebmgMi der 
und Unterstfitzungskasse, die 1892 schon allgemein auf 5 Beitrags- <"^^ 



jähre gesetzt worden war, nach dem Beispiele des Reichsgesetzes statatmisoo. 
von 1889 fOr alle standigen Mitglieder auf 260 Beitragswochen 
festgelegt. Die Zeit der Unständigkeit kommt für die Karenzzeit 
nicht mit in Anrechnung. Die Beamten müssen mindestens 
250 Beitragswochen in ihr er Abteilung haben; im anderen Falle 
erhalten sie die Pension der niedrigeren Abteilung bezw. Klasse. 
Die Beiträge wurden Wochenbeiträge, und auch bei der Berechnung 
der Pensionen folgte man dem Invalidenversicherungsgesetz, indem 
man die Berechnung nach Beitragswochen einführte. Von einem 
Grundbetrage von 110 Mark (wie er bei der Invalidenversicherung 
bis 1900 bestand, nämlich 60 Mark Orundbetrag der Versicherungs- 
anstalt und 50 Mark Reichszuschuß) ausgehend, erhöhen sich die 
Pensionen je nach der Zahl der Beitragswochen. Sie steigen mit 
jeder vollendeten Beitragswoche 



bei 250 
Beitrags- 
wochen 



bei 750 
Beitrags- 
wocben 



bei 1500 
Beitrags- 
wochen 



bei 1750 
Beitrags- 
wochen 



für Arbeiter 
„ Beamte II. Abt. 



um 16 Pfg. 
n 21 „ 



nm 18 Pfg. 
)t 23 „ 
t» 88 ,, 



mn 20 Pfg. 
» 25 „ 
„ 42 „ 



um 22 Pfg. 

[» 27 „ 
„ 44 „ 



Jede Beitragswoche kommt den Versicherten bei der Pensionierung 



1) Verwaltongsbericht 1899 des Allgemeinen KnappschaftsTereins. S. 3. 



1B6 



d. EApUel. 



ztigate. Früher waren die Penaioiien dagegen, wie ansgeffilirt, ^) 
ünr von 5 zu 5 Dienstjahren gestiegen. 

Die versehiedenen Steigenmgse&tze maßten eingefOhrt werden, 
nm aacli die Renten der Leate mit liöherem Dienstalter gegen 
Mher an&abessern. Der Höchstbetrag der Pensionen wurde aof 
660 Mark für die Arbeiterklasse nnd auf 870 bezw. 12uo Mark fOr 
die beiden Beamtenabteilnngen festgesetzt Diese höchsten Pensionen 
werden nach 2250 Beitri^swoohen erreicht '^) Die Beitragswochen aas 
der Zeit der Unständigkeit werden bei der Berechnang der Ren- 
ten auch mitgez&hlt Früher war diese Zeit anfier Ansatz geblieben. 

Das ^halbe Invalidengeld'^^), das zuletzt nur noch bei den wegen 
ägyptischer Augenkrankheit invalidisierten Bergleuten in Anwendung 
kam, wurde ganz aufgehoben. Auch findet eine Kürzung der Enapp- 
schaftspension wegen etwaigen Nebenverdienstes nicht mehr statt 

Die Pensionen, die jetzt „Berginvalidenrente'' genannt 
werden, bezahlt die Pensions- und Unterstützungskasse des Ali- 
gemeinen Enappschaftsvereins, solange „Arbeitsunfähigkeit'' im 
Sinne des A. B. O. (vergl. S. 120), nicht aber auch Invalidität im 
Sinne des Beichsgesetzes vorliegt und das Alter von 70 Jahren noch 
nicht erreicht ist Liegen jedoch die Voraussetzungen für den Bezug 
der Reichsrente vor, so fällt die Berginvalidenrente, die meistens 
höher ist als die Beichsrente, fort Dafür wird aber zu der Beiohs- 
rente eine Zusatzrente gewährt Die Zosatzrente ist so bemessen, 
daß der dem Invaliden zufließende Betrag in allen Fällen höher ist, 
als die Berginvalidenrente. Jeder Invalide hat also ein Interesse 
daran, Beichsrentner zu werden. Die Zusatzrente richtet sich nach 
der Beitragsleistung zur Pensionskasse; jede in der ständigen und an«- 
ständigen Klasse zurückgelegte Beitragswoche bringt eine Steigerung, 
und zwar 



mit 

250—750 

Beitrags- 

woohen 



über 

750—1500 

Beitrags- 

woohen 



über 

1500—1760 

BeitragB- 

woohen 



über 1750 

Beitrags- 

woohen 



für Arbeiter 
„ Beamte 11. Abt. 
» II !• II 



um 



9 Pfg. 
14 „ 
29 „ 



um 11 Pfg. 
i. 16 „ 
II 31 ., 



um 18 Pl^. 

M 1^ » 

II 85 ,, 



15 Pfg. 
20 „ 
87 „ 



1) Siehe S. 119. 2) Das Inv. Y.G. kennt übrigenB fttr die Reichs- 

InTälidenrenten einen HOchstbetrag nicht. 3) Siehe S. 67. 
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Einen gaton tTberbliok aber die drei verschiedenen Renten g ibt 
die folgende» dem Statnte des Allgemeinen Enappschaftoyereins 
entnommene Tabelle, in der die Beichsrenten naoh dem Gesetze 
yod 1899 berechnet sind. 







Berg. 




' 




BdtngsMit 


inyaliden- 


Beichainralidenrente 


ZnMttErente 






rente 










Beitrags- 


mr Arbeiter 


LohnklaaselY 


LohnklasBeY 


Ar Arbeiter 


Jahre 


woohen 


M 


M 


M 


M 





200 





142,00 


150,00 





S Jahre 


260 


— 


151,60 


162,00 


— 


6 „ 


312 


159,92 


159.92 


172,40 


28,08 


T II 


364 


168,24 


168,24 


182,80 


32,76 


8 1, 


416 


176,56 


176,56 


193,20 


37,44 


9 ., 


468 


184,88 


184,88 


203,60 


42.12 


10 „ 


520 


193,20 


192,00 


212,40 


46,80 


11 „ 


572 


201,52 


197,20 


218,64 


51,48 


12 „ 


624 


209,84 


202,40 


224,88 


56,16 


13 „ 


676 


218,16 


207,60 


231,12 


60,84 


14 „ 


728 


226,48 


212,80 


237,36 


65,52 


15 „ 


780 


250,40 


218,00 


243,60 


85,80 


16 „ 


832 


259,76 


223,20 


249,84 


91,52 


17 „ 


884 


269,12 


228,40 


256,08 


97,24 


18 „ 


936 


278,48 


233,60 


262,32 


102,96 


19 „ 


9S8 


287,84 


238,80 


268,56 


108,68 


20 „ 


1040 


297,20 


244,00 


274,80 


114,40 


21 „ 


1092 


306.56 


249,20 


281,04 


120,12 


22 „ 


1144 


315,92 


254,40 


287,28 


125.84 


28 „ 


1196 


325,28 


259,60 


293,52 


131,56 


24 ., 


1248 


334,64 


264,80 


299,76 


137,28 


25 „ 


1300 


344,00 


270,00 


306,00 


143,00 


26 „ 


1352 


353,36 


275,20 


312,24 


148,72 


27 „ 


1404 


362,72 


280,40 


318,48 


154,44 


28 „ 


1456 


372,08 


285,60 


324,72 


160,16 


29 „ 


1508 


411,60 


290,80 


330,96 


196,04 


30 „ 


1560 


422,00 


296,00 


337,20 


202,80 


31 „ 


1612 


432,40 


301,20 


343,44 


209,56 


32 „ 


1664 


442,80 


306,40 


849,68 


216,32 


33 „ 


1716 


453,20 


311,60 


355,92 


228,08 


34 „ 


1768 


498,96 


316,80 


362,16 


265,20 


35 „ 


1820 


510,40 


322,00 


368,40 


278,00 


36 „ 


1872 


521,84 


827,20 


374,64 


280,80 


37 „ 


1924 


533,28 


332,40 


380,88 


288,60 


BS „ 


1976 


544,72 


337,60 


387,12 


296,40 


89 „ 


2028 


356,16 


342,80 


393,36 


304,20 


40 „ 


2080 


567,60 


348,00 


399,60 


312,00 


41 „ 


2132 


579,04 


353,20 


405,84 


819,80 


9 « 


2184 


590,48 


358,40 


412,08 


327,60 


48 „ 


2236 


601,92 


363,60 


418,32 


335,40 




2250 


660,00 
abger. Satz 


365,00 


420,00 


837,50 
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Die erhebliche Erhöhung der Leistungen springt in die Angen, 
wenn wir diese Zasammenstellung mit der anf S. 119 vergleichen. 
Schon allein für die Zeit von 1897 bis 1900 weist der Durchschnitt 
der Berginvalidenrenten eine Erhöhung um rund Vs auf. Er betrug 
im Jahre 1900 283 J Mark gegen 215,8 Mark im Jahre 1897. 

Die Zusatzrente* kam zunächst nicht so sehr in Betracht, weil 
sich unter der großen Zahl der Bentenberechtigten verhältnismäßig 
wenige befanden, die auch auf Orund des Beichsgesetzes invalidisiert 
worden waren. Da die Beichsrenten doch aufgerechnet wurden, 
hatten sich viele Berginvaliden überhaupt nicht recht um eine Beichs- 
rente bemüht In den letzten Jahren haben dagegen die Beichs- 
rentoer sehr zugenommen, sogar stärker als die Berginvaliden. Es 
sind deshalb jetzt schon viele Invaliden im Genüsse der Zusatzfente. 

Nach § 8 Ziff. 5 des Gesetzes von 1899 darf eine volle Auf- 
rechnung der einen Beute gegen die andere überhaupt nicht mehr 
stattfinden. Die „besonderen Kasseneinrichtungen*' müssen, wenn sie 
für die reichsgesetzliche Versicherung besondere Leistungen von den 
Mitgliedern verlangen, durchschnittlich mindestens 50 Mark., d. i. 
der Betrag des Beichszuschusses, zu der Berginvalidenrente zulegen. 
Der Allgemeine Enappschaftsverein hat zwar den entgegengesetzten 
Weg eingeschlagen, indem er zu der Beichsrente etwas zulegt. 
Das finanzielle Ergebnis für die Mitglieder ist aber, wie die obige 
Zusammenstellung zeigt, im ganzen günstiger, als wenn zu der 
Enappschaftspension 50 Mark zugeschossen worden wären. Es liegt 
dies daran, daß die Zusatzrente verhältnismäßig hoch bemessen 
worden ist. 

Die Vorteile, die dieses Statut von 1899 für die Versicherten 
mit sich brachte, wurden auch allen nach 1891 invalidisierten Mit- 
gliedern sowie allen Witwen, Kindern und Waisen^) zugesproohent 
die nach diesem Zeitpunkte in ihren Anspruch eingetreten waren. 
Die bis Ende 1891 ^r invalide erklärten Mitglieder kamen nicht 
in Frage, da diese ja nach der reichsgerichtlichen Entscheidung neben 
der alten Pension noch Anspruch auf die volle Beichsrente hatten. 

Daß durch die neuen Festsetzungen sofort eine höhere Belastung 
eintrat, ist selbstverständlich. Während im Jahre 1898 3456895 Mark 

1) Ober das Witwen- nnd Kindergeld ist bereits im 2. Kapitel — S. 67 
— das Nötige gesagt. In diesem Kapitel ist deshalb nicht weiter darauf ein- 
gegangen. 
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Invalidengeld bezahlt worden waren, betmg diese Snmme 1899 
schon 4425724 Mark, obwohl die nenen Satzungen im Jahre 1899 
nur 9 Monate in Kraft waren. Von den 4425 724 Mark entfielen 
697 333 Mark auf die Zasatzrenten. 19o3 wurden 4400606 Mark 
an Berginvalidenrenten und 2613945 Mark an Zusatzrenten bezahlt. 

Das neue Statut mußte deshalb mit den Leistungen auch die Bei- Erhohm« der 
träge erhöhen, zumal die aufgerechneten B>eich8renten zur Deckung PensioBs- und 
der yermehrten Ausgaben nicht wesentlich in Betracht kamen, weil sie ki^^du^^ 
zum größten Teile für die Yerstarkung der Rücklage erforderlich waren. ***^* ^^ * 
Die Beiträge wurden festgesetzt für die ständigen und beitragspflichtigen 
unständigen Arbeiter gleichmäßig auf 0,80 Mark, für die Beamten 
der U. Abteilung auf 1,00 Mark und für die Beamten der I. Ab- 
teilung auf 1,5(» Mark wöchentlich. Zu diesen Mitgliederbeiträgen 
kamen, wie bei der Krankenkasse, noch 75 o/o als Werkbesitzer- 
beitrag. Die wirklichen Beiträge belaufen sich deshalb auf 1,40 Mark; 
1,75 und 2,58 Mark. Die Steigung der Beiträge gegen früher be- 
trägt 14,9; 26,3 und 35,9 o/o. Die Beamten sind stärker heran- 
gezogen worden, um das bei den Beamtenabteilungen vorhanden 
gewesene Mißverhältnis der Beiträge zu den Ansprächen auszugleichen. 
Der Beitrag der unständigen Mitglieder wurde auch auf 80 Pfg. 
festgesetzt, weil nach dem neuen Statut die Beitragswochen aus der 
Zeit der XJnständigkeit (1 Jahr) bei der späteren Pensionierung 
mit angerechnet werden. Hierdurch ist der alte Unterschied 
zwischen ständigen und unständigen Mitgliedern auch bei der 
Pensions- und ünterstützungskasse weiter gemildert worden. — 
Wer 2000 Beitragswochen (früher 40 Dienstjahre) zurückgelegt hat, 
braucht keinen Beitrag mehr zu bezahlen. Die weitere Dienstzeit 
wird dann bis zu 250 Wochen (siehe S. 136) ohne Beitragsleistung 
berücksichtigt. Beiträge sind nicht zu bezahlen in Krankheitsfällen 
und während der Dauer der Militärzeit. Diese Zeiten werden 
aber doch als Beitragswochen gerechnet. 

Wie aus dem oben Ausgeführten erhellt, ist erst durch das 
Statut von 1899 ein richtiges Ineinandergreifen und Zusammen- 
wirken der Pensions- und Unterstützungskasse und der Invaliditäts- 
und Alterskasse bewirkt worden. 

Das Gesetz von 1899 machte zwar wieder eine Statutänderung Einwirkimg de« 
nötig, doch berührte diese das Verhältnis der beiden Invaliden- sioLnuS^-' 
Versicherungszweige zu einander nicht. Es handelte sich in der Statut von isoo*. 
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Hauptsache um den anderweiten Aufbau der reichsgesetzlichen 
Renten und um die Gemein- und Sonderlast (auf die wir noch zu 
sprechen kommen). Im Zusammenhange mit diesen durch das 
Gesetz notwendig gewordenen Änderungen wollten die Arbeiter- 
vertreter im Vorstände verschiedene andere Neuerungen einfuhren. 
Hierfiber konnte jedoch eine Einigung nicht erzielt werden, und der 
Vorstand sah sich schließlich gezwungen, dies der Aufsichtsbehörde 
mitzuteilen. 1) Infolgedessen nahm das Oberbergamt die erforder- 
lichen Änderungen vor. Am 28. Juni 1900 erkannte der Bundesrat 
den Allgemeinen Enappschaftsverein auch als „besondere Eassen- 
einrichtung** im Sinne der Novelle an. 

Das neue Statut mit GQltigkeit vom 1. Januar 1900 ist noch 
heute in Kraft Es entspricht dem von 1 899, abgesehen von einigen 
durch das Gesetz von 1899 unmittelbar verursachten Änderungen. 
Namentlich in seinem äußeren Aussehen gleicht es dem von 1899. 
Während die in Betracht kommenden Bestimmungen der Beichs- 
gesetze in die früheren Satzungen hineingearbeitet waren, zeigen die 
beiden Statuten von 1899 und 1900 eine andere Anordnung. Bei ihnen 
sind die 3 Reichsgesetze und der Titel Vn A. B. G. auszugsweise im 
Anhange abgedruckt Die eigentlichen Satzungen enthalten nur kurz 
und übersichtlich die durch die Verhältnisse bedingten Sonder- 
vorschriften. Auf die wichtigsten Neuerungen der Novelle wird 
unten S. 144 und 157 zurückgekommen werden. — 

Nachdem wir die gesetzlichen und statutarischen Bestimmungen 
k^nen gelernt haben, die für die Renten maßgebend sind, wollen 
wir noch kurz das Rentenfestsetzungsverfahren schildern, wie es 
beim Allgemeinen Knappschaftsverein besteht 
verfkkreii bei Beim Allgemeinen Knappschaftsverein werden sowohl die Reichs- 
setnmg im AU- reuten, als auch die alten "knappschaftlichen Pensionen durch Ver- 
xSa^ohafts- mittclung der Knappschaftsältesten beim Vorstande beantragt. Be- 
ginnen wir mit der Festsetzung der Reichsrenten. Die untere 
Verwaltungsbehörde, die für die Landesversicherungsanstalten die 



1) Bei Stimmengleichheit im Vorstände gilt ein Antra«; als abgelehnt. 
Leider stehen sich die Werkbesitzer und Arbeiter im Yorstando schroff gegen- 
aber. Ein gedeihliche Arbeit ist dadurch sehr erschwert Auf die Dauer 
wird dieser Zustand kaum fortbestehen können. Bei Stimmengleichheit müßte 
entweder der Vorsitzende oder besser noch der Kommissar des Oberbergamts 
(tergl. § 164 und § 185 A.B.G.) den Ausschlag geben. 
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Anträge vorbereitet, wird hierbei nicht in Anspruch genommen. Wenn 
die Anträge sprachreif sind, so beschließt ein Ausschuß über sie. Der 
Vorstand bescheidet dann die Antragsteller. Der aus 30 Personen 
bestehende Vereins 'Vorstand hat örtlich abgegrenzte Qeschäfts- 
ausschfisse, deren z. Zt je einer in Bochum, Dortmund, Essen, 
Gelsenkirohen, Herne und Oberhausen besteht, bald nach der Ver- 
schmelzung der drei Vereine zur rascheren und gründlicheren 
Erledigung der laufenden Geschäfte gebildet. Die Ausschüsse, die 
mit den allgemeinen Verhältnissen in ihren Bezirken wohl vertraut 
sind, bestehen aus 4 Mitgliedern, von denen 2 — ein Werkbesitzer 
und ein Enappschaftsältester — dem Vorstande angehören und 2 
andere — ebenfalls ein Werkbesitzer und ein Ältester — aus den 
Vertretern der Werke und den Ältesten des Bezirks gewählt werden. 
Mit den Geschäftsausschüssen sind auch Zweigbureaus und Zweig- 
kassen verbunden, sodaß in jeder Beziehung eine schleunige Er* 
ledigung der Sachen gewährleistet ist. 

Aus Mitgliederkreisen wird vielfach darauf gedrängt, den Aus- 
schüssen eine größere Selbstverwaltung einzuräumen. Diesem Ver- 
langen -sollte aber im Interesse des Gesamtvereins besser nicht ent- 
sprochen werden. Die Ausschüsse bestehen nicht kraft eigenen 
Bechts, sondern sie sind bloß Beauftragte des Vorstandes, dem an 
sich allein die Erledigung der Geschäfte zusteht. 

Glaubt ein Antragsteller, sich bei dem Bescheide des Vorstandes sohiedugwioht. 
nicht beruhigen zu können, so steht es ihm frei, sich an das auf 
Grund des Gesetzes von 1889 eingerichtete Schiedsgericht des All- 
gemeinen Enappschaftsvereins zu wenden. Dieses Schiedsgericht 
besteht aus einem vom Minister fiär Handel und Gewerbe ernannten 
standigen Vorsitzenden und 4S Beisitzern — 24 Werkbesitzem und 
24 Versicherten. Es ist befugt, Zeugen und Sachverständige zu ver- 
nehmen und zu vereidigen. Bei den Sitzungen müssen neben dem 
Vorsitzenden wenigstens 4 Beisitzer — 2 Unternehmer und 2 
Arbeiter — zugegen sein. Die Zuziehung der Beisitzer erfolgt nach 
einer bestimmten, im voraus festgesetzten Reihenfolge. — Im übrigen 
mrd hier auf die Ausführungen über die Schiedsgerichte im 2. Kapitel 
(S. 96), auf die §§ 103 — 107 des Invalidenversicherungsgesetzes 
von 1899 und auf die kaiserliche Verordnung vom 6. Dezember 1899 
über das Verfahren vor den Schiedsgerichten Bezug genommen. 

Das Schiedsgericht wird für die Zwecke der Invalidenversicherung 
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im Verhältnis zur Unfallversicherung wenig in Ansprach genommen. 
1903 lagen aas der Invalidenversicherang 529 Berafangen Tor, 
davon betrafen 523 Invaliden- and 6 Altersrenten. 

„Bevisions ''-Instanz (beim Unfallversicherangsgesetz „Bekars''- 
^ Instanz) ist das Beichsversicheningsamt (siehe S. 97/98). 

Bei der Pensions- and Unterstützangskasse ninunt das 
Verfahren zunächst einen ähnlichen Verlauf. Gegen den Bescheid des 
Vorstandes steht dem Mitglied aber nicht die Berafung an das 
Schiedsgericht, sondern die Beschwerde beim Oberbergamt und 
und weiter die Beschwerde an den Handelsminister als Rechts- 
mittel zu. 1899 hat man im Allgemeinen Enappschaftsverein die Ein- 
führung der Berufung auch im Bentenfestsetzungsverfahren der Pen- 
sions- und Unterstützungskasse erwogen. Man mußte den Gedanken 
aber bald wieder fallen lassen, weil das A. B. G. nun einmal die Be- 
schwerde an das Oberbergamt und den Rekurs an den Handels^ 
minister vorschreibt Der neue Entwurf zur Änderung des Titels VII 
des A.B.G. enthält aber eine Reihe von BestimmungeUi die sich mit der 
Einfahrung von Schiedsgerichten (bezw. mit der Erweiterung der be- 
stehenden Schiedsgerichte) und eines Oberschiedsgerichtes, zu dem 
Juristen zugezogen werden sollen, befassen, i) Die Arbeiterversiche- 
rangsgesetze werden also auch noch nach dieser Richtung hin auf die 
alten knappschaftlichen Einrichtungen ihre Einwirkung ausüben. 
Im Königreich Sachsen sind übrigens schon durch das Berggesetz 
vom 2. April 1884 Bergschiedsgerichte eingeführt worden. 
Auszahitmg der Die Auszahluug aller Renten des Allgemeinen Enappschafts- 
vereins geschieht durch die zahlreichen Zahlstellen im (Gebiete des 
Vereins (Mitte 1905:130), und zwar an bestimmten Tagen monat- 
lich im voraus. Die Renten werden auf 5 Pfg. nach oben ab- 
gerandet. Die Rentner des Allgemeinen Enappschaftsvereins haben 
also nichts mit der Post zu tun, wie die Rentner der Landes- 
versicherungsanstalten (§ 91). Die Reichszuschüsse werden dem 
Vereine am Schlüsse jeden Jahres in einer Summe überwiesen. 

Die bisherigen Darlegungen haben dem Leser vor Augen geführt, 
wie der Allgemeine Enappschaftsverein die Durchführang der reichs- 
gesetzlichen Invalidenversicherung übernommen und wie er zu dem 
Zwecke eine besondere Abteilung, die Invaliditäts- und AlterskassOt 



1) Yergl. Anm. ^) auf S. 22. 
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ins Leben gerufen hat Wir haben das Nebeneinanderarbeiten der 
Pensions- und Unterstützungskasse und der Invaliditats- und Alters- 
kasse kennen gelernt and gesehen» wie zunächst die Aufrechnung 
der Beiohsrenten gegen die Enappschaftspension stattfand, durch 
das Statut von 1899 aber die Zusatzrente eingeführt wurde. Ehe 
wir zur Erörterung der Einwirkung einiger weiterer Bestimmungen 
der Beichsgesetze übergehen, möge noch ein kurzer Blick auf das 
Verhältnis der Beiohsrenten zur Knappschaftspension in anderen 
Knappsohafts vereinen geworfen werden. Einiges hierüber ist ja 
bereits mitgeteilt (Siehe S. 108 ff.) 

Bei der Pensionskasse der Knappsohaftsvereine des Königreichs Die reichage- 
Sachsen ist das reichsgesetzliche und das knappschaftliche Invaliden- udenVAic^^' 
Versicherungswesen ganz verschmolzen worden. Beim Eintritt der ^app^hata- 
Berufsinvalidität erlangt der sächsiche Bergmann, der eine Warte- EoÜfmioh! 
zeit von 200 Beitragswochen zurückgelegt hat, ein Invalidengeld, 
das auf einem Grundbetrage, der durch Steigerungssätze erhöht 
wird, aufgebaut ist Diese Sätze sind, wie die Beiträge, nach 8 Mit- 
gliederklassen abgestuft In der höchsten Klasse beträgt der 
Steigerungssatz 50 Pfg. wöchentlich. Tritt Erwerbsunfähigkeit im 
Sinne des Beichsgesetzes ein, so kommt zu dem Invalidengeide der 
Beichszuschuß von 50 Mark hinzu. — Nach 40jähriger Tätigkeit 
im sächsischen Bergbau oder bei einem Alter von 65 Jahren und 
30jähriger Dienstzeit können sich die Arbeiter, auch wenn Invalidität 
nicht vorliegt, pensionieren lassen. Sie erhalten dann eine Alters- 
rente, die so hoch ist, wie das Invalidengeld, das ihnen zustehen 
würde, wenn sie z. Zt der Pensionierung Berufsinvalide geworden 
wären. Nach Vollendung des 70. Lebensjahres erhält der Alters- 
rentner zu der bisherigen Beute noch den Beichszuschuß von 
50 Mark. Eine ähnliche Bestimmung würde sich auch für den 
Allgemeinen Knappschaftsverein empfehlen. Finanziell würde sie 
ihn wohl kaum sehr belasten. 

Die Witwen-, Waisen- und Sterbegelderversicherung wird im 
Königreich Sachsen als besonderer Zweig behandelt; er schließt 
sich eng an die Invalidenversicherung an. 

Ähnlich wie in Sachsen hat man sich im Saarbrücker Bevier p^^ reichsge- 
zu der reichsgesetzlichen Invalidenversicherung gestellt Die alte uS^yeniä^ 
Knappschaftskasse ist Trägerin des gesamten Invalidenwesens g6-]^|]|^erK^<r^- 
blieben. Man hat zunächst nur die Beiträge und die Pensionen schaftsvei 



144 3. Kapitel. 

sllgemein erhöht und eine Altersrente eingefthrt Seit 1900 wird 
den im Sinne des Beichsgesetzes erwerbsunfähigen Invaliden nodi 
eine, allerdings geringe, Zulage gewährt — Beim Saarbrücker Verein 
ist die Angelegenheit am einfachsten und m. K auch am zweck- 
mäßigsten geregelt Vielleicht kommt man beim Allgemeinen 
Enappschaftsverein auch noch zu einer Verschmelzung der beiden 
Abteilungen, wenn sich die finanziellen Verhältnisse der Pensions«- 
und XJnterstützungskasse erst weiter gebessert haben. 
Gemein- und Wir können nun zu einer weiteren neuen Bestimmung dea 
^ Gesetzes Ton 1899 übergehen, einer Bestimmung, die den Finanzen 
des Allgemeinen Enappschaftsvereins großen Abbruch tut und deshalb 
näher zu erörtern ist: die des § 33 über die Gemein- und 
Sonderlast Die durch sie eingeführte Teilung der Lasten 
war, wenn auch in etwas anderer Form, schon in dem Entwürfe 
von 1896 vorgesehen; sie hatte damals den Allgemeinen Knapp- 
Schaftsverein zu einer Denkschrift an den Bundesrat veranlaßt i> 
Auch bei den übrigen Ejiappschaftsvereinen und bei den Landes- 
versicherungsanstalten der Industriebezirke hatte sie wenig Anklang 
gefunden. Innerhalb der Enappschaftsvereine war nämlich erwartet 
worden, daß die Überschüsse, welche die reichsgesetzliche Ver- 
sicherung mit sich gebracht hatte, 2) schließlich auch den alten 
Pensionskassen mit zugute kommen wurden. Darin sah man sich 
durch die Einführung der Gemein- und Sonderlast getäuscht Es 
mußte nun ein großer Teil der Jahresüberschüsse abgegeben werden, 
während sie früher ganz in die Bücklagen geflossen waren. 

Die Gemein last besteht aus ^Ja sämtlicher Altersrenten, den 
Grundbeträgen aller Invalidenrenten, den Bentensteigerungen durch 
Erankheitswochen und den Bentenabrundungen. Die weiteren Ver- 
pflichtungen, die mehr unmittelbar an die Beiträge anknüpfen, 
machen die Sonderlast jeder Versicherungsanstalt aus. Durch die 
Gemeinlast ist also ein Bückversicherungsverband hergestellt 
Zur Deckung der Gemeinlast sind von jeder Versicherungs- 
anstalt (zu denen natürlich auch die besonderen Eassen- 
einrichtungen gehören) ^/to der Beiträge buchmäßig auszuscheiden. 
Der als Teil des Gemein Vermögens ausgeschiedene Betrag 



1) Glückauf Jahrg. 1S97. S. 107. 

2) Siehe B. 156 unten. 
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bleibt in der Yerwaltniig der Anstalt; er ist von dieser nach einem 
vom Bundesrate einheitlich festzusetzenden Zinsfüße zu yerzinsen. 
Die G^meinlast wird auf die einzelnen Anstalten umgelegt nach 
dem Verhältnis des gesamten Gemeinvermögens aller Anstalten 
zu dem Oemeinvermögen einer jeden Ton ihnen. . Die nötigen 
Feststellungen und Berechnungen werden durch die Sechnungs- 
steUe des Beichsversicherungsamtes bewirkt (§ 125 Inyalidenyer- 
sicherungsgesetz Ton 1899^) 

Diese eigenartige Bestimmung über die Gemein- und Sonder- 
last ist bekanntlich dadurch yerursacht worden, daß es einzelnen, 
besonders den östlichen, Anstalten nicht möglich war, das Deckungs^ 
kapital für die Beuten aufzubringen. Ostpreußen hätte z. B. seine Bei- 
träge um das 2 V2 fache erhöhen müssen. Das hätte die dortige Land- 
wirtschaft aber kaum ertragen können. Die yerschiedene finanzielle 
Lage ist die Folge des ungleichen Altersaufbaues in den östlichen 
und den für eine überwiegend industrielle Beyölkerung gegründeten 
Anstalten. Während bei diesen die große Masse der Versicherten 
in der Vollkraft des Lebens steht und hohe Löhne yerdient, ist 
bei jenen die Mehrzahl der Versicherten yerhältnismäßig alt und 
niedrig gelöhnt. 1903 standen z. B. beim Allgemeinen Enappschafts- 
yerein yon den zur Pensionskasse beitragenden Mitgliedern ^) un- 
geföhr 40 % im Alter yon unter 25 Jahren; 65 0/0 waren unter 30, 
S80/0 unter 40 Jahre alt Nicht einmal 30/0 hatten das 50. Lebens- 
jahr überschritten, ^) 

Die SchaflFung der Bestimmung des § 33 war ein Akt aus- 
gleichender Gerechtigkeit dem Osten gegenüber, dem die Industrie- 
gebiete, und besonders auch der Buhrbergbau, mehr und mehr die 
Arbeitskräfte entziehen. Der Zug nach dem Westen bildet aber eine 
der Hauptursachen der heutigen Notlage der LandwirtschafL Der 
Allgemeine Enappschaftsyerein hatte 1903, wie schon erwähnt wurde, 



1) Siehe Stat 40 aaf S. 214. 

2) Für die Invalidit&ts- und Alterskasse ist eine solche Statistik nicht 
Yorhanden. 

3) um MißTerst&ndnissen Torznbeagen, bemerke ich, daß aus dieser Zu* 
sammenstellung nicht der Schluß gezogen werden darf, daß die Bergleute im 
Ruhrrevier nicht alt werden Das Bild wird wesentlich anders aussehen, wenn 
erst die yielen tausend jungen Leute, die im letzten Jahrzehnt dem Bezirke 
zugeströmt sind, an Alter zugenommen haben. 

fialbaoh, EnappaohaftSTeiein. 10 
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82667 Mitglieder, die aas den öatlicheii Provinaen stammten. Man 
kann es also immeihin nicht als Ungerechtigkeit bezeichnen, da& 
dieser Verein — dessen Mitglieder alle in der höchsten Lohnklasse 
versichert sind — Zoschflsse zum Oemeinvermögen geben maß, 
die dem Osten zufließen. 

Hinsichtlich des Vorteils, den das Oemeinvermögen — and auch 
der Beichszuschoß — far die einzehien Anstalten hat, steht der Allge- 
meine Enappschaftsverein erheblich anter dem Durchschnitt Das Ent- 
gegengesetzte ist besonders bei der Anstalt Ostpreußen der Fall. 

Von 100 Mark Rentenzahlung entfielen 1903.i) 

a) auf das Oemeinvermögen 

in Ostpreußen 48,655 Mark 

beim Allgemeinen Knappschaftsverein 46,368 „ 

b) auf das Sondervermögen 

in Ostpreußen 11,621 Mark 

beim Allgemeinen Knappschaftsverein 23,944 „ 

c) auf den Reichszuschuß 

in Ostpreußen 39,724 Mark 

beim Allgemeinen Enappschaftsverein 29,688 „ 
Der Anteil des Reiches an sämtlichen Renten betrug 1899 
im Durchschnitt in Prozenten des Anteils der Anstalten: 

bei der Altersrente bei der Invalidenrente 
bei der Anstalt 1 -^ p,^^ 7« p,^. 

Ostpreußen f ^^ ^'^^- '^ ^^^^ 

bei sämtliche An- 1 
stalten und Kassen- > 62 Proz. 64 Proz. 

einrichtungen j 

1903 hat der Allgemeine Knappschaftsverein 1760919 Mark 
von der Oemeinlast bezahlt 1048 879 Mark davon wurden fär 
eigene Renten verwandt, sodaß 712040 Mark anderen Anstalten zu- 
geflossen sind. In den 3 Jahren 1901—1903 hat der Verein 
zusammen 1 906533 Mark abgegeben. Im Laufe der Zeit wird der 
Allgemeine Knappschaftsverein das Oemeinvermögen mehr in An- 
spruch nehmen müssen, weU sein Anteil an der Oemeinlast größer 

1) ZosammengeBtellt aus dem VerwaHongsberioht 1903 des Allgemeinen 
KnappschaftsTereins S. 64. 
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wird. Seine Einnalimeii werden im allgemeinen auf derselben Höhe 
bleiben, während die Benten an Zahl und Höhe zunehmen. — Von 
den unter den Knappschaften bestehenden besonderen Anstalten 
hat nor die Enappschafts-Pensionskasse ffir das Königreich Sachsen 
von der Einrichtung der Qemein- nnd Sonderlast Vorteil gehabt 

Die Bestimmungen des § 33 des Gesetzes von 1899 sind, wie ge* Freizagigkoit 
sagt, notwendig geworden durch die ungleichen Wirkungen der gesetz- ^ 's ^^ «• 
lieh gewahrleisteten Freizügigkeit auf die Inyalidenversicherungs- 
anstalten. Fflr die Knappschaftsvereine besitzt die Frage der Frei- 
zügigkeit aber noch in einem anderen Sinne Bedeutung. Gemeint 
ist die iFrage, inwieweit die Mitglieder in den Fällen des Berufs- 
wechsels, der Übersiedlung in andere Beviere oder der Aufgabe der 
Beschäftigung ihr Anrecht auf Knappschaftsunterstützungen zu 
wahren vermögen. 

Obwohl diese Frage schon Jahrzehnte schwebt, ist sie in den 
Knappschaftsvereinen heute noch nicht gelöst Sie ist dadurch, 
daß das Invalidenversicherungsgesetz den Versicherten von vorn- 
herein die voUe Freizügigkeit gewährleistet hat, erneut in Flufi 
gekommen und muß deshalb in unserem Zusammenhange mit ei^ 
örtert werden. 

Bis zum Jahre 1887 war die Bewegungsfreiheit der Bergleute 
im Buhrbezirke sowohl bezgl. des Überganges zu anderen Berufen 
als auch bezgl. des Verzugs in andere Bergbaudistrikte durch 
knappschafUiche Bestimmungen besonders beschränkt. Es bestand 
die Vorschrift, daß die Arbeiter, die ihre Tätigkeit vor Ablauf der 
vereinbarten ^Kündigungsfrist widerrechtlich aufgaben, alle Bechte 
an den Knappschaftsverein verloren, wenn sie der Aufforderung des 
Vorstandes, binnen 8 Tagen die Arbeit wieder aufzunehmen, nicht 
Folge leisteten. Wer nach Ablauf der vereinbarten Kündigungs- 
frist von einer Zeche abkehrte, konnte bei dem Verem Be- 
urlaubung beantragen. Blieb jemand ohne Urlaub der Bergarbeit 
fem, so verlor er seinen Anspruch, wenn er einer Aufforderung des 
Vorstandes, zur Bergarbeit zurückzukehren, binnen 14 Tagen nicht 
entsprach. Diese Vorschriften wurden 1887 dahin gemildert» daß 
sich arbeitsföhige Mitglieder nicht länger als einen Monat ohne 
Urlaub von der Bergarbeit abwenden durften. Urlaub gibt der 
Vorstand nach altem Brauche bis zu einem Jahre; es ist ihm aber 
freigestellt, an die Bewilligung Bedingungen zu knüpfen. Eine 

10» 



148 3. Kapitel. 

Beurlaubang bewirkt ein Ruhen der Mitgliedschaft Die bis zum 
Tage der Beurlaubnng erworbenen Ansprüche bleiben bestehen und 
können noch geltend gemacht werden. Es mnß aber ein Feier- 
schichtengeld bezahlt werden, das sich zuerst auf den doppelten 
Beitrag und dann auf 2 Mark monatlich belie£ Durch das hohe 
Feierschichtengeld sollte eine auch nur vorübergehende Abkehr 
Yom Bergbau des Yereinsbezirkes verhindert werden. Die Härte 
dieser Bestimmung machte sich besonders bemerkbar, wenn der 
Bergbau damiederlag. Es war den Leuten dann erschwert, sonstwo 
Arbeit und Terdienst zu suchen. 1899 wurde die Bekognitions- 
gebühr auf 15 Pfg. wöchentlich herabgesetzt 

Das Feierschichtengeld ist übrigens jetzt für jede Beitrags- 
woche zu entrichten, während der ein Bergarbeiter, ohne durch 
Krankheit oder Militärdienst abgehalten zu sein, nicht im Bergbau 
gearbeitet hat So wurden z. B. für die Dauer des letzten Streiks von 
103216 ständigen Mitgliedern des Allgemeinen Enappschaftsvereins 
45241,60 Mark Feierschichtengeld bezahlt Am 1. Januar 1904 
hatten beim Allgemeinen Enappschafbsverein 7432 Mitglieder Feier- 
schichtengeld zu bezahlen. Im letzten Jahrzehnt betrug die Zahl 
der Personen, die Feiersohichtengeld bezahlten, jährlich durchschnittlich 
4100. Wer mit der Entrichtung des Feierschichtengeldes länger 
als 15 Wochen im Verzuge bleibt, verliert die Mitgliedschaft. 

Bergarbeiter, die zu einem anderen Berufe übergehen wollen, 
können sich, wie erwähnt, zunächst beurlauben lassen. Nach Ablauf 
des Urlaubs scheiden sie mit Verlust ihrer Ansprüche aus der 
Pensions- und XJnterstützungskasse aus. Eine Erstattung von Bei- 
trägen findet nicht statt; sie würde allerdings auch kaum angängig 
sein. Einen Ausgleich soll der neue Titel Vn A.B.O. dadurch schaffen, 
daß sich Bergleute, die nach 5jähriger Mitgliedschaft aus dem 
Vereine ausscheiden und zu einem anderen Berufe übergehen, durch 
Zahlung einer Anerkennungsgebühr von höchstens einer Mark monat- 
lich ihre bereits erworbenen Ansprüche wahren können, i) 

Wenn Unständige die Bergarbeit länger als 5 Wochen unter- 
brechen, so müssen sie das Unständigenjahr wieder von vom anfangen. 
Diese Bestimmung ist auch gegenüber den unständigen Mitgliedern 
angewandt worden, die an dem letzten Streik beteiligt gewesen 



1) Vergl. Anm. 1 aaf S. 22. 
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sind. — Ehemaligen st&ndigen Mitgliedern kann der Vorstand nach 
AblegODg einer mindestens einjährigen Probezeit die frühere Anwart- 
schaft wieder verleihen. 

Dies sind die Bestimmungen for die Pensions- und Unter- 
stütz angskasse des Allgemeinen Enappschaftsvereins. Nach dem 
Beichsgesetze von 1899 erlischt die Anwartschaft auf Invaliden- 
nnd Altersrente, wenn 2 Jahre lang ein Tersicherongspflichtiges Ar- 
beitsverhältnis nicht oder in weniger als zusammen 20 Beitrags- 
wochen bestanden hat. Solchen Personen, die eine Unfallrente oder 
eine knappschaftliche Pension beziehen, geht jedoch die Anwartschaft 
auf keinen Fall verloren. Eine erloschene Anwartschaft lebt in dem 
früheren Umfange wieder auf, wenn das Versicherungsverhältnis 
erneuert und darnach eine Wartezeit von 200 Beitragswochen 
zurückgelegt ist 

Das Invalidenversicherungsgesetz hat die Versicherten 
von vornherein auch nicht an eine bestinmite Anstalt gebunden. 
Sie können, so oft sie wollen, aus dem Bezirke einer Anstalt in den 
einer anderen übersiedeln, ohne daß ihre reichsgesetzlichen Ansprüche 
dadurch berührt werden oder Schwierigkeiten über die Fortsetzung 
der Versicherung entstehen. Dies gilt natürlich auch für die „be- 
sonderen Easseneinrichtungen^. 

Etwas Ahnliches für das knappschaftliche Pensionswesen 
einzurichten, ist bisher nicht gelungen. Der Beitritt zu einem anderen 
Enappschaftsverein zieht noch heute meist den Verlust aller An- 
sprüche nach sich. Das heißt mit anderen Worten, der Bergmann 
ist an den Bezirk seines Vereins gefesselt 

Man hat versucht, hierin durch Oegenseitigkeitsverträge Wandel 
zu schaffen. Es ist auch 1883 einmal von der Staatsregierung allen 
Knappschaftsvereinen vorgeschlagen worden, sich die tTbemahme 
der Mitglieder mit ihren Ansprüchen gegenseitig zuzusichern.^) 
Ein befriedigendes Ergebnis ist aber bei den Versuchen nicht erzielt 
worden. Die Verschiedenheiten bei den Vereinen waren zu groß 2), 
und der Wechsel war zu ungleichmäßig. Der letztere Umstand 
hatte früher schon den 3 Vereinen des Buhrreviers die Durch- 
führung der untereinander abgeschlossenen Übemahmeverträge sehr 



1) Miniaterialinstruktion, siehe S. 26. 

2) Vergl. auch Stat. 3 auf S. 184. 
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erschwert. 1) Ein Übereinkommen des Allgemeinen Enappschafts- 
vereins mit den beiden scblesisohen Yereinen und mit der Saar- 
brflcker Enappsohsftskasse hat wieder aufgehoben werden mtssen. 
Es besteben allerdings z. Zt. noch 24 Oegenseitigkeitsvertrage 
zwischen dem Allgemeinen Enappschaftsverein nnd kleineren Vereinen ; 
sie haben aber keine Bedeutung. — In Hessen und Elsaß-Lothringen 
ist fOr die Enappschaftsvereine die ToUe Gegenseitigkeit gesetzlich 
festgelegt ^) Das will aber nicht yiel besagen, da es sich hier nur 
um kleinere Distrikte mit im wesentlichen gleichen Verhältnissen 
handelt. 

Der neue Titel VII A.B.O. soll auch diese Verhältnisse bessern.^) 
Die Pensionskassenmitglieder sollen bei der Übernahme der Berg- 
arbeit im Bezirke eines anderen (preußischen) Vereines mit dem 
erworbenen Dienstalter Mitglied der Pensionskasse dieses Vereins 
werden, „sofern sie den im Statut dieses Vereins för die Aufnahme 
in die Pensionskasse aufgestellten Erfordernissen über Gesundheit 
genügen^) und nicht erst zu einem Zeitpunkt Mitglieder einer 
Enappschafts-Pensionskasse geworden sind, zu welchem sie das im 
Statut des neuen Vereins f&r die Aufnahme aufgestellte Lebensalter 
bereits überschritten hatten. ** Bei der Pensionierung hat nach dem 
Entwarf jede beteiligte Pensionskasse — wie dies bei den Anstalten 
und besonderen Easseneinrichtungen des Invalidenyersicherungs- 
gesetzes geschieht — für die Zeit, während welcher der Versicherte 
ihr angehört hat, die Summe der bei ihr erdienten Steigerungs- 
sätze ^J zu gewähren. Unfall- und Beichsinvalidenrenten können die 
beteiligten Vereine, wenn die Statuten dies vorsehen, im Verhältnis 
ihrer Anteile an der zu gewährenden Pension aufrechnen. 

i ) Es war bestimmt worden, daß der Stammyerein eintreten sollte, wenn 
in dem zur Unterstützung herangezogenen Vereine noch keine bj&hrige Dienst* 
zeit zurückgelegt war. 

2) Bbasbsbt, A.B.G. Bonn 1888. S. 445. 

3) Yergl. Anm. 1 auf S. 22. 

4) Die Kommission des Abgeordnetenhauses will im § i 7 2 c festgesetzt wissen, 
daß der Nachweis der Gesundheit nur dann zu erbringen ist, wenn zwischen 
der Aufgabe der Bergarbeit im Bezirke des einen und der Wiederaufnahme 
der Beschäftigung im Bezirke eines anderen Vereins ein Zeitraum Yon mehr 
als 3 Wochen liegt, 

5) Nach § 172 b des Entwurfes sollen die Invaliden- und Witwenunter- 
stützungen nur nach allj&hrlich oder allmonatlich oder allwöchentlich ein- 
tretenden Steiger ungss&tzen berechnet werden. 
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Dieses Verfahren, das ohne Zweifel die knappschafbliche Frei* 
zügigkeit ansdehnt, wird sich ja wohl dorchführen lassen, wenn es 
anch recht umständlich ist Yollkommen ist diese Binrichtang 
aber jedenfalls nicht. Erstens ist der Übertritt in einen neuen 
Verein erschwert („sofern sie den im Statut dieses Vereins u. s. w.'', 
siehe oben), und zweitens sind die Beitrfige und die Leistungen in 
den Vereinen verschieden bemessen. Das Ziel ist nur dann wirklich 
zu erreichen, wenn samtliche Enappschafts-Pensionskassen nach dem 
Muster der reichsgesetzlichen Invalidenversichernng einheitlich 
reorganisiert werden, — 

Nachdem wir die Entwickelung der Invalidit&ts- und Alters- ümUM- im« 
▼ersicherungsleistungen des Allgemeinen Enappschaftsvereins seit imn^linnfah^n. 
der DurchfBhrung der Beichsinvalidenyersicherung verfolgt haben, 
gilt es, noch einmal zu den Grundlagen dieser Leistungen zurflck- 
zukehren, zu den Verfahren, nach denen die Mittel für diesen 
wichtigen Zweig der ArbeiterfBürsorge im Allgemeinen Enappschafts- 
verein gewonnen werden. 

Wie aus frQherem bekannt ist, i) hat die Übernahme der reichs- 
gesetzlichen Invaliditätsversicherung auf den Allgemeinen Enapp- 
schaftsverein anfangs auch deshalb geraume Zeit in Frage gestanden, 
weil vorhandene starke Bedenken gegen die EinfAhrung des Eapi- 
taldeckungsverfahrens nicht leicht flberwunden werden konnten. 
Während man sich schließlich doch zur Einfuhrung des Eapital- 
deckungsverfahrens fOr die Invaliditäts- und Alterskasse entschlossen 
und hiermit die Hauptklippe fOr die Übernahme der reichsgesetz- 
lichen Invalidenversicherung auf den Allgemeinen Enappschafts- 
verein umschifft hat, ist es in den anderen Eassenabteilungen bei 
dem ümlageverfahren geblieben. Für die Erankenkasse ist das 
Umlageverfahren aber auch ganz am Platze, und fSr die Pensions- 
und ünterstätzungskasse hat man bei der Einffihrnng des Invali- 
ditäts- und Altersversicherungsgesetzes im Jahre 1892 wenigstens 
ein verbessertes Umlageverfahren geschaffen. 

Die eigentümliche Verschiedenheit der Versicherungsgrundlagen 
nötigt uns, die beiden Verfahren noch etwas schärfer ins Auge zu 
fiassen. 

Die Enappschaftsvereine haben von jeher das Umlageverfahren 

1) S. S. 111., 3 
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gehabt, wie man es auch schon bei den Zfinften und den ältesten 
Brandkassen findet. Diese Art der Aufbringung der Mittel hat aber 
auch oft genug große Mangel gezeigt Waren bei größeren 
Unfällen, Epidemien und dergleichen größere Ausgaben nötig, so 
waren die Genossen fast jedesmal nicht in der Lage, die umzu- 
legenden Summen aufzubringen« Die Kassen sind sogar bisweilen 
gezwungen gewesen, ihre Zahlungen nach einiger Zeit überhaupt 
einzustellen und die Bedürftigen der öffentlichen Mildtätigkeit zu 
überlassen. Obwohl man bei den Enappschaftsvereinen öfter Ter- 
sucht hatte, diesen XJnzuträglichkeiten durch Schaffung breiterer 
Orundlagen ffir die Kassen zu begegnen, konnte man sie doch nicht 
beseitigen. Die Schwankungen waren nicht zu verhindern. Herab- 
setzungen der Unterstützungen um ein Drittel waren keine Seltenheit 
Bei günstiger Lage des Bergbaues wurden in unberechtigtem Optimis- 
mus die Leistungen, oft sogar mit rückwirkender Kraft (wie es auch die 
Knappschaftsordnung von 1824 gestattete), erhöht oder die Beiträge 
ermäßigt Trat dann in den Konjunkturrerhältnissen ein Bück- 
schlag 1) und damit eine Steigung der Ansprüche an die Kasse ein, 
so konnte den Mitgliedern nicht das Erwartete gewährt werden. 
Wurden wirklich die Unterstützungen nicht gekürzt, so mußten sich 
die aktiven Mitglieder doch zu der Minderung des Lohnes noch 
eine Steigerung der Beiträge gefallen lassen. Auch der Allgemeine 
Knappschaftsverein würde, trotz seiner großen Mitgliederzahl, bei 
dem reinen Umlageverfahren Schwankungen unterworfen gewesen 
sein, da er ja nur gleichartige Betriebe eines Bezirks umfaßt, die 
bei schlechten Konjunkturen alle gleich leiden. 

Der Arbeiter, der in der Tollkraft seiner Jahre leider meist 
nicht an die Zukunft denkt und nur schwer einsehen kann, daß 
Beiträge und Beuten in einem bestinmiten Zusammenhange stehen, 
würde die bei dem reinen Umlageverfahren unvermeidlichen häufigen 
Steigerungen der Beiträge nicht verstehen können. Er würde sich 
während der langen Zeit seiner Beitragsleistung bei jeder Steigerung 
aufs neue aufregen und unrechtmäßig belastet fühlen. Schon bei 
dem jetzigen stabilen Deckungsverfahren des Invalidenversicherungs- 
gesetzes ist Mißtrauen genug vorhanden. Auch die Unternehmer, 
die inunerhin lieber mit Ausgaben rechnen, deren Höhe sie im 
voraus übersehen können, würden es schon heute unangenehm 

1) Siehe die Stat. auf S. 183/184. 
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empfinden, wenn sie neben den rasch wachsenden Lasten der IJn- 
Mveisicherong auch die der Invaliditats- nnd Altersversicherong im 
Wege des Umlageverfahrens aufbringen müßten. 

Der Gesetzgeber hatte das ümlageverfahren fflr die Invaliden- 
versichemng von vornherein abgelehnt wegen der vielen Bedenken, 
die dem Verfahren gerade bei diesem Yersicherongszweige entgegen- 
stehen. Wie schon bei der Betrachtung der Unfallversicherung 
dargelegt ist, wächst bei dem auf dem Solidaritätsprinzipe beruhen- 
den ümlageverfahren die Belastung von Jahr zu Jahr bis zum 
Eintritt des Beharrungszustandes. Bei der Invalidenversicherung 
wflrde also die Deckung der in der Gegenwart erworbenen Ansprflche 
in die Zukunft gelegt sein. Im Beharrungszustande mfißten daher 
im Verhältnis zu den Leistungen so hohe Beiträge bezahlt werden, 
daß die Leistungen des öffentlich-rechtlichen Instituts kaum wesentlich 
höher wären, als sie von privaten Versicherungseinrichtungen fOr 
dasselbe Geld geboten werden könnten. Davon, wie es unter der 
Herrschaft des Umlageverfahrens im Beharrungszustande aussehen 
wflrde, kann man sich schon aus der jetzigen Lage im Buhrrevier 
ein Bild machen. In den sfidlichen Revieren, wo schon Jahrzehnte 
lang Bergbau betrieben wird, und wo man sich im oder nahe am 
Beharrungszustande befindet, sind so viele Invaliden vorhanden, daß 
die Einnahmen aus diesen Bezirken zur Deckung der Ausgaben an 
Pensionen (gemeint sind die auf dem Berggesetze beruhenden Pensionen) 
nicht ausreichen. Der Allgemeine Enappschaftsverein muß die Zu- 
schfisse aus den Beiträgen nehmen, die ihm von den vielen jungen 
Mitgliedern im Norden des Beckens zufiießen. ^) Hätten früher die 
3 Vereine statt des Umlageverfahrens das Deckungsverfahren gehabt, 
so wfirden die Invaliden jetzt ihre eigenen Gelder verzehren können. 

An die Ansammlung von größeren Bftcklagen dachte man zur da- 
maligen Zeit aber nicht s). Berechnungen Aber Belastung und Beiträge 
wurden Oberhaupt nicht angestellt. Die Schwankungen mit ihren 
Folgen nahm man als etwas Unabänderliches hin. Als Bflcklage 
hielt man im allgemeinen den ganz willkflrlich angenommenen Be- 



1) Antwort des Miniaterg fOr Handel und Gewerbe vom 4. Oktober 1890 
auf eine Eingabe des Vorstandes des Allgemeinen Knappschaftsvereins. 

2) Siehe Stat. auf S. 197. 

3) YergL Cjlbon, Die Reform des Enappschaftswesens. Berlin 1882. S. 7. 
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trag von 150 Mark för jedes ständige Mitglied i) oder die doppelte 
Jabresausgabe 2) für Tollkommen aasreiohend. Der Bochamer und 
der Essen-Werdensche Verein hatten die Bestimmung, daß eine 
weitere Ansammlang nicht stattzufinden brauchte, wenn die Rück- 
lage 1 500000 Mark erreicht hatte. 1874 kamen beim Märkischen 
Verein auf ein Mitglied 30,63 Mark Vermögen; die Jahresaosgabe 
betrag dagegen 205 Mark auf den Kopf des Mitgliedes.') Das 
Vermögen belief sich danach nur auf etwas mehr als V' der Jahres- 



Brämer hat im Jahrgang 1 880 der Zeitschrift des preußischen 
statistischen Bureaas den finanziellen Zustand der preaßischen 
Enappschaftsvereine beleuchtet. Er hat bei seinen Untersuchungen 
folgende Zahlen ermittelt, welche die ungünstige finanzielle Lage 
der Enappschaftsvereine des Buhrreviers auch recht deutlich zeigen: 



1878 


MitgUeder- 
zahl 


Jahreaausgabe 

an Unter- 

stützuDgen 

M. 


Vermögen 
M. 


Für 100 M Unter- 
stützungen waren an 
Vermögen vorhanden 
M. 


l.Märk. Ver. 

2. E.-W. Ver. 

3. Mülh. Ver. 


50 634 

23 040 

2 721 


1 790 404 
890 463 
140 649 


1 274 244 

1 184 986 

87 758 


71 

133 

62 



Der größte Knappschaftsverein, der Märkische, konnte also 1878 
aus seinen Rücklagen die Erfordernisse des Jahres nicht einmal zu 
^4 bestreiten. Der Mülheimer Verein, der der Größe nach die 
18. Stelle unter den preaßischen Enappschaftsvereinen einnahm, 
stand noch schlechter da. Der Essen-Werdensche Verein, der die 
4. Stelle inne hatte, blieb auch erheblich unter dem Durchschnitt 
der größeren preußischen Vereine, bei denen das Gesamtvermögen 
immerhin das 2,6fache der Gesamtjahresunterstützungen ausmachte. 
Dabei wuchsen bei den 3 Vereinen die Anforderungen noch von 
Jahr zu Jahr; von 1867—1878 stieg im Märkischen Verein die 
Zahl der Invaliden — auf 1000 ständige Mitglieder gerechnet — von 
97 auf 139! 



1) Ministerialinstruktion zur Ausführang dos Knappschaftsgesetzes vom 
10. April 1854. 

2) Elobtbrmann, Zeitschrift far Bergrecht. Bd. XX. S. 62. 

3) Babthold, Beitrag zur Sicherheit der Enappschaftsvereine mit be- 
sonderer Rücksicht auf den Saarbrücker Verein. Saarlonis 1877 (Tabellen im 
Anbang des Werkes). 
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Aach hieraus ergibt sich, daß das reine Umlageverfahren, das 
keine oder doch nur geringe tll)ersGhässe nbrig ließ, für die Enapp- 
schaftsvereine dnrchans unzweckmäßig war. Wenn die unheilvollen 
Vorhersagungen, die Brämer nach den Ergebnissen seiner Unter- 
suchung und nach den damaligen Verhältnissen wohl aussprechen 
durfte, nicht eingetroffen sind, so liegt das nur daran, daß seither 
wieder ein m&chtiger Aufschwung eingetreten ist, der dem Bergbau 
immer neue Massen junger M&nner zugeführt hat ^) 

Zu Gunsten des TTmlageverfahrens ist auf dessen Durchführung 
bei der Unfallversicherung hingewiesen worden. Dieser Orund ist 
aber schon deshalb nicht stichhaltig, weil bei der Unfallversicherung 
die leistungsfähigen Unternehmer allein die Trager des Bisikos 
sind, die Arbeiter also unter dem Anwachsen der Beitrage nicht 
zu leiden haben. Bei der Unfallversicherung kann es sich überdies 
kaum mehr um so große Steigerungen handeln, wie sie bei der 
Invalidenversicherung künftig eintreten müssen. Noch viel mehr 
hinkt ein Vergleich mit den Gemeinden, die ihre Bedürfhisse ja 
auch zum großen Teile nach dem Umlageverfahren decken. Weiter 
ist eingewendet worden 2), die Knappschaftsvereine seien gar keine 
wirUichen Versicherungsuntemehmungen; sie wollten gar nicht be- 
stimmte Mindestleistungen unbedingt gewährleisten und brauchten 
deshalb auch nicht streng nach versicherungstechnischen Grund- 
sätzen zu arbeiten, sondern sie gewährten ihre Pensionen u. s. w. 
immer nur nach Maßgabe der verfugbaren Mittel. Diese Begründung 
ist auch nicht sonderlich durchschlagend und selbstredend dann 
ganz hinfallig, wenn die Übernahme von Aufgaben der Beichsver- 
sicherung in Frage steht. Sicher ist, daß sich das reine Umlage- 
ver&hren für Kasseneinrichtungen, bei denen die Arbeiter eines 
bestimmten Berufes zum großen Teile Träger der Lasten sind, 
wenig eignet; es birgt hier große Gefahren in sich. Das kaiser- 
liche Aufsichtsamt für die Privatversicherungen drängt deshalb 
mit gutem Grunde darauf hin, daß alle kleinen Berufs- und Lokal- 
kassen ebenfalls das Umlageverfahren oder die Durchschnittsbeiträge 
aufgeben und eine völlig einwandfreie Berechnung zur Grundlage 
nehmen. Endlich sollen durch den neuen Titel Vn A. B. G. die 
Bergbehörden ausdrücklich verpflichtet werden, stets darüber zu 

1) Siehe Stat. 1 auf S. 181. 

2) Elostbbhann, Zeitschrift für Bergrecht. Bd. XX. S. 65. 
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wacheD, daß die Erffillbarkeit der Leistangen der Enappsohaftskassen 
dauernd gewährleistet bleibt^) 

Bei Inkrafttreten des Invaliditats- und Altersversicherungs- 
gesetzes hat es zwar nicht für ausgeschlossen gegolten, daß der 
Bundesrat schließlich f&r die Übernahme der reichsgesetzlichen 
Inyalidenversicherung auf den AUgemeinen Enappschaftsverein einem 
verbesserten Umlageverfahren, das große Bäcklagen und f&r spätere 
Zeiten hohe Zinseinnahmen gesichert hätte, zugestinmit haben wäide. 
Da es aber doch einmal bei dem überlieferten Verfahren nicht 
bleiben konnte, so entschloß sich der Allgemeine Enappschaftsverein 
verständigerweise, ffir die zu übernehmende reichsgesetzliche In- 
validenversicherung gleich das Eapitaldeckungsverfahren far 
abgeschlossene Perioden in der nämlichen Weise einzufOhien, 
wie es durch das Oesetz für die übrigen Versicherungsanstalten 
vorgeschrieben war. 
Eapitaidek- Das Wesentliche dieses Verfahrens liegt darin, daß innerhalb 

fttr^sobioflf eines bestimmten Zeitabschnitts neben den Verwaltungskosten, den 
sene on en. g|^Q|Q|^Qj^ 2um Beservcfonds, den Erstattungen von Beiträgen, auch 
noch der volle Eapitalwert der Beuten für diejenigen Versicherten 
aufgebracht werden muß, die in dem betreffenden Zeiträume invalide 
werden. Der Eapitalwert der Beute wird dabei festgestellt durch 
Multiplikation des Jahresbetrages der Beute mit der wahrschein- 
lichen Lebensdauer unter Berücksichtigung der Zinsen. Da nun 
bis zum Eintritt des Beharrungszustandes die Zahl der Beuten und 
deren Höhe von Periode zu Periode wachsen mußte, so nahm man 
an, daß zunächst von Periode zu Periode eine Erhöhung der Bei- 
träge würde stattfinden müssen. Nun hatte man die Beiträge aber 
erstmalig gleich so hoch gegriffen, daß sich über die Eapitaldeokung 
der Beuten in der ersten Periode hinaus große Überschüsse ergaben. 
Dies war auch beim Allgemeinen Enappschaftsverein der FalL 

1896, also lange vor Ablauf der ersten Periode, hatte er bei der 
reichsgesetzlichen Invalidenversicherung schon eine Bücklage, die 
dem Betrage gleichkam, den die Bäcklagen der sämtlichen 9 be- 
sonderen Easseneinrichtungen zusammen haben mußten.^) Auch 
die Norddeutsche Enappschafts-Pensionskasse „erstickte'' geradezu 

1) Vergl. Anm. 1 auf S. 22. 

2) Verwaltangsbericht des Allgemeinen Knappschaftsyereins für das Jahr 

1897. 8. 4. 
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im Oelde (Arndt). Unter diesen Umständen war es am einfachsten, 
nach Ablanf der ersten Periode - 1900 — ohne Erhöhung der Bei- 
träge znm Darchschnittsprämienverfahren fiberzagehen. 

Bei diesem Verfahren, das in der gleichen Weise seitens derDaroiuoimitte- 
privaten Lebens- und Rentenversichernngsanstalten angewandt wird, ^'^^^^ 
bleibt der Beitrag stets anf derselben Höhe. Er wird so bemessen, 
daß aach in der Zaknnfl; nnter Mitwirkung der Zinsen ans den auf- 
laufenden Kapitalien alle Bedürfnisse gedeckt werden können. Eine 
Steigerung der Beiträge nach Perioden braucht nicht einzutreten. 
Dadurch, daß die Lasten so gleichmäßig Aber die Generationen und 
Altersklassen verteilt werden, wird die größte Sicherheit und Stetig- 
keit gewährleistet. Während bei dem Eapitaldeckungsverfahren ffir 
Perioden die Gesamtheit immer auf die Schaflfung der Eapital- 
deckung ffir die Renten der in der betreffenden Periode invalide 
gewordenen Versicherten hinarbeitet, sorgt bei dem Prämienverfahren 
gewissermaßen jeder ffir seine spätere Rente. So trägt die Invaliden- 
versicherung seit dem 1. Januar 1900 noch viel ausgesprochener als 
früher den Charakter einer großen Zwangssparkasse, in die jeder 
Arbeiter nach und nach unter Beihfilfe seiner Arbeitgeber einen 
großen Teil von dem Betrage einzulegen hat, der ihm in der Zeit 
der Invalidität oder des Alters zufließen soll. Unter den veränderten 
Verhältnissen konnte auch der Reservefonds, der nach § 21 des 
Gesetzes von 1889 V5 des Eapitalwertes der Renten betragen 
mußte, fortfallen. 

Der Gedanke liegt nahe, beim Allgemeinen Enappschaftsvereinunwahnchein- 
künftig das Prämienverfahren auch noch ffir die Pensions- voU8tiin<u?6n 
und Unterstfitzungskasse einzufahren und damit den schon d^mmien-^ 
erwähnten sonderbaren Zustand zu überwinden, daß für zwei gleich- ^em^fge^ 
artige Versicherungen die Mittel nach zwei verschiedenen Verfahren ^'^*vÄ*'*^ 
aufgebracht werden. Allein der Übergang wird deshalb sehr 
schwierig zu bewerkstelligen, wenn nicht ganz unmöglich sein, weil 
f^ die vielen gegenwärtig schon laufenden Pensionen und die älteren 
Anwartschaften infolge der Sfinde der Väter keine Eapitaldeckung 
vorhanden ist. Wenn man die fehlende Eapitaldeckung be- 
schaffen wollte, so wfirden die Beiträge ffir längere Zeit ganz 
erheblich erhöht werden müssen. Das ist aber wohl kaum an- 

1) Vergl. auch Kbinsr, Die Entwicklung der deutschen Inyalidenyer- 
flichemng 1904. 
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gängig, denn die heutigen festen Beiträge sind schon so hoch, daß 
sie denen entsprechen, die ein auf der Grandlage des Pr&nüen- 
Verfahrens neugegrändeter Verein erheben wttrde. Die heatigen 
Beiträge würden den Verein jeglicher Sorge entheben, wenn die 
vielen früher erworbenen Ansprüche nicht vorhanden wären. Wie 
die Verhältnisse gegenwärtig liegen, kann wohl eine höhere BAck- 
lage, niemals aber eine Eapitaldecknng erzielt werden. 
BüoUage. Sobald die eigene Bücklage des Allgemeinen Enappschaftsvereins 
insgesamt 40 Millionen Mark übersteigt, kann nach dem Statat die 
Hälfte der Zinseinkünfte mit zur Deckung der laufenden Ausgaben ver- 
wandt werden. Der Verein hat, als der Betrag von 40 Millionen Mark 
Anfang 1904 erreicht war, von dieser unhaltbaren Bestimmung 
erfreulicherweise keinen Gebrauch gemacht Die an sich ja hohe 
Summe reicht nämlich nur hin, die gegenwärtigen laufenden Ver- 
pflichtungen 3 Jahre 2 Monate und 12 Tage lang zu decken. Dabei ist 
der Beharrungszustand noch lange nicht erreicht! — Von versiche- 
rungstechnischer Seite ist sogar neuerdings erklärt worden, daß die 
Pensions- und ünterstützungskasse des Allgemeinen Knappschafts- 
vereins 282 Millionen Mark mehr Vermögen besitzen müßte, als sie 
hat Ob dieses Gutachten nun ganz richtig ist oder nicht: es muß 
den Verein jedenfalls darin bestärken, die Eapitalansanunlung noch 
lange Zeit fortzusetzen. 2) 

Leider wird diese Ansammlung von den Arbeitern immer wieder 
angegriffen unter der Angabe, daß die angesammelten Gelder der 
Arbeiterschaft entzogen würden. Viele Arbeiter können immer noch 
nicht einsehen, daß man auch der Zukunft gerecht werden muß. 
Es werden aber auch gar nicht die „Arbeitergroschen*', sondern die 
üntemehmerbeiträge, und auch diese nur zum kleineren Teile, auf- 
gespeichert Die Arbeitergroschen fließen den Arbeitern unmittelbar 
wieder zu, wie folgende Zusammenstellung ergibt 1903 betrugen 
die Beiträge der Arbeiter zur Pensions- und Ünterstützungskasse 
des Allgemeinen Enappschaftsvereins rd. 8314000 Mark 

die Beiträge der Werkbesitzer rd. 6155000 „ 
die sonstigen Einnahmen rd. 1350000 » 

Von dieser Gesamteinnahme von ungef&hr 16000000 Mark sind 



1) Gutachten des Begierongsrats Dr. Putsch Tom 1. Mai 1905. 
1) Siehe Stat. 45 aaf S. 218. 
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naheza 13500000 Mark alsbald wieder aoegegeben worden. In die 
Rfleklage Bind nur 2 Millionen Mark geflossen ^1 

Es war übrigens beabsichtigt» auch die angesammelten Qelder 
znm größten Teile dadorch wieder direkt fflr die Arbeiter nutzbar 
zu machen, daß man sie für niedrigen Zins als Bandarlehen for 
Arbeiterhäaser hergab. Die Ausleihong von Oeldern, womit die 
anderen Yersicherangsanstalten so viel Qates schaffen, ist dem All- 
gemeinen Enappschaftsverein aber nach kurzer Zeit durch die 
Arbeitervertreter im Vorstande abgeschnitten worden. Die Arbeiter- 
Vertreter wollten sich nämlich mit der durchaus erforderlichen und 
an sich doch gewiß harmlosen Eontrolle der beliehenen Objekte 
nicht einverstanden erklaren. 



Durch die vorausgegangenen Erörterungen dflrfte genägendeoegenabentei- 
Klarheit über die grundsätzliche Verschiedenheit der Methoden, nach geJSf^^Bei. 
denen die Beitragsberechnung in den beiden nebeneinander be- ^rTi^d 
stehenden luvalidenkassen des Allgemeinen Enappschaftsvereins er- &^tte^ aVr 
folgt, geschaffen sein. ^Äe?" 

Noch bleibt uns in der Frage der Beitragsgestaltung eine Auf- 
gabe zu lösen, die über den Rahmen dieses Kapitels hinaus- 
geht Es gilt noch darzutun, inwieweit sich die Beiträge der 
Arbeitgeber und Arbeiter im Bergbau für die verschiedenen Ver- 
sicherungszwecke seit Einffthrung der Beichsgesetze in ihrer Ge- 
samtheit verändert und unter einander verschoben haben. Wurde 
im Vorausgegangenen auch schon mehrfach auf die Beitragsleistungen 
fflr die einzelnen Versicherungszwecke eingegangen, so konnte doch 
schon darum eine direkte Gegenüberstellung der Beiträge aus der 
Zeit Yor und nach dem Inkrafttreten der Beichsgesetze bisher noch 
nicht erfolgen, weil früher für die gesamten Eassenleistungen . bei 
Krankheit, Unfall, Invalidität und Todesfall nur ein Beitrag er- 
hoben wurde, während heute für jeden Versicherungszweig ein 
besonderer Beitrag zu entrichten ist Der damalige einheitliche 
Beitrag kann deshalb mit den verschiedenen heutigen Beiträgen 
nur dann vergUchen werden, wenn man die letzteren zusammen- 
faßt Diese Möglichkeit bietet sich aber erst jetzt, nachdem die 
einzelnen Versicherungszweige gesondert behandelt sind. 

1) Siehe auch Stet. 28 aof S. 208. 



160 3. Kapitel. 

Die Zusammenstellang der Eassenbeiträge dürfte fiberdies wohl 
geeignet sein, am Schlosse der Arbeit noch einmal die ganze Größe 
der Zunahme der Enappschaftsleistangen im Bahrrevier unter der 
Einwirkung der Beichsarbeiterversicherung in ein helles Licht zu 
rucken. 

Zur Zeit des Inkrafttretens des Erankenversicherungsgesetzes 
betrug der Beitrag b^ den 3 Vereinen des Buhrreviers 

a) ffir standige Arbeiter der I. Elasse 30 Mark jahrlich 

b) n » „ „ n. „ 24 „ 

c) ^ unständige Arbeiter (in. Elasse) 18 „ n 

Der JahresarbeitsTerdienst belief sich bei den Arbeitern der 
I. Elasse 1882 im Durchschnitt auf ungefähr 900 Mark, bei denen 
der III. (unständigen) Elasse auf ungeföhr 675 Mark. Es wurden 
also von den Arbeitern 3,33 bezw. 2,66 Proz. des Jahresarbeits- 
verdienstes für die durch das Allgemeine Berggesetz Yorgeschriebene 
knappschaftliche Versicherung aufgewandt 

Die Werkbesitzer bezahlten damals den gleichen Betrag wie 
die Mitglieder, also 100 Proz. der Arbeiterbeiträge. 

Als Beispiel aus der Zeit nach dem Inkrafttreten der Arbeiter- 
yersicherungsgesetze sei das Jahr 1903 angenommen. Für dieses 
Jahr ist der Durchschnitts- Jahresarbeitsverdienst eines ständigen 
Mitgliedes mit 1411 M., der eines unständigen Mitgliedes mit 
1040 Mk. anzusetzen. 

Die Beiträge der Arbeiter berechnen sich danach wie folgt: 

StäDdige Arbeiter*) Unständige Arbeiter 
Krankenkassenbeitrag ^) .... 23,04 M. 17,28 M. 

Pensionskassenbeitrag 41,60 „ 41,60 „ 

Invaliditäts- und Alterskas'senbeitrag 9,36 „ 9,36 „ 

Insgesamt 74,00 M. 6S,24 M. 

Im Jahre 1903 gab also der ständige Arbeiter 5,25 Proz., der 
unständige 6,56 Proz. des Durchschnittslohnes an die 3 Versicherungs- 
kassen des Allgemeinen Enappschaftsvereins ab. 

Die Werkbesitzerbeiträge betrugen bei der Eranken- 
und bei der Pensionskasse im Jahre 1903 75 Proz. der Arbeiter- 
beiträge, bei der Invaliditäts- und Alterskasse nach der reichsgesetz- 

1) Die IL Klasse der st&ndigen Arbeiter ist, wie bekannt, i. J. 1892 auf- 
gehoben worden. 

2) Die Krankenkassenbeltr&ge der Arbeiter sind am 1. Janaar 1905 in- 
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liehen Vorschrift 100 Proz. Ffir die Arbeiter mit dem Dnrchschnitts- 
yerdienst von 1411 bezw. 1040 Mark machten die Beitrage aus: 

ständige Arbeiter Unständige Arbeiter 

Bei der Krankenkasse 17,28 M« 12,96 M. 

Bei der Pensionskasse . . . « . 31,20 ,, 31,20 „ 

Bei der Inyalidit&ts- und Alterskasse 9,36 „ 9,36 „ 

Bei der Enappschafts-Bernfsgenossen- 

Schaft , . . . . 34,96. „. 34,96 „ 

Insgesamt 92.80 M. 88,48 M. 

Hiemach gab der Werkbesitzer 1903 bei einem ständigen 
Arbeiter 6,58 Proz., bei einem unständigen Arbeiter 8,5 Proz. des 
Dnrchschnittslohnes als Beitrag fttr die gesetzlichen Arbeiter- 
yersicherongen. 

Es worden also an Beiträgen bezahlt: 

1882 1903 

Ständige Arbeiter unständige Ständige Unständige 
(der damaL I. Klasse) Arbeiter Arbeiter Arbeiter 
Von den Arbeitern 30 M. 18 DL 74,00 M. 68,24 M. 

Von den We rkbesitzern 30 „ 18 „ 92,80 „ 88,48 „ 

Insgesamt 60 M. 36 M. 166,80 M. 156,72 M. 

Die Beiträge der Arbeiter haben sich nnter dem Einflasse der 
Arbeiteryersichenmgsgesetze von 30 bezw. 18 Mark auf 74,00 
bezw. 68,24 Mark, diejenigen der Werkbesitzer von 30 bezw. 18 Mark 
auf 92,80 bezw. 88,48 Mark erhöht 

Während der Beitrag der Werkbesitzer 1882 100 Proz. des 
Arbeiterbeitrags ausmachte, betrugen die Oesamtbeiträge der Werk- 
besitzer im Jahre 1903 125,4 Proz. der Oesamtbeiträge der ständigen 
und 129,66 Proz. der Oesamtbeiträge der unständigen Arbeiter. 

In unsem Tagen steht nun noch eine weitere, den Arbeitern 
vorteilhafte Verschiebung in den Beitragsleistungen bevor. Durch 
den neuen Titel YII des Allgemeinen Berggesetzes sollen die Bei- 
träge der Werkbesitzer auch f&r die Kranken- und f&r die Pensions- 
kasse auf 100 Proz. der Beiträge der Arbeiter erhöht werden.^) 
Es ist vielleicht interessant, die Einwirkung dieser Maßregel noch 
kurz zu beleuchten. 



folge der EinfOhrimg der NoTelle vom 25. Mai 1903 von 1,6 auf 2> des Durch- 
Bchiüttslohnes gestiegen« Dementsprechend haben auch die Werkbesitierbei- 
trAge eine Erhöhung von l,2o/o auf l,5<Vo erfahren. 
1) Siehe S. 146. 
Halbaoh, Knappsohaftsrereln. 11 
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Ware diese Erhöhang der Werkbeaitxerbeiträge schon 1903 
in ErafI; gewesen, hatten die Werkbesitzerbeiträge also 100 Froz. 
der damaligen Arbeiterbeitrage ausgemacht, so wfirden sich beim 
Allgemeinen Enappschaftsverein fQr dieses Jahr folgende Zahlen 
als Gesamtbeiträge ergeben habend): 

1903 

Ständige Arbeiter unständige Arbeiter 

Beitrage der Arbeiter • . 74,00 M. 68,24 M. 

Beiträge der Werkbesitzer . . . . 108,96 „ 103,20 „ 

Insgesamt 1 82,9 6 M. 1 7 1 ,40 M. 

Die Werkbesitzerbeiträge hätten danach im Jahre 1903 bei den 
ständigen Arbeitern 147,24 Froz. und bei den unständigen Arbeitern 
151,23 Proz. der Arbeiterbeiträge ausgemacht 

Da sich die Aufwendungen der Werkbesitzer für die TTnfall- 
yersicherung noch Jahre hindurch erhöhen müssen, weil der Be- 
harrungszustand noch lange nicht erreicht ist, so werden die Ge- 
samtbeiträge der Werkbesitzer gegenüber den Gesamtbeiträgen der 
Arbeiter verhältnismäßig noch höher werden. 

Die erwähnte Bestimmung des Entwurfs zu dem neuen Titel VII 
wird jedenfalls bei den weiteren Beratungen beibehalten werden, 
zumal sich die Werkbesitzer bereits im allgemeinen mit dieser Be- 
stimmung einverstanden erklärt haben, i) 

Im Buhrrevier hat man daher damit zu rechnen, daß die 
Kranken- und die Pensionskasse des Allgemeinen Enappschafts- 
vereins demnächst dieser neuen Vorschrift angepaßt werden müssen. 

DafElr gibt es 3 Möglichkeiten: Entweder werden die Beiträge 
der Arbeiter um 25 Proz. ermäßigt, oder man erhöht die Bei- 
träge der Werkbesitzer auf 100 Prozent der jetzigen Arbeiter- 
beiträge, oder man schlägt den Mittelweg ein und erhöht die Bei- 
träge der Werkbesitzer bei gleichzeitiger entsprechender Ermäßigung 
der Arbeiterbeiträge. 

Den ersten Weg einzuschlagen, verbietet sich von selbst, da 
der Allgemeine Knappschaftsverein bei seinen nicht gerade glänzen- 
den finanziellen Verhältnissen den dadurch bedingten Einnahme- 
ausfall nicht ertragen kann. 

Aber auch der zweite Weg wird kaum gangbar sein, denn er 



1) Yergl. Anm. auf S. 22. 
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wiirde yon den Werkbesitzern mit einem Male eine gewaltige Mehr«- 
anfwendang erfordern. Bei Zagrandelegnng der Daten ans dem 
Jahre 1903 ergibt sich ein Mehrbetrag von mnd 3500000 Mark. 
Da die Zahl der Arbeiter seit 1903 beträchtUeh gestiegen ist, so 
wflrde die plötzlich mehr anfznbringende Summe sicherlich nicht 
unter 4 Millionen Mark betragen. 

Es wird somit wohl dazu kommen» daß der Werkbesitzerbeitrag 
etwas erhöht, der Arbeiterbeitrag etwas erniedrigt nnd dadurch das 
gesetzliche Gleichmaß herbeigeführt wird. Die Einnahmen des 
Vereins könnten bei dieser Gelegenheit immerhin eine Aufbesserung 
erfahren, denn es ist ja nicht nötig, daß die Werkbesitzerbeiträge 
genau um V» erhöht und die Arbeiterbeiträge genau um denselben 
Betrag ermäßigt werden. Die Regulierung könnte beispielsweise so 
geschehen, daß die Arbeiter künftig 90 Proz. der gegenwärtigen 
Beiträge und die Werkbesitzer ebenfalls 90 Proz. der jetzigen 
Arbeiterbeiträge bezahlen. Wenn die ständigen Arbeiter 1903 an 
Krankenkassen- und Pensionskassenbeiträgen zusammen 64,64 Mark 
bezahlten, so würden sie bei 90 Proz. davon nur 58,17 Mark zu 
entrichtet haben. Der gleiche Betrag würde auf die Werkbesitzer 
entfallen sein. Da bei dem jetzigen Beitragsverhältnis von 100 Proz. 
zu 75 Prozent zu entrichten waren 

von den ständigen Arbeitern 64,64 M. 

von den Werkbesitzern 48,48 „ 

Insgesamt 113,12 11 
unter den vorausgesetzten Verhältnissen aber entrichtet worden wären 

von den ständigen Arbeitern . . • . 58,t7M. 

von den Werkbesitzern 58,17 „ 

Insgesamt 116,34 M. 
so würde sich bei dieser Art der Neuregelung noch ein Überschuß 
für den Verein erzielen lassen. Für die Arbeiter würde die Herab, 
«etzung der Beiträge gleichbedeutend mit einer Einkommensverbesse- 
rung sein. 

Die Verhältniszahl von 90 Proz. ist natürlich nur beispielsweise 
angegeben. Es wird Sache der Vereinsleitung sein, zu gegebener 
Zeit an Hand der genauen Unterlagen ein geeignetes Verhältnis zu 
ermitteln. — 

Mehr noch als in den beiden vorhergehenden Kapiteln sind in Besam«. 
4ler vorstehenden Darstellung über die Einwirkung des Invaliden- 

11* 
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versicherangsgesetzes Einzelheiteii behandelt worden, die sich zum 
Teil ziemlich lose aneinanderreihen. Es wird daher ein zusammen- 
fassender Überblick hier besonders am Platze sein. 

Während die organisatorischen Yer&nderangen, die das Eranken- 
mid Unfallversicherangsgesetz bei den Enappschaftsvereinen nötig 
machten, ohne allza erhebliche Schwierigkeiten nberall gleichmäßig 
dorchgeffihrt werden konnten, weisen die auf Ornnd des Invaliden- 
yersicherangsgesetzes bei den einzelnen Vereinen vorgenonmienen 
Beorganisationen große Verschiedenheiten auf. Es liegt dies daran, 
daß das Invalidenversicherungsgesetz den Enappschaftsvereinen für 
die Einfährung der reichsgesetzlichen Versicherung zwei Wege 
bot, und daß den Vereinen, die sich für die Übernahme dieser Ver- 
sicherung in eigene Verwaltung entschieden, Aber die Art der Aus- 
führung ziemlich freie Hand gelassen war. Wir haben gesehen, 
wie die Zulassung der einzelnen Vereine und Verbände als „besondere 
Easseneinrichtungen'* mancherlei Schwierigkeiten bereitet hat und 
wie sich viele Vereine zusammengeschlossen haben, um diesen 
Schwierigkeiten zu begegnen. Manche Enappschaftsvereine haben 
auch von vornherein auf die Übernahme der reichsgesetzlichen 
Invalidenversicherung verzichtet und sich damit begnügt, ihren im 
Sinne des Beichsgesetzes erwerbsunfähigen Mitgliedern zu der von 
der Versicherungsanstalt zu bezahlenden Beichsrente einen Zuschuß 
zu geben. 

Im Ruhrbezirke wußte man eine Zeit lang nicht, welche Stellung 
man zu dem Beichsgesetze einnehmen sollte, obwohl durch den 
Zusammenschluß der drei Vereine zu dem Allgemeinen Enappschafts- 
verein die Zulassung als „besondere Easseneinrichtung'' bereits gewähr- 
leistet war. Nachdem die Ansichten sich geklärt hatten, hat man 
sich dann zur Übernahme der Versicherung auf den Verein ent- 
schlossen. Die Schwierigkeiten, die mit dem Erfordernis einer be- 
stimmten Deckung der Leistungen zusanmienhingen, wurden durch 
die Annahme des reichsgesetzlichen Deckungsverfahrens aus dem 
Wege geräumt Der Verein hatte dann weiter die Frage zu lösen, 
wie die neue Invalidenversicherung dem alten Pensionswesen an- 
gefügt werden sollte. Einige Enappschaftsverbände hatten beides 
verschmolzen; andere hatten unter Beibehaltung ihrer alten Eassen 
allein für die Zwecke der reichsgesetzlichen Invalidenversicherung 
einen besonderen Verband gegründet Im Buhrrevier schlug maa 
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gewissemiaSen einen Mittelweg ein; man errichtete für die reiohs- 
gesetzliche Invaliditats- nnd Altersversicherung eine besondere 
Eassenabteiinng mit besonderen Beiträgen nnd Leistungen, die im 
allgemeinen den reiohsgesetzlichen entsprachen. 

Pie nißue Abteilung mußte, um den Ansprüchen des Reichs- 
gesetzes zu genügen, von dem alten knappschaftlichen Prinzipe ab- 
gehen, das nur einer bestimmten Kategorie von Bergleuten einen 
Pensionsanspruch einräumte. Sie mußte jede im Bergbau be- 
schäftigte, über 16 Jahre alte Person aufnehmen und jedem, der 
beigetragen hatte, eine Rente gewähren, sobald die für alle gleichen 
Voraussetzungen vorlagen. Die Voraussetzungen sind verschieden 
von denen, die für die Gewährung der Enappschaftspensionen 
galten. Die Karenzzeit und damit die Mindestbeitragsleistung ist 
bei dem Invalidenversicherungsgesetz geringer. Der Hauptunterschied 
liegt jedoch darin, daß der Orad der Invalidität, die vorhanden sein 
muß, um einen Anspruch zu begründen, bei beiden Versicherungs- 
zweigen verschieden ist; es stehen sich hier die Begriffe „Arbeits- 
unfähigkeif' und „dauernde Erwerbsunfähigkeit"* gegenüber. Da die 
Unfähigkeit zur Beinarbeit, die Hauptvoraussetzung für eine Berginva- 
lidenrente, im allgemeinen wesentlich früher vorhanden ist, ids die 
dauernde Erwerbsunfähigkeit nach dem Reichsgesetze, so steht sehr 
vielen Knappschaftsinvaliden wohl eine Knappschaftspension, nicht 
aber eine Rente auf Qrund des Invalidenversicherungsgesetzes zu. 
Wir haben gesehen, daß die Knappschaftspension im allgemeinen 
höher ist, als die Reichsrente. Hieraus erkennen wir auch den 
grundsätzlichen Unterschied zwischen der Invalidenrente, die nur 
ein Zuschuß zu dem durch den natürlichen Kräfteverfall (Krank- 
heit, Alter) geminderten Verdienste sein soll, und der Berginvaliden- 
rente, die einen gewissen Mindestunterhalt gewährleisten will. Den 
Charakter eines Zuschusses haben wir vor allem bei der Altersrente 
festgestellt, einer Rente, die früher den Knappschaftsvereinen fremd 
war, und die bei diesen Kassen auch nie eine Bedeutung erlangen 
wird. Die Reichsrente ist gerechter aufgebaut, als die alte Pension. 
Sie wird nach dem Umfange der dem Arbeitsverdienste angepaßten 
Beitragsleistungen festgesetzt Für die Knappschaftspension war 
die bekannte Einteilung in Klassen nnd innerhalb der verschie- 
denen Klassen eine Steigung in 5jährigen Stufen maßgebend 
gewesen. Neuerdings hat man aber auch für die Berginvaliden- 
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rente die f3r die Inyalideniente festgesetzte Berechnongsart einr 
geftthrt. 

Wie bei der ünfaUversiehenrng^ so hat auch bei der Inyaliden- 
yersicherong die Frage der Aufrechniing der Bente gegen die Berg- 
invalidenrente große Schwierigkeiten bereitet. Einen Ausgleich hat 
erst das Invalidenversioheningsgesetz Yon 1899 gebracht Im Bahr- 
revier hatte man die zunächst eingeführte volle Aufrechnung der 
Reichsrenten aber sdion vorher fallen lassen. Wenn heute ein 
Enappschaftsinvalide Reichsrentner wird, so fallt seine alte Berg- 
invalidenrente fort, und er erhält seine volle Reichsrente nebst einer 
Zusatzrente, die nicht nach Dienstalterstufen, sondern nach den bei 
der Pensionskasse bezahlten Beiträgen berechnet wird. Reichsrente 
und Zusatzrente zusammen machen stets einen höheren Betrag 
aus, als die Berginvalidenrente. Seit der Einführung der Zusatz- 
rente besteht somit ein organischer Zusammenhang zwischen den 
Berginvaliden- und den Reichsrenten. 

In den Darlegungen ist auch der Einfluß geschildert^ den das 
Invalidenversicherungsgesetz auf die Bestimmungen über die 
Wahrung der erworbenen Ansprüche beim Verlassen der Bergarbeit 
und beim Übergang zu einem anderen Enappschaftsverein ausgeübt 
hat Weiter ist beleuchtet^ wie die Einführung der Oemein- und 
Sonderlast ein Opfer des Westens für den Osten darstellt, das 
im Hinblick auf die Notlage der ostelbischen Landwirtschaft 
gefordert werden mußte. Endlich ist auch auf die Ent- 
scheidung der Streitigkeiten über den Bezug von Reichsrenten 
eingegangen und auf die bevorstehende Ausdehnung der Tätigkeit 
dieser Sondergerichte auf das alte knappschaftliche Pensionswesen 
hingewiesen worden. Auch sonst hat das Invalidenversicherungs- 
gesetz bei den Enappschaftsvereinen manche veraltete Einrichtungen 
beseitigt und so zur gedeihlichen Weiterentwicklung der Vereine 
erheblich beigetragen. Den Bergleuten hat es eine bessere Art der 
Rentenbereohnung und höhere Renten gebracht 
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Überschauen wir nun noch einmal korz im Zusammenhange BfiokUtokmi 
die Ansfflhnmgen in den vorhergehenden Kapiteln. imgenin te 

Vor 25 Jahren hatten die Enappschaftsvereine eine wesentlich des AU^mei- 
andere Gestalt als heute. Sie stellten einheitliche Kassen dar, diesohAitsTerebs. 
vorübergehende und dauernde Leistungen gewährten, ohne daß ihre 
Leiter sich der Wesensunterschiede der verschiedenen Leistungen 
recht bewußt waren. Von einer besonderen Behandlung der einzelnen 
TJnterstützungszweige war deshalb keine Bede. Die Ausgaben 
wurden aus einem, im allgemeinen festen Beitrage bestritten. 
Überschritten sie die Einkünfte, so wurden einfach die Leistungen 
gekürzt. Überhaupt war die Festsetzung 4er Höhe und Dauer der 
Unterstützungen ganz den Beteiligten überlassen. 

Hierin trat nun durch die Reichsversicherungsgesetze eine Wand- 
lung ein. Sie bedingte, daß manche überlieferten Einrichtungen und 
Anschauungen preisgegeben wurden. An die Stelle des alten knappsohaft- 
lichenPrinzipes trat das moderne soziale Prinzip. Die wenigen Vor- 
schriften des A. B. G. wurden durch die zahbreichen und ausfuhr- 
Jichen Vorschriften der Beichsgesetze erweitert und in bestimmte 
JFormen gebracht ; die Autonomie wurde beschrankt. Äußerlich er- 
hielt dadurch das früher anscheinend sehr einfache und übersicht- 
liche (in Wirklichkeit aber ganz unübersichtUche) Knappsohafts- 
institut ein komplizierteres Aussehen. 

Die Krankenversicherung wurde einer besonderen Abteilung 
überwiesen, die ihre Ausgaben aus einem besonderen Beitrag be- 
streitet, der beweglich ist, da er dem tatsachlichen Aufwände an- 
gepaßt werden muß. Der Beitrag ist nicht mehr nach einigen 
wenigen Klassen abgestuft, sondern nadi den durch den Lohn 
gekennzeichneten wirtschaftlichen Verhältnissen des Einzelnen. 

Neue organisatorische Veränderungen mußten vorgenommen 
werden, als das Invalidenversicherungsgesetz kam. Für diesen Ver- 
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sichernngszweig richtete man wieder eine neue Abteilang, und zwar mit 
besonderer Buch- und EassenfQhrang and besonderer Beitragsleistang 
ein. Der besondere Beitrag ist so bemessen, daß sich tTberschfisse 
ergeben, die zar Befriedigung der gewaltigen Anforderungen der 
Zukunft dienen sollen. 

Neben diesen beiden Abteilungen steht eine dritte, die das alte 
knappschaftliche Pensionswesen behandelt, und f&r die ebenfalls 
besondere Beiträge erhoben werden. Wie sehr das Invaliden- 
versicherungsgesetz die Beitragsleistung für diese Abteilung be- 
einflußt hat« haben wir gesehen. 

Diese Beorganisationen haben eine Gesundung des knappschaft- 
lichen Instituts namentlich in finanzieller Hinsicht bewirkt 

Während sich die größeren Enappschaftsvereine den Anforder- 
rungen, die das Krankenversicherungsgesetz und das Invaliden- 
versicherungsgesetz stellten, anpassen konnten, ließen sich diiB im 
ünfallversicherungsgesetz vorgesehenen Organisationen, die den dem 
Enappschaftswesen ganz fremden Charakter öffentlich-rechtlicher 
Vericherungsgemeinschaften der Unternehmer trugen, nicht in 
die Enappschaftsvereine einfügen. Damals, als die sozialpolitischen 
Gesetze eben erst eingesetzt hatten und es an Erfahrungen noch 
völlig gebrach, war das wenigstens nicht möglich. Daher mußten 
für die ünfallfürsorge besondere Einrichtungen geschaffen werden. 
Es entstand die Enappschaftsberufsgenossenschafk als vollkommen 
selbständige Organisation. Es bleibt zu hoffen, daß bei der Durch- 
führung der angestrebten Verschmelzung der 3 Versicherungszweige 
die Lücke wieder verschwinden wird, die das Ünfallversicherungs- 
gesetz in die knappschaftliche Versicherung gebracht hat Die Enapp- 
schaftsvereine werden dann wieder die ganze öffentlich-rechtUche 
Versicherung der Bergarbeiter in organischem Zusammenhange in 
sich vereinen. 

Die von modernen Anschauungen erfüllten Reichsversicherungs- 
gesetze haben also die alten konservativen Enappschaften gezwungen, 
8oföiml^en.sich in vielen Punkten den Forderungen der neueren Zeit anzu- 
passen. Den Best der alten knappschaftlichen Organisation, der 
den Einwirkungen der Beichsgesetze noch nicht unmittelbar aus- 
gesetzt gewesen ist» suchen nun viele Eassen, den veränderten Zeitr 
Verhältnissen zum Trotz, zu wahren. 

Vor allem wehren sich zahbreiche kleine Enappschaftsvereine 
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hartnäokig dagegen, ihr Sonderdasein an&ngeben. Von den 126 
deatschen Enappsohaftsyereinen sind die meisten rein örtlicher 
Natar.2) Dafür, daß die lokalen Vereine sich nioht za großen 
Bezirksyereinen zusammenschließen; ist ein triftiger Orond nicht 
vorhanden. Wenn die Vereine sagen, sie wollten ihre ^Individaalitat^ 
wahren nnd sich nicht „schablonisieren*^ lassen 3), so können sie damit 
den mibefangen Urteilenden nicht ftberzeagen. ^) Die heatigen 
Knappschaftsyereine sind wirtschaftliche Vereini- 
gungen. Der Weg, der unserem heutigen Wirtschaftsleben yor- 
gezeichnet ist, heißt aber Organisation. Die Zeiten des Indi- 
vidualismus sind im wirtschaftlichen Leben im großen und ganzen 
vorbeL Bei der ängstlichen „Wahrung der Individualität^ wird 
beispielsweise auch die Beschränkung der Freizügigkeit, der die 
Bergleute mit Bflcksicht auf ihre knappschaftlichen Beuten noch 
unterliegen, nicht vollständig beseitigt werden können. Wie die 
Verhältnisse heute liegen, wird dies auch durch den Entwurf zu 
dem neuen Titel VII des A. B. Q. nicht erreicht werden. — Die 
kleineren Kassen werden aber wohl von selbst verschwinden, wenn 
erst die reichsgesetzliche Witwen- und Waisenversicherung einsetzt 
oder die Verschmelzung der reichsgesetzlichen Versicherungszweige 
erfolgt 

Auch in Bezug auf die Mitgliedschaft haben die Beichsver- 
sicherungsgesetze bei den Enappschaftsvereinen noch nicht voll- 
ständig die Verjüngung bewirkt, die wünschenswert bezw. nötig ist. 
Auch heute hat man bei den Enappschaftsvereinen noch zweiOruppen 
von Kassenmitgliedem : die unständigen, minderberechtigten und 
die ständigen, vollberechtigten. Diese Unterscheidung entspricht 
unseren heutigen Anschauungen nicht mehr. Auch die 3 Beichs- 
versicherungsgesetze kennen keine ständigen und unständigen 
Arbeiter, keine Abstufungen der Arbeiter nach „Oraden". Sie 

1) 1903. 

2) YoQ den 72 preußischen EnappschaftsYereinen haben nur 9 mehr als 
10 000 Mitglieder. Bei 27 Vereinen schwankt die Mitgüedersahl zwischen 
1 000 and 10 000. Es gibt sogar Knapp schaftskassen, die nicht einmal 100 Mit- 
glieder ziUilen (Statistik der preußischen Knappschaftsvereine. Zeitschrift für 
Berg-, Hütten- und Salinenwesen 1904). 

3) Zweiter Yorl&ufiger Entwurf zu Titel YII A.B.G. 

4) Derselben Ansicht ist TIouohsbbce, Siehe Zeitschrift für Bergrecht. 
Bd. XXIV. 8. 490. 
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wollen alle Arbeiter und wirtsohafUich ifanlich gtehenden Personen 
in gleicher Weise schätzen, einerlei, ob sie jugendlich oder er- 
wachsen, mannlich oder weiblich^ vorfibergehend oder danemd in 
in einem Berofe sind. Den stindigen Mitgliedern standen Ton 
alters her umfangreichere Unterstfitzangen zu. Den Unstbidigen 
gewährte man danemde Pensionen nor bei Beschidigangen bei der 
Bergarbeit Im allgemeinen stand ihnen anch nur eine beschränkte 
Erankenffirsorge za. Aach nach dieser Richtung bin haben cUe 
3 Gesetze ausgleichend gewirkt Wie die Fährnisse ffir Leben und 
Qesandheit bei den ständigen und unständigen Bergarbeitern gleich 
sind, so sind auch beide Kategorien gleich gegen sie geschützt worden. 

Die Beichsgesetze haben, soweit sie die Enappschaftsvereine 
unmittelbar zu beeinflassen vermocht haben, zur Beseitigung der 
Scheidung unter den Mitgliedern wesentlich beigetri^n. Die Be- 
dingungen fiebr den Erwerb der Mitgliedschaft bei der Pensionskasse 
sind gemildert, und so ist die frfiher recht begrenzte Zahl der 
Personen, die einen Anspruch auf die dauernden knappsdiaftlichen 
Leistungen erlangen konnten, erweitert worden. Es war ferner nicht 
mehr angängig, Mitglieder beitragen zu lassen, die keinen Anspruch 
auf Ejiappschaftsleistungen erwerben konnten. — Zu wfinschen bleibt 
also noch, daß der bei der knappschaftlichen Fensionskasse des All- 
gemeinen Enappschaftsvereins noch immer grundsätzlich erhaltene 
Unterschied zwischen ständigen und unständigen Mitgliedern nach 
dem Beispiele einiger anderen Enappschaftsvereine ganz beseitigt 
werden möchte. Die Unterscheidung ist nur noch ein Überbleibsel 
aus vergangenen Zeiten und unter den heutigen Verhältnissen kaum 
noch von finanzieller oder sonstiger Bedeutung. Auch der ständige 
Bergarbeiter unterscheidet sich eben heute sozial und wirtschaftlich 
durch nichts mehr von anderen Arbeitern. 

Sodann entspricht der bei den knappschaftlichen Pensionskassea 
noch als Voraussetzung ffir den Beginn der ständigen Mitgliedschaft 
und damit ffir den Beginn des Anspruchs auf Rente bestehende 
Oesundbefund nicht mehr unseren heutigen Anschauungen. Wer 
arbeitet, soll auch versichert sein. Wenn jemand so krank ist, daß 
er die vorgeschriebene Wartezeit nicht zurficklegt, bekommt er ja 



1) Ganz gleich sind die Bestimmungen der 3 Gesetze Aber die Mitglied- 
Schaft ja allerdings nicht. Das kommt hier aber nicht in Betracht. 
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sowieso keine Rente. Die reichsgesetzliche Invalidenversichening 
kennt die ärztliche Untersuchung auch nicht Private Kassen 
mögen diese Bedingung aufstellen und festhalten ; für eine moderne 
öffentlich-Techtliche Arbeiterversicherung paßt sie nicht mehr. 

Auch die Leistungen an sich werden nicht mehr nach dem Ein^rining auf 
,,Grade^ sondern nach den tatsächlichen Bedürfnissen des Einzelnen ^ ^'^ 
bemessen. Den Maßstab bildet der verdiente Lohn, und zwar ent- 
weder der zuletzt verdiente, oder das Fazit des ganzen Lebens- 
verdienstes. — Das Erankenversicherungsgesetz hat die frühere 
Unterstützungsdauer erheblich verlängert und auch die Leistungen 
selbst sehr erhöht. Die früheren unständigen Mitglieder der 
Krankenkasse verdanken insbesondere der Novelle von 1903 sehr 
viel; sie hat ihnen die völlige Gleichstellung mit den ständigen 
Mitgliedern gebracht. — Das Unfallversicherungsgesetz hat eine 
Ausdehnung der Unfallfürsorge sowie eine außerordentliche Erhöhung 
und eine zweckmäßigere Berechnung der Beuten bewirkt. — Das 
Livalidenversieherungsgesetz sicherte auch den unständigen Mit- 
gliedern eine Invalidenpension. Für die im Sinne des Reichsgesetzes 
erwerbsunfähigen Bergarbeiter und für die über 70 Jahre alten 
Greise ist eine Erhöhung der Rentenbezüge eingetreten. 

Zu erstreben bleibt, daß allgemein die knappschaftliche In- 
validenversicherung mit der reichsgesetzlichen verschmolzen wird, und 
zwar in Anlehnung an die im Invalidenversichernngsgesetz gegebenen 
Grundsätze. Dieses Ziel wird aber wohl erst erreicht werden, wenn 
die reichsgesetzlicbe Witwen- und Waisenversicherung eingeführt ist. 

Im ganzen sind die unmittelbaren Vorteile der Reichsver- 
sicherungsgesetze gerade für die Bergarbeiter weniger in die Augen 
springend gewesen als bei anderen Berufsarten, weil die Bergleute 
sich schon vorher eines Maßes von Sicherung gegen die Gefahren 
ihres Berufs zu erfreuen gehabt haben, wie es den übrigen Arbeiter- 
kategorien nicht entfernt ähnlich beschieden gewesen ist Und doch 
dürfte unsere Untersuchung die zahlenmäßigen Nachweise dafür 
erbracht haben, daß die Reichsgesetzgebung zur Verbesserung der 
materiellen Lage auch der Bergarbeiter ganz erheblich beige- 
tragen hat 

Diese Gesetze haben aber darüber hinaus noch eine Reihe von^Tb^^^J^ 
Wirkungen geübt, die in den Kreis unserer Betrachtungen deshalb ^S*»!"^ 
nicht mit einbezogen worden sind, weil sich für sie ein exakter ^l^^Jf^ä^ 
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Nachweis nicht fähren läßt Gemeint sind die bedeutsamen Eioh 
Wirkungen der Arbeiterversicherangsgesetze auf die Enappsohafts- 
mitglieder in intellektueller, sittlicher und sozialer Be- 
ziehung. Mit wenigen Worten möge zum Schlüsse auf sie noch 
hingewiesen werden. 

Von Anfang an ist bekanntermaßen von den 3 Gesetzen er- 
wartet worden, daß sie den Arbeitern neben den materiellen Vor- 
teilen im Laufe der Zeit auch ideale Vorteile bringen, daß sie einen 
Ausgangspunkt für die weitere geistige und sittliche Entwicklung 
der Masse der Arbeiter bilden würden. Inwieweit sich diese Er- 
wartung bisher allgemein und bei den Bergleuten im besonderen 
erffiUt hat, ist freilich sehr schwer zu sagen, zumal sich zu den 
Wirkungen dieser Gesetze die Folgen der Aufbesserung der Lage 
der Arbeiter durch Lohnerhöhungen, Verkürzung der Arbeitszeit, 
die Folgen gesetzlicher und freiwilliger Wohlfahrtseinrichtungen usw. 
EinwMnmgen gesellt haben. Mö^en aber die Meinungen in dieser Frage auch 
^^nnd Bozia- noch SO Sehr auseinander gehen, so kann doch jedenfalls an der 
™^' Tatsache nicht gerüttelt werden, daß die Arbeiter im allgemeinen 
heute in intellektueller und sozialer Beziehung eine wesentlich höhere 
Stufe einnehmen, als vor 25 Jahren. Dafür zeugt neben vielen 
anderem ihre lebhaftere Anteilnahme am öffentlichen Leben und ihr 
zunehmender Zusanunenschluß zu Organisationen. Zu diesem 
Eultnrfortschritt haben die Versicherungsgesetze zweifellos mit bei- 
getragen, indem durch sie die Arbeiter zu vermehrter geistiger Arbeit 
veranlaßt worden sind. Sie stellen jedem, der sich mit seinen Rechten 
und Pflichten aus ihnen vertraut machen will, recht komplizierte Denk- 
aufgaben, und außerdem finden die geistig Hochstehenden in der 
Verwaltung der Versicherungsorganisationen und in der Becht- 
sprechung Gelegenheit zu einer sehr bedeutsamen geistigen Fort- 
bildung. Die Bechtskenntnis unter den Arbeitern ist auf diese Weise 
vermehrt und das Vertrauen zur Bechtsprechung im ganzen 
gefestigt worden. Dadurch aber, daß die Arbeiter bei der Be- 
sorgung von Angelegenheiten mitwirken, die im allgemeinen ihrem 
Gesichtskreis entrückt und in die Hände der Unternehmer oder 
anderer nicht dem Arbeiterstande angehöriger Personen gelegt sind, 
lernen viele von ihnen die Tätigkeit geistig arbeitender Personen 
besser kennen und würdigen. Heute schon treten sich durch das 
regelmäßige Zusammenwirken der Unternehmer und Arbeiter auf 
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der Onmdlage der Gleichberechtigung beide Gruppen menschlich 
näher, und damit wird das Verständnis der beiderseitigen Interessen 
und Bedärfhisse wesentlich erleichtert i) Mit der geistigen Hebung 
der Arbeiterschaft und der Mehrung der Anlässe zu gemeinsamem 
Baten und Taten ihrer Vertreter mit Vertretern der Unternehmer 
ToUzieht sich gleichzeitig unverkennbar eine bemerkenswerte soziale 
Hebung der unteren Klasse. Die Versicherungsgesetze tragen so 
allgemach dazu bei, daß sich das Arbeitsverhältnis mehr und mehr 
aus einem rein vertragsmäßigen in ein gewissermaßen soziales 
Verhältnis umwandelt 

Noch weiter auseinander als in dieser Frage gehen die Meinungen sittuohe wit- 
darfiber, inwiefern Erfolge der Versicherungsgesetze in sittlicher 
Hinsicht zu verzeichnen sind. Zahlenmäßig nachweisen läßt sich 
hier nur eine Zunahme des Sparsinns in den unteren Bevölkerungs- 
klassen. Sie mag zum Teil auf den Einfluß der sozialen Gesetze 
zurückzuführen sein, die im Grunde genommen ja auch ein Sparen 
verlangen und die Arbeiter so aufs Sparen hinweisen. Auf der 
anderen Seite spricht allerdings der Umstand, daß sich sehr viele 
Arbeiter, auch viele Bergarbeiter, nach Renten und sonstigen Eassen- 
bezügen drängen, noch ehe sie einen wirklichen Anspruch erheben 
können, nicht gerade für eine moralische Erstarkung in den Arbeiter^ 
kreisen. Allein es darf doch nicht übersehen werden, daß mit der 
Höhe der Eassenleistungen instinktiv auch das Verlangen nach 
dem Genüsse einer Rente steigen mußte bei den immerhin nicht selte- 
nen Menschen mit noch schwach entwickeltem Gerechtigkeitsgefühl. 
Jedenfalls wäre es ganz verfehlt, aus der angegebenen Tatsache 
allein weitgehende Schlüsse zu ziehen auf eine Eorrumpierung der 
Arbeiterschaft durch Überhandnähme der Simulation. — Im ganzen 
möchte ich annehmen, daß die Besserstellung der Arbeiter in 
materieller Hinsicht mit der Zeit auch die sittlichen Anschauungen 
in der Arbeiterschaft fördern und festigen wird. 

Alle die angeführten Momente gelten für die Bergarbeiter 
vielleicht nicht in dem Maße wie für die übrigen Arbeiter, weil bei 



1) Daß die ZnBftmmenarbeit der Unternehmer und der Arbeiter unter Um- 
ständen aber auch zur Verschärfung YOrhandener Gegens&tze führen kann, 
wenn an die Stelle der Sachlichkeit Parteileidenschaften treten, ist in unseren 
Ausführungen gelegentlich herrorgehoben worden. 
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ihnen das, was für die Mehrzahl der anderen Arbeiter erst durch 
die sozialen Qesetze herbeigeföhrt wurde, zum großen Teil ja schon 
in den alten knappsohaftlichen Einrichtungen vorhandeu war. Aber 
auch unter ihnen hat das geistige Leben durch die neuere Auch 
gestaltung des Enappschaftsinstituts unverkennbar an Anregungen 
gewonnen. Hingegen ist für die Bergleute in sozialer Hinsicht 
eine ungünstige Nebenwirkung der Beichsversicherung nicht ganz 
ausgeblieben. 
v^DJBtigB Mit der Verringerung des Vorsprungs vor beinahe der ganzen 

e ^>°«^Q^pjgQQ Arbeiterschaft, den der Stand der Bergleute ehedem seinen 
Enappschaftskassen zu verdanken gehabt hat, sowie mit der durch 
die Beichsgesetze weiterhin bewirkten Abschwächung der klassen- 
weisen Scheidung der Bergleute ist das ungewöhnliche Ansehen 
verloren gegangen, das der ganze Stand, und insbesondere eine 
bevorzugte Oberschicht in ihm genoß. 

Der ungünstige Einfluß, den die nach den Anschauungen unserer 
Zeit durchaus notwendige — Nivellierungsarbeit der Beichsgesetze 
für die Bergarbeiter in sozialer Hinsicht gezeitigt hat, tritt aber an 
Bedeutung ganz zurück hinter den Folgen neuerer Wandlungen 
im Berggewerbe als solchem. Der gewaltige Aufschwung der Berg- 
industrie in den letzten Jahrzehnten hat ein so schnelles An- 
schwellen der Zahl der Bergleute gebracht, daß sozial und der Aus- 
bildung nach tiefstehende Elemente in großem Umfange heran- 
gezogen und eingestellt werden mußten. Dieser Tatsache der ein- 
getretenen Minderung seiner Durchschnittsqualität ist das unver- 
kennbare Sinken des Ansehens des Bergarbeiterstandes vor allem 
zuzuschreiben. Die Erscheinung ist also in der Hauptsache eine 
Wirkung der allgemeinen Zeitverhältnisse. Wie nach unserer Unter- 
suchung nicht mehr zweifelhaft sein kann, würde die große Mehr* 
heit der Bergleute ohne die Versicherungsgesetzgebung des Reiches 
sozial weit ungünstiger gestellt sein, als sie es heute ist 
sohiQBs. Alles in Allem: Die drei großen Versicherungsgesetze des 
Reiches haben den Knappschaftsvereinen und ihren Mitgliedern 
ganz erhebliche materielle und immaterielle Vorteile gebracht 
Das Enappschaftsinstitut ist durch sie seinem Ziele, den Berg- 
arbeitern und ihren Familien in Zeiten wirtschaftlicher Bedrängnis 
in ausreichendem Maße zu helfen, ein tüchtiges Stück näher ger 
bracht worden. 
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Dfiroh die Umwandlang der Enappsohaftsyereine unter 
dem Einflnsse der Arbeiterversicherongsgesetze hat das Enapp- 
sohaftsinstitat bereits einen ganz anderen Charakter erhalten, nnd 
mit dem künftigen weiteren Ansbaa der Arbeiterversicherangsgesetze 
wird es wohl auch den Best seines frflheren Charakters verlieren. 

Noch mancher Vorteil, dessen sich heute nur die Bergarbeiter 
erfreuen därfen, wird in Zukunft auch den ftbrigen Arbeitern im 
Wege der Yersicherung zugänglich gemacht werden. Wenn das 
Knappschaftsinstitut dann schließlich in den Leistungen von den 
Beichsgesetzen eingeholt ist^ so darf die S o n d e r aufgäbe, die es gegen- 
aber den reichsgesetzlichen Arbeiterversicherungs-Einrichtungen jetzt 
noch hat» als abgeschlossen gelten. Ihm wird aber ffir alle Zeiten 
der Buhm bewahrt bleiben, Vorläufer und Vorbild unserer gewaltigen 
Bdchsrersicherung gewesen zu sein. 
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Beiohes Materiaü fflr die folgenden Zosammenstellangen boten 
die Sonderhefte Aber die preußischen EnappschaftsTereine, die jährlich 
«inmal der Zeitschrift for Berg^, Hütten- and Salinen wesen beigegeben 
werden. In dieser Zeitschrift erschienen 1854 die ersten Statistiken 
iber das Enappschaftswesen, nnd zwar in Abhandlangen von Hayssen. 
Die Begierong setzte später die statistischen Yeröffentlichangen fort 
Das Material daza haben nach § 185 des A. B. 0. die Enappschafts- 
Teretne zn liefern. Leider sind diese amtlichen Statistiken nach dem 
Inkrafttreten der Arbeiterversicherangsgesetze nicht genügend ausge- 
staltet worden. Man hat sich in der Hauptsache damit begnügt, den 
alten Znsammenstellangen einige nene Spalten anzufügen. 

Ans Enappschaftskreisen sind Zweifel darüber lant geworden, ob 
man den alten Yeröffentlichangen volles Yertraaen entgegenbringen 
könne. Ob die Zasammenstellangen tatsächlich angenaa sind, läßt 
sich heute nicht mehr feststellen. Seitens des Allgemeinen Knapp- 
sehaftsTcreins ist vergeblich versucht worden, dies aufzuklären. Wir 
müssen deshalb die vorhandenen alten Statistiken als richtig hin- 
nehmen. An den Darstellungen aus den letzten zwanzig Jahren ist 
wohl nicht zu rütteln. 

Seit dem Inkrafttreten der Arbeiterversicherungsgesetze legt 
man überhaupt mehr Oewicht darauf, die Jahresergebnisse und 
sonstige tatsächliche Yerhältnisse genau festzuhalten, damit aHmähUch 
ein reichlicher Erfahrungsschatz angesammelt werde. 

Die Enappschafts-Berufsgenossenschaft und ihre Sektionen 
geben seit ilürem Bestehen umfangreiche Jahresberichte und eine 
zweimal monatlich erscheinende Zeitschrift, den „EompaB^ heraus. 

Im Buhrrevier ist erst nach der Yerschmelzung der drei Y^ereine' 
und der Übernahme der reichsgesetzlichen Invalidenversicherung 
mit der Veröffentlichung größerer Yerwaltungsberichte begonnen 
worden. Bis dahin hatte man sich damit begnügt, den Yersicherten 
Yermögensübersichten durch Anschlag an den Zechen bekannt zu 
geben. Daher ist es vielfach nicht möglich, den Zahlen aus der 
neueren Zeit diejenigen aus früheren Jahren gegenüberzustellen. 

Ein weiterer Übelstand liegt darin, daß sich die amtlichen 
Statistiken nnd die Znsammenstellangen des Allgemeinen Knapp- 

12* 
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schaftsyereins gegenseitig nicht recht ergänzen. Zwar liegt beiden 
das Kalenderjahr (zugleich aaoh Qesch&ftsjahr des Allgemeinen 
Enappschaftsvereins) zugrunde. Während der Verein aber den (am 
1. JÜÜ jeden Jahres erfolgenden) Abschluß der Jahresrechnungen ab- 
wartet, verwendet die Begierung die nicht so genauen Materialien, die 
der Verein gleich zu Anfang eines jeden Jahres über das verflossene 
Jahr einreichen mufi. In den folgenden Statistiken weichen die 
Zahlen deshalb manchmal auch etwas von einander ab. Sehr zu 
wfinschen wäre, daß künftig von beiden Seiten die Ergebnisse des 
endgültigen Jahresabschlusses zugrunde gelegt würden. 

Es sei hier noch darauf hingewiesen, daß sich aus den Statistiken 
allein die Einwirkungen der drei Versicherungsgesetze nicht ausrei- 
chend erkennen lassen. Die drei Beichsgesetze haben, wie wir sahen, 
nicht allgemein neue Einrichtungen geschaffen, die mit den alten 
Institutionen verglichen werden können; sie haben auf der einen 
Seite manches nur wenig geändert, auf der anderen Seite vollständig 
Neues neben Altes gestellt oder sogar neue Organisationen bewirkt^ 
die dem alten Knappschaftswesen gänzlich fremd sind. Es war des-^ 
halb auch nur stellenweise möglich, die einzelnen Aufstellungen so zu 
gliedern, daß sie die Verhältnisse vor und nach der Einführung der 
Arbeiterversicherungsgesetze veranschaulichen. Trotzdem werden die 
Statistiken aber manchen Einblick in die Veränderungen gewähren, 
welche die Sozialgesetze an dem alten Knappschaftsbau gezeitigt haben. 

Unter den Statistiken finden sich hin und wieder einzelne, auf die 
im Text nicht Bezug genommen ist. Sie sind eingefügt, weil die ver- 
schiedenen Gruppen des statistischen Anhangs möglichst abgerundet 
dargeboten werden sollten. Gilt es doch, mit diesen Zahlenreihen 
zur Ausfüllung einer Lücke in der Knappschaftslitteratur beizutragen^ 
da in ihr meines Wissens statistische Zusammenstellungen größeren 
Umfangs, die unter ähnlichen Gesichtspunkten aufgestellt sind, noch 
nicht vorliegen. — 

Die folgenden Zahlen beziehen sich überall dort, wo anderea 
nicht ausdrücklich gesagt ist, auf den Allgemeinen Knappschaftsverein. 

Endlich muß noch bemerkt werden, daß bei manchen Zusammen- 
stellungen, in denen alle deutschen Knappschaftskassen oder alle deut- 
schen Krankenkassen zu Vergleichen herangezogen sind, gelegentlich 
Zahlen aus Mheren Jahren gebracht werden mußten, weil neuere 
bis zum Abschlüsse der Arbeit noch nicht zugänglich waren. 
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StatiiÜBcher AiüiMig. 



Die Belegschaften der Yereinswerke beim Allgemeinen Enappschafts- 

verein. 



Jahr 


Zahl der 
Werke 


Ständige 


Unständige 


ZoBaminen 


1890 


227 


64 812 


64 720 


129 032 


1891 


286 


76 516 


62 775 


139 291 


1892 


244 


85 481 


60 928 


146 404 


1898 


245 


86 450 


61151 


147 601 


1894 


171 


95 062 


61187 


156 249 


1895 


172 


97 819 


62 252 


159 571 


1896 


177 


98124 


68 538 


166 662 


1897 


179 


100 906 


81235 


182 141 


1898 


180 


104 006 


94 281 


198 287 


1899 


185 


111251 


101 986 


213 237 


1900 


191 


121 688 


113 588 


285 226 


1901 


188 


125 998 


127 682 


253 670 


1902 


176 


138 077 


109 457 


247 584 


1903 


180 


157 628 


102 718 


260 341 


1904 


166 


166 409 


108 810 


275 219 



Die Belegschaften im BohrrevierJ) 



Jahr 


Zahl der 
Werke 


Belegschaft 


1795 


146 


1868 


1820 


161 


3 556 


1846 


215 


10 472 


1855 


240 


23 848 


1865 


234 


43 052 



Der Steinkohlenbergbau in ganz Preußen beschäftigte nach den 
amtlichen Erhebungen im ersten Vierteljahr 1905 428456 Arbeiter; 
davon waren 256 214 im Oberbergamtsbezirk Dortmund tätig. 



1) Bfllow a. a. 0. S. 8. 



SUtiBtIseher ABbiog. 



%9ß 



Stat 2. Die Diiridwohiiitts-Iidbne der Bergarbeiter im Oberbei^amts- 
bezirk Dortmimd.i) 











UnterirdiBch aber loit 








Qesteizuf- nnd Sohlen- 


Nebenarbeiten 


Über Tage beeohAftIgte 




httoer sowie Schlepper 


beeoh&ftigte Zimmerer, 


Arbeiter 


Jahr 








Maurer n. b. f. 








Arbcitanalü 


Sohioht- 
Inhn 
inMk. 


Jahns- 
arbeits- 
ver- 
dienst 
inMk. 


Aibeitoizahl 


Sohleht- 
lohn 
in Mk. 


Jahn». 

arbeits- 
▼or- 
dienst 

inMk. 


Aibeitsmhl 


Schioht- 

lobn 

inMk. 


Jahiea- 
azbeits- 

dienst 
inMk. 


1888 


65 967 


2,96 


986 


14 852 


2,84 


768 


17 548 


2,87 


797 


1889 


72 254 


8,42 


1028 


16 342 


2,60 


817 


19188 


2,57 


867 


1890 


78 226 


3,98 


1188 


19 462 


2,98 


920 


21438 


2,82 


987 


1891 


82 719 


4,08 


1217 


23 285 


2,95 


925 


28 158 


2,85 


950 


1892 


75 616 


3,87 


1120 


83 319 


2,69 


805 


24169 


2,76 


898 


1893 


75 886 


8,71 


1084 


36 612 


2,59r 


791 


25 576 


2,70 


878 


1894 


77 945 


8,78 


1102 


38 996 


2,61 


805 


26 608 


2,72 


889 


1895 


78 091 


8,75 


1114 


39 824 


2,65 


816 


27 462 


2,74 


898 


1896 


81927 


8,90 


1203 


41141 


2,72 


862 


•28912 


2,81 


984 


1897 


88 930 


4,82 


1328 


45 327 


2,88- 


926 


31 159 


2,96 


993 


1898 


96 691 


4,55 


1387 


49 595 


8,oa 


'964 


33 379 


3,04 


1022 


1899 


108 707 


4,84 


1491 


53 847 


8,16 


1027 


35 518 


3,18 


1076 


1900 


112 928 


5,16 


1592 


60178 


3,86 


1096 


89 571 


8,32 


1125 


1901 


119 180 


4,98 


1447 


67 267 


8,85 


1024 


42 290 


3,82 


1080 


1902 


119 027 


4,57 


1814 


66 871 


3,22 


955 


42 624 


8,25 


1047 


1903 


128 629 


4,64 


1411 


70 498 


8,27 


1017 


45 560 


8,29 


1094 



Die beiden folgenden Statistiken geben die Dorohschnitts- Schiebt^ 
öbne im Oberbergamtsbezirk Dortmund aas frflheren Jahren wieder: 





Jahr 


Hauer 


Arbeiter für 


Tageaarbeiter 




Mk. 


Mk. 


Mk. 


1878 
1882 
1888 
1884 
1885 
1886 
1887 


2,66 
8,01 
3,15 
3,08 
3,04 
2,92 
2,98 


2,13 

2,19 

2,25 

2,23 

2,22 . 

2,17 

2,14 


2,24 
2,80 
2,36 
2,85 
2,86 
2,35 
2,87 



1) Ans den amtlichen Mitteilongen des Oberbergamtes sosammengestel t. 
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Dorohsolmitts-Sohiohtlöhiie der Hauer. ^) 



1870 


2,75 Mk. 


1874 


4,00 Mk. 


1871 


8,00 „ 


1875 


3,80 „ 


1872 


4,60 „ 


1876 


3,00 „ 


1873 


6,00 „ 


1877 


2,56 „ 



.Stat, 3. Dnrchsohnittlioher Jahresbetrag der Löhne im preußischen 

Bergbaa.2) 

1888 1895 1900 1903 



a) Steinkohlenbergbaxi 










in Obeischlesien . . . 


516 


675 


877 


832 


in Niederschlesien . . 


630 


737 


910 


827 


im BohrreTier . . . 


863 


968 


1332 


1205 


im Aachener Bevier . . 


— 


864 


1194 


1151 


im SaarbrOcker Bevier . . 


842 


929 


1044 


1068 


b) Biannkohlenbergbaa (Halle) 


653 


749 


931 


905 


e) Erzbergbau 










in Mansfeld 


757 


785 


1013 


894 


im Oberharz 


552 


603 


665 


684 


, iin Siegen-Nassan . . , 




620 


996 


851 



ErankenTersIcherang. 

Stat 4. 1901 waren nur 0,82^0 aller deutschen Krankenkassen 
Enappschaftskrankenkassen; sie umfaßten aber 6,57®/o aller Ver- 
sicherten, s) 

Im Allgemeinen Enappschaftsverein betrug die Mitgliedenahl 
im Jahresmittel 

1903 1902 1901 

260 341 247 707 253 680 



1) Ans der FeBtschiift lam Achten Allgemeinen Deatschen BeigmannB- 
tag 1901. (Abschnitt y^beitenrerhUtnisse'' von Bergassessor Eöhne). 

2) Die deutsche Arbeitenrenicbemng als soziale Einriebtang (Heft Y 
Zahn 8. 23). 

3) Die deutsche Arbeitenrersicherang als soziale Einrichtung (Heft II 
Eldn 8. 8). 



KnmkffliTergtchemttg« 
Stat 4 a. AlteiBgrappienmg der Bfitglieder. 



^186 



Von 100 Mitgliedern der Krankenkasse standen 1903 doroh- 
schnittlioh in einem Lebensalter von 



nnt er 16 Jahren 


■ ^,84 ■ 






90,53 


16—20 


n 


14,99 


46 — 50 Jahren 


4,93 


21—25 


n 


16,46 


61—55 


n 


2,87 


26—30 


w 


20,36 


56—60 


99 


1,12 


31—35 


w 


15,03 


61—65 


n 


0,42 


86—40 


M 


11,80 


66—70 


n 


0,11 


41—45 


>9 


8,05 
90,53 


über 70 


9> 


0,02 
100,00 



Stat 5. Verteilung der Mitglieder auf die LohnUassen. 

Von je 100 Erankenkassenmitgliedem entfielen anf die Lohn- 
klasse 



Lohn. 
kUme 


1 


2 


8 


4 


5 


6 


7 


8 


9 


10 


11 


12 


18 


Lohn 
in Mk. 


bis 
1,40 


1,41 
bis 
1,80 


1,81 

biB 

2,20 


2,21 
bis 
2,60 


2,61 
bis 
8,00 


3,01 
bis 
3,40 


3,41 i 3,81 
bis ! bis 
8,80 4,20 


4,21 
bis 
4,60 


4,61 
bis 
5,00 


5,01 
bis 
5,40 


5,41 
bis 
5,80 


aber 
5,80 


Im 
Jahres- 


8,0 


0,9 1,8 2,8 


4,7 6,8 7,7 
19,2 

5,2 7,0 8,7 
20,9 

4,9 7,0 8,1 
20 


9,0 11,7 16,5 


16,6 10,2 9,8 


mittel 
1908 

Im 
Jahres- 


2,8 


7,5 
1,0 1,0 2,6 


37,2 
10,8 12,9 16,4 


86,1 
14,6 8,9 8 ,2 


mittel 
19U2 

Im 
Jahres- 


s!d. 


7,4 

1,0 1,1 2,8 
6,9 


39,6 
8,2 8,9 11,8 


81,7 
18,6 12,9 17,7 


mittel 
1901 




28,9 






44,2 





Stat. 6. Beitragseinnahmen 1903. 



Mitgliederbeiträge . 
Werkbesitzerbeiträge 



5 552 673,91 Mk. 
4 164 497,38 „ 



Zusammen 9 717 171,29 Mk. 



1B6 ^Statistischer Anhang. 

DniohscImitUich worden 1903 ffir ein bei der Erankenkasse Ter- 
sichertes Mitglied an Beiträgen geleistet 

von den Mitgliedern 21,33 Mk. 

von den Werkbesitzern .... 15,99 ,, 

Zusammen 37,32 Mk 



Stat 7. Erankheitsfiüle Aberhanpt ErankheitsOlle mit Krankengeld 

184 889 
152 879 
160 923 



1903 
1902 
1901 


195 310 
171 385 
176 678 




Auf 


1903 
1902 
1901 


75,0 
68,8 
69,6 



Anf 100 Mitglieder gerechnet 

71,0 
61,7 
63,4 

Die nngewöhnliche Steigung der Krankenziffer von 1902 auf 
1903 hat ihren Orand darin, daß die Wnrmkrankheit (Anchylorto* 
miasis) epidemisch auftrat. Scheidet man die Wnrmerkranknngen 
Sn den drei Jahren ans, so entfielen ant 100 Mitglieder im Durch- 
schnitt KrankheitsfaUe mit Krankengeld 



1903 


59,7 


1902 


61,0 


1901 


63,0 



Diesen Zahlen standen 1901 38,61 Krankheitsfalle bei allen 
deutschen Krankenkassen und 54,13 bei allen deutschen Knapp- 
schaftskrankenkassen gegenüber. 

1903 erkrankten von je 100 aktivenMitgliedem im Lebensalter ?<» 



unter 16 Jahren 


51,2 


46—50 Jahren 


65,7 


16—20 


yf 


50,7 


51—55 


» 


69,2 


21—25 


n 


62,2 


56—60 


» 


70,3 


26—30 


» 


60,5 


61—65 


n 


85,3 


31—35 


9} 


59,7 


66—70 


» 


77,8 


36—40 


n 


62,2 


Aber 70 


» 


137,0 


41—45 


V 


65,2 









Die Wurmerkrankungen sind hierbei nicht berücksichtigt 



KmikeiiTenicheiniDg. 187 

Von je 100 Mitgliedern erkrankten (mit EinschlaS der Anohy- 
lostomiasisfaUe, aber unter Ansschluß der BetriebsanffiUe) 

1903 1902 

bei der L Beamtenabteilnng 29,1 24,4 

» w n. „ 20,9 15,1 

„ „ standigen Arbeiterklasse 55,9 43,9 

„ „ unständigen „ 54,4 48,8 

Anf 100 Mitglieder entfielen ErankheitsfiQle mit Krankengeld 
durchschnittlich jährlich 

beim M&r- beim Essen- beim Mfll- 

kischen Werdenschen heimer 

Verein Verein Verein 

in den Jahren 1873—1880 44,00 45,2 34,0 

1881—1885 36,66 33,4 30,4 

1886—1889 45,25 44,75 47,6 

beim Allgemeinen Enappschaftsyerein 

1890—1895 56,66 

1896—1900 57,8 

Bei allen preußischen Enappschaftsvereinen wurden von 100 Mit- 
gliedern durchschnittlich im Jahre krank 

1873—1880 56,9 1896—1900 55,5 

1881—1885 55,3 1901 58,1 

1886—1889 52,8 1902 49,7 

1890—1895 53,8 1903 55,1 

1897 kamen auf 100 Mitglieder aller deutschen Enappschafts- 
krankenkassen 48,4 Krankheitsfalle mit 768,7 Krankheitstagen. Bei 
allen deutschen Krankenkassen betrug der Durchschnitt 35,6 Falle 
mit 617,9 Tagen. Ungünstigere Zahlen als die Enappschaftskassen 
wiesen nur die Baukrankenkassen auf.^) 



Stat 8. Betriebsunfälle als Krankheitsursache. 

Die Zahl der Betriebsunfälle unter den mit Erwerbsunfähigkeit 
verbundenen Krankheitsfällen belief sich 1903 auf 43601. Von 
100 aktiven Mitgliedern des Allgemeinen Knappschaftsvereins wurden 
1903 durch einen Betriebsunfall krank und erwerbsunfähig 16,7. 

1) VierteUabnheft evlt StaÜstik des Deatschen Balches 1900, IIL 
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Auf 100 Mitglieder kamen darcli Besch&digang bei der Arbeit 
verorsachte Erankheitsfalle durchschnittlich im Jahr 

beim Mär- beim Essen- beim Mül- 



* 


. kisch^n 


Werdenschen 


heimer 




. Verein 


Verein 


Yerein, 


in der Zeit Yon 1873—1880. 


. .9,44 


13,04 


8^4 ^ 


1881—1885 


10,7.8 


13,04 


13,76 


1886—1889 


10,43 


13,5 


10,4 



beim Allgemeinen Enappschaftsyerein 
1890—1895 11,72 

1896—1900 11,74 

1901 15,0 

1902 15,7 



Stai 9. Yon 100 Krankheitsfällen 


waren 


entstanden 


doroh- 


schnittlich jährlich 










a) — durch Beschädigung bei der Arbeit; b) 


— dorch andere Ursachen 


beim Märkischen beim Essen-Wer- 


beim MtUheimer 


Verein denschen 


Verein 


Terein 


a) 


b) a) 


h) 


a) 


b) 


1873—1880 22 


78 18,4 


81,6 


13,2 


86,8 


1881—1885 28 


72 23 


77 


20,8 


79,2 


1886—1889 21,75 


78,25 22,25 


87,75 


17,25 


82,75 


beim Allgemeinen Knappschaftsverein 






a) 




h) 




1890—1895 


20 




80 




1896—1900 


21 




79 




1901 


21 




79 




1902 


25 




75 




1903 


22 




78 





Stat 10. Erankheitstage. 

Die Zahl der Tage, für die £[rankengeld gewährt wurde, belief 
sich 1903 auf 2819713. Die drei ersten Tage jeder Krankheit, die 
Sonntage and die gesetzlichen Feiertage, für die ja kein Kranken- 
geld gewährt wird, sind nicht mitgezählt. 
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Anf einen Ejankheitsfall entfielen im Dnrehschnitt an Erank- 
heitstagen 

1903 15,2 

1902 16,5 

1901 16,5 

und anf ein aktives Mitglied 

1903 10,8 

1902 10,t 
1901 10,4 

Ein Krankheitsfall dauerte durchschnittlich 

1903 1902 

bei den Erkrankungen durch Betriebsunfälle. . 18,2 17,5 Tage 

„ „ anderen Erankheitsffillen 14,3 16,1 „ 

1901 war der Gesamt-Durchschnitt bei allen deutschen Kranken- 
kassen 17,56 und bei den deutschen Knappsehaftskrankenkassen 
15,76 Tage. 

Sieht man von den BetriebsunßUen ab, so kamen auf den 
Krankheitsfall 1903 durchschnittlich 

bei der L Beamtenabteiluog . . 25,2 Tage 

. » » -LL . ft. • . • 21,1 „ 

„ „ ständigen Arbeiterklasse .14,9 „ 

„ „ unständigen . „ •.13,1 „ 

Auf ein aktives Mitglied entfielen 1903 im Durchschnitt an 
Krankheitstagen 

bei der L Beamtenabteilnng 7,3 

n. „ 4,4 

ständigen Arbeiterklasse .... 8,3 

unständigen „ .... 7,1 






Die geringere Durchschnittsziffer bei .der unständigen Klasse ist 
dadurch zu erklären, daß bei ihr damals die Unterstfltzungsdauer 
nur 13 Wochen, bei den anderen Klassen dagegen 24 Wochen 
betrug. 

1901 kamen bei allen deutschen Kränkenkassen 7,1 Unter- 
stfltzung^tage, bei allen deutschen Knappschaftskrankenkassen 8,58 
Tage auf einen Versicherten. 
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Auf einen Krankheitsfall entfielen dnrehecbnittlich an Krank- 
heitstagen jährlich 

beim Mär- beim Essen- beim Mfil- 

kiscben Werdenscben heimer 

Verein Verein Verein 

in den Jahren 1873—1880 18,81 15,19 17,95 

1881—1885 19,13 15,6 17,6 

1886—1889 17,2 15,5 14,7 

beim Allgemeinen Enappschaftsyerein 
1890—1895 14,55 

1896—1900 16,3 

Bei allen preußischen Enappschaftsvereinen kamen anf einen 
Krankheitsfall an Krankheitstagen durchschnittlich im Jahr 



1873—1880 . 


. 16,39 


1896—1900 . 


. 16,1t 


1881—1885 . 


. 16,44 


1901 . 


. 16,4 


1886—1889 . 


. 16,40 


1902 . 


. 16,9 


1890—1895 . 


. 15,75 


1903 . 


. 15,9 



Stat 11. Leistungen in Krankheitsfallen. 

1903 

Honorar der Ärzte 1 062 205,24 

Arzneikosten, Hilfsmittel . . . 1 375 845,26 

Krankenhanspflegekosten . . . 1503 713,60 

Andere Aufwendungen .... 109880,44 

Krankengeld 5 689 854,48 



Zusammen 9 741 499,02 M. 

1902 8 724 327,24 „ 
1901 9 802 543,69 „ 

Durchschnittlich wurden bezahlt: 

beim Allgemeinen bei allen deutschen 
Enappscbaftsverein Krankenkassen 

1903 1901 
a) für einen Krankheitsfall 



Hononr der Inte . . 


5,72 IL 


d,43 M. 


Arzoeikosten, Hilfemittel 


7,40 „ 


7,17 „ 


Erankenhaaspflegekosten 


8,09 „ 


{8,55 „ 


Andere Anfvendnngren . 


0,59 „ 


Krankengeld .... 


30,61 „ 


20,83 „ 




52,41 M. 


45,98 IL 


1902 


57,44 „ 




1901 


60,91 „ 
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1903 1901 

b) fflr ein akÜTes Mitglied 

Honorar der Arzte . . 4,08 M. 3,64 M. 

Aizneikosten^ Hüfsmittel 5,28 „ 2,76 „ 

Krankenhanspflegekosten . 5,78 „ 2,24 „ 

Andere Aufwendungen 0,42 „ 0,26 „ 

Knuikengeld. . . . . 21,86 „ 7,88 



37,42 M. 16,78 IL 

1902 35,21 „ 
1901 38,65 „ 

c) für einen Tag des Kranken- 



Honorar der Ärzte • . 0,376 Mark 0,52 Hark 

Arzneikosten, Hilfsmittel 0,488 „ 0,39 „ 

Erankenhaaspflegekosten 0,533 „ In 48 

Andere Aufwendungen . 0,039 „ |^>4<> » 

Krankengeld • • . • 2,018 „ 1,14 ^ 



3,454 Mark 2,53 

1902 3,487 „ 
1901 3,697 „ 

Auf ein aktives Mitglied kamen dorohschnitflich im Jahr 

— a) e- Arzt, Arznei und Kur; b) — Krankengeld. — 

beim Märkischen Verein 

a) b) Zus. 

1875—1880 6,86 M. 9,17 M. »- 16,03 M. 

1881—1885 7,10 „ 6,28 „ — 13,38 „ 

1886—1889 8,17 „ 10,90 „ =- 19,07 „ 

beim Essen- Werdensehen Verein 
a) b) Zus. 

1875—1880 5,13 M. 4,08 M. — 9,21 M. 
1881—1885 4,94 „ 5,38 „ — 10,32 „ 
1886—1889 5,90 ,, 11,45 „ — 17,35 „ 

beim Mfllheimer Verein 
a) b) Zqs. 

1875—1880 5,56 M. 8,36 M. — 13,92 M. 
1881—1885 5,10 „ 6,40 „ — 10,50 „ 
1886—1889 5,65 „ 9,55 „ — 15,20 „ 

beim Allgemeinen Knappschaftsyerein 
a) b) Zus, 

1890—1895 7,70 M. 16,60 M. «- 24,30 M. 
1896—1900 7,22 „ 20,96 „ —28,18 „ 
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Die Qesamtausgaben für (Jesundheitspflege überhaupt betrogen 
auf den Eopf des aktiven Mitgliedes durchschnittlich im Jahr 



beim 


beim Essen- beim MtLl- 


M&rkischen 


Werdenschen heimer 


Verein 


Verein Verein 


1875—1880 16,08 M. 


13,31 M. 13,99 M. 


1881—1885 13,49 „ 


11,22 „ • 10,42 „ 


1886—1889 19,22 „ 


17,45 „ 15,36 „ 


beim Allgemeinen 


bei allen prenßiBchen 


Knappschaftsverein 


Enappschaftsvereinen 


1890—1895 24,68 M. 


1875—1880 13,95 M. 


1896—1900 28,26 „ 


1881—1885 12,97 „ 


1901 37,79 „ 


1886-^1889 15,75 „ 


1902 31,71 „ 


1890—1895 19,88 „ 


1903 40,64 „ 


1896—1900 22,40 „ 




1901 27,66 „ 




1902 '25,52 „ 




1903 29,33 „ 



Bei aUen deutschen Krankenkassen worden 1901 ffir ein Mit- 
glied dorchschnittlich 17,69 Mark aofgewandt 



Stat 12. Sterbefälle. 

Die Zahl der Sterbefalle onter den aktiven Mitgliedern betrog 

1903 .... 1751 
1902 .... 1743 



Von 100 aktiven Mitgliedern starben durchschnittlich 

1903 .... 0,67 
1902 .... 0,70 

Die Zahl schwankte in den Jahren 1885—1889 beim M&rki- 
schen Verein zwischen 0,9 und 1 und beim Essen-Werdenschen 
Verein zwischen 0,7 und 0,8.0- 

Die Sterblichkeitsziffer fär 100 aktive Mitglieder berechnete 
sich 1903 



1) Ans 4er Statistik zur Verschmelsnng der EnappschaftSTerelne; ver^ 
anlaßt vom Allgemeinen Kn^ppachaftsverein. 



KraokenTersicherang. 193 

bei der L BeamteDabteilung auf 0>54 

w V *^ 99 n 0,57 

;, „ ständigen Arbeiterklasse auf .... 0,58 
„ „ lUiBt&ndi^n » ,,.... 0,82 

Von 100 Mitgliedern starben bei allen preuBischen Enapp- 
schaftsvereinen 1903 0,652, ond zwar 

von 100 ständigen .... 0,642 
„ 100 unständigen .... 0,670 

Von je 100 Mitgliedern folgender Altersgruppen starben 1903 

unter 16 Jahre 0,29 

16—20 „ 0,51 

21—25 „ 0,52 

26—30 „ 0,50 

31—35 „ 0,58 

36—40 „ 0,67 

41—45 „ 0,92 

46—50 „ 1,21 

51—55 „ 1,73 

56—60 „ 2,59 

61—65 „ 2,95 

66—70 „ 7,64 

über 70 „ 7,02 

Von 1000 ständigen Mitgliedern sind gestorben darcbschnitt- 
lich im Jahre 

— a) «= dnrch Yerunglficknng bei der Arbeit; b) ^ anderen Todes — 
beim Märkischen beim Essen-Wer- beim Mül- 



Verein 


denschen Verein 


heimer Verein 


a) b) 


a) b) 


a) b) 


1873—1880 4,74 9,02 


3,24 7,52 


2,45 7,68 


1881—1885 3,46 7,52 


2,95 6,84 


1,24 4,39 


1886-.-1889 3,56 5,25 


1,82 5,81 


2,16 3,92 


beim Allgemeinen 






Knappschaftsverein 






1890—1895 2,91 6,66 






1896—1900 2,69 8,15 






1901 1.80 5,50 






1902 2,09 6,56 






1903 1,90 3,70 
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Von 1000 unständigen Mitgliedern sind gestorben dnrch Yer- 
nnglflcknng bei der Arbeit durchschnittlich im Jahre 

beim Markischen beim Essen-Wer- beim Mühl- 

Yerein denschen Verein heimer Verein 

1875—1880 3,20 2,38 1,80 

1881—1885 3,17 2,14 1,36 

1886—1889 3,62 * 2,21 1,76 

beim Allgemeinen 

EnappschaftsTerein 

1890—1895 2,28 

1896—1900 2,62 

1901 2,72 

1902 2,91 

1903 1,97 

Bei allen preußischen Enappschaftsyereinen sind von 1000 
Mitgliedern gestorben dnrch VernnglAckong bei der Arbeit durch- 
schnittlich jährlich 



1878—1885 


2.23 


1901 


1,89 


1886—1889 


2,04 


1902 


1,79 


1890—1895 


1,87 


1903 


1,67 


1896—1900 


1,97 







Durch andere Todesursachen sind von 1000 Ifitgliedem bei 
allen preußischen Enappschaftsyereinen 1903 durchschnittlich ge- 
storben 4,85, und zwar 

Yon 1000 stftndigen 4,76 
^ 1000 unständigen 4,99 



Stat 13. Sterbegeld. 

FOr die 1903 eingetretenen 1751 Sterbefalle wurden 149818 
Mark Sterbegeld bezahlt, also durchschnittlich fBr einen Sterbefidl 
85,56 Mark. 

Der durchschnittliche Betrag des Sterbegeldes stellte sich 1903 

bei der L Beamtenabteilnng anf 120,00 IL 
„ „ n. „ „ 111,60 „ 

„ „ ständigen Arbeiterklasse „ 94,30 „ 
„ „ unständigen „ „ 75,64 „ 



KrankenTersioheriiDg. 196 

Stat 13 a. An Badekosten worden 1903 131034,55 Mark verauü- 
gabt. Dieser Betrag wurde von der Pensionskasse erstattet. 



Stat 14. Finanzielles Ergebnis der Krankenkasse. 

1903 
Gesamteinnahme . . . 10 400 246,81 Mk. 
Gesamtausgabe . . . . 10 350 881,61 „ 
Überschoß 49 365,20 „ 

Im Durohsohnitt entfielen auf den Kopf der Mitglieder 

1903 
von der Gesamteinnabme .... 39,95 Mk. 

„ „ Gesamtaasgabe . . . . 39,76 „ 

„ dem Überschuß 0,19 Mk. 

Die Gesamtausgabe überstieg die Gesamtbeitragssumme der 
Versicherten um 4 798 207,70 Mk. 

Auf 100 M. Einnahmen entfielen 

beim Allgemeinen Knappschaftsverein 
1903 

an Beiträgen der Werkbesitser .... 40,04 Mk. 
„ „ „ Versicherten .... 53,39 „ 
„ anderen Einnahmen 6,57 „ 

bei allen deutschen Krankenkassen 
1901 

an Beiträgen der Unternehmer .... 29,26 Mk. 
„ „ „ Versicherten .... 65,28 „ 
„ anderen Einnahmen 5,46 „ 

Ton 100 M. Ausgaben entfielen 

beim Allgemeinen Knappschaftsyerein 

1903 
auf Kur und Arznei . . . . 24,76 Mk. 



„ Krankengeld . . . 

„ Begräbniskosten . . 

„ Krankenhauspflegekosten 

„ andere Ausgaben . . 



56,58 „ 

1,64 „ 
14,95 „ 

2,07 „ 

13* 
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bei allen deutschen Krankenkassen 






1901 




auf Kur und Arznei . . 


. . 34,06 


Mk. 


}f 


Krankengreld . . . 


. . 42,78 


i> 


}} 


Begräbniskosten . . 


2,85 


» 


}} 


Krankenhauspflegekosten 


. . 11,95 


» 


yt 


andere Ausgaben . . 


8,36 


i} 



Pensious- und Uuterstfitzmigswesen. 

Stat 15. Mitglieder. 

Die Zahl der Pensionskassenmitglieder belief sich 
1903 auf 204 089 
1902 „ 193 903 

Anteil der einzelnen Klassen an dem Mitgliederbestande 1903^ 



I. Beamtenabteilung 

II. 

ständige Arbeiterklasse 

unständige „ 



1 685 

3 504 

152 087 

46 813 



Von 1000 Pensionskassenmitgliedern gehörten zur 
I. Beamtenabteilung 8 

II. „ 17 

ständigen Arbeiterklasse 745 

unständigen „ 230 

Von 1000 Pensionskassenmit^liedem waren 





ständig unständig 




ständig unständig 


1892 


591 409 1900 




667 333 


1894 


707 293 1901 




642 358 


1896 


697 303 1902 




708 292 


1898 


639 361 1903 




770 230 




Mitglieder der Mitglieder der 


Mithin beitragsfrei 




Krankenkasse Pensionskasse 


bei 


der Pensionskasse 


1903 


260 341 204 089 




56 252 


1898 


198 287 162 664 




35 623 



Yen 100 Erankenkassenmitgliedem gehörten durchschnittlich- 
nicht der Pensionskasse an 

1903 21,6 
1898 18,0 



Pensions- und ünterfttütznngswesen. 
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Lebensalter der Pensionskassenmitglieder 1903. 



Im Lebens- 
alter Ton 
Jahren 


standen 
an Mit- 
gliedern 
überhaupt 


und zwar 

an 
ständigen 


Von ie lOO PenBionskassenmitffliedem 
und ontfleiea auf die betreffende Altersstafe 
dorchaclLnittlich 


uusläu- 1^4 
hanpt 


1. Be- 

amten- 

ab- 
teilang 


U. Be- 

amten- 

ab- 

teilamr 


Stand. 
Arbeit.- 
Elasse 


ün- 
atftadige 
Arbeit- 
Klasse 


17-20 
21-25 
26—30 
31-35 
36—40 
41-45 
46—50 
51—55 
56—60 
61—65 
66—70 
über 70 


38 757 

42 249 

50 897 

27 951 

18125 

12 475 

7 860 

4 003 

1281 

380 

94 

17 


18 085 

28 652 

41198 

25 371 

16 291 

11529 

6 874 

3 110 

796 

166 

16 

4 


20 667 18,99 

13 458 20,70 

8 665 24,94 

1 157 13,69 

775 8,88 

380 6,11 

550 3,85 

572 1,96 

345 0,63 

161 0,19 

71 0,05 

12 0,01 


0,06 

6,05 

22,91 

30,56 

17,45 

11,46 

7,95 

2,49 

0,83 

0,24 


0,14 

3,94 

26,74 

29,59 

15,53 

7,76 

6,94 

5,84 

2,80 

1,11 

0,08 

0,03 


11,89 

18,84 

27,09 

16,68 

10,71 

7,58 

4,52 

2,05 

0,52 

0,11 

0,01 


44,12 
28,75 
18,51 
2,46 
1,65 
0,82 
1,18 
1,28 
0,74 
0,35 
0,16 
0,08 


asnsanunen 


204 089 


152 087 


46 813 ||lOO,00 


100,00 


100,00 


100,00 


100,00 



Unter der üblichen Annahme, daß das durohsohnittliche Lebens- 
alter der Angehörigen einer Altersklasse in der Mitte der Alters- 
klasse liegt, berechnete sich das darchschnittliohe Lebensalter des 
Mitgliederbestandes 1903 



bei der I. Beamtenabteilnng . 

„ ,. ständigen Arbeiterklasse 

„ „ unständigen „ 

,; allen Mitgliedern . . . 



. auf 40,2 Jahre 


„ 36,0 „ 


. „ 30,7 „ 


„ 25,8 „ 


. anf 29,2 Jahre 



Einschreibungen zur ständigen Klasse fanden 1903 18 709 

statt. 

Das durchschnittliche Lebensalter der in die standige Klasse 
beförderten Mitglieder betrug 20 Jahre 3 Monate; die durchschnitt- 
liche Dauer der bis zur Einschreibung verrichteten ununterbrochenen 
Bergarbeit 1 Jahr 8 Monate. 

Die 1903 in die I. Beamtenabteilung eingeschriebenen Mit- 
glieder hatten als ständige Mitglieder durchschnittlich ein Dienst- 
alter von 10 Jahren 8 Monaten erworben, davon 4 Jahre 7 Monate 
bei der II. Beamtenabteilung. Ihr durchschnittliches Lebensalter 
stellte sich auf 32 Jahre 1 Monat. 
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Die in die II. Beamtenabteilang Beförderten hatten durch- 
schnittlich 7 Jahre 4 Monate in der standigen Klasse zurfickgelegt. 
Das durchschnittliche Lehensalter war 28 Jahre 3 Monate. 



StÄt. 16. Beiträge 

von den Werkbesitzern . . 6 154 990,64 Mk. 
„ „ Mitgliedern . . . 8 206 764,15 „ 
1903 14 361 754,79 Mk. 
1902 13 706 048,83 „ 

k\xi ein (im Jahresmittel vorhandenes) Mitglied der Pensions- 
kasse entfielen 

1903 70,37 M. Beiträge _ ,, .^ , ^.^ ,. ^ , 

1902 70 69 (Werkbesitzer nnd Mitglieder zusammen). 

Fflr ein Mitglied worden durchschnittlich an Beiträgen ge- 
leistet 1903 

bei der I. Beamtenabteilung . . 131,27 Mk. 

„ „ II. „ . • 87,50 „ 

,, „ ständigen Arbeiterklasse . 70,16 „ 

„ „ nnständiiren „ . 67,57 „ 



Statu 17. Feierschichtengeld. 
Neben den regelmäßigen Beiträgen gingen ein von den beur- 
laubten, nicht auf den Vereinswerken beschäftigten Mitgliedern 1903 

107 145,37 Mk. 



Stat. 18. Invaliden. 
Die Zahl der vorhandenen Invaliden, die nicht durch Betriebs- 
nnfall in den Bentengenuß getreten waren, belief sich 

1903 auf 21 936 
1902 „ 21 431 

Von diesen Invaliden waren 

1903 8 759 

1902 7 751 

zugleich im Genuß einer reichsgesetzlichen Invaliden- oder Altersrente. 



PensionB- und Unterstütsongswesen. 199 

Von 100 Invaliden bezogen eine reiohsgesetzliche Invaliden- 
oder Altersrente und eine Zusatzrente durchschnittlich 
1903 39,9 

1902 36,2 

1901 30,8 

Von je 100 Invaliden der einzelnen Mil^liederklassen bezogen 
1903 durchschnittlich eine reichsgesetzliche Invaliden- oder Alters- 
rente und eine Zusatzrente 

bei der I. Beamtenabteilung ... 8,2 

» w ■'-'■• » • • . 42,7 

„ „ ständigen Arbeiterklasse . . . 40,3 
„ „ unständigen „ ... 41,9 

Von 100 Ganzinvaliden bezogen Unfallrente von der Berufs- 
genossensohaft 

beim Mär- beim Essen- beim Mül- 

kischen Werdeuschen heimer 

Verein Verein Verein 

1889 14,56 10 6,14 
beim Allgemeinen Knappschaftsverein 

1890 19,09 
1894 19,32 
1898 19,60 

1900 18,63 

1901 19,12 

1902 21 

Auf 100 Mitglieder kamen Invaliden überhaupt durchschnitt- 
lich im Jahr 

beim Mär- beim Essen- beim Mül- 

kischen Werdenschen heimer 

Verein Verein Verein 

1873—1880 5,72 7,50 8,56 

1881—1885 7,37 8,28 12,59 

1886—1889 9,52 11,24 12,67 

Auf je 100 Fensionskassenmitglieder des Allgemeinen Enapp- 
schaftsvereins entfielen durchschnittlich an Invaliden 

1903 13,5 

1902 15,2 

1901 14,9 

Fflr alle preußischen Enappschaftsvereine lauten diese Zahlen 

1903 12,21 

1902 13,66 
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Auf 100 ständige Mitglieder kamen Invaliden dorchschnittlich 


im Jahr 








beim Mär- beim Essen- 


beim Hül- 




kischen Werdenschen 


hoimor 




Verein Verein 


Verein 


1873—1880 


11,62 14,07 


16,07 


1881—1885 


14,93 16,52 


24,92 


1886—1889 


17,11 20,52 


22,83 



beim Allgemeinen Enappschaftsyerein 
1890—1895 17,96 

1896—1900 17,95 

Anf 100 standige Mitglieder kamen Invaliden bei allen preußi- 
schen Enappschaftsvereinen 

1873—1880 
1881—1885 
1886—1889 
1890—1895 
1896—1900 

1901 

1902 

1903 

Von 100 Invaliden standen im 
50 Jahren durchschnittlich im Jahr 

beim Mär- 
kischen 
Verein 
1873—1880 46,25 

1881—1885 44,44 

1886—1889 40,25 

beim Allgemeinen Enappschaftsverein 
1890—1895 29,33 

1896—1900 37 

1901 46 

1902 49 

1903 50 

Von 100 Invaliden standen im Lebensalter von über 65 Jahren 
dnrohschnittlich im Jahr 



10,74 




12,80 




15,39 




15,20 




16,60 




17,18 




17,32 




16,78 




Lebensalter von 


noch nichi 


beim Essen- 


beim Mfll 


Werdenschen 


heimer 


Verein 


Verein 


50,62 


43,38 


48 


46,66 


52,75 


36,75 



1873—1880 
1881—1885 
1886—1889 



beim Mär- 
kischen 
Verein 
11,93 
10,6 
II 



beim Essen- 
Werdenschen 

Verein 

8,65 

8,10 

5,09 



beim MfQ- 
heimer 
Verein 
12,50 
12,34 
16,00 
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beim Allgemeinen Knappschaftsverein 
1890—1895 14,3 

1896 — 1900 12,4 

1901 9,0 

1902 7,9 

1903 6,5 



Stat. 19. Zugang an Inyaliden. 
Der Zugang betrug 1903 1972 

Von je 100 aktiven Mitgliedern wnrden 1903 (abgesehen von 



den Betriebsunfällen) arbeitsunfähig und 
rentenberechtigt *) 

bei der I. Beamtenabteilung 

„ „ ständigen Arbeiterklasse 
„ „ unständigen „ 

überhaupt 



bei der Pensionskasse 



2,0 
1,6 
1,2 
3,4 
1,2 



Von 100 ständigen Mitgliedern sind (einschließlich der Ver- 
unglückten) invalide geworden durchschnittlich im Jahr 





beim Mär- 


beim Essen - 


beim Mül 




kischen 


Werdenschen 


heimer 




Verein 


Verein 


Verein 


1873—1880 


2,019 


2,270 


2,801 


1881—1885 


1,862 


2,158 


2,615 


1886—1889 


2,584 


2,184 


2,547 


beim 


Allgemeinen 


bei allen 


preußischen 


Knappschaftsverein 


Knappscbaftsvereinen 


1890—1895 


1,950 


1878—1880 


1,746 


1896—1900 


1,934 


1881—1885 


1,623 


1901 


2,171 


1886—1889 


2,150 


1902 


2,300 


1890-1895 


1,882 


1903 


1,563 


1896—1900 


1,803 






1901 


1,975 






1902 


2,103 






1903 


1,806 



1) Vgl. hierbei S. 2t2 oben. 
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Von 100 anstandigen Mit^Uedem sind invalide geworden durch- 



schnittlich im Jahr 





beim Mär- 


beim Essen- 


beim Mül« 




kischen 


Werdenschen 


heimer 




Verein 


Verein 


Verein 


1875—1880 


0,552 


0,132 


0,163 


1881—1885 


0,565 


0,484 


0,160 


1886—1889 


1,080 


0,653 


0,118 


beim Allgemeinen 


KnappschaftsYerein 




1890—1895 


0,450 






1896—1900 


0,387 






1901 


0,429 






1902 


0,245 






1903 


0,436 







Bei allen preofiischen Enappschaftsvereinen wurden von 100 
unständigen Mitgliedern invalide durchschnittlich 

1903 0,277 

1902 0,285 

Stat. 20. Durchschnittliches Lebensalter beim Eintritt der Invalidität 
(einschließlich der YerunglOckten). 





Bei allen 


preußi- 


beim Mär- 


beim Essen- 


beim Mül- 




sehen Enappschafts- 


kischen 


Werdenschen 


heimer 




vereinen 


Verein 


Verein 


Verein 


1873 


49,8 Jahre 


44,6 


Jahre 


47,6 Jahre 


46,0 Jahre 


1874 


48,8 


19 


45,5 


>) 


45,4 


w 


48,0 


» 


1875 


48,8 


ii 


44,8 


w 


46,0 


99 


45,0 


n 


1876 


48,4 


)7 


45,5 


» 


47,2 


» 


45,8 


>» 


1877 


47,4 


99 


41,1 


» 


45,7 


yi 


44,8 


« 


1878 


47,4 


fi 


44,1 


w 


42,9 


f» 


44,1 


»> 


1879 


47,9 


ff 


45,0 


» 


45,1 


» 


45,1 


V 


1880 


47,1 


99 


43,9 


1» 


43,8 


» 


44,5 


V 


1881 


48,2 


») 


44,6 


" 


45,0 


» 


47,1 


n 


1882 


48,3 


91 


45,2 


» 


44,5 


f> 


44,9 


V 


1883 


48,5 


» 


44,3 


1» 


45,2 


» 


47,8 


n 


1884 


48,8 


)) 


47,5 


» 


45,9 


» 


45,8 


n 


1885 


48,6 


99 


46,1 


)) 


45,5 


w 


45,8 


V 


1886 


48,2 


»» 


46,3 


« 


44,0 


« 


46,8 


V 


'1887 


49,0 


>l 


47,5 


99 


44,7 


>y 


50,3 


w 


1888 


48,8 


19 


48,1 


W 


44,9 


)) 


49,6 


97 


1889 


47,7 


19 


46,1 


« 


44,2 


99 


44,5 


V 
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bei allen preußischen 


beim Allgemeinen 




Knappschaft^vereinen 


Knappschaftsverein 


1890 


49,6 Jahre 


50,1 


Jahre 


1891 


49,3 


» 


49,1 


» 


1892 


50,0 


V 


48,6 


» 


1893 


49,9 


>» 


48,9 


>» 


1894 


48,3 


yy 


46,5 


w 


1895 


49,1 


91 


47,2 


w 


1896 


49,2 


)9 


48,6 


91 


1897 


49,3 


>» 


4 8,0 


91 


1898 


49,4 


V 


47,8 


91 


1899 


48,5 


r 


46,4 


» 


1900 


48,9 


>9 


46,5 


>♦ 


1901 


48,1 


n 


45,0 


19 


1902 


48,2 


n 


45,2 


»» 


1903 


46,6 


n 


41,2 


>> 



1903 stand beim preußischen Steinkohlenbergbau der Enappschafts- 
verein des Fürstentum Pleß (Schlesien) mit 52,7 Lebensjahren obenan. 

Das dDrchschnittliche Lebensalter der zugekommenen Invaliden 
(mit Ausnahme der Verunglückten) betrng 1903 

bei der I. Beamtenabteilung . . . 52,4 Jahre 

„ ,t 11. ,« ... 00,1 „ 

^, „ standigen Arbeiterklasse . . 45,0 „ 
„ „ unständigen „ . . 58,9 „ 

überhaupt 47,8 Jahre 

Stat. 21. Das hei der Kentenberechnung zu Grunde gelegte Dienst- 
alter stellte sich 1903 durchschnittlich 
bei der I. Beamtenabteilung . . . auf 31,1 Jahre 

W 91 l"*-« 19 • t • » •' 1 > ' » 

„ „ Standigen Arbeiterklasse. . „21,3 „ 

„ „ unständigen „ . . „ 2n,9 „ 

überhaupt „ 22,1 „ 

„ allen preuß. Knappschaftsvereinen „ 23,3 „ 

Stat. 22. Ausgeschiedene Invaliden. 
Die Zahl der ans dem Rentengenuß ausgeschiedenen Invaliden 
belief sich 1903 auf 1639, und zwar schieden aus 

durch Tod 1239 

wegen Wiedererlanguns: \ 

der Arbeitsfähigkeit' J ^^^ 

aus anderen Gründen 2 
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Von 100 Invaliden schieden durchschnittlich ans 

a) durch Tod; b) ans anderen Gründen 
beim Märkischen beim Essen-Wer- beim Mülheimer 

Verein denschen Verein Verein 

a) b) a) b) a) b) 

1875 8,20 6,0 7 1,6 12,32 0,47 

1880 6,37 2,2 6,9 2,4 6,88 0,95 

1885 7,13 1,6 6,16 5 6,54 0,90 

beim Allgemeinen Knappschaftsyerein 
1890 5,73 0,56 

1895 5,46 1,14 

1900 5,13 0,9 

1902 4,8 2,5 

1903 5,9 1,6 

Bei allen preußischen Knappschaftsvereinen betrag der Prozent- 
satz der jährlich gestorbenen Inyaliden yon 1894 — 1903 darch- 
schnittlich 5,74. 

Das durchschnittliche Lebensalter der aas dem Bentengenuß 
aasgeschiedenen Invaliden betrag 1903 beim Allgemeinen Enapp- 
schaftsverein bei den darch 

Tod ausgeschiedenen 58,9 Jahre 
Wiedererlangung der Arbeits- 1 

föhigkeit ausgeschiedenen j ^^»^ n 
überhaupt 54,7 „ 



Stat. 23. B^ntenbezagsdaaer. 
Die darchschnittliche Bentenbezogsdaaer betrag bei den darch 

1903 1898—1903 

Tod ausgeschiedenen 10 Jahre 8,9 Jahre 
Wiedererlangung der Arbeits- 1 

fähigkeit ausgeschiedenen j 2 „ 2,2 „ 

überhaupt 8,1 „ 7,8 „ 

Bei allen preußischen Enappschaftsvereinen war die Bezags- 
daaer bei den aasgeschiedenen Livaliden überhaupt 
1903 8,0 Jahre 

1902 8,5 „ 

1901 8,1 „ 

Stat. 24. Witwen. 

Der mittlere Jahresbestand an Witwen belief sich 1903 auf 
14 019. 
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Zahl der Witwen in Prozenten der Zahl der Pensionskassen- 
mitglieder 

1903 8,7 0/^^ 

1902 9,3 o/o 

Der Zugang an Witwen beUef sieh 1903 auf 1210; es waren 
hinterlassen 

von Aktiven .... 332 «= 27,4 o/o 
„ Invaliden .... 878 = 72,6 o/o 

Das durchschnittliche Lebensalter der hinzugekommenen Witwen 
betrug 1903 49,9 Jahre, und zwar 

a) bei den von den Aktiven hinterlassenen Witwen 39,5 Jahre 

b) „ „ „ „ Invaliden „ „ 53,9 „ 

Das durchschnittliche Dienstalter der Ehemänner der hinzu- 
gekommenen Witwen betrug 1903 20,7 Jahre, und zwar 

a) bei den von den Aktiven hinterlassenen Witwen 17,3 Jahre 

b) „ „ „ „ Invaliden „ „ 21,9 „ 

Bei allen preußischen Knappschaftsvereinen betrug das durch- 
schnittliche Dienstalter der Ehemänner der in Zugang gekommenen 
Witwen 

1903 22 Jahre 

1902 22 „ 

Aus dem Rentengenuß schieden 1903 769 Witwen aus. Von 
je 100 im Jahresmittel vorhandenen Witwen schieden aus 1903 

durch Tod 3,7 

„ Wiederverheiratang . 1,8 
zusammen 5,5 

Das durchschnittliche Lebensalter der ausgeschiedenen Witwen 
stellte sich 1903 auf 58,4 Jahre, und zwar 

a) bei den dnrch Tod ausgeschiedenen Witwen anf 68,5 Jahre 

b) ff ,f t, Wiederverheirat. „ „ ,, 38,8 „ 

Bei allen preußischen Enappschaftsvereinen hatten die aus- 
geschiedenen Witwen ihre Pension durchschnittlich bezogen 

1903 11,6 Jahre 

1902 12,5 „ 
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Stat 25. Kinder. 
Der mittlere Jahresbestand an onterstützangsberechtigten 
Kindern, deren Vater noch lebte und deren Kindergeld mit der 
Berginvalidenrente bezw. der Zasatzrente zusammen bezahlt warde, 
belief sich 1903 auf 30136. 

Auf einen Invaliden kamen 1903 1,4 unterstützungsberechtigte 
Kinder. 

Das durchschnittliche Lebensalter der Kinder betrug Ende 
1903 8,2 Jahre. 

Der mittlere Jahresbestand an vaterlosen, aber nicht mutter- 
losen Kindern belief sich 1903 auf 11457. 

Auf 1 Witwe entfielen 1903 durchschnittlich 0,8 Kinder. 

Das durchschnittliche Lebensalter der Kinder der Witwen 
betrug Ende 1903 9,3 Jahre. 

An Vollwaisen waren 1903 821 vorhanden. Ihr durch- 
schnittliches Lebensalter belief sich am Schlüsse 1903 auf 
11,1 Jahre. 

Au Kindern überhaupt wurden vom Allgemeinen Knappschafts- 
verein im Jahresmittel 1903 42 414 unterstützt 



Stat 26. Bentenempfänger. 
Die Gesamtzahl der Empfanger fortlaufender Unterstützungen 
betrug 1903 — abgesehen von den durch Betriebsunfall renten- 
berechtigt gewordenen Personen — 78 369. 

Auf 100 zur Pensionskasse beitragende Mitglieder der be- 
treffenden Klasse kamen fortlaufend unterstützte Personen (ohne 
Verunglückte) durchschnittlich 



1903 1902 



bei der I. Beamtenabteilong 

» 9f ■'J- ff 

„ „ ständigen Arbeiterklasöe 
„ „ anständigen „ 
Auf 100 Mitglieder im ganzen 



73,1 


83,9 


67,6 


74,5 


45,6 


54,9 


158,6 


141,8 


48,8 


58,4 
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Bei allen preußischen Knappschaftsyereinen kamen 1903 auf 
100 ständige Mitglieder nnterstützungsberechtigte 

Invaliden 16,779 

Witwen 14,219 

vaterlose Kinder 11,1 58 1 

Waisen 0,816( ^^'^^* 

Davon bezogen außerdem Unfallrente 
Invaliden 13,22 o/o 

Witwen 9,97 o/o 

vaterlose Kinder 1 «* «^ «/ 

Waisen f ^4,74 o/o 

15,32 o/o von allen Unterstützangsberechtigten war neben der 
knappsohaftliohen Rente eine Unfallrente zugesprochen. 



Stat 27. Betrag der von der Pensionskasse bezahlten Unter- 
stützungen. 

1903 wurden an fort- Von 100 Mk. Aus- 
laufenden Unterstüt- gäbe überhaupt 
Zungen bezahlt kamen auf 
Berginvalideurente . . 4 400 605,94 Mk. 32,52 Mk. 
Znsatzrente .... 2613944,88 „ 19,38 „ 
Kindergeld an Invaliden 1494 984,18 „ 11,08 „ 
Witwenrente .... 2 862 728,49 „ 21,30 „ 
Kindergeld an Witwen . 630 961,98 „ 4,69 „ 
Waisenrente .... 74 696,41 „ 0,50 „ 
Zusammen 12 077 921,88 Mk. 

Aufwendungen für die Gesundheitspflege der Invaliden 1903 

för Ärzte 74 324,86 Mk. 

„ Arzneikosten 119 357,45 „ 

„ Bruchbänder und andere Hülfsmittel . . . 6 013,13 „ 
„ Krankenhauspflegekosten in außerordentl. Fä llen 8 240,15 „ 

Zusammen 207 935,59 Mk. 

Dieser Betrag ist der Krankenkasse erstattet worden. 

Die Kosten des Heilverfahrens beliefen sich 1903 auf 131 034,55 M. 
Hiervon entfielen auf bare Zuschüsse für den Unterhalt während 
des Heilverfahrens 49 489,67 Mk. und auf Kosten fOr das Heilver- 
fahren selbst 81 544,88 Mk. 
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Auf 1 aktives Yeremamitglied entfiel 


Die Renten betrugen 




eine Ausgabe an Renten 


durchschnittlich 


Jahr 


an 


an 


an 


Zu- 


1 bei den 


bei den 


bei den 




Invaliden 


Witwen 


Kinder 


Invaliden 


Witwen 


Kindern 




Mk. 


Mk. 


Mk 


sammen 


Mk. 


Mk 


Mk. 


1860 


7,74 


4,75 


1,62 


14,11 


; 139,55 


103,07 


14,39 


1870 


8,53 


4,94 


3,75 


17,22 


1 158,98 


104,01 


23,34 


1875 


14,69 


8,60 


7,60 


30,89 


i 261,36 


192,74 


45,07 


1880 


18,86 


9,89 


9,03 


87,78 


221,05 


157,60 


35,41 


1885 


22,21 


10,72 


14,14 


47,07 


261,24 
192,06 


162,62 


55,2» 


1890 


21,18 


10,41 


9,04 


40,63 


149,98 


37,42 


1895 


20,12 


10,18 


7,82 


38,12 


' 179,30 


139,03 


87,49 


1898 


1 17,43 


9,29 


8,46 


35,18 


171,52 


137,95 


41,00 


1900 


22,76 


9,34 


7,43 


39,53 


' 284,93 


148,97 


89,81 


1901 


22,07 


8,94 


7,20 


38,21 


225,38 


146,90 


89.91 


1902 


25,54 


10,05 


7,11 


42,70 


• 236,71 


156,00 


35,88 


1903 


26,94 


11,00 


8,45 


46,39 


1 







(Aus dem Bericht des Alldem. KnappflchaftsvereinB ffir die WeltaussteUang in St Loois S. 11). 

Bei allen preußischen Enappschaftsvereinen entfielen auf den Kopf 
der Mitglieder an laufenden Unterstützungen durchschnittlich im Jahr 
1873—1880 25,27 Mk. 1890—1895 36,72 Mk. 1902 40,50 Mt 
1881—1885 30,50 „ 1896—1900 38,91 „ 1903 43,59 „ 

1886—1889 35,97 „ 1901 37,72 „ 



Stat. 28. Finanzielles Ergebnis der Pensionskasse für 1903. 

Einnahmeu 

an Beiträgen der Mitglieder 8 206 746,15 Mk. 

„ Feierschichtengeld 107 145,37 „ 

M Beiträgen der Werkbeßitzer .... 6154990,64 „ 
ÜberweisuDgen Dach § 25 des ünf. V. G. 1348 371,92 „ 

Zusammen 15 817 254,08 Mk. 



Fortlaufende Unterstützungen 

Abfindungen 

Kosten für Gesundheitspflege . 

Sterbegeld 

Außerordentliche Unterstützungen 

Erankenunterstützun? von der 
14. bis zur 24. Woche 

Badekosten ...... 

Erstattete Beiträge .... 

Generalkosten') 

Zusammen 
Überschuß 



Ausgaben. 
12 077 921,88 
3 783,00 
207 935,59 
65 445,06 
2 759,00 



Auf 100 Mk. Ausgabe 
überhaupt kamen 

Mk. 89,48 Mk. 



398 633,31 
131 034,55 
120 007,11 
495 476,06 



1,54 
0,48 



2,95 
0,97 
0,88 
3,70 



13 502 995,56 Mk. 

2 314 258,52 „ 

1) In den Generalkosten sind auch die Ausgaben für die Lungenheil- 
stätte in Beringhauaen, sowie Bau- und Grunderwerbskosten enthalten. 
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Auf ein Pensionskassenmitglied des Allgemeinen Enappschafts- 
vereins entfielen durchschnittlich 1903 

von der Gesamteinualune . . 77,50 Mk. 
,, „ Gesamtaasgabe . . 66,16 „ 
„ dein Überscbafi .... 11,34 „ 

Die Ausgaben Qbeifiti^en die Einnahmen ans den Beitr&gen 
der Mitglieder nm 5 296 249,41 Mk. 



Stat 29. Verteilang der Beiträge. 
An Beitr&gen der Versicherten für die Kranken- nnd die Pensions- 
kasse bezw. fttr die frfihere einheitliche Enappschaftskasse entfielen 
auf ein aktives Vereinsmitglied durchschnittlich im Jahr 







beim Mftrkischen 


beim Essen- 


beim Mül- 






Verein Werdenschen Verein 


heimer Verein 






Bt&ndig 


unständig 


ständig unständig 


ständig unständig 






Mk. 


Mk. 


Mk. Mk. 


Mk. Mk. 


1875- 


-1880 


15,92 


8,8 


17,1 8,72 


18,55 10,00 


1881- 


-1885 


16,12 


9,96 


15,55 9,50 


17,74 11,53 


1886- 


-1889 


26,19 


10,55 


22,34 11,11 


21,71 11,40 






beim 


Allgemeinen 


bei allen preußischen EnaDu- 






Knap 


pschaftsverein scfiaftsvereinen 






ständig onst&ndig 


1873—1880 


22,40 Mk. 


1890- 


-1895 




41,40 Mk. 


1881—1885 


24,18 „ 


1896- 


-1900 




45,60 „ 


1886—1889 


30,58 „ 




1901 




51,73 „ 


1890—1895 


35,28 „ 




1902 




52,54 „ 


1896 1900 


39,34 „ 




1903 




53,53 „ 


1901 
1902 
1903 


44,17 „ 
44,50 „ 
45,38 „ 



An Beiträgen der Werkbesitser fllr die Kranken- und die 
Pensionskasse foezw. fOr die frfihere einheitliche Kiappschaftskasse 
entfielen auf ein akti?es Vereinsmitglied durchsehnittUeh im Jahr 

beim Märkischen beim Essen-Wer- beim Mülheimer 





Verein 


denschen Verein 


Verein 


187&— 1880 
1881—1885 
1886—188» 


25,44 Mk. 
26,66 „ 
34,21 „ 


25,48 Mk. 
24,67 „ 
31,77 „ 


26,41 Mk 
30,51 „ 
30,75 „ 



Halbaoh. Enappsohaftsrereine. 14 
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tMim Allge- 




bei allen pren- 




meinen Knapp- 




ßischen Knapp- 




schaftsverein 




schaftsvereinen 


1890—1895 


32,76 Mk. 


1873—1880 


19^,97 ML 


1896—1900 


32,21 „ 


1881—1885 


22 30 „ 


1901 


38^56 „ 


1886—1889 


27,22 ,, 


1902 


39,16 „ 


1890—1895 


29,84 ,, 


1903 


39}8o }} 


1896—1900 


32,20 „ 






1901 


36,65 „ 






1902 


36,98 „ 






1903 


37,78 „ 



Es entfielen bei allen preußischen Enappschaftsvereinen auf den 
Kopf an Gesamteinnahme dorchschnittlich 

1903 92,89 Mk. 

1902 87,83 „ 

Auf ein Yereinsmitglied kam eine Einnahme dorchschnittlich 
im Jahr ^ 

beim Märkischen beim EBsen- beim Mal- 

Verein Werdenschen Verein heimer Verein 

1875—1880 von 51,07 Mk. von 54,90 Mk. von 59,97 Mk. 
1881—1885 „ 53,87 „ „ 52,97 „ „ 61,86 ,, 

1886—1889 „ 73,40 „ „ 69,81 „ ,, 69,01 „ 





beim Allge- 




meinen Knapp- 




schaftsverein 


1890—1895 


von 77,30 Mk. 


1896—1900 


„ 82,82 „ 


1901 


94,06 „ 


1902 


„ 95,87 „ 


1903 


„ 105,02 „ 



Stat 30. Auf ein Yereinsmitglied entfielen bei der Kranken- 
und der Pensionskasse bezw. bei der früheren einheitlichen Knapp- 
schaftskasse an Ausgaben durchschnittlich im Jahr 

beim Essen 





beim lilBrkischen 


Werdenschen- 


beim MfUheimer 




Verein 


Verein 


Veiein 


1875—1880 


51,80 Hk. 


53,60 Mk. 


63,68 Mk. 


1881—1885 


54,54 „ 


38,24 „ 


58,11 „ 


1886—1889 


67,22 „ 


74,17 „ 


66,56 „ 
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beim Allge- 




meinen Enapp- 




schaftsverein 


1890—1895 


66,26 Mk. 


1896—1900 


69,43 „ 


1901 


80,10 „ 


1902 


79,34 „ 


1903 


96,74 „ 



Bei allen preußischen Enappschaftsvereinen kamen auf den 
Kopt der Mitglieder an Ausgaben durchschnittlich 

1903 80,81 Mk. 

1902 71,43 „ 



InralidltSts- und lltersrerslcheruDg. 

Stat 31. Der Inyaliditäts- und Alterskasse gehörten im Jahres- 
mittel 1903 252 866 Mitglieder an. 



Stat 32. Beitragsleistung 1903. 

Beitrage der Mitglieder . . 2 278 698,29 Mk. 
„ „ Werkbesitzer . 2 278 698,29 „ 

Zusammen 4 557 396,58 Mk. 



Stat 33. Rentenempfänger. 

1903 1902 1991 



Altersrentner 


.... 


338 


334 


307 




Inyaliden „ 


. « . ■ 


11269 


10 093 


8 333 




Kranken „ 


. . . . 


419 


353 


230 






Zusammen 


12 026 


10 780 


8 870 




Auf 100 der 


Inyaliditatskasse angehörende 


Mitglieder 


ent- 


1 1903 














Altersrentner 


. 


. 0,1 








Invaliden „ 


• * . 


. 4,5 








Kranken „ 


. 


. 0,2 








Bentner überhaupt . 


. 4,8 







14* 
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Stat. 34. Von 100 der im Jahresmittel 1903 versicherten Mit- 
glieder gelangten in den Oenuß einer Rente 

als Altersrentner .... 0,02 

„ Invaliden „ .... 0,75 

„ Kranken „ .... 0,09 

Zasammen 0,86 



Stat. 35. Ans dem Rentengennß sind ausgeschieden dnrch 
Tod, Entziehung der Renten oder ans anderen Orflnden 1903 
1 406 Personen •» il,7^/o der Rentenempfänger. 

Von je 100 im Jahresmittel vorhandenen Rentenempfängern 
schieden durchschnittlich aus dem Rentengennß aus 

1903 1902 1901 

bei den Altersrentnern ... 21,6 7,8 10,8 

„ „ Invaliden „ ... 10,2 8,0 8,5 

„ „ Kranken „ . . . 44,9 66,0 42,8 

überhaupt .... 11,7 10,8 10,2 



Stat. 36. Ausgaben an Renten. 

An Renten wurde bezahlt 
Inyalidenrente 





(einschl. Krankenrente) 


Altersrente 


Zusannmen 


1892 


332,86 Mk. 


2 801,17 Mk. 


3 134,03 MI 


1893 


61 127,29 


» 


14 404,71 


» 


75 531,90 „ 


1894 


166 972,48 


j> 


21 614,17 


» 


188 586,65 „ 


1895 


351 221,07 


i) 


28 778,20 


}> 


379 999,27 ,, 


1896 


459 572,25 


j» 


31 883,16 


}} 


491 455,41 ., 


1897 


539 264,07 


tf 


38 101,96 


n 


577 365,93 „ 


1898 


678 841,35 


f} 


45 019,08 


f> 


723 860,43 „ 


1899 


954 936,41 


') 


48 268,94 


» 


1 003 205,35 ., 


1900 


1 389 996,02 


» 


55 073,84 


}> 


1 445 069,86 „ 


1901 


1 761 378,35 


„ 


57 022,96 


}"> 


1818 401,31 ., 


1902 


2 017 441.71 


>» 


61 370,68 


fj 


2 078 812,38 „ 


1903 


2 198 033,64 


M 


62 862,24 


» 


2 260 895,88 „ 



Auf einen im Jahresmittel vorhandenen Rentenempfänger ent- 
fiel 1903 durchschnittlich eine Rente bei den 



1903 



Inyalidenrentnem 
(einschl. Krankenrentnern) 
von 188,06 Mk. 



Altersren tnern 
von 185,98 Mk. 



Zasammen 
von 188,00 Mk. 
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1902 bezifferte eich der Betrag bei allen Anstalten dorchschnittlioli 

bei der Invalidenrente auf 149,74 Mk. 
„ „ Alters „ „ 152,97 „ 
„ „ Kranken „ „ 154,13 „ 



Stat 37. An Ausländer warden 1903 1 19S,20 Mk. als Eapital- 
abfindung bezahlt. 



Stat. 


38. 


Beitragserstattungen. 




Beitragserstattungen 


ans 


Anlaß des Todes in 


S46 F&Uen 




V 


„ von Unfällen in 


8 „ 




ff 


„ der Verheiratung in 


1 Fall 






Zusammen in 


855 Fällen 



Auf 100 bei der Invaliditats- und Alterskasse veiaioherte Mit- 
glieder entfielen 1903 durohsohnittlioh 0^34 Beitragserstattungen. Der 
zurückgegebene Betrag belief sich 1903 auf 71 593 Mk. oder fOr 
den Einzelfall durchschnitilioh auf 83,74 Mk. 

Bei allen Anstalten belief sich der Betrag 1902 durchschnittlich 
bei Unfällen auf 58,50 Mk. 

Tod „ 59,56 „ 



Stat 39. Heilverfahren. 
Fflr die Durchfahrung des Heilverfahrens wurden — neben 
den Aufwendungen der Fensions- und ünterstützungskasse — bezahlt 

1903 108 740,73 Mk. 

1902 72 655,40 „ 

1901 51 938,09 „ 

Auf 1000 der im Jahresmittel versicherten Personen wurde ein 
Heilverfahren durchgeführt im Durchschnitt 

1903 bei 1,18 Personen 
1902 „ 0,77 
1901 „ 0,45 „ 

1899—1903 „ 0,S3 „ 

Auf einen Fall der Heilbehandlung wegen Lungentuberkulose 
entfiel 1899 — 1903 eine Yerpflegungsdauer von durchschnittlich 
83,1 Tagen; bei allen Anstalten betrug die Dauer 1902 durch- 
schnittlich 82 Tage. 
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Bei den wegen anderer Krankheiten bebandelten Personen sind 
die entsprechenden Zahlen 58 bezw. 53 Tage. 

Bei 100 in Heilbehandlang genommenen Personen war im 
Durchschnitt der Jahre 1899 — 1903 Lungentuberkulose in 54,1 
Fällen die Ursache. 

Für jede der wegen Lungentuberkulose behandelten Personen wur- 
den 1899—1903 durchschnittlich 449,56 Mk. aufgewandt. Bei samt- 
liehen Anstalten betrug die Ausgabe 1902 durchschnittlich 341,93 Mk. 

Bei den wegen anderer Krankheiten behandelten Personen sind 
die betreffenden Zahlen 293,78 Mk. bezw. 183,67 Mk. 

Bei den aus der Heilbehandlung entlassenen Personen wurde 
ein Heilerfolg festgestellt im Durchschnitt der Jahre 1899—1903: 

Bei den wegen Lungentuberkulose behandelten Personen in 
80,1 von 100 Fällen. 

Bei den wegen anderer Krankheiten behandelten Personen in 
69,9 von 100 Fällen. 

Leider habe ich eine Zusammenstellung der bei allen An- 
stalten erzielten Erfolge nicht finden können. Es wäre interessant, 
zu erfahren, ob die Invaliditäts- und Alterskasse des Allgemeinen 
Knappschaftsvereins durch die größeren Ausgaben auch ent- 
sprechend größere Erfolge erzielt hat 

Stat. 40. Verteilung der Lasten. 
Von den 1903 zu bezahlenden Beuten hatte zu tragen 

das Reich 670 438,85 Mk. 

„ Gemeinvermögen. . . 1048 879,04 „ 
„ Sondervermögen . . . 542 776,19 „ 
Zasammen 2 262 094,08 Mk. 

Von einer Mk. Rentenzahlung kamen 1903 

auf das Reich .... 0,29638 Mk. 

„ „ Gemeinvermögen . 0,46368 „ 

„ „ SonderTermögen . 0,23994 „ 

1903 betrug der Kapital wert der Anteile, die von den 
laufenden Jahresrenten von dem Reiche, dem Oemeinvermögen und 
dem Sondervermögen aufzubringen waren 

bei dem Anteil des Reiches. . . . 5 078 142,69 Mk. 
„ „ „ „ Gemein vermögen 8 7 944 583,49 „ 
„ „ „ „ Sondervermögens 4 1111 80,24 „ 

Zusammen 17 133 906,42 Mk. 
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Die Oemeinlast sämilioher Anstalten und besonderen Eassen- 
einrichtnngen stellte sich 1903 auf 56 299 357,39 Mk. 

Gemeinvennogen beim Allgemeinen Enappschaftsyerein 1903 

Bestand zu Anfang des Jahres . . 999 739,84 Mk. 

Zinsen dieses Bestandes fOr 1 Jahr 29 902,20 „ 

4/io der Beitragseinnahme ... 1 S22 7S7,06 „ 

Zinsen dieser Einnahme für '/s Jahr 20 506,35 „ 



Zusammen 2 872 935,45 Mk. 

Das Oemeinvermögen aller Anstalten betmg Ende 1903 
91765 371,45 Mk. 

Der vom Allgemeinen Enappschaftsyerein zu deckende Teil von 
jeder Mark der Gemeinlast ist der Quotient aus dem Betrage des 
bei dem Verein beruhenden Anteils an dem Gemeinvermögen und 
dem Betrage des Gesamtgemeinvermögens; er betrug 1903 

0,0312777784 Mk. 



Stat 41. Betrag der Überweisungen. 

An kapitalisierten Bentenanteilen hatte der Allgemeine Enapp- 
schaftsyerein 1903 

von anderen Anstalten zu erhalten 82 719,59 Mk. 
an andere „ abzugeben 46 855,03 „ 

Von jeder festgesetzten Beute fielen 1903 durchschnittlich 
37,86 Mk. anderen Anstalten (besonders Rheinproyinz und West- 
falen) zur Last 

Die Überweisungen aus Anlaß yon Beitragserstattungen 
betrugen 

Überweisungen yon anderen Anstalten . . 10 620,61 Mk. 
„ an andere „ . . . 2 568,31 „ 

Von jeder Beitragserstattung hatten 1903 andere Anstalten 
durchschnittlich 12,42 Mk. = 14,8o/o des zu bezahlenden Betrages 
zu tragen. 
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Stat 42. Abreohnnng der Inyaliditäts* und Alterskasse des 
AJlgemeinen Enappsohaftsyereins. 

Der Allgemeine Enappschaftsverein hatte 1903 





E<innahmen 
Mk. 


Ausgaben 
Mk. 


Anteil an der Qemeinlast üher die eigene 
Qemeinlast hinaus 




712 039,78 


Reichszuflchuß 


670 488,85 




ÜberweiBungen Ton anderen Anstalten für 

Benten 


82 719,59 




Beuten 




46 855,08 


Überweisungen von anderen Anstalten ffir 






Beitragserstattungen 


10 620,61 




Überweisungen an andere Anstalten für 
Beitragserstattungen 


1 

1 


2 568,81 


Zusammen 


763 779,05 


761 468,12 




Mehreinnahme 2 315,93 Mk. 



Stat 43. Finanzielles Ergebnis der Invaliditäts- 
nnd Alterskasse 1903. 

Einnahmen. 

Beiträge 4 557 396,58 Mk. 

Überschoß bei der Abrechnung . 2 315,93 „ 

andere Einnahmen 11359,20 „ 

Gfesamteinnahme 4 571 071,71 Mk. 

Ausgaben 

Benten 2 260 895,88 Mk. 

Kosten des Heilyerfahrens . . . 108 740,73 „ 

Beitragserstattungen 71 593,00 „ 

Oeneralkosten 294 562,97 „ 

andere Ausgaben 32 782,23 „ 

Gesamtausgabe 2 768 574,81 Mk. 

Überschuß 1 802 496,90 „ 

Im Darohsohnitt betrogen 1903 für ein bei der Invaliditäts- 
und Alterskasse yersichertes Mitglied 



iDTaliditftta- nnd Altenvenicherung. 217 

Die Einnahmen 

Beitrage 18,02 Mk. 

Überschuß bei der Abrechnung .... 0,01 „ 

andere Einnahmen 0,05 „ 

Die Gesamteinnahmen 18,08 Mk. 

Die Ausgaben 

Beuten 8,94 Mk. 

Kosten des Heilverfahrens 0,43 „ 

Beitragserstattungen 0,28 „ 

Generalkosten 1,16 ,, 

^ andere Ausgaben 0,13 „ 

Die Gesamtausgaben 10,94 MkT 

Der Überschuß 7,14 „ 

Die Aasgaben überstiegen 1903 die Einnahmen aus den 
Beiträgen der Versicherten um 489 876,52 Mk. 

Auf 100 Mk. Ausgabe kamen 1903 

für das Heilverfahren ' . 3,36 Mk. 

an Invalidenrente ... .... 65,20 „ 

„ Kranken „ 2,82 „ 

„ Alters „ 1,94 „ 

,, Erstattungen 2,21 ,, 

Zusammen 75,53 Mk. 

Auf 100 Mk. Ausgabe kamen 1901 bei allen Anstalten 

fQr das Heilverfahren 6,14 Mk. 

an Invalidenrente 55,99 „ 

,, Kranken „ 1,12 „ 

„ Alters „ 21,23 „ 

„ Erstattungen 5,97 „ 

Zusammen 90,45 Mk. 



Stat 44. Gesamtfibersicht 1903. 

bei der Einnahmen Ausgaben Überschuß 

Krankenk. 10 400 246,81 Mk. 10 350 881,61 Mk. 49365,20 Mk. 

Pensionsk. 15 817 254,08 „ 13 318 763,15 „ 2 498490,93 „ 

Invaliditatsk. 5 332 534,83 „ 3 530 037,93 „ 1802 496,90 „ 

Zusammen 31 550 035,72 Mk. 27 199 682,69 Mk. 4350353,03 Mk. 
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Stat 45. Vermögen. 

An dem Gesamtvermögen 1903 von 70 824 172,09 Mk. waren 
beteiligt 

die Kranken- und Pensionskasse mit . 40 003 987J6 Mk. 
„ Invaliditäts- und Alterskasse „ . 30 820 184,33 „ 

Auf ein am Jahresschlüsse vorhandenes standiges Mitglied ent- 
fielen durchschnittlich von dem Gesamtvermögen 





1903 


443,11 : 


Mk. 




1902 


422,62 


» 




1901 


444,29 


DarchscbnittUcher Anten 


Jahr 


Vermögen der Kranken- nnd ^ 


»ines am JabresschloBse vor- 
handenen st&ndigen Mit- 




Pensionskasse 


) 


gliedes an diesem Vermögen 


1890 


4 681915,00 


Mk. 


72,80 Mk. 


1891 


6 098 709,00 


>f 


79,71 „ 


1892 


9 024 271,42 


i} 


107,74 „ 


1893 


11089 115,64 


ff 


126,07 „ 


1894 


12 656 776,29 


yy 


128,36 „ 


1895 


13 995 079,10 


fj 


141,57 „ 


1896 


16 511363,07 


ff 


163,32 „ 


1897 


18 212 091,27 


j> 


175,39 „ 


1898 


20 721 847,56 


ff 


193,98 „ 


1899 


24 254 800,61 


»> 


204,93 „ 


1900 


28 748 967,79 


»j 


237,71 „ 


1901 


32 263436,81 


?> 


256,05 „ 


1902 


35 845 147,37 


ff 


237,35 „ 


1903 


40 003 987,76 


» 


250,26 „ 




Vermögen der Kranken- nnd Pensionskasse 




beim Märkischen 


beim Essen- Wer- beim Mülheimer 




Verein 


denschen Verein Verein 


1875 


1 649 998 Mk. 


1 280 891 


Mk. 155 793 Mk. 


1880 


1 297 768 „ 


1 332 401 


106 157 „ 


1885 


1 925 729 „ 


1 531 275 


135 929 „ 


1889 


2 193 364 „ 


1 156 480 


154 064 „ 


Auf ein ständiges Mitglied 


i der drei Vereine entfielen dnrch- 


schnittlich 


von dem Vermögen 








1860 . 


. 120,00 


Mk. 




1870 . 


. 98,67 


ff 




1875 . 


73,85 


»> 




1880 . 


. 67,08 


ff 




1885 . 


47,50 


ff 



(Bericht for die Weitansstellong in St Louis S. 5.) 
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Bei allen preußischen Enappschaftsvereinen kamen auf ein 
standiges Mitglied an Yenuögen durchschnittlich 

1875 135,89 Mk. 

1880 130,21 „ 

1885 143,25 „ 

1890 179,58 „ 

1895 219,51 „ 

1900 278,60 „ 

1901 297,74 „ 

1902 304,65 ,, 

1903 313,50 „ 

Vermögen der Invaliditäts- und Alterskasse am Schlüsse des Jahres 

1892 1975 737,48 Mk. 

1893 3 964 741,41 „ 

1894 6 032 727,70 „ 

1895 8 110 709,96 „ 

1896 10 372 834,81 „ 

1897 12 846 995,36 „ 

1898 15 466 162,97 „ 

1899 18 645 765,27 „ 

1900 22 027 877,21 „ 

1901 25 149 985,48 „ 

1902 27 980 068,31 „ 

1903 30 820 184,33 „ 



IJnfallTersicheruu g. 

Stat. 46. Die Sektion n umfaßte 1903 216 Betriebe. Davon 
waren 190 Steinkohlenwerke und der Best Eisensteingruben, 
Salinen usw. 

Die Zahl der im Jahresmittel beschäftigten Personen betrug 
251 665. Von diesen entfielen 249 633 auf den Steinkohlenbau und 
811 auf die Eisensteingruben. Auf 1 Betrieb kamen durchschnittlich 
1 165 versicherte Personen. 



Stat. 47. Die Gesamtlohnsumme betrug 1903 338 890 184,03 Mk., 
wovon 336 915 373,92 Mk. auf den Steinkohlenbergbau entfielen. 

Auf 1 Versicherten kam durchschnittlich ein Lohn von 
1346,59 Mk. Beim Steinkohlenbau im besonderen betrug der 
Durchschnitt 1349,64 Mk.; dazu wird bemerkt, daß bei allen Sektio- 
nen der Enappschafts- Berufsgenossenschaft die wirklich verdienten 
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Löhne zagrunde gelegt werden mfissen. 1902 war der dorchschnittr 
liohe Jahresarbeitsverdienst bei den gewerbliohen Berafsgenossen* 
Schäften allgemein 804,23 Mk. 

Es kamen bei den Steinkohlengraben an Lohn aaf den Arbeits- 
tag dorchschnittlioh 

bei den bei den anderen yer- 

jngendlichen sicherangspflichtigen 

Arbeitern Personen 

1903 1,22 Mk. 4,60 Mk. 

1902 1,24 „ 4,44 „ 

1901 1,32 „ 4,73 „ 

1901 war der ortsübliche Tagelohn für M&nner in 33 Großstädten 
nicht über 2,72 Mk. i). 





Stat. 48. 






. 


Jahr 


Anzahl der 


Lohnsumme 




Betriebe 


Arbeiter 


auf 1 Arbeiter 


Znappsohaits-Bernfs- 
genosaeiuchaft 


1886 
1896 
1903 


1658 
1822 
1938 


343 709 
446 342 
619 798 


729,69 Mk. 
933,45 „ 
1151,30 „ 


Sektion n 
(Bochum) 


1886 
1896 
1903 


196 
213 
216 


103 907 832,86 „ 
163 281 1064,21 „ 
251665 1346,59 „ 


Sektion I 
(Bonn) 


1886 
1903 


694 

848 


76 743 721,67 „ 
108 342 1089,56 „ 


Sektion HI 
(Klansthal) 


1886 
1903 


85 
109 


12 753 669,99 „ 
20 056 992,23 „ 


Sektion lY 
(HaUe) 


1886 
1903 


368 
420 


49 954 760,59 ,. 
78161 1017,87 „ 


Sektion V 
(Waldenbnrg; 


1886 
1903 


67 
51 


15 749 634,62 „ 
27 927 926,51 „ 


Sektion VI 
<Tarnowitz) 


1886 
1903 


89 
105 


52 626 524,08 „ 
92 981 947,36 „ 


Sektion YH 
(Zwickau) 


1886 
1903 


105 
133 


26 500 1 
30 458 1 


764,62 „ 
1066,95 „ 


Sektion VH! 
(München) 


1886 
1903 


54 
56 


5 477 II 820,34 „ 
10 209 1 1050,45 „ 



1) Die deatsche Arbeitenrersicherung als sociale Einrichtimg. (Heft Y, 
Zahn, S. 23.) 



Unfallversioheraiig. 

Stat 49. Bei der Sektion n wurden Unfälle angezeigt 

1903 37 026 

1902 33 633 
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Von den Unfällen waren 


bezeichnet als 








1903 


1902 


leichte 


32 731 oder 88,40 o/o 


89,49 o/o 


schwere 


3 731 


„ 10,08 „ 


9,12 „ 


todliche 


564 


„ 1,52 „ 


1,39 „ 




Angemeldete Unfälle 






bei der Sektion 11 


bei der 






das waren aof 


Knapp- 






1000 versicherte 


schafts-Berafs- 






Personen 


genossenschaft 


1887 


8 476 


80,52 


24 630 


1890 


10 805 


83,01 


28 879 


1895 


16 814 


107,49 


40 616 


1898 


20 950 


109,26 


48 204 


1900 


28 020 


124,48 


58 471 


1901 


33 526 


139,55 


68 898 


1902 


33 633 


139,91 


67 786 


1903 


37 026 


147,12 


74 433 



Anf 1000 yersicherte Personen worden bei der Enappschafts- 
Berafsgenossenschaft Unfälle angemeldet 

1903 durchschnittlich 120,09 

1902 „ 112,76 



Stat 50. Massenunglficksfalle ereigneten sich bei der Enapp- 
schafts-Bernfsgenossenschaft im Dorchschnitt der Jahre 1887—1903 
4 im Jahre. Davon kamen durchschnittlich 2,3 anf die Sektion II. 



Stat. 51. Von den 37 026 im Jahre 1903 bei der Sektion 11 
angemeldeten Unfällen waren 4 295, d. s. 11,6 o/o, entschädigungs- 
pflichtig. 

1902 entfielen 6,71 o/o aller entschädigungspflichtigen Unfälle 
auf die Enappschafts-BerufsgenossenschafL 
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Entschädigangs- 


Unfälle mit tödlichem 




pflichtige Unßllle 


Ausgange 




auf 1000 




anf 1000 




überhaupt versichert« 


) überhaupt 


versicherte 




Personen 




Personen 


a) bei der Enappschafts-Berofsgenossenschaft 


1887 


2 623 7,58 


849 


2,45 


1890 


3 403 8,54 


824 


2,07 


1895 


4 906 11,39 


912 


2,12 


1898 


6 323 12,77 


1 254 


2,53 


1900 


6 894 12,19 


1 145 


2,02 


1901 


7 933 13,06 


1 289 


2,12 


1902 


8 143 13,55 


1 080 


1,80 


1903 


9 281 14,97 


1 159 


1,87 




b) bei der Sektion n 




1887 


1 110 10,55 


369 


3,50 


1890 


1 406 10,80 


364 


2,79 


1895 


2 258 14,44 


407 


2,60 


1898 


3 038 15,83 


650 


3,33 


1900 


3 176 14,11 


525 


2,33 


1901 


3 478 14,48 


568 


2,36 


1902 


3 534 14,70 


466 


1,94 


1903 


4 295 17,07 


564 


2,24 


Stat. 52. Bei der Sektion n worden berafungsfahige Besehe 


erlassen 










1903 


13 704 






1902 


11 742 






Von diesen 


waren 








1903 


1902 


Festsetzungßboscheide 7 719 odor 


56,33 o/o 


54,80 o/o 


AbäDdernngs „ 4 552 „ 


33,22 „ 


33,32 ., 


Ablehnnngs „ 1 433 ,, 


10,45 „ 


11,88 „ 



Stat. 53. Von den 4 295 Verletzten, denen 1903 bei der 
Sektion n eine Entschädigung zngesprochen wurde, standen im 
.Lebensalter von 





UnfftUvenicherong. 


unter 16 


Jahren 


90— 2,10 


16—20 


» 


488 = 11,36 


20—30 


fy 


1344 — 31,29 


30 40 


)f 


1 306 = 30,41 


40—50 


» 


759 — 17,67 


50—60 


3) 


262— 6,10 


über 60 


V 


46— 1,07 
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Stat 54. Von den 4 295 UnMen hatten zur Folge 564 den 
Tod, 15 (0,40 o/o der nicht tödlichen Unfälle) danemde völlige 
Erwerbsunfähigkeit, 1 314 (35,22 o/o der nicht tödlichen Unfälle) 
danemde teilweise Erwerbsunfähigkeit, 2 402 (64,38 <^/o der nicht 
tödlichen Unfälle) vorfibergehende Erwerbsunfähigkeit. 

Auf 10 000 versicherte Personen entfielen 170,66 entschädi- 
gungspflichtige Unfälle, davon 22,41 auf tödliche Unfälle, 52,81 auf 
UnfUle mit nachfolgender dauernder völliger oder teilweiser Erwerbs- 
unfähigkeit, 95,44 auf Unfälle mit vorübergehender Erwerbsunfähigkeit. 

Auf 1000 versicherte Personen entfielen 

Verletzte mit 

dauernder vorübergehender 

Erwerbsbeschränkung 

3,41 3,62 

4,82 3,09 

6,39 5,30 

5,13 7,22 

4,70 7,03 

4,72 7,32 

5,01 7,72 

5,28 9,54 

Bei 100 entschädigungspflichtigen Unfällen mit nicht töd- 
lichem Ausgange war die Folge 





todlich Verletzte 


1887 


3,44 


1890 


2,90 


1895 


2,74 


1898 


3,48 


1900 


2,37 


1901 


2,43 


1902 


1,97 


1903 


2,24 



dauernde Erwerbsunfähigkeit 



1887 
1890 
1895 
1898 
1900 
1901 
1902 
1903 



völlige 
in 3,75 Fällen 
„ 2,91 
„ 1,64 
„ 0,76 
„ 0,53 
„ 0,48 
„ 0,39 
„ 0,40 



teilweise 

in 44,77 Fällen 

„ 58,02 „ 

„ 53,03 „ 

„ 40,75 „ 

„ 39,55 „ 

„ 38,74 „ 

„ 00,95 yj 



vorübergehende 
Erwerbsunfähigkeit 
in 51,48 Fällen 
„ 39,07 
„ 45,33 
„ 58,49 
„ 59,92 
„ 60,78 
,; 60,66 
„ 64,38 
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Von den Unföllen mit tödlichem Ausgange winden 1903 377, 
d. 8. 66,84 % rentenberechtigt. In den äbrigen FUlen (bei ledigen 
Yeranglfickten) wurde nor Sterbegeld gew&hrt Die Zahl der ent- 
schädignngsberechtigten Hinterbliebenen betrug 1 356; 354 Witwen, 
977 Kinder, 25 Aszendenten. 

Auf 100 tödliche Unfälle kamen rentenberechtigte Fälle 



1887 


66,48 


1890 


62,86 


1895 


69,23 


1898 


64,67 


1900 


64,79 


1901 


70,38 


1902 


70,25 


1903 


66,84 



Stat 55. Gesamtzahl der Bentenempfitnger im Jahresmittel 

1902 1903 

Verletzte 17 619 19 439 

Witwen 2 563 2 792 

Waisen 7 711 8 121 

Aszendenten 254 268 

Zusammen 28 147 30 620 

1903 befanden sich 228 Rentner in Erankenhauspflege; bei 80 Renten- 
empfängem ruhten die Renten. 

Auf 1000 versicherte Personen entfielen Rentenempfinger 

1902 1903 

Verletzte 73,29 77,24 

Witwen 10,66 11,09 

Waisen 32,08 32,27 

Aszendenten 1,06 1,06 

Zusammen 117,09 121,66 



Stat 56. Von den 17 991 am Jahresschlüsse vorhandenen Ver- 
letzten bezogen u. a. 

644 100 Vo der VoUrente 

555 75 „ „ „ 

479 662/s„ „ 



UnfaÜTenieberaDg. 
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435 

1 474 
668 

2 112 
630 

1 652 

2 746 

2 573 

3 163 
258 



60 o/o der Yollrente 

50 „ „ „ 

4" rt » i> 

331/3,, „ 

30 „ „ „ 

25 „ „ „ 

20 „ „ 

^" fi „ ff 

" ff „ » 



Stat 57. Anf jeden Verletzten entfiel dnrohsclinittlich eine 
Bente von 246,83 Mk. — 30,76 0/0 der Yollrente. Im ganzen wnrden 
55 334 242,5 Bentenprozente oder 5 533,42 reohnangsmäßige Voll- 
renten mit 4 440 668,78 Mk. bezahlt Eine Vollrente machte also 
802,52 Mk. ans. Mit dieser Vollrente stand die Sektion n an der 
Spitze; die Sektion VI (Tamowitz) stand mit 588,08 Mk. am Schlnfi. 



Darchschnittliche Yollrente Durchschnitt der im ganzen 

Verletzte gezahlten Benten. 

a) bei der Enappschafls-Berufsgenossenschaft 



an 



1903 


720,48 Mk. 


31,15 «/o 


<=> 224,46 Mk. 


1902 


720,23 „ 


31,48 „ 


g-= 226,75 „ 
1=^ 222,38 „ 


1901 


701,30 „ 


31,71 „ 


1900 


679,73 „ 


32,15 „ 


?= 218,54 „ 


1898 


651,88 ., 


32,85 „ 


3— 214,93 ., 


1896 


645,24 ., 


33,75 „ 


^= 217,78 „ 


1894 


633,52 „ 


36,00 „ 


— 228,09 „ 




Durchschnittliche 


Durchschnitt der im ganzen 




Yolliente 


an Verletzte gezahlten 
Benten 




b) bei der Sektion II 


1903 


802,53 Mk. 


30,76 «/o 


— 246,83 Mk. 


1902 


808,61 „ 


31,06 0/0 


§•-=251,15 „ 


1901 


778,77 „ 


31,43 o/o 


2^ — 244,77 „ 


1900 


753,80 ., 


32,03 «/o 


?= 241,44 „ 


1898 


722,30 „ 


32,46 »/o 


3 = 234,46 „ 


1896 


714,19 „ 


33,30 0/0 


1-238,06 „ 


1894 


700,60 ., 


35,65 0/0 


=-249,76 „ 



Haibaoh, Kn»ppflolutft8Tei«lne. 
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Stat 58. Die am Sohlasse des Jahres 1903 yorhandenen 
2 550 Witwen bezogen eine Gesamtjahresrente von 575 446,20 Mk. ; 
die 7 477 Waisen 1 413 159,60 Mk.; die Aszendenten 58 137,00 Mk. 



Die Jahresrente betrug 

für 1 Witwe durchschnittlich . . 
„ 1 Waise „ . . 
„ 1 Aszendenten „ . . , 


. . 225,66 Mk. 

. . 189,00 „ 
. . 223,60 „ 



Stat 59. Das Verhältnis der bei der Sektion n in den ein- 
zelnen Jahren bezahlten Entschädigongsbeträge überhaupt zu den 
erstmalig in den betreffenden Jahren bezahlten Entschädigongs- 
betragen. 

Summe der bezahlten Erstmalig bezahlte 
Entsoh&digungsbeträge Entschädigungsbetr&ge 



1885/86 


248 860 


248 860 


1887 


535 006 


204 560 


1888 


772 295 


190 263 


1889 


1025 018 


217 375 


1890 


1 391 849 


292 392 


1891 


1 744 490 


392 532 


1892 


2 116155 


416209 


1893 


2 544 135 


438 798 


1894 


2 855 959 


474 188 


1895 


3 191297 


576 583 


1896 


3 491493 


577 337 


1897 


3 821235 


640 293 


1898 


4 275186 


738 821 


1899 


4 641661 


724 785 


1900 


5 096 079 


796 792 


1901 


5 830155 


1037 579 


1902 


6107 391 


936 525 


1903 


7 313 029 


1 134 667 



Stat 60. Bei der Enappschafts-Berofsgenossensohafl; worden 
an TJnfallentschftdigangen bezahlt 

1903 .... 15 328 785 Mk. 
1902 .... 13410423 „ 



Unfallverdeherting. 



Bei der Sektion II worden 1903 an ünfallentschädignngen 
7 313 029 Mk. bezahlt Das machte auf 10 000 Mk. Lohnsnmme 
215,79 Mk. 



Die Summe verteilte sich wie folgt: 












Auf 100 Mk. Genmt- 




Per- 
sonen 


Betrag in Mk. 


nmlai^e kamen 




1908 

bei der 

Sektion U 

Mk. 


1901 IX 
bei aUen V 
dentsehea 
Berofsge- 
noseen- 








Schäften 










Mk. 


Kosten des Heilyerfahrens 


3 273 


64 586,05 


0,73 


2,02 


Beuten an Verletzte 


19 439 


4 457 118,05 


50,56 


62,48 


Abfindungen an Inländer 


84 


21 288,02 


0,24 


1,40 


„ y, Ausländer 


13 


10 426,67 


0,12 


0,18 


Sterbegeld 


619 


53 588,73 


0,69 


0,51 


Renten an Witwen Getöteter 


2 792 


688 704,68 


7,81 


1 


„ „ Kinder und Enkel 










Getöteter 


8121 


1 478 194,96 


16,80 


1 16,14 


„Aszendenten „ 


268 


58 072,43 


0,66 


1 


Abfindungen bei Wiederver- 










heiratung 


177 


147 041,90 


1,67 


0,59 


Renten an die Angehörigen 










der in Heilanstalten unterge- 










brachten Verletzten: 










an Ehefrauen 


835 


29 182,41 


0,33 


^ 


f, Kinder u. Enkel 


1949 


64 066,20 


0,72 


\ 0,87 


fy Aszendenten 


13 


762,42 


0,08 


/ 


Kur- und Verpfiegungskosten 


1421 


239 996,67 


2,70 


8,27 


Zusammen 


39 004 


7 313 029,19 


83,11 86,46 


1902 


35 626 


6 107 390,54 







Stat 61. Die eigenen Ausgaben der Sektion n betrugen 

1903 .... 7745056,24 Mk. 
1902 ... . 6480426,22 „ 

hierin sind 444 277,57 bezw. 368 509,74 Mk. Verwaltungskosten 
eingeschlossen. 



1) Atlas und StaÜBÜk der deutschen Arbeitenrersicherung. Berlin 1904. S. 19. 
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StfttittiBcber Anhang. 

Stat 62. Umlage. 

Die Sektion n hatte aafzubringen ihre eigenen Aasgaben 
und den auf sie entfallenden Teil der gemeinsam zu tragenden 
Lasten. (Einlage in den Beservefonds und Kosten der Zentrale.) 
Die Verteilung dieser gemeinsamen Last wird nach dem Verhält- 
nis der Sonderlast der Sektion za der Oesamtiast aller Sektionen 
(1903: 16353454,25 Mk.) vorgenommen. Es entfielen auf die Sek- 
tion II 1053 965,48 Mk., und zwar 20 020,50 Mk. Anteil an den 
Verwaltangskosten der Zentrale in Berlin und 1 033 944,98 Mk. 
von der Zulage zum Reservefonds. 

Die Oesamtumlage der Sektion n betrug 1903: 8799021,72 Mk. 
Davon hatte der Steinkohlenbau 99,73^/0 aufzubringen. 

1902 war die Gesamtumlage um 1 393 492,89 Mk. geringer. 
Sie ist also um 18,82 ^/o gestiegen (von 1901 auf 1902 
um 5,9lo/o). 

Die Umlage machte 1903 2,6 <^/o der Lohnsumme und 
34,96 Mk. auf den Kopf der Versicherten aus; 1902 2,43<)/o und 
30,81 Mk. 

Die Gesamtumli^[e von 1885—1903 betrug bei der Sektion II 
73 191 442,22 Mk. 
davon wurden 57 420 932,86 „ fOr ünfallentsch&digung verwandt. 

Durchschnittiich belief sich die Umlage auf 4 066 191,23 Mk. 
im Jahr. 

Sie betrug 

1887 1 799 461,02 Mk. 

1890 2 812 240,26 ,, 

1895 4 209 945,20 ,, 

1898 4 138 958,30 ,, 

1900 4 995 698,77 „ 

1901 6 992 171,39 „ 

1902 7 405 528,83 ,, 

1903 8 799 021,72 „ 

Die Gesamtumli^[e von 1885—1903 betrug bei der ganzen 
Enappschafts-Berufsgenossenschaft 157 210 861 Mk. 

Durchschnittiich im Jahr belief sie sich auf 8 733 937 Mk. 



Sie betrug 





ünfallTersicherung. 


1887 


3 976 843 Mk 


1890 


5 975 161 „ 


1895 


8 767 447 „ 


1898 


8 870 397 „ 


1900 


10 782 710 „ 


1901 


14 984 545 „ 


1902 


16 332 200 „ 


1903 


18 578 870 „ 
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Stat. 63. 



Auf den Eopf der Versicherten kamen 

bei der Enappschafts- 
bei der Sektion 11 Berofsgenosseoschaft 





an UnMent- . _ , 


an 


ünfallent- 




schädigangen ^«"^ *« ^"»'a«* 


* Schädigungen 


1887 


5,28 Mk. 17,10 Mk. 




11,49 Mk. 


1890 


11,14 „ 21,61 „ 




16,00 „ 


1895 


21,42 


, 26,92 „ 




20,36 „ 


1898 


22,33 


21,59 „ 




17,90 „ 


1900 


22,67 


22,19 „ 




19,08 „ 


1901 


24,29 


29,10 „ 




24,67 „ 


1902 


25,43 


30,81 „ 




27,17 „ 


1903 


29,01 , 


34,96 „ 




29,98 „ 




Auf 1000 Mk. Lohnsamme entfielen 




1887 


6,28 Mk. 20,34 Mk. 




16,50 Mk. 


1890 


10,57 ,. 20,50 „ 




16,55 „ 


1895 


21,13 „ 26,55 „ 




22,76 „ 


1898 


19,53 „ 18,88 „ 




17,84 „ 


1900 


17,95 „ • 17,58 ,. 




17,23 „ 


1901 


17,87 „ 21,41 ,, 




21,20 „ 


1902 


20,04 „ 24,28 „ 




24,64 „ 


1903 


21,57 „ 26,96 „ 




26,04 „ 


Die 


Umlage betrag im Jahie 1903 






bei der Sektion auf 1 Arbeiter auf 1000 Mark Lohnsamme 


L 


Bonn 26,93 Mk. 


24,72 


Mk. 


n. 


Boehnm 34,96 „ 


25,96 


„ 


m. 


Klausthal 29,21 „ 


29,44 




IV. 


Halle 22,32 ,. 


21,93 


., 


V. 


Waidenburg 16,09 ,, 


17,37 




VI. 


Tamowitz 31,42 „ 


33,17 




VIL 


Zwickau 28,16 „ 


26,40 




Vni. München 5 


!9,63 „ 


28,21 


r 
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Stat 64. Reservefonds 
der Knappschafts-Berufsgenossenschaft. 



Einlage der Sektion II 
in den Beserrefonds. 



1885/86 


1 567 877 Mk. 




753 841,14 Mk. 


1887 


4 000 000 


f> 


(rund) 


i 111 585,14 „ 


1888 


6 700 000 


!i 




1215 110,02 „ 


1889 


9 379 014 


Jl 




1 091 933,21 „ 


1890 


11793 611 


ff 




1160 272,78 „ 


1891 


14 824 810 


>» 




1054 012,23 „ 


1892 


17 674 698 


ff 




1 058 077,68 „ 


1893 


20 408123 


f> 




1017 653,87 ., 


1894 


22 900 705 


*) 




857 673,24 „ 


1895 


25 053 016 


?» 




638 898,48 ,, 


1896 


26 703 089 


)y 




349 149,30 ,, 


1897 


26 705 463 


}) 






1898 
1899 


26 704 598 
26 705 463 


ii 
ff 




Nichte 
eingelegt 
1 siehe S. 86 


1900 


26 687 613 


*i 




1901 


29 356 384 


*j 




822 309,98 Mk. 


1902 


32 292 012 


•» 




896 871,69 „ 


1903 


35 521213 


» 




1 033 944,98 „ 
13 061333,74 Mk. 



Stat 65. Äußere Veranlassongen der entschädigungspflichtigen 
Unfälle im Jahre 1903 anf 1000 versicherte Personen 

Explosion 0,357 

Heiße Massen, ätzende Flüssigkeiten ) 

und gifüge Gase ( "'"^^ 

Bewegte Maschinenteile 1,240 

Stein- und Eohlenfall 6,171 

Sturz 1,458 

Beförderung von Lasten 6,056 

Andere Veranlassungen 1,689 

Zusammen 17,067 

Äußere Veranlassungen der entschädigungspflichtigen 
Unfälle, ausgedrückt in Prozenten der Gesamtzahl der entschä- 
digungspflichtigen Unfälle. 



1) In den folgenden Zasammenstellongen handelt es sich, soweit nichts 
anderes angegehen ist, nur nm die Sektion II. 



UnfallTerticherong. 
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Ex- 


HeiBse 
HMaen, 


Bewegte 


Stein- and 




Beförde- 


Andere 


Jahr 




Ktsende 

Flflarig- 

keitan, 

giftige Gaw 


Masohinen- 




Stars 


rung von 


Veran- 




plosion 


teUe 


KoUenfall 




Lasten 


lassungen 


1885/86 


18,02 


0,92 


4,58 


45,01 


11,00 


17,82 


2,65 


1887 


14,68 


0,72 


6,81 


46,22 


9,28 


18,47 


4,32 


1888 


7,60 


0,75 


6,28 


46,25 


9,85 


23,36 


5,91 


1889 


10,89 


0,81 


6,62 


41,57 


10,78 


22,92 


6,46 


1890 


8,75 


1,21 


6,19 


40,11 


10,60 


27,38 


5,76 


1891 


11,92 


1,09 


6,42 


87,18 


9,85 


26,78 


6,86 


1892 


9,20 


1,80 


6,20 


86,92 


9,26 


29,77 


7,85 


1898 


12,08 


1,19 


6,14 


88,25 


8,80 


26,74 


6,80 


1894 


6,16 


1,10 


7,18 


38,34 


9,21 


81,81 


6,20 


1895 


7,62 


0,80 


7,97 


37,88 


7,84 


82,99 


5,40 


1896 


5,80 


0,84 


7,24 


88,86 


9,12 


38,00 


5,64 


1897 


5,84 


0,91 


7,26 


36,91 


8,64 


35,71 


5,28 


1898 


8,76 


2,90 


8,20 


83,89 


8,47 


81,62 


6,16 


1899 


3,85 


1,20 


8,84 


87,96 


9,58 


82,11 


7,01 


1900 


8,75 


1,01 


8,84 


86,96 


8,85 


82,78 


8,81 


1901 


4,43 


1,49 


7,22 


84,58 


8,57 


34,96 


8,80 


1902 


2,29 


0,82 


6,85 


36,28 


8,97 


34,41 


10,88 


1908 


2,10 


0,56 


1 7,26 


86,16 


8,54 


85,48 


9,90 



Stat 66. Innere Ursachen der entschädigongspOicbtigen Un- 
fälle, ausgedrückt in Prozenten der Gesamtzahl der entschädigungs- 
pflichtigen IJnfftlle. 



Jahr 


Gefthrlichkeit 

des fietriebes 

an sich 


Mängel dea Be- 
triebes Im 
besonderen 


Schuld der Mit- 
arbeiter 


Schuld des Ver- 
letzten selbst 




BenilBge- 
noasen- 
loliaft 


Sek- 
tion U 


sohaftB- 

Berafkge- 

noHsen- 

aohaft 


Sek- 
tion 11 


Berafsge- 
nosaen- 
schaft 


Sek- 
tionll 


sohafte- 

Berofage- 

nosaen- 

achaft 


Sek- 
tion U 


1885/86 
1887 
1888 
1889 
1890 
1891 
1892 
1898 
1894 
1895 
1896 
1897 
1898 
1899 
1900 
1901 
1902 
1908 


52,44 
58,05 
57,79 
61,88 
69,70 
78,45 
74,22 
68,06 
65,28 
68,84 
67,85 


63,14 
66,40 
73,17 
65,80 
68,51 
55,85 
64,48 
61,61 
69,94 
71,88 
74,24 
79,27 
75,58 
76,15 
78,46 
77,68 
81,66 
82,91 


0,87 
0,79 
0,96 
0,76 
146 
1,25 
0,95 
0,75 
0,87 
0,56 
0,67 


0,30 
0,36 
0,37 
0,16 
0,98 
0,54 
0,15 
0,14 
0,17 
0,27 
0,12 
0,55 
0,46 
0,66 
0,44 
0,26 
0,40 
0,28 


4,80 
4,42 
4,02 
4,18 
8,62 
8,24 
8,38 
3,45 
8,68 
3,86 
8,22 


4,28 
8,51 
2,68 
4,68 
5,62 
9,15 
8,85 
4,66 
4,20 
3,76 
4,44 
8,23 
2,86 
3,69 
3,08 
8,28 
2,97 
2,26 


41,89 
86,74 
87,24 
88,48 
25,52 
22,06 
21,50 
27,74 
30,22 
31,94 
28,76 


82,28 
29,73 
23,88 
29,86 
29,94 
84,46 
31,57 
88,59 
25,69 
24,09 
21,20 
16,95 
21,15 
19,50 
28.02 
18,83 
14,97 
14,55 
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Statisüseher Anhang. 



Innere Ursachen der entscbädigungspflichtigen Unfälle 
Jahre 1903 auf 1000 Tersicherte Personen 

Qef&hrlichkeit des Betriebes an sich . . . 14,15 
Mängel des Betriebes im besonderen . . . 0,05 

Schuld der Mitarbeiter 0,39 

Schuld der Verletzten selbst 2,48 

17,07 



im 



Stat. 67. Verhältnis der inneren Ursachen zu den äußeren 
Veranlassungen der entschädigungspflichtigen Unfälle im Jahre 1903, 
ausgedrflcbt in Prozenten der Unfälle, die durch die gleiche Ur- 
sache hervorgerufen sind. 



1 






entfielen auf 






Von je 100 UnÄllen, 
die entstanden sind durch 


Ex- 
plosion 


heisse 
Massen, 
ätzende 
FiUssig. 
keiten, 
giftigre 
Gase 


be- 
wegte 
Maschi- 
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nnd 
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fall 
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6«. 
fOrde- 
rung 

yon 
Lasten 


andere 

Ver- 

anlas- 

songen 


Gefährlichkeit des Be- 
triebes an sich 

Schnld der Mitarbeiter 
Schuld des Verletzten 
selbst 


1,66 

0,00 
11,84 

3,20 


0,39 

8,33 
0,00 

1,44 


3,99 

41,67 
17,53 

23,68 


41,90 

8,33 
8,25 

8,64 


8,00 

16,67 
3,09 

12,16 


32,86 

16,67 
57,73 

47,04 


11,20 

8,33 
2,06 

3,84 



Stat. 68. Die inneren Ursachen der entschädigungspflichtigen 
Unfälle im Jahre 1903, ausgedrflcbt in Prozenten dieser Unfälle. 





Zahl der 


Gefähr- 


Mängel 




Schuld 

des Ver- 

letsten 

selbst 




entschä- 


lichkeit 


des Be- 


Schuld 


Sektion 


digungs- 


des Be- 


triebes 


der Mit- 




pflichtigen 


triebes 


im be- 


arbeiter 




, Unfälle 


an sich 


sonderen 




I. Bonn j 


1535 


70,55 


0,13 


1,96 


27,36 


11. Bochum 


4 295 


82,91 


0,28 


2,26 


14,55 


m. Klausthal ; 


255 


65,10 


— 


1,57 


33,33 


IV. HaUe 


820 


50,24 


4,15 


7,81 


37,80 


V. Waidenburg 


200 


80,50 


— 


5,00 


14,50 


VI. Tamowitz 


1751 


31,60 


0,50 


4,60 


63,30 


Vn. Zwickau 


327 


68,81 


1,53 


3,67 


25,99 


Vni. München 


98 


90,81 


1,02 


2,04 


6,13 


i 


9 281 


67,35 


0,67 


8,22 


28,76 
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Stat 69. C^esamtftbersioht Aber die Slfentliehe Yersieherang 

der Bergleute im Oberbergamtsbezirke Dortmund 

im Jahre 1903. 

Für die Zwecke der gesamten Arbeiterversicheniiig sind von 
den Werkbesitzern im Oberbergamtsbezirke Dortmund aufge- 
bracht worden: 

a) BS Beitrag znr Kranken- und Pensionskasse 

b) = ,, „ Inyalidenversicherang 

c) -» Erhöhtes ünfallkrankengeld auf Grund 

des § 12 des Unfallversicherangsgesetzes 

d) =» Kosten der ünfallyersicheraDg 

1903 1902 



a) 10 503 482,26 Mk. 9 935 714,81 Mk. 

b) 2 304 656,90 „ 2 199 009,99 „ 

c) 171 733,30 „ 186 127,21 „ 

d) 8 799 021,72 „ 7 405 528,83 „ 



21 778 894,18 Mk. 19 726 380,84 Mk. 

Die Werkbesitzer haben f&r jeden Arbeiter durchschnittlich 

entrichtet 

1903 82,14 Mk. 

1902 78,21 „ 

Die Bergarbeiter im Oberbergamtsbezirke Dortmund haben 
aufgebracht: 

a) OB Beitrag zur Kranken- und Pensionskasse 

b) «= „ „ Invalidenversichernng . . 

1903 1902 



aj 14 109 723,61 Mk. 13 189 788,61 Mk. 
b) 2 304 656,90 „ 2 199 009,99 „ 

16 414 380,51 Mk. 15 388 798,60 Mk. 

Jeder Arbeiter entrichtete durchschnittlich an Beitrag ffir die 
Zwecke der gesamten Arbeiterversicherung 

1903 61,91 Mk. 

1902 61,01 „ 
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Von Unternehmern und Arbeitern zusammen sind 
im Oberbergamtsbezirke Dortmund aufgebracht worden 

1903 1902 

38 193 274,69 Uk. 35 115 179,44 Mk. 

Auf einen Arbeiter kamen durchschnittlich 
1903 1902 

144,05 Mk. 139,22 Mk. 



Bei der deutschen Arbeiterversicherung überhaupt 
haben die Unternehmer 1901 fOr jeden Arbeiter durchschnittlich 
an Beitrag entrichtet 

für die Erankenversichernng 
„ „ Unfallyersichernng 

Invalidenversicherung ^ 

18,13 Mk. 

Jeder Arbeiter entrichtete 1901 bei der deutschen Arbeiter- 
Versicherung überhaupt durchschnittlich an Beitrag 

für die Krankenversicherung 12,66 Mk. 
„ „ Invalidenversicherung 5,10 „ 



5,68 : 


Mk. 


7,35 


' » 


5,10 


n 



17.76 Mk. 



Bei der deutschen Arbeiterversicherung überhaupt sind also 
1901 von den Unternehmern und Arbeitern zusammen durchschnitt- 
lich für einen Versicherten aufgebracht worden 

35,89 Mk. 

1) Atlas und Statistik der deutschen Arbeiterversicherung. Berlin 1904 
Tabelle auf S. 12 in Verbindung mit den Tabellen auf den S. 17—21. 
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